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Rechtſprechung 
Strafrecht 
Strafgeſetzbuch 

§ 20 a StGB. Für den Begriff der Gefähr⸗ 
lichkeit kommt es auf die Größe des im Einzel⸗ 
fall angerichteten Schadens grundſätzlich nicht 
an. Entſcheidend iſt vielmehr, welches Bild die 
Geſamtwürdigung der Taten von dem inneren 
Weſen des Täters entſtehen läßt. RG.: DRW. 
1989, 233 Nr. 1 

$S 27 b, 78 StGB.; Straffreihs. vom 
30. April 1938. Wird in Anwendung des 8 27b 
StGB. für mehrere Straftaten auf Geldſtrafen 
mit Erſatzfreiheitsſtrafen erkannt, ſo iſt die 
Frage nach der Anwendbarkeit des Straf- 
freih®. v. 30. April 1938 nicht nach der Höhe 
der zuſammengerechneten Erſatz⸗Freiheitsſtra⸗ 
fen, ſondern für jede Einzeltat nach der für 
ſie ausgeworfenen Geldſtrafe zu beurteilen. 
OL G.: DR W. 1939, 233 Nr. 2 

§ 29 StGB. Die Feſtſetzung einer Erſatzfrei⸗ 
heitsſtrafe für jede erkannte Geldſtrafe muß 
gemäß § 29 StGB. auch dann erfolgen, wenn 
die Geldſtrafen durch Anrechnung der Unter⸗ 
ſuchungshaft für getilgt erklärt werden. Die 
in RGSt. 63, 333 und 68, 1,2 = JW. 1934, 
4312 N vertretene Auffaſſung ift aufgegeben. 
RG.: DRW. 1939, 233 Nr. 3 

SS 68, 67 Abſ. 3 StGB. Zum Begriff der 
„richterlichen Handlung“ i. S. dieſer Vorſchrif⸗ 
ten. OLG.: DRW. 1939, 233 Nr. 4 

8 176 StGB. Für den Tatbeſtand des Ver- 
brechens nach § 176 Abſ. 1 Nr. 3 StGB. ge⸗ 
nügt es, wenn der Verleitende ſelbſt aus Sin⸗ 
nenluſt handelt. Daß das Kind ſich der Un⸗ 
zuchtigkeit nicht bewußt wurde, ift unerheblich. 
NG: DRW. 1939, 233 Nr. 5 

$ 185 StGB. Beleidigung des Vaters durch 
Geſchlechtsverkehr mit der 17jährigen Tochter. 
RG.: DRW. 1939, 233 Nr. 6 


Strafrechtliche Nebengeſetze 
ss 2—6, 13 Sammlcz. v. 5. Nov. 1934 
(ROBI I, 1086); 88 146 a, 55, 42 b RGewO. 
— Auch der Verkauf von Konzert⸗ und Thea⸗ 
terkarten u. dgl. fällt unter das Verbot des § 3 
Sammlch. „Aushangskarten“ ſtehen dieſen 
gleich. KG.: DR W. 1939, 234 Nr. 7 
§ 36 Abſ. 1 RGewStcg. v. 1. Dez. 1936. 
Nach den in der Rechtſprechung des RG. 
entwickelten Grundſätzen ſtehen allerdings im 
allgemeinen die Hinterziehungen verſchiedener 


zur Vorbereitung auf die große Staatsprüfung. 
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Verlag Carl A. H. Hartmann. Hamburg 36, Welckersir. 3 


Steuern nicht in Fortſetzungszuſammenhang; 
es kann aber Tateinheit dadurch hergeſtellt 
fein, daß die Hinterziehungen durch dieſelbe 
Erklärung erfolgen. 
% Für das Gewerbeſteuerrecht vor dem 1. April 
31 1 s e ($ 36 
Abi. Her, v. 1. Dez. 14 NG.: 
DNW. 1939, 235 Nr. 8 8 
§ 9 Abf. 1 und 2 StraßVerkO. Gefahren⸗ 
punkte, wie fie wahrend des Haltens der Stra- 
ßenbahn neben der Halteſtelle zwiſchen Ver⸗ 
kehrsinſel und Bürgerſteig erfahrungsgemäß 
beſtehen, verpflichten den Kraftfahrer zu be⸗ 
ſonderer Vorſicht. RG.: DARM. 1939, 235 
Nr. 9 
Strafverſahren 


§ 338 SIPO. Der Beſchluß über den Aug- 
ſchluß der Öffentlichkeit während der Verneh⸗ 
mung eines Sachverſtändigen iſt nicht wört⸗ 
lich, ſondern finngemäß auszulegen; er deckt 
daher auch die Erörterung über das Gutachten 
und die Beeidigung des Sachverſtändigen un 
ter Ausſchluß der Öffentlichkeit. NS: DRM, 
1939, 286 Nr. 10 

88 359 Ziff. 5, 364 StPO. Werden neue 
Tatſachen und Beweismittel vorgebracht, die 
die Glaubwürdigkeit beeideter Zeugen erſchüt⸗ 
tern können, ſo iſt auch ohne Verurteilung der 
Zeugen wegen Eidesverletzung die Wjederauf⸗ 
nahme des Verfahrens zuzulaſſen, wenn dieje 
Tatſachen und Beweismittel, falls ſie dem Ge⸗ 
richt neben den eidlichen Zeugenausſagen vor⸗ 
gelegen hätten, geeignet geweſen wären, eine 
mildere Beſtrafung oder Freiſprechung herbei⸗ 
zuführen. OLG.: DRW. 1939, 236 Nr. 11 


Zivilrecht 
Bürgerliches Geſetzbuch 


SS Abf. 2, 5, 114, 106 fl., 1676 Ab}. 2, 1685 
Bc. EE 20, 56 Abf. 2, 60 Abſ. 1 Nr. 
RIGG. 88 Abſ. 2, 60 Abſ. 1 Nr. 6 

Tem beſchränkt geſchäftsfähigen Vater (8 114 
BOB.) ſteht bzgl der Volljährigerklarung feines 
minderjährigen Kindes kein Verbietungsrecht 
nach § 4 Abſ. 2 BGB. zu, ſondern nur der 
Mutter, wenn ſie die elterliche Gewalt ausübt 
($ 1685 BGB.). Der Vater braucht in dieſem 
Falle auch nicht vor der Entſcheidung über die 
Volljährigerklärung gehört zu werden. Er hat 
auch kein Beſchwerderecht gegen dieſe. 

Erlangt der Vater die volle Geſchäftsfähig⸗ 
keit wieder, ſo kann er die von der Mutter nach 
$ 4 Abſ. 2 BGB. erklärte Einwilligung zur 
Volljährigerklarung widerrufen und dieſerhalb 
ſofortige Beſchw. einlegen, jedoch nur ſolange 
gi a ung des Kindes noch nicht 
rechtskräftig geworden ift. KG.: DRH, 

237 Nr. 125 ; ARA 
(Fortſetzung Seite 6) 


Beilagenhinweis, 
Der Gesamtauflage dieses Heftes 
liegen Werbeblätter folgender Firmen 
bei: 


Y Hotel Grüner Baum, Badgastein. 
2. Franckh'sche Verlagshandlung 
W. Keller & Co., Abteilung 

Lehrmittel, Stuttgart-O. 


Soebenisterschienen; 


Steaßenverfchrs: und Verkehrshaftvflichtrecht 
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Die neue Sammlung umfaßt die geſamte Rechtſprechung und das Schrifttum der letzten 22 Monate. 
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richten tönnen. Das Buch ift daher für den, der mit Verſicherungsfragen des öfteren befaßt ift, namentlich aber 
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Der durch mehrere hervorragende Aufſätze zum 
Jugendverfaſſungsrecht und durch fein Naturrechts⸗Buch 
bereits einer weiteren Offentlichkeit bekannte Dozent 


Dr. jur. fians-fjelmut Diebe 


legt heute ein Buch vor, das erſtmalig das geſamte Rechts⸗ 
ſchriſttum über die HZ. zu einem einheitlichen, gerade⸗ 
zu dokumentarſſch wirkenden Gefüge zuſammenfaßt. 


Dieſes Buch 


Die Rechtsgeſtalt 
der Hitler-Jugend 


gehört in die Hand aller Jugendführer, insbeſ. aller 
H3J.⸗Rechtsſtellen, der Eltern und Erzteher, der Jugend- 
und Vormundſchaftsrichter, überhaupt aller Rechts⸗ 
wahrer, dle durch Beruf und perſönliches Intereſſe nicht dar⸗ 
auf verzichten können, die Jugend als eigene Rechtsord⸗ 
nung und als Teil der Geſamtrechtsordnung zu begrelfen. 
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Fernſpr. 67 19 21 den 25 März 1939. 


Erlebte Kechtsgeſchichte der Berliner 
Kampfjahre 


Ein in der nationalfozfaliftifchen Kampfzeit lebenswich- 
tiger, nach der Mlachtergreffung aber weniger beachteter 
Abfehnitt polſtiſcher Arbeit war der Kampf um die redt- 
liche Anerkennung der Bewegung. Diefer Teil des Mapt- 
kampfes wird in dem vorliegenden Buche lebendig; es 


zeigt den natſonalſosfalſſtiſchen Jurtſten in feinem Einſatz 
während der Kampfseit. 


Dr. Neubert, ſeit 1933 Präſident der Reichsrechtsan- 
waltskammer, tft den alten Berliner Parte genoffen als 
unermüdlicher Ver eidiger nationalfozialiftifcher Kämpfer 
bekannt. Die Be.liner Gauleſtung und Gaupreſſe hat er 
feit zehn Jahren rechtlich berg en und für ſie in der 
Auyftemzeft eine ſcha fe Klinge g führt. Menn er fetzt 
unter dem Titel „Anwalt in der Politik” eine Aus- 
wahl von Auffäßen und Ach iftſätzen bringt, fo entrollt 
fih ein Stück polltſſcher Geſchichte. Die Entwfcklungs- 
línie zeigt fih ungekrümmt. Und wenn in einem Anhang 
Auszüge aus älteren Arbeiten gebracht werden, ſo atmen 
fie denſelben Geſſt, als wären fie heute geſchrieben. 
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Ausgabe A 


Wochenausgabe 


ütſches Recht 


bereinigt mit 


»Juriſtiſche Wochenſchrift⸗ 


Herausgegeben unter Mitarbeit der Reichsgruppenwalter des NSR. 


Richter und Staatsanwälte: Rechtspfleger: Verwaltungsrechtswahrer: Wirtſchaftsrechtswahrer: 
Dr. Geffroy Singer Dr. Stuckart Dr. Mönckmeier 
Rechtsanwälte: Notare: Hochſchullehrer: Junge Rechtswahrer: 

Dr. Droege Wolpers Dr. Ritterbuſch Billig 
vom Reichsführer des NAR. Dr. Hans Frank 
Heft 8/9 9. Jahrgang 8./15. April 1939 


Rationeller Arbeitseinſatz in der Rechtspflege 


Von Reichsamtsleiter Heinrich Barth, München 


Wenn heute das deutſche Arbeitsleben in manchen Be⸗ 
reichen, insbeſondere der Wirtſchaft, auch ſchon auf hohen 
und höchſten Touren läuft, ſo ſtellt der Lebenskampf unſe⸗ 
res Volkes unſerer Zeit doch ſo gewaltige Aufgaben, daß 
zu ihrer Bewältigung immer noch weitere Leiſtungsſteige⸗ 
rungen notwendig ſind. Dabei iſt zu beachten, daß die ver⸗ 
fügbaren Arbeitsreſerven heute bereits weitgehend erſchöpft 
ſind, daß in den nächſten Jahren jeweils recht ſchwache Ge⸗ 
burtsjahrgänge in das Erwerbsleben eintreten und damit 
für eine Reihe von Berufen erhebliche Arbeitseinſatz⸗ und 
Nachwuchsſchwierigkeiten unvermeidbar ſind. Eine Lei⸗ 
ſtungsſteigerung fann daher in der Hauptſache nur erzielt 
werden durch eine Rationaliſierung der Arbeit, durch giwed- 
entſprechende Organiſation des Arbeitslebens, durch eine 
großzügige Arbeitsplanung, durch rationelle Geſtaltung 
des einzelnen Arbeitsvorganges, durch rationellen Einſatz 
jedes einzelnen und Steigerung ſeiner perſönlichen Lei⸗ 
ſtung, wenn nötig mit Unterſtützung erhöhter Verwertung 
techniſcher Hilfsmittel. 

Eine ſolche Rationaliſierung kann ſich natürlich nie⸗ 
mals auf einen Sektor des deutſchen Arbeitslebens, z. B. 
auf die Wirtſchaft, beſchränken. Das Volk hat in ſeiner 
Geſamtheit ſeine Lebensaufgaben zu löſen, die gerade jetzt 
beſonders exiſtenzwichtig, ſchwer und hart ſind. Es iſt klar, 
daß beim Arbeitseinſatz des Geſamtvolkes die lebenswich⸗ 
tigſten Aufgaben in erſter Linie berückſichtigt werden müſ⸗ 
ſen. In einem Kriege muß der Großteil der männlichen 
Bevölkerung zur Verteidigung von Reich und Volk mit der 
Waffe eingeſetzt werden. Zu dem gleichen Zwecke iſt es 
auch im Frieden notwendig, daß die einzelnen Jahrgänge 
zum Wehrdienſt eingezogen und ſomit aus ihrem ſonſtigen 
Berufsleben herausgenommen werden. Die zur Durch⸗ 
führung von Arbeiten ſtaatspolitiſcher Bedeutung ausdrück⸗ 
lich augeorduete Einſaßpflicht eines jeden deutſchen Men- 
ſchen bringt es ebenfalls mit ſich, daß einzelne aus ihrer 
ſonſtigen Berufsarbeit herausgenommen und bei exiſtenz⸗ 
wichtigen Arbeiten der Nation eingeſetzt werden. Auch dar⸗ 
über hinaus erſcheint es in einer Zeit höchſter Leiſtungs⸗ 


anforderungen an die Nation unerläßlich, daß ſich der ge⸗ 
ſamte Arbeitseinſatz nach einer beſtimmten Planung, nach 
einer beſtimmten Rangordnung der Arbeitsaufgaben nach 
ihrer Lebenswichtigkeit vollzieht, und daß ſo Gemeinſchaft 
und Führung in erhöhtem Maße darüber entſcheiden, wo 
und wie der einzelne in der Geſamtarbeit der Nation ein⸗ 
geſetzt wird. 


Die Notwendigkeit rationellen Arbeits» 
einſatzes in der Rechtspflege 


Von dem Gebot des rationellen Arbeits⸗ 
einſatzes wird ſelbſtverſtändlich auch der 
große Bereich der öffentlichen Verwaltung 
erfaßt. Eine ungerechtfertigte Aufblähung des öffent⸗ 
lichen Verwaltungsapparates oder eine unrationelle Ge⸗ 
ſtaltung der Verwaltungsarbeit würden einen rationellen 
Arbeitseinſatz in der Geſamtarbeit der Nation erheblich 
ſtören. Auch für die Rechtspflege gilt das Gez 
bot des rationellen Arbeitseinſatzes und 
der rationellen Arbeitsgeſtaltung. Wenn 
man beobachtet, wie ſtark die Zahl der jungen Rechts⸗ 
ſtudenten in letzter Zeit geſunken iſt, dann darf man wohl 
davon ausgehen, daß es nicht notwendig ſein wird, von 
dem Arbeitsbereich der deutſchen Rechtspflege Arbeits⸗ 
kräfte abzuziehen oder fernzuhalten. Die deutſche Rechts⸗ 
pflege wird vielmehr, wenn die jetzige Entwicklung jo wei⸗ 
ter geht, in wenigen Jahren ſchon von ſich aus mit ſehr 
erheblichen Nachwuchsſchwierigkeiten zu 
kämpfen haben. Es wird damit die Zahl der in der Rechts⸗ 
pflege tätigen Rechtswahrer ganz zwangsläufig eine ſehr 
ſpürbare Herabſetzung erfahren müſſen. Es wird unter 
Umſtänden ſogar notwendig werden, daß man ſich in be⸗ 
ſonderem Maße darum bemüht, im Rahmen des Geſamt⸗ 
nachwuchſes den Anteil für die Rechtspflege ſicherzuſtellen, 
der dem Umfang ihrer Aufgaben und ihrer Bedeutung im 
Leben des deutſchen Volkes gerecht wird. 

‚Mit einer Verminderung der Arbeits- 
kräfte iſt die Frage der Rationaliſierung 
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natürlich noch nicht gelöſt; denn dafür iſt 
ja das Entſcheidende, daß die beſtmögliche 
Aufgabenerfüllung gewährleiſtet bleibt, 
daß die bisherige Leiſtungshöhe gehalten, 
ja womöglich fogar geſteigert wird. Ein bloße 
Verminderung der Arbeitskräfte könnte leicht dazu führen, 
daß, nicht zuletzt infolge der Überlaſtung einzelner, Wert 
und Güte der Arbeitsleiſtung unvermeidbar ſinken, daß 
die einzelnen Arbeiten nicht mehr gründlich und gewiſſen⸗ 
haft genug ausgeführt werden, daß Arbeiten einfach hin⸗ 
ausgeſchoben werden und liegen bleiben. Bei einer Ver⸗ 
knappung der Arbeitskräfte beſteht die Gefahr, daß zwi⸗ 
ſchen einzelnen Behörden und Dienſtſtellen ein Kampf um 
die Arbeitskräfte entbrennt, der vor allem darauf abgeſtellt 
iſt, durch den äußeren Eindruck eines geſteigerten Arbeits⸗ 
umfanges, insbeſondere durch eine unrationelle Aufblähung 
der Zahl der zu erledigenden Sachen ſich einen möglichſt 
großen Anteil an den verfügbaren Arbeitskräften zu ſichern, 
was natürlich letzten Endes leicht auf Koſten einer wirk⸗ 
lich rationellen Arbeitsgeſtaltung und der ſachlichen Er⸗ 
ledigung überhaupt gehen kann. 


Im Intereſſe einer guten und brauch⸗ 
baren Rechtspflege iſt es daher notwendig, 
bevor eine allzu erhebliche Verminderung 
der Arbeitskräfte ſpürbar wird, die Auf⸗ 
gabe einer rationellen Ausgeſtaltung der 
geſamten Rechtsarbeit und eines möglichſt 
rationellen Einſatzes jedes einzelnen Rechts⸗ 
wahrers in Angriff zu nehmen und ſie zu 
löſen. Ein allzu zögerndes Zuwarten könnte ſehr ver- 
hängnisvoll ſein. Von grundlegender Bedeutung iſt natür⸗ 
lich die Ausbildung des Rechtswahrernach⸗ 
wuchſes. Durch eine Intenſivierung der Ausbildung und 
eine erhöhte Abſtellung auf die künftige praktiſche Be⸗ 
rufsausübung kann auch der ſpätere Einſatz des ein⸗ 
zelnen Rechtswahrers in der Praxis von vornherein ganz 
weſentlich gefördert werden. Es kann weiter dadurch ſogar 
eine Kürzung des geſamten Ausbildungsganges erreicht 
werden, die dem jungen Rechtswahrer nicht nur die Mög⸗ 
lichkeit einer früheren Familiengründung, ſondern auch der 
Gemeinſchaft die Möglichkeit gibt, ſeine Arbeitskraft früher 
in der praktiſchen Berufsarbeit einzuſetzen. Die vor kurzem 
erſchienene Neufaſſung der Juſtizausbildungsordnung hat 
in dieſer Richtung noch nichts gebracht. Eine baldige Neu⸗ 
geſtaltung der Rechtswahrerausbildung erſcheint aber un⸗ 
erläßlich. 


Vor allem aber wird es darum gehen, ſofort an eine 
möglichſt rationelle Ausgeſtaltung der Ar⸗ 
beit in der Rechtspflege ſelbſt heranzugehen. 
Es ergeben ſich hier eine große Reihe von Möglichkeiten, 
die einer Unterſuchung wert ſind. So kann geprüft wer⸗ 
den, wie eine Vereinfachung und Rationaliſierung der 
Rechtspflege gefördert werden könnte, z. B. durch ver⸗ 
mehrten Einſatz des Einzelrichters, durch Ausbau des 
Güte⸗ und Schlichtungsverfahrens, durch Ausbau der 
Rechtsbelehrung, Rechtsaufklärung und Rechtsbetreuung — 
Verhütung iſt bekanntlich rationeller als Heilbehandlung —, 
durch Vereinfachung des Verfahrens in den verſchiedenen 
Rechtspflegebereichen, durch Beſchränkung von Anfechtungs⸗ 
möglichkeiten in Bagatellſachen, durch eine zweckmäßige 
Arbeitsverteilung und Zuſammenarbeit, vor allem aber 
durch eine rationelle und ganz auf brauchbare Praxis und 
vernünftige Sacherledigung abgeſtellte Geſtaltung des ge⸗ 
ſamten Amtsbetriebes. Was einerpraktiſchen und 
vernünftigen Sacherledigung dient, iſt 
damit in der Regel auch richtig. Leerlauf und 
Doppelarbeit ſind zu vermeiden. Der Rechtswahrer iſt 
auch von allen Formalien zu befreien, die einer praktiſchen 
und rationellen Rechtspflege im Wege ſtehen könnten. Auch 
der Frage einer erweiterten Verwendung techniſcher Hilfs⸗ 
mittel, wie Kraftwagen, Fernſprecher uſw., iſt ein beſonde⸗ 
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res Augenmerk zu widmen. Solche modernen techniſchen 
Hilfsmittel könnten nicht nur den Zeit⸗ und Arbeitsauf⸗ 
wand oft ſehr vermindern, ſie könnten auch ſicherlich oft 
zu einer lebensnahen, volkstümlichen und damit gerechten 
Rechtſprechung beitragen, indem ſie Volk und Rechtswahrer 
raſcher und näher zuſammenbringen und durch Aufklärung 
und Beſprechung an Ort und Stelle oft manchen Akten⸗ 
betrieb und Leerlauf vermeiden laſſen. Einer ſehr ein⸗ 
gehenden Prüfung bedarf natürlich auch die Frage, in 
welchem Umfang die Frau einen erhöhten Einſatz in der 
Rechtspflegearbeit finden könnte. Der NS. ⸗Rechts⸗ 
wahrerbund führt zur Zeitinſeinen Gauen 
eine umfaſſende Arbeit um dieſe Fragen 
durch. Es ſollen dabei die Männer der Praxis ſelbſt 
herangezogen werden zur Mitwirkung und zur Mitprüfung, 
wie Arbeit und Apparat der Rechtspflege einfacher und 
rationeller ausgeſtaltet werden können. In dem Rahmen 
dieſer Abhandlung ſollte nur auf einige Möglichkeiten kurz 
hingewieſen werden. Daß bei der Rationaliſierung Wert 
und Volkstümlichkeit der Rechtspflege keine Einbußen er⸗ 
leiden dürfen, ſondern vielmehr eine Steigerung erfahren 
müſſen, brauche ich nicht noch einmal zu betonen. 


Der Dienſt der Rechtspflege an dem 
rationellen Arbeitseinſatz in den 
übrigen Aufgabengebieten 


Die Aufgaben der Rechtspflege im Rahmen der von 
dem Lebenskampf des deutſchen Volkes diktierten Ratio⸗ 
naliſierung der Arbeit find aber mit der rationellen Aug- 
geſtaltung des eigenen Arbeitsapparates noch nicht er⸗ 
ſchöpft. Sie hat vielmehr den rationellen Arbeitseinſatz des 
geſamten Volkes, auch in den übrigen Arbeitsbereichen, zu 
reſpektieren, ja ſogar zu fördern, mag dies vielleicht auch 
da und dort zu einem Verzicht auf eine Vereinfachung der 
eigenen Arbeit führen. 


Es iſt bekannt, daß die Durchführung von Prozeſſen 
und ſonſtigen Verfahren der Rechtspflege von den am Ver⸗ 
fahren beteiligten Volksgenoſſen, von Parteien, Zeugen 
und Sachverſtändigen einen oft recht bedeutenden Zeitauf⸗ 
wand verlangt, meiſtens auch noch einen umfangreichen 
Arbeitsaufwand, man denke nur an die Beſprechungen mit 
Behörden und Prozeßvertretern, an die Teilnahme an 
Gerichtsverhandlungen, an die Anfertigung von Schrift⸗ 
ſätzen, Gutachten uſw. Zeit und Arbeitskraft, die 
von den Beteiligten in übergroßem Maße 
auf die Durchführung von Rechtsverfahren 
aufgewendet werden müſſen, gehen aber 


der eigentlichen produktiven Berufsarbeit 
verloren. 


Grundſätzlich wichtig iſt es daher, von 
vornherein um die Verhütungeines Rechts⸗ 
ſtreites und des damit verbundenen Zeit 
und Arbeitsverbrauches bemüht zu ſein. 
Abgeſehen davon, daß dies weitgehend eine Frage der Ein⸗ 
ſicht, der Vernunft, des Gemeinſchaftsbewußtſeins, alfo des 
guten Willens der Beteiligten iſt, kommt hier eine be⸗ 
ſondere Bedeutung der Rechtsaufklärung und der recht⸗ 
zeitigen Rechtsbetreuung zu. Für die Rechtspflege 
ſelbſt erwächſt im Rahmen ihrer Tätigkeit 
die Pflicht, beſondere Aufmerkſamkeit der 
Rechtsbelehrung, der Streitſchlichtung, 
der Verhütung künftiger Streitigkeiten 
und ſomit der Schaffung eines dauerhaf⸗ 
ten, innerlich begründeten und nach außen 
ſichergeſtellten Rechtsfriedens zwiſchen den 
Bet ei ligten zuzuwenden. Im übrigen müſſen die 
Rechtswahrer bei ihrer Berufsausübung immer daran 
denken, daß Zeit und Arbeitskraft für die Beteiligten koſt⸗ 
bar ſind und daß ihre Beachtung nicht nur im Intereſſe 
des einzelnen, ſondern, heute in ganz beſonderem Maha 
vor allen auch im Intereſſe der Geſamtheit liegt. Ich er- 
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wähne hier beiſpielsweiſe einen praktiſchen Fall, der dem 
Reichsrechtsamt unterbreitet wurde: Ein LG. hat in einem 
Verfahren eine große Anzahl von Zeugen zu vernehmen, 
die nicht am Orte des Gerichts, ſondern an einem anderen 
Orte innerhalb des LGBez. wohnen und dort auch in einem 
gewerblichen Vetrieb in Arbeit ſtehen. Durch die Ver⸗ 
nehmung am Orte des Gerichts geht ihnen allen ein ganzer 
Arbeitstag verloren und damit auch der Allgemeinheit die 
Arbeitsleiſtung der Zeugen an dieſem Tag. Dieſer Ar⸗ 
beitsverluſt könnte aber dann ſehr erheblich verringert wer⸗ 
den, wenn ſich das Gericht ſelbſt an den Wohn⸗ und Ar⸗ 
beitsort der Zeugen begeben und dort die Vernehmungen 
durchführen würde. Nebenbei ſei bemerkt, daß dadurch 
außerdem auch noch erhebliche Reiſekoſten und Zeugen⸗ 
gelder eingeſpart werden könnten und daß das Gericht viel⸗ 
leicht auch von dem ganzen Sachverhalt einen unmittel⸗ 
bareren Eindruck gewinnen könnte. Auf jeden Fall dürfte 
eine ſolche den Geſamtintereſſen dienende und praktiſch 
brauchbare Maßnahme nicht an irgendwelchen formal⸗ 
geſetzlichen Bedenken ſcheitern. 


Unnötiger Aktenkram, unnötige Termine und Ver⸗ 
nehmungen ſind zu vermeiden. Das verlangt aber, daß der 
Rechtswahrer ſich von vornherein auf die Sache beſonders 
konzentriert und ſeine Arbeit planmäßig, zielbewußt, ent⸗ 
ſchlußkräftig durchführt und zu Ende bringt. Je länger ein 
Prozeß dauert, deſto größer iſt in der Regel auch der 
Arbeitsaufwand und Zeitaufwand für alle Beteiligten. Den 
Beteiligten kommt es überhaupt meiſt ſehr darauf an, daß 
eine Streitfrage ſobald als möglich geklärt und entſchieden 
wird. Dieſe Klärung iſt oft unbedingt notwendig für 
weitere Dispoſitionen und Entſchlüſſe, häufig für die 
eigentliche Exiſtenz. Es liegt nicht nur im Inter⸗ 
eſſe der einzelnen Beteiligten, ſondern 
auch der Geſamtheit, daß ein Streit mög⸗ 
lichſt bald ausgeräumt wird, daß möglichſt bald 
Klarheit und Ordnung herrſcht, daß möglichſt bald die 
Beteiligten ihre Kraft und ihre Aufmerkſamkeit anderen 
Dingen, vor allem ihrer Berufsarbeit zuwenden können, 
und daß in der Front der ſchaffenden Volksgenoſſen mög⸗ 
lichſt bald ein Zuſtand des Friedens und der Zuſammen⸗ 
arbeit eintritt. Ein Streit um das Recht ver» 
langt nicht nur einen beſonderen Beit- und 
Arbeitsaufwand, ſondern iſt auch ſehr oft 
imſtande, die Beteiligten auch innerlich ſo 
in Anſpruch zunehmen und zu verbrauchen, 
zu verſtimmen und zu enttäuſchen, daß ihre 
Lebensfreude und damit ſelbſtverſtändlich 
auch ihre Arbeitsfreude eine ſehr erheb⸗ 
liche Einbuße erleidet. Da hohe und höchſte Lei⸗ 
ſtungen ſich nicht nur auf Leiſtungsfähigkeit und Pflicht⸗ 
gefühl, ſondern auch auf Lebens⸗ und Leiſtungsfreude auf⸗ 
bauen müſſen, ſind dieſe Auswirkungen ſehr bedauerlich. 


Die Bedeutung der Rechtswahrung für den 
Lebenskampf des deutſchen Volkes 


Wenn heute das Gebot der Rationaliſierung auf⸗ 
gerichtet iſt, um die Bewältigung des gigantiſchen Lebens⸗ 
kampfes unſeres Volkes zu ermöglichen, dann hat die 
Rechtspflege natürlich nicht nur die Aufgabe, in ihrem 
Arbeitsapparat und in ihren Arbeitsmethoden dieſen Not⸗ 
wendigkeiten Rechnung zu tragen, ſondern fie muß ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch mit dem Gehalt ihrer Rechtsentſcheidun⸗ 
gen ſelbſt der Erfüllung dieſes Lebenskampfes dienen. 

Es gibt manchen Rechtsſtreit, der ſich im Sektor der 
wirtſchaftlichen Arbeit auswirkt, mag es ſich nun um einen 
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Streit wegen unlauteren Wettbewerbs, wegen einer Patent⸗ 
verletzung, wegen einer Warenzeichenverletzung oder ſonſt⸗ 
wie handeln; ſtets muß ſich hier der Rechtswahrer vor 
Augen halten, daß das Lebensintereſſe unſeres deutſchen 
Volkes einen geſteigerten Arbeitseinſatz, einen geſteigerten 
techniſchen Fortſchritt, eine geſteigerte Arbeitsleiſtung, eine 
geſteigerte Produktion, einen geſteigerten Export verlangt. 
Die Entſcheidungen deutſcher Gerichte dürfen dieſen Not⸗ 
wendigkeiten nicht zuwiderlaufen, ſie müſſen ſie vielmehr 
fördern. Von der Rechtspflege wird daher 
auch erwartet, daß ſie in ihrem Bereich 
allen Verſuchen der Sabotage an dem gro⸗ 
Ben Aufbauwerk des Führers und an dem 
Lebenskampf der Nation mit unerbittlicher 
Entſchloſſenheit und mit ihrer geſamten 
Macht und Autorität entgegentritt. Das gilt 
für die ſtreitige Rechtspflege, das gilt in beſonderem Maße 
für die Strafrechtspflege. Wie die große Gemeinſchafts⸗ 
arbeit des deutſchen Volkes gegen jeden Verrat und jede 
Störung auch durch entſchloſſene Strafverfolgung geſchützt 
werden muß, ſo ſoll auch der einzelne ſchaf⸗ 
fende Volksgenoſſe die Gewißheit haben, 
daß er in Ruhe und Sicherheit feiner an= 
ſtrengenden Arbeit im Dienſte des Voltz- 
ganzen nachgehen kann. 


Im Mittelpunkt der geſamten nationalſozialiſtiſchen 
Politik ſteht immer das Volk als blut⸗ und ſchickſals⸗ 
verbundene lebendige Gemeinſchaft der Millionen deutſcher 
Meuſchen. Auch die Bemühungen um Leiſtungs⸗ 
ſteigerung, Produktionsvermehrung, Ra⸗ 
tionaliſierung entſpriugen nur der Sorge 
um dieſes lebendige Volk mit all ſeinem 
Fühlen, Denken und Wünſchen. Höchſte Lei- 
ſtungen eines Volkes ſind aber auf die Dauer nur möglich, 
wenn ſie von der eigenen Einſicht und dem eigenen Willen 
der Gemeinſchaft bejaht und erſtrebt werden. In dieſem 
Zuſammenhang kommt der Rechtswahrung eine beſondere 
und eigene Aufgabe zu. Ihr obliegt die Durchſetzung 
der Gerechtigkeit innerhalb der Gemein⸗ 
ſchaft. Bei dem deutſchen Menſchen ift das Rechtsgefühl 
von jeher ganz beſonders ausgeprägt. Das hängt mit ſei⸗ 
nem Sinn für Klarheit und Ordnung und mit ſeinem tief⸗ 
innerlichen raſſiſch bedingten Moral- und Ehrgefühl eng- 
ſtens zuſammen. Der deutſche Menſch legt gerne den Maß⸗ 
ſtab an: Recht oder Unrecht? Durch eine Verletzung ſeines 
Rechtsgefühls kann auch ſein inneres Verhältnis zur 
Gemeinſchaft, ſein Vertrauen zur Führung, ſeine innere 
Leiſtungsbereitſchaft und damit natürlich auch ſeine Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit und Leiſtung leicht eine Einbuße erleiden, 
die ſich wiederum für die Gemeinſchaft ſelbſt recht un⸗ 
günſtig auswirken kann. Denn deren Kraft und Geſchloſſen⸗ 
heit hängen weſentlich von dem inneren Zuſammenhalt 
und damit von der inneren Einſtellung jedes einzelnen ab. 
So gewinnt die Durchſetzung der Gerechtigkeit im Leben 
der Gemeinſchaft für dieſe ſelbſt eine lebenswichtige 
Bedeutung. Die Gerechtigkeit verlangt, daß 
Opfer und Laſten in gerechter Weiſe ver⸗ 
teilt werden, daß nicht einzelne aus Gin- 
jag und Opfer der Geſamtheit unverdien⸗ 
ten Sondergewinn erzielen, daß der pflicht⸗ 
bewußte, ehrliche und anſtändige Volks⸗ 
genoſſe vor Ausbeutung, Willkür, Miß⸗ 
achtung und Unrecht geſchützt wird. Rechts⸗ 
gefühl und Lebensintereſſe des deutſchen Volkes verlangen, 
daß die Rechtspflege dieſe bedeutende Aufgabe erfüllt. 
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Kritik und Apologie des „Juriſten“ 


Von % Oberführer Miniſterialdirigent Dr. Werner Beſt, Berlin 


Es gibt wohl heute in Deutſchland keinen Berufsſtand, 
der ſo ſcharfer Kritik unterliegt und ſo vielfältig verläſtert 
und karikiert wird wie der des „Juriſten“. Eine Parallele 
hierzu iſt wohl nur in der Bewertung und Behandlung zu 
finden, die dem Berufsſtand des Offiziers in der Publi⸗ 
ziſtik der liberalen Epoche unſerer Vergangenheit zuteil 
wurde. Auch darin gleichen ſich die Beurteilungen früher 
des Offiziers und heute des „Juriſten“, daß es ſchwer iſt, 
über Einzelfälle des Verſagens oder Entgleiſens hinaus 
den wirklichen Inhalt der erhobenen Anklage zu erfahren, 
und daß es unmöglich iſt, eine präziſe Auffaſſung kennen⸗ 
zulernen, was nun mit dieſem verurteilten und verläſterten 
Berufsſtand, beffen Angehörige immerhin in allen Be- 
reichen unſeres öffentlichen Lebens ſtändig zu ordnenden, 
leitenden und ausführenden Funktionen aller Art heran⸗ 
gezogen werden, künftig geſchehen ſoll. Es erſcheint des⸗ 
halb nicht nur vom Standpunkt des kritiſierten Berufs⸗ 
ſtandes, ſondern auch im Intereſſe der Volksgemeinſchaft 
und des Staates geboten, in eine gründliche und ſachliche 
Prüfung der Urſachen einzutreten, die zu der feſtgeſtellten 
Kritik geführt haben. 

Dieſe Unterſuchung ſoll in ganz einfacher und natür⸗ 
licher Weiſe bei den Menſchen beginnen, die als Repräſen⸗ 
tanten des „Juriſten“ſtandes der Öffentlichkeit gegenüber⸗ 
treten und den Gegenſtand ihres Urteils und ihrer Kritik 
bilden. Hierbei muß eine Erkenntnis vorangeſtellt werden, 
die eine falſche Richtung der Unterſuchung verhüten ſoll: 
Es ſind — entgegen einer verbreiteten oberflächlicheren 
Auffaſſung — letzten Endes nicht die extremſten Er⸗ 
ſcheinungen und die ausgeſprochenen Entgleiſungen, die 
das Urteil des Volkes über beſtimmte Menſchengruppen 
beſtimmen. Es iſt vielmehr wirklich der Durchſchnitt der 
Repräſentanten dieſer Gruppen — hier eines Berufs⸗ 
ſtandes —, der verurteilt wird. Dieſes Urteil des Volkes 
iſt aber wiederum weniger durch poſitive Fehler als viel⸗ 
mehr durch das ſichere Empfinden für das Fehlen von 
Eigenſchaften und Leiſtungen beſtimmt, die das Volk als 
ſelbſtverſtändlich von den Trägern einer beſtimmten völki⸗ 
ſchen Aufgabe erwartet. Nicht die Karikatur des Monokel⸗ 
Leutnants hat in der Vergangenheit das Urteil der Offent⸗ 
lichkeit über den Offizier beſtimmt, ſondern im tiefſten 
Grunde die Tatſache, daß damals dem Durchſchnitt dieſes 
Berufsſtandes beſtimmte Eigenſchaften und Wirkungsmög⸗ 
lichkeiten fehlten, die das Volk von den Führern ſeines 
Volksheeres erwartete. A 

Die Anwendung dieſer Erkenntnis auf den Berufs⸗ 
ſtand der „Juriſten“ möge hier durch die Darſtellung der 
perſönlichen Erlebniſſe im beruflichen Werdegang des Ver⸗ 
faſſers dieſer Ausführungen verftändlich gemacht werden: 

Ein junger Menſch, für den der Krieg, der Zu⸗ 
ſammenbruch und die Beſetzung ſeiner Heimat durch fremde 
Truppen die beſtimmenden Erlebniſſe ſeiner Jugend waren, 
hat — im Bewußtſein der ſelbſtändigen Mitverantwor⸗ 
tung jedes einzelnen für das Schidfal feines Volkes — vom 
Knabenalter an ſeinen Willen und ſeine Kraft in den 
Dienſt der Erneuerung Deutſchlands geſtellt. Die Mitwir⸗ 
kung in der Abwehr des ſeparatiſtiſchen Hochverrats, in 
der Durchſetzung des völkiſchen Gedankens in der deutſchen 
Studentenſchaft, im Ruhrkampf und in den Anfängen der 
nationalen Sammlung, die ſpäter in die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Bewegung muͤndeten, bildeten den Inhalt ſeiner 
Studienjahre. Daneben ſtudierte er „Juriſterei“ und 
Staatswiſſenſchaft, die ihm vor allem dazu diente, um im 
Widerſpruch gegenüber den vorgetragenen Theorien der 
„Syſtemzeit“ ſich eine dieſen entgegengeſetzte völkiſche und 
nationalſozialiſtiſche Auffaſſung vom Staat und vom Volks⸗ 


leben zu bilden. Auch die Zeit des Vorbereitungsdienſtes 
als Referendar diente — neben der gebotenen Aneignung 
dienſtlicher Praxis — vor allem der theoretiſchen Ver⸗ 
tiefung der eigenen politiſchen Auffaſſung und der Mit⸗ 
arbeit in der Sammlung der völkiſchen Oppoſition gegen 
das parlamentariſche Syſtem und gegen die individua⸗ 
liſtiſch⸗ humanitäre Weltanſchauung. Dem jungen Referen- 
dar, der mit ſeinen Auffaſſungen nicht hinter dem Berg 
hielt, wurde von ſeinen wohlmeinenden Ausbildern immer 
wieder klargemacht, daß er — in ſeinem eigenen In⸗ 
tereſſe — Politik und Beruf ganzlich zu trennen habe, da 
die Aufgabe des Juriſten lediglich die unbedingt neutrale 
Anwendung der geltenden Rechtsſätze ſei, und daß er 
nebenher in ſeiner Privatſphäre als Staatsbürger das 
Recht politiſcher Betätigung habe. 

Nach dem Staatsexamen wurde der junge Aſſeſſor 
mit der Wahrnehmung der Aufgaben eines Amtsrichters 
bei einem kleinen ländlichen Amtsgericht ſeiner Heimat be⸗ 
auftragt. Mit der begreiflichen Befangenheit der erſten 
Amtsausübung und in Erinnerung an die guten Rat⸗ 
ſchläge ſeiner Ausbilder nahm er ſich vor, in der Aus⸗ 
übung ſeines Dienſtes nur der Richter zu ſein, der das 
Recht anwendet und der ſeine eigene ſittliche und politiſche 
Meinung in die außerdienſtliche Sphäre des Privatmannes 
und des Staatsbürgers verlegt. Wie groß war aber nun 
das Erſtaunen des jungen Aſſeſſors, als er, der bereits in 
ſeiner politiſchen Tätigkeit mit Menſchen aller Kreiſe und 
Schichten in enge Berührung gekommen war, ſchon in den 
erſten Tagen ſeiner Amtsausübung deutlich empfand, daß 
die Meuſchen, die hier vor ſeinen Richtertiſch traten, von 
ihm im Grunde mehr erwarteten, als eine formelle Ent- 
ſcheidung, die dem Tatbeſtand und dem Rechtsſatze ent⸗ 
ſpricht. Er empfand, daß dieſe Menſchen ſeine eigene 
Meinung und ſein perſönliches Urteil über die ihm vor⸗ 
gelegten Fragen hören wollten. Er wurde manchmal ge- 
radezu in Verlegenheit gebracht, wenn er zu Lebenstat⸗ 
beſtänden, die ihm perſoͤnlich noch völlig fremd waren, 
ſeine Meinung und ſeinen Rat äußern ſollte. Und er er⸗ 
kannte, daß die Volksgenoſſen hier von ihm als ihrem 
Amtsrichter auch — und oft in erſter Linie — gerade 
die Eigenſchaften und Außerungen verlangten, die er — ein- 
gedenk des Rates ſeiner Ausbilder — in die außerdienſt⸗ 
liche politiſche Sphäre ſeines Denkens und Handelns 
zu verbannen bemüht war. Schließlich zwang ihn die 
Geſetzgebung der Syſtemzeit ſogar dazu, mit der Rechts⸗ 
anwendung ſelbſt politiſche Belehrungen zu verknüpfen, 
denn das als ungerecht empfundene Urteil verbitterte 
weniger, wenn der Richter dem Betroffenen erklärte, daß 
er ſelbſt den Inhalt des Geſetzes für politiſch unrichtig 
halte, das Geſetz aber anwenden müſſe, bis es durch eine 
politiſche Anderung in der Staatsführung abgeändert werde. 

Dies alſo iſt das entſcheidende Erlebnis am Anfang 
des beruflichen Werdegangs dieſes „Juriſten“ geweſen: 
die Erkenntnis, daß das Volk nicht den neutralen, ſeine 
Perſönlichkeit hinter dem Amt verbergenden Urteilsfäller, 
ſondern einen Repräſentanten der Volksgemeinſchaft und 
des Staates fordert, der — in genauer Kenntnis der das 
Getriebe des öffentlichen Lebens ordnenden Regeln, d. h. 
des „Rechtes“ — dem einzelnen aus tieferer Erkenntnis 
der ewigen Spannungen zwiſchen Leben und Regel hilft, 
ſeine Lebenstatbeſtände in die richtige Beziehung zu den 
geltenden Regeln zu ſetzen. Und ſchon damals ift dieſem 
jungen „Juriſten“ klar geworden, daß die „politiſchen“ 
Eigenſchaften, die man bereits von ihm als Richter forderte, 
in noch ſtärkerem Maße von den „Juriſten“ gefordert 
werden, die als Träger der Verwaltungs⸗ — richtiger: 
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Regierungs⸗— Funktionen des Staates berufen ſind, 
ſelbſt die Regeln zu ſetzen, nach denen ſich das Gemein⸗ 
ſchaftsleben beſtimmter Bereiche richten ſoll, und — ſtatt 
der im weſentlichen nur korrigierenden Tätigkeit der Juſtiz 
— durch die Zuſammenfaſſung und den pofitiven Einſatz 
vieler Kräfte große Gemeinſchaftsleiſtungen zu zeitigen. 

Aus dieſer Darſtellung eigenen Erlebens iſt erſichtlich 
geworden, daß der grundlegende Fehler der „Juriſten“ 
der Vergangenheit — die zum großen Teil noch unver⸗ 
ändert vorhanden ſind und in ſoweit das allgemeine Urteil 
über die „Juriſten“ rechtfertigen — darin beſtand, daß ſie 
ihre Funktion ausſchließlich in der neutralen, mechaniſchen 
Produktion von Entſcheidungen durch Subſumtion von 
Tatbeſtänden unter geltende Rechtsſätze erblickten und alles, 
was an ihnen Menſchlichkeit, Perſönlichkeit und Beziehung 
zu den Volksgenoſſen bedeutete, in eine außerberufliche 
„private“ Sphäre zu verlegen ſuchten, — die übrigens 
unter dieſer Trennung ebenſo litt wie der berufliche Be⸗ 
reich; denn der Menſch iſt eine lebendige Einheit und kann 
ſich im allgemeinen nicht in einer außerberuflichen „pri⸗ 
vaten“ Sphäre allein zu einer wertvollen und wirkſamen 
Perſönlichkeit entwickeln, wenn er in der beruflichen Sphäre 
— Beruf bedeutet Berufung zu einer Funktion im Volks⸗ 
ganzen — die Entfaltung und Auswirkung der Perſön⸗ 
lichkeit unterdrückt. 

Aus dieſer Fehlentwicklung alſo reſultiert das Bild, 
das die Offentlichkeit ſich von dem „Juriſten“ macht: das 
Bild einer perſönlichkeitsloſen formaliſtiſchen Paragraphen⸗ 
maſchine, die für alle Dinge des „praktiſchen Lebens“ 
nichts taugt. Leiſtet er auf einem anderen — etwa auf 
politiſchem — Gebiete etwas, ſo wird von Fachgenoſſen 
und Laien als ſelbſtverſtändlich unterſtellt, daß er dafür 
ein ſchlechter „Juriſt“ ſei. 

Ein ſolches Durchſchnittsbild kann nicht durch die per⸗ 
ſönliche Schuld der einzelnen Menſchen entſtehen, die ſich 
ja ſtändig aus allen Kreiſen des Volkes ergänzen. Es 
müſſen tiefere Gründe für diefe Erſcheinung feſtzuſtellen 
„fein. Dabei liegt am nächſten, die Frage nach der Mus- 
bildung und Erziehung des „Juriſten“ aufzuwerfen, durch 
die ja der „Typ“ eines Berufsſtandes im weſentlichen ge⸗ 
prägt wird. Aber auch dieſe Ausbildung und Erziehung 
hat ja nicht von ungefähr ihre Form und ihren Inhalt 
gefunden. Schließlich geht für eine organiſche Betrachtung 
jede Erſcheinung auf die letzten geiſtigen Grundlagen zu⸗ 
rück, aus denen ein beſtimmtes Volk in einer beſtimmten 
Epoche ſeiner Geſchichte lebt. So iſt auch die Prägung des 
deutſchen „Juriſten“ der Vergangenheit, ſeine Ausbildung 
und Erziehung nicht zu verſtehen ohne einen Rückblick auf 
die Rechtsauffaſſung der hinter uns liegenden Epoche deut⸗ 
ſcher Geſchichte und auf ihre Begründung in den letzten 
weltanſchaulichen Grundlagen jener Epoche. i 

Wenn für die individualiſtiſch⸗humanitäre Welt- 
anſchauung, die jene Epoche beſtimmte, das Individuum 
die primäre Wirklichkeit des Menſchentums war, von der 
jede weitere menſchliche Erſcheinung abgeleitet werden 
mußte, ſo mußte insbeſondere das Recht, das die Be⸗ 
ziehungen der Individuen zueinander regelte, unbedingt 
dem Willen der beteiligten Individuen entſpringen. Als 
Recht konnte deshalb nur das durch Volksabſtimmung oder 
durch Beſchluß der Repräſentanten der Staatsbürger — 
des Parlaments — beſchloſſene Geſetz und die auf das Ge⸗ 
ſetz ſich gründenden Vorſchriften anerkannt werden. 

Dieſes Recht — Geſetz oder Rechtsverordnung — 
mußte von den zu ſeiner Anwendung berufenen „Juriſten“ 
angewandt werden, bis es einmal von den allein dazu be⸗ 
fugten Inſtanzen — Parlament oder Mehrheit der Stimm⸗ 
berechtigten — abgeändert wurde. Eine Abweichung von 
dieſem Recht wäre nicht nur eine Ordnungswidrigkeit, 
ſondern zugleich eine Auflehnung gegen die letzten Grund⸗ 
gedanken jenes Syſtems geweſen. Das iſt der Sinn des 
nur aus der individualiſtiſch⸗humanitären Grundauffaſſung 
zu begreifenden Prinzips der Gewaltenteilung. 


Die Ausbildung und Erziehung des „Juriſten“ mußte 
infolgedeſſen ausſchließlich auf die Auslegung und An⸗ 
wendung des jeweils geltenden Rechts gerichtet werden. 
Sich über den Inhalt und die Auswirkung der anzuwen⸗ 
denden Rechtsſätze Gedanken zu machen, war für den 
„Juriſten“ ſinnlos, weil er — mit Ausnahme weniger 
„Politiker“ — nie in die Lage kommen konnte, auf die 
Rechtſetzung und auf den Inhalt des Rechtes Einfluß zu 
nehmen. Da es andererſeits den Grundſätzen des Syſtems 
entſprach, daß der aus politiſchen Geſichtspunkten er⸗ 
wachſene und in Geſetzesform ausgeſprochene Wille des 
Parlaments unbedingt und unverändert verwirklicht werde, 
konnte in dieſem Syſtem die Ausbildung und Erziehung 
der „Juriſten“ tatſächlich nur auf peinlichſte Auslegung 
und neutrale Anwendung des jeweils geltenden Rechtes — 
ohne Rückſicht auf ſeinen Inhalt — gerichtet werden. Eine 
Unterrichtung der jungen „Juriſten“ über die Grund⸗ 
ſätze der Rechtſetzung und über alle für den Inhalt der 
Rechtſetzung weſentlichen Momente — Weltanſchauung, 
Staatslehre, Wirtſchaft, Sozialpolitik uſw. — war nicht 
nur überflüſſig, ſondern konnte gegebenenfalls den künf⸗ 
tigen Vollzieher des Rechtes nur in der ihm geſtellten Auf⸗ 
gabe unſicher machen. 


In der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung iſt nicht 
das Individuum, ſondern das Volk als überperſönliche und 
überzeitliche Geſamtweſenheit beſtimmter Blut⸗ und Seelen⸗ 
prägung die primäre Wirklichkeit des Menſchentums, von 
der alke weiteren menſchlichen Erſcheinungen abgeleitet 
werden. Dem Einzelmenſchen wird die Rolle einer Zelle 
in einem höheren Organismus zugeſchrieben, die deshalb 
keine Eigenzwecke, ſondern nur Funktionen im Rahmen 
des Geſamtorganismus zu erfüllen hat. 


Die Funktionen der Einzelzellen eines Volkes, die 
Menſchen — d. h. mit Erkenntnis⸗ und Willensfähigkeit 
ausgeſtattete Weſen — find, werden neben der unmittel⸗ 
baren Wirkſamkeit imponderabiler Bindungen weitgehend 
durch Anweiſungen geregelt, die an die Erkenntnis und 
den Willen der einzelnen gerichtet werden. Allgemeine 
Anweiſungen, die für wiederkehrende Fälle gleicher Vor⸗ 
ausſetzungen erlaſſen werden, ſind Recht. Auf die Form, 
in der dieſes Recht erlaſſen wird, kommt es nicht an. Ins⸗ 
beſondere hat der Begriff des Geſetzes nur noch formale 
Bedeutung, ſeit die Geſetzgebung von den Staatsbürgern 
bzw. ihren Repräſentanten auf die Spitzen der Volks⸗ 
ordnung übertragen worden iſt und der Zweck der früheren 
Geſetzgebung — die Kontrolle der Staatsbürger über jede 
Rechtſetzung — heute verneint wird. Recht wird heute von 
jeder Stelle geſetzt, die kraft ihrer höheren Funktion in 
der Volksordnung befugt iſt, den völkiſchen Erſcheinungen 
nachgeordneter Funktion — bis zum einzelnen Volks⸗ 
genoſſen — allgemeine Anweiſungen für ihr Handeln 
unter beſtimmten wiederkehrenden Vorausſetzungen zu 
erteilen. 


Das Recht als die allgemeine Anweiſung zur wieder⸗ 
kehrend gleichen Regelung beſtimmter Vorgänge innerhalb 
eines Volkes iſt ein unentbehrliches Mittel zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Funktionen des Volksorganismus. Es wäre 
unmöglich und müßte zur Auflöſung führen, wollte man 
allen Trägern übergeordneter Funktionen zumuten, jeden 
Vorgang in dem von ihnen geführten Bereiche durch 
Einzelanweiſung neu zu beſtimmen und zu regeln. Dies 
muß klar und deutlich ausgeſprochen werden, weil einer⸗ 
ſeits der hier vertretenen Auffaſſung vielfach vorgeworfen 
wird, daß ſie „den Rechtsſtaat“ ſchlechthin verneine, und 
weil andererſeits die Kritik an den „Juriſten“ — dies ſei 
ebenfalls offen ausgeſprochen — oft nur dem Arger ent⸗ 
ſpringt, daß nicht von dem geltenden Recht für einen be⸗ 
ſtimmten gewünſchten Zweck eine Ausnahme gemacht wird. 
Gerade unter dem Geſichtspunkt politiſcher Zwecke richtet 
ſich die Kritik, die an dem „Juriſten“ geübt wird, der das 
Recht zu wahren ſucht, meiſt in Wahrheit gegen das Recht 
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ſelbſt, das der Verwirklichung eines gewollten Zweckes ent⸗ 
gegenſteht. Aber die verantwortlichen Führer beftimntter 
Lebensbereiche unſeres Volkes ſollten ſich darüber im 
klaren ſein, daß das Recht, das ihnen im Einzelfall einmal 
im Wege ſtehen mag, im Grunde genommen für ſie ſelbſt 
eine unerhörte Entlaſtung von Arbeit und Verantwortung 
bedeutet. Jeder, der ſich über die Schranken des Rechts 
und über die Wahrer des Rechts beſchwert, ſollte ſich ein⸗ 
mal vorſtellen, daß ihm auferlegt würde, in dem von ihm 
betreuten Bereich jede erforderlich werdende Einzelentſchei⸗ 
dung aus eigener Einſicht und mit voller Verantwortung 
für alle Folgen ſelbſt zu fällen. Er würde ſehr bald ſelbſt 
beſtimmte Regeln — alſo Recht — aufſtellen und Beauf⸗ 
tragte zur Anwendung dieſer Regeln — alſo „Juriſten“ 
— einſetzen. Auf Grund dieſer Erwägung ſoll jeder, der 
gegen rechtliche Schranken Beſchwerde erhebt, ſich bewußt 
ſein, daß dieſes Recht an ſich unentbehrlich iſt, und ſich 
gegebenenfalls bemühen, bei der zuſtändigen Stelle eine 
Abänderung des ihm unzweckmäßig erſcheinenden Rechts 
zu erreichen; er wird dann ſogar bei verantwortungs⸗ 
bewußter Prüfung häufig erkennen, daß eine Anderung des 
Rechts — nur um den bon ihm erſtrebten Einzelzweck zu 
ermöglichen — unter höheren Geſichtspunkten nicht ver⸗ 
antwortet werden kann. 

Aus der Auffaſſung des Volkes als eines überperſön⸗ 
lichen Organismus, deſſen Funktionen durch allgemeine 
Regeln vielfältigſter Art, die alle Recht ſind, beſtimmt 
werden, muß nun auch eine neue Auffaſſung von den Auf- 
gaben und vom Beruf des „Juriſten“ erwachſen. 

Zwar wird auch künftig noch der „Juriſt“ dahin aus⸗ 
gebildet werden müſſen, daß er die Auslegung und An⸗ 
wendung des geltenden Rechtes exakt beherrſcht. Denn 
wenn „Gerechtigkeit“ in der unbedingt gleichen Anwen⸗ 
dung des Rechtes in allen Fällen gleicher Vorausſetzun⸗ 
gen erblickt wird, jo muß der mit der Rechtsanwendung 
Beauftragte fähig fein, durch Auslegung die Anwendbar⸗ 
keit des Rechts auf den Einzelfall feſtzuſtellen und aus der 
richtigen Subſumtion der Tatbeſtände unter das richtig 
verſtandene Recht die richtigen Folgerungen zu ziehen. 

Zugleich aber wird der „Juriſt“ durch die neue 
Rechtsauffaſſung in ungleich ſtärkerem Maße als früher 
auf alle Fragen der Rechtſetzung und des Rechtsinhaltes 
hingewieſen. Er weiß, daß das Recht im völkiſch⸗organi⸗ 
ſchen Staate nicht von einem nebelhaft⸗abſtrakten „Geſetz⸗ 
geber“, zu dem die vollziehenden Organe keinerlei Be⸗ 
ziehungen haben, geſetzt wird, ſondern daß nunmehr in 
allen Lebensbereichen des Volkes von den für ſie Ver⸗ 
antwortlichen Recht zu ſetzen iſt. Er weiß, daß er ſelbſt 
jeden Augenblick in der Lage ſein muß, rechtliche Beſtim⸗ 
mungen ſo zu formulieren und vielleicht ſogar zu erlaſſen, 
daß fie nicht nur formal richtig — d. h. verſtändlich und 
anwendbar —, ſondern auch inhaltlich richtig ſind. Dies 
gilt nicht nur für den Verwaltungs⸗ — richtiger: Regie- 
rungs⸗ — „Juriſten“, der neben dem Vollzug der ihm 
von höherer Stelle erteilten Einzelweiſungen und Rechts⸗ 
beſtimmungen ſelbſt ſtändig für die von ihm geleiteten Be⸗ 
reiche Recht zu ſetzen hat, ſondern auch für den Richter, 
der über die Anwendung des geltenden Rechtes hinaus da, 
wo das Recht Lücken aufweiſt, ſelbſt rechtſchöpferiſch tätig 
werden ſoll, wie auch für den nicht beamteten „Juriſten , 
der ſtändig handelnd oder beratend Rechtszuſtände ſchaffen 
hilft, die ihre normative und inhaltliche „Richtigkeit“ ſtän⸗ 
dig an der Wirklichkeit — meiſt am „Erfolg“ — zu er- 
proben haben. Damit muß der „Juriſt“ ſeinen Geſichts⸗ 
kreis unerhört erweitern. Er muß ſich darauf vorbereiten, von 
allen ſachlichen Geſichtspunkten, nach denen beſtimmte Vor⸗ 
gänge in der Volksordnung ſich vollziehen ſollen, min⸗ 
deſtens ſoviel zu verſtehen, daß er als der „Ordner“ eines 
Bereiches mit Hilfe der konkreten Sachverſtändigen die 
nicht nur formell, ſondern auch inhaltlich richtigen Rechts⸗ 
regeln ſetzen kann. 

Das bedeutet, daß durch die neue Rechtsauffaſſung, 


Aufſätze 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


die auf der Wandlung der weltanſchaulichen Lebensgrund⸗ 
lage unſeres Volkes beruht, der Beruf des „Juriſten“ — 
verſtanden als Berufung zu einer beſtimmten Funktion in 
der Volksordnung — ſich gewiſſermaßen um eine neue — 
der bisherigen begrifflich, nicht in der Wertung der 
Leiſtung übergeordnete — Aufgabe erweitert hat. Es ſei 
auch hier geſtattet, einen militäriſchen Vergleich heran⸗ 
zuziehen. Der „Juriſt“ der Vergangenheit entſprach dem 
„Linienoffizier“, der dazu ausgebildet und erzogen 
wird, die ihm erteilten Befehle — für den Juriſten: 
Rechtsbeſtimmungen — richtig zu verſtehen und präziſe 
auszuführen. Nunmehr muß er noch das Können des 
Generalſtabsoffiziers erwerben, ſelbſt Befehle — für den 
Juriſten: Rechtsbeſtimmungen — ſo zu formulieren, daß 
ſie verſtändlich und ausführbar ſind, und die durch den 
Inhalt der Befehle erſtrebten Zwecke ſo zu beherrſchen, 
daß der Befehlsinhalt — Rechtsinhalt — jeweils ſachlich 
richtig, d. h. zur Verwirklichung der Zwecke geeignet iſt. 

Der Beruf des Juriſten iſt alſo heute 
aufzufaſſen als der eines „Ordners“ in 
der Volksordnung, der die Technik der 
„zivilen“ Befehlsgebung und Befehls⸗ 
ausführung beherrſcht und alle Aufgaben 
der Führung und der Gemeinſchaft ſoweit 
kennt, daß er in jedem Bereiche — gegebe⸗ 
nenfalls mit Hilfe der konkreten Sach- 
verſtändigen — ſeine ordnende Funktion 
ausüben kann. Der Beruf des „Juriſten“ 
iſt deshalb heute — entgegengeſetzt der 
früheren Auffaſſung — der „politiſchſte“ 
Beruf im Rahmen der Volksordnung. 

Dieſen neuen Erkenntniſſen muß nun alsbald die 
Ausbildung und Erziehung des „juriſtiſchen“ Nachwuchſes 
Rechnung tragen. 

Die formale Ausbildung und das durch ſie erzielte 
geiſtige Training ſollen keineswegs eingeſchränkt werden. 
Aber die ſo geſchärfte formale Intelligenz kann immer nur 
als Vorausſetzung und als Mittel, nicht als Ziel be- 
trachtet werden. 

Über die Rechtsauslegung und Rechtsanwendung hin⸗ 
aus muß beſonderer Wert auf die Technik der Recht⸗ 
ſetzung gelegt werden. 

Vor allem aber müſſen alle Sachgebiete, von denen 
aus der Inhalt der Rechtſetzung beſtimmt wird, durch die 
die Funktionen der Volksordnung geregelt werden follen, 
in das Studium und die Ausbildung einbezogen werden. 
Es ſind dies insbeſondere: Weltanſchauung, Raſſenkunde, 
Staatskunde, Volksverſorgung (Wirtſchaft und Arbeit). 
Das Studium der „Jurisprudenz“ muß erweitert werden 
zu einem Studium aller Aufgaben und der geſamten 
„Technik“ der Bolts- und Staatsordnung. 

Es ift ſelbſtverſtändlich, daß während des Studiums 
und des Vorbereitungsdienſtes Gelegenheit gegeben werden 
muß, in alle wichtigen Lebensgebiete und Funktionen der 
Volksgemeinſchaft durch eigene Dienſtleiſtung Einblick zu 
nehmen. 

f Das Allerwichtigſte aber iſt, daß durch eine plan⸗ 
mäßige Erziehung die Auffaſſung von dem erwählten 
Beruf — für den hoffentlich einmal eine neue Bezeichnung 
gefunden werden wird (auch das an ſich ſchöne Wort 
„Rechtswahrer“ wirkt zu eng, zu ſtatiſch und zu defenſiv) — 
grundlegend verändert wird. Dabei mag ruhig offen 
herausgeſtellt werden, daß auf Grund der neuen Auf⸗ 
faſſung von dem künftigen „Juriſten“ ein Vielfaches deſ⸗ 
ſen verlangt werden wird, was die Vergangenheit an 
Eignung, Arbeit und Leiſtung verlangte. Wenn dann nur 
noch diejenigen den Beruf erwählen, die bereit ſind, mehr 
zu lernen und mehr zu leiſten als viele andere, ſo fördert 
dies nur die erſtrebten Zwecke. 

Dieſe Ausbildung und Erziehung des Nachwuchſes 
wird genau das ausgleichen, was das Volk bisher am 
„Juriſten“ als fehlend empfunden hat: daß Perſönlichkeit 
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und Beruf identiſch werden und aufgehen in dem Begriff 
der Lebensaufgabe, die keine Trennung einer beruflichen 
und einer privaten Sphäre mehr kennt, ſondern nur die 
unteilbare, zugleich vorherbeſtimmte wie auch freiwillig 
erwählte Funktion im höheren Organismus des Volkes. 


Der entſchloſſene Wille zu dieſer Umſtellung vermag 
zwar nicht die berechtigte Kritik der Vergangenheit zu ent⸗ 
kräften, aber er vermag ſie für die Zukunft zu überwinden, 
indem er in der Gegenwart aus ihr die richtigen und not⸗ 
wendigen Folgerungen zieht. 


Die Sorge für die Perfon gemeinſchaftlicher Kinder 
nach dem neuen Ehegeſetz 


Von Kammergerichtsrat Dr. Schlichting, Berlin 


Das Ehe. befaßt ſich in feinem Abſchnitt E „Folgen 
der Scheidung“ in 881 mit der „Sorge für die Perſon 
des Kindes“. Dieſe Beſtimmung enthält eine doppelte Be⸗ 
ſchränkung ). Die Sorge für das Vermögen der Kinder 
aus geſchiedenen Ehen iſt nicht geregelt, inſofern bleibt 
alfo das Recht des BGB. anwendbar. Ebenſo it die 
Rechtslage ausſchließlich nach BGB. zu prüfen, wenn die 
Sorge für ein Kind aus beſtehender Ehe oder ein unehe⸗ 
liches Kind in Frage ſteht. 

Das gleiche, was 8 81 Ehe. für den Fall der Shei- 
dung beſtimmt, gilt, wenn die Ehe aus anderen Gründen 
aufgelöſt oder wenn ſie nichtig iſt, für die aus ſolchen 
Ehen oder „Scheinehen“ hervorgegangenen ehelichen oder 
als ehelich geltenden Kinder. Das beſtimmt das Geſetz in 
8 30 (nichtige Ehe), § 42 (Aufhebung der Ehe), § 44 
Abſ. 2 letzter Satz (Aufhebung der neuen Ehe des früheren 
Ehegatten eines für tot Erklärten), § 45 (nach § 43 Abſ. 2 
aufgelöſte Ehe). Während es ſich hier durchweg um Fälle 
handelt, in denen die Auflöſung oder Nichtigkeit der Ehe 
auf Grund des Ehe®. feſtgeſtellt ift, läßt 8 97 Che®. eine 
ſinngemäße Anwendung des § 81 Ehe. auch für Kinder 
aus ſolchen Ehen zu, welche ſchon vor Inkrafttreten des 
Ehe. geſchieden oder für nichtig erklärt worden find. 
Hierzu ſoll weiter unten Stellung genommen werden. 
Darüber hinaus ſcheint es berechtigt, §S 81 ganz allgemein 
in allen Fällen, in welchen nach aufgelöſter Ehe eine Ent⸗ 
ſcheidung über das Perſonenſorgerecht der aus dieſer Ehe 
hervorgegangenen Kinder zu treffen iſt, an Stelle der 
früheren Vorſchriften des BGB. anzuwenden, alfo auch 
dann, wenn gegen denjenigen Elternteil vorgegangen wer⸗ 
den ſoll, der wegen Todes des Sorgeberechtigten oder auf 
Grund Verwirkung die elterliche Gewalt einſchließlich der 
Perſonenſorge erlangt hat (81684 BGB., ebenſo Maß⸗ 
feller, „Das neue Eherecht“, S. 232). § 81 enthält die 
fortſchrittlichere Regelung, deren Anwendung deshalb zu 
erſtreben iſt. 

Die Bedeutung des 8 81 Ehe®. ergibt fih am beften 
durch einen Vergleich mit der bisher nach dem BGB. be- 
ſtehenden Rechtslage. Für den Fall der Scheidung der Ehe 
fiel dort kraft Geſetzes, alſo ohne eine Entſcheidung des 
VormGer., das Sorgerecht dem in 81635 BGB. beſtimm⸗ 
ten Elternteil zu, und zwar nur die tatſächliche Sorge, 
während das Recht zur Vertretung in den die Perſon be⸗ 
treffenden Angelegenheiten nach 81635 Abſ. 2 dem Vater 
verblieb. Auch bei der Sorge für Kinder aus nichtigen 
Ehen beſtimmte das Geſetz ohne weiteres, wer Sorgerechts⸗ 
inhaber wurde (58 1700 ff. BGB.). Ein derartiges kraft 
Geſetzes einem Elternteil zufallendes Sorgerecht kennt das 
neue Geſetz nicht mehr. Es bedarf vielmehr jetzt einer Be⸗ 
ſtimmung des VormGer. darüber, wer nach beendeter Ehe 
das Sorgerecht ausüben ſoll. Ob dieſe Beſtimmung in 

1) Nach 8107 Ehech. find die Vorſchriften der SS 81 
bis 98 Ehech., unter denen ſich auch die Beſtimmungen über 
das Sorgerecht für Kinder aus geſchiedenen Ehen befinden, 
für das Land Sſterreich nicht anzuwenden. Die nachſtehenden 
Ausführungen beziehen ſich deshalb nur auf das Altreich. 


jedem Falle erfolgen muß, ſei ſpäter erörtert. Während es 
ſich inſoweit aber mehr um Verfahrensfragen handelt, iſt 
durch 881 Abſ. 1 Satz 2 in materiellrechtlicher Beziehung 
ein neuer Grundſatz für die vom VormGer. zu treffende 
Regelung gegeben worden, welcher ohne Rückſicht darauf, 
ob eine Gefährdung des Kindes vorliegt (vgl. hierzu für 
das frühere Recht §§ 1635 Abſ. 2 Satz 2, 1666 BGB.), 
dem Richter eine freiere Entſcheidung als bisher ermög⸗ 
licht; näheres hierüber ſoll weiter unten ausgeführt wer⸗ 
den. Eine Trennung zwiſchen tatſächlicher Sorge und Ver⸗ 
tretungsbefugnis in perſönlichen Angelegenheiten iſt grund⸗ 
ſätzlich nicht mehr zuläſſig. Derjenige, welchem die Sorge 
für das Kind nach SSL übertragen worden ift, hat auch 
die geſetzliche Vertretung in den die Perſon betreffenden 
Angelegenheiten (•maßfeller a. a. O. S. 231, Pae- 
landt⸗Lauterbach, Anm. 5 zu 881 Eheb.). Damit 
ift allerdings nicht geſagt, daß das Vormder., wenn ans- 
nahmsweiſe die Verhältniſſe eine Übertragung des Gorge- 
rechts einſchließlich Vertretung als nicht mit dem Wohl 
des Kindes vereinbar erſcheinen laſſen, nicht auch eine 
andere Regelung treffen kann. Der Vormundſchaftsrichter 
konnte ſchon früher auch einzelne Teile des Sorgerechts 
entziehen. Daß dieſe freiere Stellung im Geltungsbereich 
des 8 81 nicht mehr bleiben ſollte, wenn das Wohl des 
Kindes im Einzelfall einer Ausübung des geſamten Sorge⸗ 
rechts durch eine Perſon entgegenſteht, kann kaum ange⸗ 
nommen werden. Gerade im Falle des § 81 Abſ. 4 Ehech. 
wird es zuweilen zur Beſeitigung der eingetretenen Ge⸗ 
fährdung des Kindes völlig genügen, wenn ein einzelner 
Beſtandteil des Sorgerechts auf einen Pfleger übertragen 
und der Reſt einem der Elternteile überlaſſen wird. Die 
praktiſchen Erforderniſſe müſſen hier entſcheidend fein für 
die Rechtsauslegung. 

Naturgemäß fegt die in § 81 Che®. vorgeſehene 
Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts 
eine eingehende Prüfung aller in Betracht 
kommenden Verhältniſſe voraus. Bis dieſe 
Prüfung beendet iſt, wird im allgemeinen einige Zeit ver⸗ 
gehen. Es erhebt ſich deshalb die Frage, wie der Rechts⸗ 
zuſtand hinſichtlich des Sorgerechts während des Zeit⸗ 
raumes zwiſchen Beendigung der Ehe und der Sorgerechts⸗ 
entſcheidung des Vormundſchaftsrichters iſt. Sollte mit 
dem Zeitpunkt der Auflöſung der Ehe das Sorgerecht des⸗ 
jenigen Elternteils, der es während des Beſtehens der Ehe 
hatte, ſofort in Wegfall kommen und erſt durch die Ent⸗ 
ſcheidung des VormGer. wieder ein Sorgerechtsinhaber ge- 
ſchaffen werden? Die Folge dieſer Auffaſſung wäre, daß 
ein Schwebezuſtand entſtehen würde, in welchem niemand 
berechtigt wäre, die aus dem Sorgerecht ſich ergebenden 
Befugniſſe auszuüben. Um dieſen Zuſtand abzukürzen, 
hätten in jedem Falle zunächſt auf Grund einer bloß ſum⸗ 
mariſchen Prüfung einſtweilige Anordnungen des Vorm⸗ 
Ger. darüber ergehen müſſen, wem bis zur endgültigen 
Entſcheidung das Sorgerecht zuſtehen ſolle, Anordnungen, 
die häufig bei der ſpäteren Prüfung der Dinge wieder auf⸗ 
zuheben geweſen wären und dadurch Unruhe und Streit 
zwiſchen den Beteiligten zum Schaden der Kinder hervor⸗ 
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gerufen hätten. Ein ſolches unerwünſchtes Ergebnis kann 
aus dem Chef. nicht begründet werden. Dieſes enthält 
keine Anderung der Vorſchriften des BOB. über die elter- 
liche Gewalt des Inhalts, daß etwa das Recht der Sorge 
für die Perſon mit der Auflöſung der Ehe von ſelbſt er⸗ 
liſcht. Eine Anderung hinſichtlich des Sorgerechts läßt das 
Geſetz erft mit der vom Vormer. zu treffenden Verfügung 
eintreten. Bis zu dieſem Zeitpunkt bleibt es bei dem Zu⸗ 
ſtand, der während des Beſtehens der Ehe vorhanden war. 
Daß dies der Wille des Geſetzes ift, zeigt der durch 8 39 
DurchfVO. z. Ehe®. neu geſchaffene § 627 a ZPO. Danach 
bleibt die nach $627 ZPO. vom Prozeßgericht getroffene 
Anordnung wegen der Sorge für die Perſon gemeinſchaft⸗ 
licher minderjähriger Kinder auch nach Auflöſung der 
Ehe wirkſam, bis das VormGer. eine andere Anordnung 
getroffen hat. Hat alſo, wie in der Regel, der Vater das 
Sorgerecht gehabt, ſo behält er es einſtweilen weiter. War 
das Sorgerecht der Mutter oder einer ſonſtigen Perſon als 
Pfleger übertragen worden, ſo bleibt der Pfleger weiter 
einſtweiliger Inhaber des Sorgerechts. Demgemäß hat das 
KG. durch Beſchl. vom 10. Febr. 1939 (la WX 33/39 
DRW. 1939, 179 22) entſchieden, daß nach Scheidung der 
Ehe die Perſonenſorge einſchließlich der geſetzlichen Vertretung 
bis zur Entſcheidung des VormGer. gem. § 81 Ehech. dem 
Elternteil, der ſie bisher hatte, auch weiterhin zuſteht. 
Stellt ſich im Einzelfall heraus, daß das auch nur einſt⸗ 
weilige Fortbeſtehen des bisherigen Zuſtandes das Kind 
gefährden würde, dann kann und muß das VormcGker. durch 
eine vorläufige Anordnung dieſen Zuſtand beſeitigen, wie 
das KG. in dem bezeichneten Beſchluß ebenfalls ausge⸗ 
ſprochen hat. 

Was nun die Entſcheidung des Vormer. im einzel- 
nen anlangt, fo ift darauf hinzuweiſen, daß 8 81 Ehech. 
eine völlig abſchließende Regelung darſtellt, fo daß die 
zu dem früheren Recht aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätze, ſoweit fie auf der beſonderen Ron- 
ſtruktion des 81635 BGB. beruhten, hier 
keine Geltung mehr beanſpruchen können. 
Insbeſondere fällt das dem einen Elternteil entzogene 
Sorgerecht nicht ohne weiteres an dieſen zurück, wenn der 
neue Sorgerechtsinhaber ſtirbt oder kraft Geſetzes das 
Sorgerecht verliert. Die Entſcheidung iſt allein aus 8 81 
Ehe®. zu finden. Das ſchließt ſelbſtverſtändlich nicht aus, 
daß ſolche Grundſätze, die ſich darüber ausſprechen, wann 
eine Gefährdung des Kindes anzunehmen iſt, ſowie dar⸗ 
über, was dem Wohl des Kindes dient, weiterhin zu be⸗ 
achten ſind. Gerade die in der Rechtſprechung ausgebilde⸗ 
ten Grundſätze über die Bedeutung des Sippen⸗ und 
Raſſengedankens für das Wohl des Kindes behalten auch 
unter dem neuen Geſetz ihren Wert. Zu beachten iſt, daß 
bei allen Tatbeſtänden des 8 81 Abf. 1—4 eine objektive 
Prüfung vorzunehmen iſt. Auf das Verſchulden oder Nicht⸗ 
verſchulden eines Beteiligten an der Gefährdung des Wohls 
des Kindes kommt es in keiner Weiſe an. Die in 8 81 
Che&. vorgeſchriebene Beſtimmung über das Sorgerecht 
muß in jedem Falle von Amts wegen getroffen werden 
(ebenſo Maßfeller a. a. O. S. 231; Palandt⸗ 
Lauterbach, Anm. 6 zu § 81). Wagner (DJ. 1939, 
413) vertritt den Standpunkt, daß ein Einſchreiten nur 
dann angebracht fei, wenn das VormGer. durch einen An- 
trag oder von Amts wegen erfährt, daß die Verhältniſſe 
eine ſolche Anordnung erfordern. Das ſcheint nicht unbe⸗ 
denklich. Das Vormer. muß als Gericht der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit von Amts wegen tätig werden, kann ſich 
alſo nicht auf Anregungen der Beteiligten verlaſſen. Haben 
die Eltern ſich über die Unterbringung des Kindes ge⸗ 
einigt, und entſpricht der dadurch herbeigeführte Zuſtand 
dern Wohl des Kindes, fo bedeutet es keine Beunruhigung 
und kann auch kaum zu Streitigkeiten führen, wenn das 
VormGer. dieſen Zuſtand durch feine Entſcheidung be- 
ſtätigt. Wie die Erfahrung gezeigt hat, entſpricht aber in 
nicht wenigen Fällen die kraft ausdrücklicher oder ſtill⸗ 


ſchweigender Einigung der Eltern geſchaffene Lage durch⸗ 
aus nicht immer dem Wohl des Kindes, zum Beiſpiel dann, 
wenn der Vater keinerlei Intereſſe mehr am Kinde, alſo 
auch nichts dagegen hat, daß es bei der Mutter bleibt, 
dieſe aber das bei ihr befindliche Kind vernachläſſigt. Die 
entgegengeſetzte Anſicht würde doch auch praktiſch dazu füh⸗ 
ren, daß die bei der Eheſcheidung beſtehende Sorgerechts⸗ 
lage auch nach der Löſung der Ehe fortdauert und der 
Vormundſchaftsrichter nur bei Gefährdung des Kindes ein⸗ 
greift. Hätte das Geſetz das gewollt, ſo wäre wohl eine 
andere Faſſung des § 81 Che®. gewählt worden. 
Grundſätzlich geht das Ehe F. wie auch das BGB. da- 
von aus, daß das Kind in erſter Linie einem Eltern⸗ 
teil anzuvertrauen ift, mit dem es die Bande 
des Blutes verbinden. Deshalb heißt es in 8 81 
Abſ. 1, daß zu prüfen ift, welchem der geſchiedenen Ehe- 
gatten die Sorge für die Perſon des gemeinſchaftlichen 
Kindes zuſtehen ſoll. Einem Pfleger kann die Sorge nur 
dann übertragen werden, wenn dies aus beſonderen Grün⸗ 
den zum Wohle des Kindes erforderlich iſt. Dies entſpricht 
der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung, welche die Familie 
in den Mittelpunkt der Betrachtung geſtellt hat. Die Aus⸗ 
übung der Sorge für die Perſon ehelicher Kinder durch 
einen Pfleger muß alſo ſtets die Ausnahme bilden. Zu 
einer dahingehenden Maßnahme darf erſt gegriffen werden, 
wenn keinem der Elternteile die Sorge ohne Schaden für 
das Kind überlaſſen werden kann. § 1635 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. ſetzte voraus, daß die dort vorgeſehene Anordnung 
„aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Kindes geboten 
iſt“. Dem Sinn nach beſagt wohl die Wendung im § 81 
Abſ. 4 Che., „aus beſonderen Gründen zum Wohl des 
Kindes erforderlich“, das gleiche, ſo daß man auch hier 
die Übertragung der Sorge auf einen Pfleger noch nicht da⸗ 
mit begründen kann, daß es das Kind beim Pfleger beſſer 
haben würde. Es muß vielmehr bei den Eltern in ſeinem 
Wohl gefährdet ſein (ebenſo Maßfeller a. a. O. S. 234; 
Seibert, Zeitſchr. Akad. f. Deutſches Recht 1939 
S. 126). Bei der Frage, welchem Elternteil das Kind über⸗ 
laſſen werden ſoll, iſt maßgebend, was nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe dem Wohl des Kindes am beſten entſpricht. Das 
Kindesintereſſe iſt hier allein ausſchlaggebend. Was im 
Einzelfall richtig iſt, hängt von den tatſächlichen Umſtän⸗ 
den ab. Das Geſetz gibt aber zwei Richtlinien in 8 81 
Abi. 2 und 3. Der Abſ. 2 ordnet an, daß die Sorge für 
Geſchwiſter grundſätzlich einheitlich einem Elternteil über⸗ 
tragen werden ſoll. Damit iſt die unglückliche Regelung 
des $ 1635 BGB., welche die Geſchwiſter auseinanderriß, 
beſeitigt. Nur wenn beſondere Gründe eine abweichende 
Regelung gebieten und dieſe mit dem Wohl des Kindes 
vereinbar iſt, kann die Sorge für die einzelnen Kinder ver⸗ 
ſchiedenen Elternteilen übertragen werden. Nach der Faf- 
ſung des Geſetzes muß man annehmen, daß der Gejekgeber 
davon ausgeht, daß eine getrennte Erziehung aus beſonde⸗ 
ren Gründen allgemein betrachtet an ſich geboten, daß 
aber dieſe Trennung im Einzelfall doch nicht mit dem 
Wohl des Kindes vereinbar ſein kann. Die zweite Richt⸗ 
ſchnur enthält Abf. 3. Danach foll die Sorge für die Per- 
ſon des Kindes dann, wenn ein Ehegatte allein oder über⸗ 
wiegend an der Scheidung für ſchuldig erklärt worden iſt, 
grundſätzlich dem anderen Ehegatten übertragen werden. 
Um von dieſer Weiſung abzuweichen, müſſen beſondere 
Gründe vorliegen, welche die Übertragung auf den ſchul⸗ 
digen oder überwiegend ſchuldigen Teil als dem Wohl des 
Kindes dienlich erſcheinen laſſen. Bei der Auslegung der 
Abſ. 1—4 des § 81 Ehech. ift zu beachten, daß die einzel- 
nen Abſätze, wie Palandt⸗Lauterbach (8 81 Ehech. 
Anm. 3) und Maßfeller (a. a. O. S. 233) betonen, für 
die in ihnen zugelaſſenen Regelungen ſteigende Anforde⸗ 
rungen aufſtellen. Die ſchwerſten Bedingungen enthält 8 81 
Abſ. 4. Hier muß geradezu eine Gefährdung des Kindes 
bei den Eltern vorliegen. Etwas ſchwächer it Abf. 2. Hier 
muß die Regelung nicht erforderlich, aber geboten ſein. 
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Abi. 3 ſtellt es dem Wortlaut nach nicht darauf ab, ob die 
Übertragung der Sorge auf den ſchuldigen Ehegatten ge⸗ 
boten oder erforderlich iſt, ſondern ob dieſe aus beſonderen 
Gründen dem Wohl des Kindes dient. Das wird jedenfalls 
dann anzunehmen ſein, wenn das Kind bei dem ſchuld⸗ 
loſen Ehegatten gefährdet ſein würde; dann bekommt er 
alſo keinesfalls das Sorgerecht. Liegt bei dem ſchuldloſen 
Ehegatten keine Gefährdung vor, ſo erhält er das Kind, es 
ſei denn, daß beſondere Gründe es dem Wohl des Kindes 
dienlich erſcheinen laſſen, bei dem anderen Elternteil er⸗ 
zogen zu werden. Allein die Tatſache, daß der andere 
ſchuldige Ehegatte in beſonders guten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen lebt, wird hierfür nicht ausreichen. 

Für das Verfahren des Vormundſchafts⸗ 
gerichts gibt § 81 Mi. 6 Ehech. eine Sondervorſchrift 
über die Anhörung der Eltern. Daueben iſt das gem. § 43 
Jug Wohlfcd. zuſtändige Jugendamt zu hören, beffen Nicht⸗ 
anhörung durch die Tatſacheninſtanzen nach ſtändiger 
Rechtſprechung zur Aufhebung der Entſcheidung und Ru- 
rückverweiſung an die Tatſacheninſtanz führen muß. So- 
weit 8 43 Jug WohlfGG. in Frage kommt, beſteht nur eine 
Pflicht, das nach dem gewöhnlichen Aufenthaltsort der 
Kinder zuſtändige Jugendamt zu hören. Die Pflicht zur 
Sachaufklärung (§ 12 FGG.) wird es jedoch verlangen, 
daß die Verhältniſſe, in denen die beiden Elternteile leben, 
durch Anhörung der Jugendämter, in deren Bezirk die 
Eltern wohnen, näher unterſucht werden. Denn ſchließlich 
weiß ja der Vormundſchaftsrichter bei Beginn des Ver⸗ 
fahrens noch nicht, wem er die Kinder überlaſſen wird. 
Daß das Vormßer. feine Entſcheidung jederzeit wieder 
ändern kann (§ 81 Abf. 5 Ehech.), entſpricht dem bis⸗ 
herigen Rechte. Das Vormcßer. muß auch dann erneut 
über das Sorgerecht beſchließen, wenn ſeine Entſcheidung 
gegenſtandslos geworden iſt. Sind allerdings nach der An⸗ 
ordnung beide Elternteile verſtorben, ſo kommt nur noch die 
Einleitung einer Vormundſchaft gem. 81773 BGB. in Frage. 
Damit entfällt auch die etwa angeordnete Übertragung der 
Sorge auf einen Pfleger, da dem Vormund auch die Per⸗ 
ſonenſorge zuſteht. Verliert dagegen die ſorgeberechtigte 
Mutter nach $ 1697 BGB. die Vertretung des Kindes in 
den Perſonenangelegenheiten, fo wird das VormGer. ihr 
dieſes Recht als Pfleger wieder zu übertragen haben, da⸗ 
mit ſie in den vollen Beſitz des Sorgerechts kommt, wel⸗ 
ches nach dem Willen des Geſetzes grundſätzlich nicht ge- 
trennt nach tatſächlicher Sorge und Vertretung ausgeübt 
werden foll (lebenſo Maßfeller a. a. O. S. 232). 

§ 97 Ehe®. enthält, wie ſchon oben angedeutet, eine 
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Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 81 Che®. 
Nach dieſer Vorſchrift beſtimmt ſich die Sorge für die Per⸗ 
ſon der gemeinſchaftlichen Kinder nach dem bisherigen 
Recht, wenn die Ehe vor Inkrafttreten des Ehe., dem 
1. Aug. 1938, geſchieden oder für nichtig erklärt worden 
iſt. Maßgebend iſt der Zeitpunkt der Rechtskraft des Ur⸗ 
teils. Wie das KG. in mehreren zum Abdruck beſtimmten 
Entſcheidungen angenommen hat, bedeutet dies nicht nur, 
daß derjenige, welcher nach früherem Recht das Sorgerecht 
hatte, dieſes behält, hier alſo keine nochmalige Sorge⸗ 
rechtsverteilung nach dem neuen Geſetz notwendig iſt, 
ſondern auch weiterhin, daß eine von dieſem Zuſtand ab⸗ 
weichende Anordnung ebenfalls zunächſt nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften zu beurteilen iſt. Bei Kindern aus 
derartigen Ehen iſt alſo in erſter Linie zu verſuchen, auf 
Grund der Beſtimmungen der $§ 1635, 1666 BGB. eine 
dem Wohl des Kindes gerecht werdende Löſung zu finden. 
Erſt wenn dies nicht möglich iſt, alſo das Wohl des Kindes 
eine andere Regelung erfordert, kann im Sinne des § 81 
Ehe®. verfahren werden. Es handelt fich inſoweit lediglich 
um die Art des Vorgehens. Im Ergebnis iſt auch hier 
maßgebend, „was nach Lage der Verhältniſſe dem Wohl 
des Kindes am beſten entſpricht“ (§ 81 Abſ. 1 Satz 2 
Ehe®.), fo daß die Wohltaten des § 81 in jedem Falle 
auch Kindern aus früher gelöſten Ehen zugute kommen. 
Daß auch bei der Prüfung nach altem Recht ſchon dem 
Grundgedanken des neuen Geſetzes, daß Geſchwiſter, wenn 
möglich, zuſammen erzogen werden ſollen, Rechnung zu 
tragen iſt, hat das KG. anerkannt. In vielen Fällen wird 
die Regelung nach früherem Recht genügen. Gefährdet zum 
Beiſpiel der Elternteil, welcher nach § 1635 BGB. forge- 
berechtigt war, das Wohl des Kindes, und iſt der andere 
Elternteil zur Erziehung geeignet, ſo genügt die Entziehung 
des Sorgerechts auf Grund des § 1635 Abſ. 1 Satz 2 
BGB., um eine dem Wohl des Kindes gerecht werdende 
Entſcheidung zu erhalten. Überall da aber, wo mangels 
eines feſtſtellbaren Verſchuldens nach bisherigem Recht eine 
Sorgerechtsentziehung bei dem geſchiedenen Elternteil nicht 
möglich war, oder auch ohne Feſtſtellung einer Gefährdung 
eingegriffen werden muß, iſt ohne weiteres nach § 81 
EheG. zu verfahren. 

Zuſammenfaſſend kann geſagt werden, daß jetzt dem 
Vorm undſchaftsrichter alle Möglichkeiten 
gegeben ſind, eine dem Wohl des Kindes 
gerecht werdende Entſcheidung zu fällen. 
Dieſe ſetzt aber, wie betont ſei, eine eingehende Aufklärung 
des Sachverhalts voraus. 


Die Regelung der Fälligkeit alter Hypotheken, ein Beitrag zur 
Deutſchen Nechtserneuerung) 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Oſtmann, Berlin 


Die VO. v. 22. Dez. 1938 (RG Bl. 1905) bringt als 
Abſchluß einer längeren Entwicklung zwei einander er- 
gänzende Ergebniſſe: 1. den vollſtändigen Abbau der ge⸗ 
ſetzlichen Stillhaltepflicht beim Grundſtückskredit, 2. die 
allgemeine Einſchaltung der gerichtlichen Mitwirkung 
bei der Regelung der Rückzahlung alter Hypotheken. 


1. Die geſetzliche Stillhaltepflicht und ihr Abbau 
1. Die wirtſchaftlichen Urſachen 


Das bürgerliche Recht der Vorkriegszeit ſtellte die 
Fälligkeit des Grundkredits dem Willen der Beteiligten 
anheim und vertraute darauf, daß das Geſetz von Angebot 


1) Vgl. Beyer: DRechtspfl. 1938, 291; Bauer: 
DRechtspfl. 1938, 355; 1939, 14; Tilmann: DRechtspfl. 
1039730) 


und Nachfrage für die Regelung des Kapitalverkehrs aus⸗ 
reichte. Konnte der Schuldner bei Fälligkeit das Kapital 
nicht zurückzahlen, ſo war er ſchutzlos der Vollſtreckung 
ausgeliefert; denn nach der liberaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
und Rechtsauffaſſung galt ein ſolcher Schuldner, der weder 
die nötigen eigenen Mittel zur Rückzahlung beſaß, noch 
einen neuen Kredit zur Umſchuldung erhalten konnte, nicht 
für ſchutzwürdig. Unter den Erfahrungen der Kriegs⸗ und 
Nachkriegszeit brach dieſe kapitaliſtiſche Haltung zuſammen. 

Die wirtſchaftliche Scheinblüte der Jahre 1925 bis 
1929, nicht zuletzt verurſacht durch eine Überſchwemmung 
Deutſchlands mit ausländiſchem Kapital, hatte zu einer un⸗ 
geſunden Ausweitung des Kreditweſens und beſonders zu 
einer übermäßigen Beleihung des deutſchen Grundbeſitzes 
geführt. Der wirtſchaftliche Zuſammenbruch der Jahre 
1930/31 zeigte die Notwendigkeit, den freien Kapitalver⸗ 
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kehr zu beſchränken. Da die Grundſtücksbelaſtungen über⸗ 
mäßig angeſchwollen waren, hätte die freie Kündigungs⸗ 
befugnis der Gläubiger, beſonders infolge der notwendigen 
Zinsſenkung, zu einer unerträglichen Beanſpruchung des 
Kapitalmarktes und zur Zerrüttung des Grundſtücksmarktes 
führen müſſen. So wurde es notwendig, durch Geſetz zu⸗ 
gleich mit der Zinsſenkung die Gläubiger durch Hinaus⸗ 
ſchieben der Fälligkeit zum Stillhalten zu zwingen. 

Die Folge dieſer geſetzlichen Stillhaltepflicht war, daß 
die gewährten Kredite nicht abfließen konnten und ein 
Milliardenbetrag fälliger Hypotheken angeſtaut wurde. 
Der Kapitalmarkt war dadurch in weitem Umfange brach⸗ 
gelegt; ruhen doch auf dem deutſchen Grundbeſitz 30 bis 
35 Milliarden Hypotheken und Grundſchulden 2). Eine all⸗ 
gemeine Geſundung der deutſchen Wirtſchaft verlangte, daß 
dieſe toten Werte dem Kapitalverkehr und damit neuen 
Aufgaben wieder zugeführt wurden. Hierzu iſt erforderlich, 
daß der Grundkredit früher oder ſpäter aus den Erträg⸗ 
niſſen der belaſteten Grundſtücke und den ſonſt verfügbaren 
Mitteln der Schuldner abgedeckt wird. Nur in dieſem Falle 
werden wirklich Kapitalbeträge für andere Zwecke frei⸗ 
gemacht. Die Umſchuldung iſt zwar für den einzelnen 
Schuldner und Gläubiger bequemer und vorteilhafter, aber 
für die Geſamtheit eher ſchädlich als nützlich. Es muß ver⸗ 
hindert werden, daß der Kapitalmarkt in großem Maße 
für die Rückzahlung alter Hypotheken beanſprucht wird 
und dieſe Beträge dem Dienſt für die großen nationalen 
Aufgaben entzogen werden. Dieſes Ziel kann nicht durch 
einen völligen Abbau der Stillhaltepflicht, ſondern nur 
durch eine allmähliche Auflockerung erreicht werdens). 


2. Die geſetzliche Regelung der Still- 
haltepflicht 


Ein gedrängter Überblick über die Entwicklung der 
geſetzlichen Stillhaltepflicht ſoll zeigen, wie 
weit ihr Abbau vorgeſchritten iſt und in welchem Umfange 
ſie noch fortbeſteht und wie in immer ſtärkerem Maße die 
Gerichte mit der Regelung der Rückzahlung betraut wor⸗ 
den ſind. 

Das erſte geſetzliche Moratorium brachte die 4. Not⸗ 
VO. zur Sicherung der Wirtſchaft uſw. v. 8. Dez. 1931 
(RED. 699) in 8 4, der ein Kündigungsverbot für die 
nach 88 1—2 zinsgeſenkten Forderungen enthielt, ſoweit 
eben die Fälligkeit von einer Kündigung vertraglich ab⸗ 
hängt. Bei dieſen Kündigungshypotheken beſteht ein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen denen, für welche die Beteiligten vertrag⸗ 
lich die Kündigung bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt aus⸗ 
geſchloſſen haben, und ſolchen, die jederzeit unter Ein⸗ 
haltung einer Kündigungsfriſt gekündigt werden können. 
Bei letzteren iſt die Kündigung bis zum 31. Dez. 1938 ver⸗ 
boten geweſen (84 NotVO. v. 8. Dez. 1931; § 1 des 
1. KapVerkch. v. 20. Dez. 1933 RG Bl. 1092]; 89 des 
2. KapVerkG. v. 20. Dez. 1934 [ROBI 1255]; 8 1 Abſ. 1 
Satz 1 des 3. KapVerkch. v. 13. Dez. 1935 [RG Bl. 1467]. 
Seit dem 1. Jan. 1939 können dieſe Hypotheken mit der 
vertraglichen Kündigungsfriſt, mindeſtens aber mit einer 
ſolchen von drei Monaten frei gekündigt werden (8 3 Abſ. 1 
BD. v. 22. Dez. 1938). i 

Dagegen beſteht die Stillhaltepflicht zunächſt noch fort 
bei denjenigen zinsgeſenkten Hypotheken, deren Kündigung 
die Beteiligten vertraglich für einen gewiſſen Zeitraum 
ausgeſchloſſen hatten. Dieſe vertragliche Ausſchlußfriſt ift 
nämlich in 8 4 Abſ. 1 Satz 2 VO. v. 8. Dez. 1931 — für 
die bis zum 31. Dez. 1931 entſtandenen Hypotheken! — 
um zwei Jahre, in 8 1 Abſ. 1 Satz 2 des 1. KapVerkch. 
um ein weiteres Jahr, in 89 Abſ. 1 Satz 2 des 2. Rap- 
Berl®. wieder um ein weiteres Jahr und in 81 Abſ. 1 


2) Vgl. Riehle, „Gef. üb. Hypothekenzinſen “, 1936, S. 4. 

) Vgl. Volkmar: DwWohnwirtſch. Heft 48 S. 707; 
Riehle ebenda Heft 49 S. 719 ff., 1938; Pätzold in 
Pfundtner⸗Neubert Hd3 S. 29 u. 38. 


Satz 2 des 3. KapVerf®. noch um drei weitere Jahre, im 
ganzen alſo um 7 Jahre, jedoch nicht über den 31. Dez. 
1939 hinaus verlängert worden. Dieſe geſetzliche Verlänge⸗ 
rung der vertraglichen Kündigungsausſchlußfriſten gilt 
nach 826 Abf. 1 Ziff. 1 VO. v. 22. Dez. 1938 fort. Wenn 
alſo vereinbart war, daß die Hypothek mit einer Kündi⸗ 
gungsfriſt von ſechs Monaten, früheſtens jedoch zum 1. Okt. 
1934 gekündigt werden durfte, ſo kann die Kündigung 
jetzt nicht vor dem 31. Dez. 1939 ausgeſprochen werden. 

Ahnlich iſt die Lage bei den Hypotheken, welche ver⸗ 
traglich ohne Kündigung an einem beſtimmten Zeitpunkt 
fällig geweſen ſind. Für dieſe Fälligkeitshypotheken, ſo⸗ 
weit ſie vor dem 12. Nov. 1932 entſtanden ſind, iſt durch 
die Not VO. v. 11. Nov. 1932 (RG Bl. 525) eine geſetzliche 
Stundung bis zum 1. April 1934 eingeführt worden, auch 
wenn ihr Zinsſatz nicht geſenkt worden ift. Dieſe Stundung 
ift durch die drei KapVerkch., zuletzt durch 82 Gef. vom 
13. Dez. 1935 derart verlängert worden, daß die Rückzah⸗ 
lung nicht vor dem 1. Juli 1939 verlangt werden kann. 
Nach 8 26 Abf. 1 Ziff. 2 VO. v. 22. Dez. 1938 gilt dieſe 
Stundung weiter. Wäre alſo eine Hypothek am 1. Okt. 
1934 fällig geweſen, ſo kann der Gläubiger nicht ſchon zum 
1. April 1939, ſondern erſt zum 1. Juli 1939 nach 83 
VO. kündigen. Die Notwendigkeit der Kündigung wird 
allen Gläubigern durch die neue geſetzliche Regelung auf⸗ 
erlegt, auch ſoweit die Hypotheken nach den Stichtagen 
der bisher behandelten Geſetze, aber bis zum 30. Jan. 1933 
im alten Reichsgebiet, bis zum 1. März 1935 im Saar- 
land, bis zum 13. März 1938 in Sfterreih und bis zum 
10. Okt. 1938 in den ſudetendeutſchen Gebieten entſtanden 
find (81 VO. v. 22. Dez. 1938). 

Eine Sonderregelung gilt für alle landwirtſchaftlichen 
zinsgeſenkten Hypotheken ohne Unterſchied, ob Kündi⸗ 
gungs⸗ oder Fälligkeitshypotheken. Ihre Fälligkeit ift — 
für die am 28. Sept. 1932 beſtehenden Hypotheken! — der⸗ 
art hinausgeſchoben worden, daß die Rückzahlung früheſtens 
zum 1. April 1940 verlangt werden kann ). Dieſe Still⸗ 
haltepflicht ift ebenfalls nach 8 26 Abſ. 1 Ziff. 3 der neuen 
VO. in Geltung geblieben. Dagegen ift die bisherige Son- 
derregelung für Aufwertungshypotheken mit 
Wirkung v. 31. Dez. 1938 außer Kraft geſetzt (8 26 Abſ. * 
nur beſteht bei ihnen die Beſonderheit, daß dem Schuldner 
eine vorzeitige Kündigungsbefugnis in § 6 eingeräumt ift, 
die ja dem geſamtwirtſchaftlichen Endziel nur förderlich iſt. 

Der Abbau der geſetzlichen Stillhaltepflicht liegt alſo 
darin, daß die Gläubiger der vor den genannten Stich⸗ 
tagen (81 VO.) entſtandenen Hypotheken zum größten 
Teil ſchon jetzt, ſpäteſtens v. 1. Jan. 1940 ab kündigen 
können mit der Rechtsfolge, daß der Schuldner grundſätz⸗ 
lich nach beſten Kräften ſeine eigenen Mittel für die Rück⸗ 
zahlung einſetzen oder die erforderlichen Mittel unter zu⸗ 
mutbaren Bedingungen durch Umſchuldung beſchaffen muß 
(887 Abſ. 1, 10 Satz 1 V.). Während das Kündigungs⸗ 
verbot der 4. NotVO. unabänderlich war, konnte ſeit der 
BD. v. 11. Noy. 1932 und dem KapVerkG. v. 20. Dez. 
1933 das Gericht den Gläubiger unter Abwägung der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe von der Stillhaltepflicht ganz 
oder teilweiſe befreien. Die nächſte Lockerung beſtand darin, 
baß feit dem 3. KapVerkcz. die Zuläſſigkeit einer ſolchen 
Ausnahme nicht mehr davon abhing, daß die wirtſchaftliche 
Lage des Gläubigers fie erforderte“). War hiernach aber 
die Freiſtellung von der Stillhaltepflicht immer noch eine 
Ausnahme und das Eingreifen des Gerichts erforderlich, 
um die Fälligkeit herbeizuführen, ſo iſt durch die neue 
Regelung grundſätzlich die freie Kündbarkeit 
des Realkredits wieder hergeſtellt. Der Unter- 
4) VO. üb. Zinserl. f. d. landwirtſch. Realkdt. v. 27. Sept. 
1932 (Ach Bl. 480), Gef. üb. Zinserl. uſw. v. 28. Sept. 1934 
(ach l. 860) und Gef. üb. Zinſen uſw. v. 31. Juli 1935 
(NOVI. 1057). 

5) 83 des 3. KapVerkch. im Gegenſatz zu 82 VD. v. 
11. Nov. 1932, 8 2 des 1. KapVerkG. u. § 10 des 2. Kap Verkch. 
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ſchied läßt ſich vergleichen mit dem der Kündigungsrege⸗ 
lung bei mieterſchutzfreien und geſchützten Wohnungen. 
Die Einführung eines Kündigungszwanges auch für Fällig⸗ 
keitshypotheken fällt nicht ins Gewicht, zumal da die vor⸗ 
zeitige Fälligkeit aus beſonderen Gründen nicht nur auf⸗ 
rechterhalten, ſondern auch in Ergänzung der Parteiver⸗ 
einbarungen bei Verzug mit Zins⸗, Tilgungs⸗ und ähn⸗ 
lichen Beträgen neu eingeführt wird (8 4 VO.). Die Feit- 
ſetzung einer Kündigungsfriſt von mindeſtens drei Mo⸗ 
naten iſt ſomit der letzte Reſt einer unmittelbar durch das 
Geſetz gegebenen, materiellrechtlichen Regelung der Fällig⸗ 
keit. Im übrigen iſt die umfaſſende Regelung der Rück⸗ 
zahlung nunmehr völlig in die Hand des Richters gelegt. 
Bei der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgabe muß er 
an dem Leitgedanken feſthalten, daß ihr Sinn und 
Zweck der Schutz des Kapitalmarktes und da⸗ 
mitder nationalen Wirtſchaft iſt, nicht die Be⸗ 
friedigung der privatwirtſchaftlichen Wünſche der Gläu⸗ 
biger und Schuldner. 


II. Die Mitwirkung des Gerichts bei der Regelung der 
Rückzahlung 


1. Urſachen und Entwicklung der richterlichen 
Vertragshilfe 


Die Fälligkeiten der alten Hypotheken waren durch 
die geſetzlichen Friſten, ſpäter auch durch die Ermächtigung 
der Gerichte, in begrenztem Umfange nach Eintritt der 
geſetzlichen Zahlungstermine weitere Zahlungsfriſten zu 
gewähren, nur hinausgeſchoben worden‘). Dieſe Regelung 
bewirkte nur einen Aufſchub und eine zeitliche Verteilung 
der Fälligkeiten und ſchützte hierdurch vorübergehend den 
Kapitalmarkt. Die endgültige Rückzahlung und dadurch 
eine wirkliche Belebung des Kapitalverkehrs konnte der 
Geſetzgeber nicht unmittelbar herbeiführen. Er hätte die 
Auftauung der eingefrorenen Grundkredite etwa dadurch 
bewirken können, daß die alten Hypotheken in Tilgungs⸗ 
oder Abzahlungshypotheken umgewandelt worden wären. 
Nun kann aber den privaten Kreditgebern die Umwand⸗ 
lung in Tilgungshypotheken unmöglich zugemutet werden, 
weil die Zahlungsart zu kompliziert iſt; auch würde ſie 
meiſt kein Kapital für nationale Aufgaben freiſtellen, weil 
die kleinen Tilgungsbeträge leicht vom Gläubiger bald 
verbraucht werden ). Dasſelbe würde bei kleinen Abzah⸗ 
lungen der Fall ſein; nur wenn der Gläubiger einen 
dringenden Eigenbedarf nachweiſt, wird dieſer Weg gangbar 
ſein. Die Umwandlung in eine Tilgungshypothek kommt 
in der Regel nur bei erſtſtelligen Hypotheken von Banken, 
Verſicherungsgeſellſchaften u. dgl. in Frage. Aber auch 
hier würde es falſch ſein, allgemein die Umwandlung an⸗ 
zuordnen; denn gerade dieſe Gläubiger werden in vielen 
Fällen, wo dem Schuldner die Aufbringung der Tilgungs⸗ 
raten ſchwerfällt, bereit fein, ausreichend geſicherte Hypo⸗ 
theken weiter ſtehen zu laſſen. Nur eine gründliche Prü⸗ 
fung der Einzelfälle kann alfo unter Abwägung der wirt- 
ſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit des Schuldners und der Be⸗ 
dürfniſſe des Gläubigers den geeigneten Weg zur Rück⸗ 
zahlung zeigen. Deshalb ſind die Gerichte immer ſtärker 
zur Mitwirkung berufen worden. 

Durch die Ermächtigung zur Freiſtellung von der Still- 
haltepflicht war den Gerichten anfangs lediglich die Aufgabe 
zugewieſen, einen billigen Ausgleich herbeizuführen. Ein 
richterlicher Eingriff in die Rechtsbeziehungen der Par⸗ 
teien, der über die Hinausſchiebung der Fälligkeit hinaus⸗ 
ging, war nur in Form der Anordnung von Teilzah⸗ 
lungen vorgeſehen s). Erſt die VO. zur Regelung der Muf- 


6) 88 6 ff. AuſwFällch. v. 18. Juli 1930, Gef. üb. Zahl. 
Friſt in Aufw.⸗Sachen v. 12. Juni 1933, 2. KapVerkch. 

1) Vgl. Riehle: DWohn)Wirtſch. 38, 720; Päh old 
a. a. O., Anm. 29 zu 83 des 3. KapVerkcz. 

98 9 Aufweällch, 5 2 BD. v. 11. Nov. 1932, $2 des 
1. KapVerkch., 886, 10 des 2. Kap Verk. 
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wertungsfälligkeiten v. 21. Dez. 1936 (RGGBl. 1121) gab 
den Gerichten die Befugnis, nicht nur wie ſtets ſchon im 
Vergleichswege, ſondern auch durch Richterſpruch eine um⸗ 
faſſende Neugeſtaltung der Rückzahlungspflicht herbeizu⸗ 
führen. Dieſe Regelung, die ſchon in 8 3 Abſ. 4 des 3. Rap- 
Verf. vorbereitet war, ift faſt wörtlich für alle Hypo- 
theken in die neue VO. übernommen worden: nachdem der 
Schuldner eine außergerichtliche Einigung verſucht hat, 
wirkt der Richter darauf hin, daß ſich die Beteiligten end⸗ 
gültig über die Zahlung des Kapitals einigen, und regelt 
die Fälligkeit, wenn auch mit ſeiner Hilfe eine Verein⸗ 
barung nicht zuſtande kommt, durch feinen Spruch s); feine 
rechtskräftige Entſcheidung erſetzt die Vereinbarung der Be⸗ 
teiligten 10) und bindet Gerichte und Verwaltungsbehör⸗ 
den 11). Wenn auch nach dem Sinne der „Vertragshilfe“ 
und der Anordnung des Verfahrens die Hauptaufgabe des 
Richters im Gegenſatz zu anderen Verfahrensarten darin 
beſteht, eine gütliche Einigung der Beteiligten herbeizu⸗ 
führen, und dieſe ſogar in der überwiegenden Zahl der 
Fälle außergerichtlich zuſtande kommt, ſo iſt doch für die 
rechtliche Beurteilung ſeiner Tätigkeit gerade die Entſchei⸗ 
dungsbefugnis ausſchlaggebend, zumal da ſie tatſächlich 
auch die vorangehenden Vergleichsverhandlungen natur⸗ 
gemäß beeinflußt. 


2. Der Inhalt der richterlichen Vertragshilfe 


Ihrem Inhalt nach kann die gerichtliche Regelung der 
Fälligkeit zu einer Beſeitigung der Wirkung der Kündi⸗ 
gung für viele Jahre und zu einer völligen Neugeſtaltung 
der Rechtsbeziehungen der Beteiligten führen, und zwar 
nicht nur durch Herbeiführung eines Vergleichs, ſondern 
im Wege der Entſcheidung; beides umfaßt die Aufgabe der 
„Vertragshilfe“ (89 VD.). Nur in den ſeltenſten Fällen 
wird der Zeitpunkt vorauszuſehen ſein, wo der Schuldner 
zahlen kann, ſo daß die bloße Bewilligung einer Zahlungs⸗ 
friſt von höchſtens einem Jahre genügt (§ 11 VO.). Meiſt 
wird es nötig ſein, neue Zahlungsbedingungen einzuführen, 
die dem Schuldner ſeiner Leiſtungsfähigkeit entſprechend 
ermöglichen, die Schuld allmählich abzutragen, ſei es durch 
Feſtſetzung von größeren Teilzahlungen oder durch Um⸗ 
wandlung in Abzahlungshypotheken, ſei es durch Umwand⸗ 
lung in unkündbare Tilgungshypotheken in techniſchem 
Sinne, Maßnahmen, die allerdings noch von der Zu⸗ 
ſtimmung des Gläubigers abhängig gemacht find (§ 12 
BD.) Der Richter kann aber auch, wenn eine ſolche Rege- 
lung nicht möglich iſt, alſo auch wenn der Gläubiger ſie, 
obwohl ſie angebracht wäre, durch die Verweigerung ſeiner 
Zuſtimmung verhindert, die ausgeſprochene Kündigung 
für unwirkſam erklären und die ordentliche Kündigung 
auf zwei Jahre ausſchließen, nach deren Ablauf der 
Schuldner von neuem die richterliche Vertragshilfe anrufen 
kann (8 13 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 VO.). Der Gläubiger 
wird gut daran tun, an jeder anderen tragbaren Regelung 
mitzuwirken. Freilich ſoll der Richter vor einer ſo ein⸗ 
ſchneidenden Anordnung auf eine ausreichende dingliche 
Sicherung hinwirken (87 Abſ. 1 Satz 2 BO.) Die Ande⸗ 
rung der Fälligkeit ſoll er aber nur dann ablehnen, wenn 
fie für den Gläubiger eine unbillige Härte bedeuten würde 
(8 10 Satz 2 VO .). Der Richter kann ferner die Verzugs⸗ 
folgen regeln, aljo wohl auch Verzugszinſen feſtſetzen und 
die vorzeitige Fälligkeit anordnen (§ 14 Abſ. 1 VO. ), ſowie 
die Verzinſung von bisher unverzinslichen Forderungen 
mit 5% beſtimmen (8 15 VO .). Es ſtehen ihm alfo bis 
zur Grenze der Herabſetzung der Kapitalforderung ſelbſt, 
wie fie nur der Zwangsvergleich z. B. zur Regelung land- 

: A 95 8 g g lan 
wirtſchaftlicher Schuldverhältniſſe nach dem Geſetz vom 
1. Juni 1933 oder die richterliche Entſcheidung nach 85 


) Art. 5—9 AufwFäll BO. v. 21. Dez. 1936, 88 7— 
18, 20 der neuen Ri 7 e 


90 9 18 Abſ. 6 VD, Art. 7 Abſ. 6 AufwFäll VO. 
11) 823 Abſ. 1 VƏ. 
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Geſetz über die Bereinigung alter Schulden v. 18. Aug. 
1938 herbeiführen kann, alle Möglichkeiten der Umgeſtal⸗ 
tung des Schuldverhältniſſes frei. Der Richter kann ſogar 
mehrfach in dieſer Weiſe eingreifen, wenn ſich die tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe nach ſeiner Vertragshilfe ſo grundlegend 
geändert haben, daß die Aufrechterhaltung der früheren 
Entſcheidung für einen der Beteiligten eine unerträgliche 
Härte bedeuten würde (8 19 WO. ). 


3. Die rechtspolitiſche Bedeutung der 
Vertragshilfe 


Auf keinem Gebiet der ſtreitigen oder freiwilligen 
Gerichtsbarkeit — abgeſehen vom Perſonenrecht einſchließ⸗ 
lich Raſſen⸗ und Erbgeſundheitspflege und dem Schuld⸗ 
Berein®. — hat der Richter eine gleich weitgehende Macht, 
Rechtsbeziehungen zu geſtalten, ohne von der Zuſtimmung 
der Beteiligten abhängig zu ſein, wie dies beim Zwangs⸗ 
vergleich nach 88 24 ff., 39 SchuldNegl®. und 88 74, 78 
VerglO. oder bei der Erbauseinanderſetzung nach $8 93, 95 
RG. der Fall ift. Das Gericht kann durch feinen Spruch 
nicht nur wie z. B. im Scheidungsurteil oder bei Miet⸗ 
aufhebungsklagen beſtehende Rechtsbeziehungen aus ge⸗ 
ſetzlichen Gründen auflöſen, ſondern ein rechtswirkſam auf⸗ 
gelöſtes Rechtsverhältnis auf völlig neuer Grundlage wie⸗ 
derherſtellen. Die Vertragshilfe wirkt andererſeits nicht 
nur zeitlich beſchränkt wie einſtweilige Verfügungen nach 
88 940 oder 627 JPD., ſondern endgültig rechtsgeſtaltend, 
unter Umſtänden für viele Jahre. Sie verhütet die Durch⸗ 
führung von Prozeſſen, die dem Gläubiger nur Arger und 
Koſten bereiten, weil der Schuldner doch zur Zahlung nicht 
imſtande iſt, die aber gerade deshalb oft mit beſonderer 
Erbitterung geführt werden, und verhütet die Einleitung 
ausſichtsloſer Zwangsvollſtreckungen, die den wirtſchaftlich 
ſchwachen Schuldner nur noch mehr ſchädigen. Dieſer Er⸗ 
folg beruht darauf, daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
am Anfang und nicht am Ende des Streitfalls geprüft wer⸗ 
den. Hierin liegt ein großer Vorzug gegenüber dem Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz nach der VO. v. 26. Mai 1933 und dem 
Räumungsſchutz bei Mietsſtreitigkeiten; beide Maßnahmen 
ſetzen zu ſpät ein, um eine geſunde Fortſetzung des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes, ſei es auch nur zum Zwecke ſeiner Ab⸗ 
wicklung, zu ermöglichen. 

Verſucht man, dieſes neuartige Verfahren und ent⸗ 
ſprechend auch das Verfahren nach §8 5ff. Schuld BereinG. 
unter die alten Begriffsgegenſätze von öffentlichem und 
privatem Recht, Rechtspflege und Verwaltung, ſtreitiger 
und freiwilliger Gerichtsbarkeit einzuordnen, ſo verſagt 
dieſes Syſtem. Der Umfang des Eingriffs in die Rechts⸗ 
beziehungen einzelner und der „öffentlich rechtliche“ Zweck 
der Regelung des Kapitalmarktes rücken die Vertragshilfe 
in das Bereich der Verwaltungsakte. Rechtſprechung in 
dem Sinne, daß ein Streitfall geſetzlichen Beſtimmungen 
untergeordnet und die Rechtsfolge „erkannt“ wird, liegt 
keinesfalls vor. Daher unterliegt das Verfahren auch nicht 
dem Parteibetrieb und dem Verhandlungsgrundſatz. Nach⸗ 
dem es auf Antrag eingeleitet iſt, ſtellt das Gericht von 


Amts wegen die erforderlichen Ermittelungen an (8 12 
Rep., § 18 VO. ); es gilt das RG. über die Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Und doch beſteht 
die Vertragshilfe (59 VO.) nicht nur darin, daß der 
Richter den Beteiligten bei der freiwilligen Geſtaltung ihrer 
Rechte ſeine Hilfe leiht. Denn es ſind widerſtreitende Be⸗ 
lange auszugleichen, und ſelbſt während der Mitwirkung 
bei der Einigung der Beteiligten erhält die richterliche 
Tätigkeit durch ſeine Entſcheidungsbefugnis ein über die 
bloße Beratung hinausgehendes Gewicht. Gegenüber dem 
wirklichen Vorgang iſt es eine bloße Fiktion, weun Art. 7 
Abſ. 6 Aufw Fäll VO. und § 18 Abſ. 6 VO. v. 22. Dez. 1938 
die Tragweite der richterlichen Anordnungen dahin um⸗ 
ſchreiben, daß ſie „die Vereinbarungen der Parteien er⸗ 
ſetzen“. In Wahrheit handelt es ſich um einen ſtaatlichen. 
Hoheitsakt, durch welchen private Rechtsverhältniſſe aus 
Gründen des Geſamtwohles unmittelbar geſtaltet werden. 
Dieſe Tätigkeit hätte auch einer Verwaltungsbehörde nach 
Art der Entſchuldungsſtellen oder der Mieteinigungsämter 
übertragen werden können. Der öffentlich⸗rechtliche Cha- 
rakter der Vertragshilfe kommt verfahrensmäßig darin 
zum Ausdruck, daß im Verfahren der weiteren Beſchwerde 
bzw. des Rekurſes die Staatsanwaltſchaft, in Öfterreich die 
Finanzprokuratur mitwirken kann (8 20 Abſ. 2 VO.) In 
der ausſchließlichen Übertragung der Ver⸗ 
tragshilfe auf die Gerichte muß alſo eine 
grundlegende Erweiterung der Rechtspflege 
erblickt werden. Und doch iſt es Rechtspflege im 
wahrſten Sinne, wenn die Vertragsverhältniſſe einzelner 
Volksgenoſſen nach dem Grundſatz: „Gemeinnutz vor Eigen⸗ 
nutz“ umgeſtaltet werden. 

Dieſe kurze Betrachtung ſoll zeigen, daß auch auf 
dieſem kleinen Teilgebiet die Grundlinien der deutſchen 
Rechtserneuerung zu erkennen find. Der Weg von der 
freien Kündigungs⸗ und Vollſtreckungsbefugnis zur geſetz⸗ 
lichen Stillhaltepflicht und weiter über beſchränkte Ermäch⸗ 
tigungen der Gerichte zur Vertragshilfe mit ihrem jetzigen 
umfaſſenden Inhalt zeigt einerſeits die Übertragung der 
Rechtsgeſtaltung auf dem Gebiete des ſog. Privatrechts 
von der geſetzgebenden auf die richterliche Gewalt oder viel⸗ 
mehr ein Stück praktiſcher Überwindung der Lehre von der 
Gewaltenteilung, andererſeits die Überwindung des libera⸗ 
liſtiſch⸗privatrechtlichen Vertragsbegriffs durch die national- 
ſozialiſliſche Gemeinſchaftsidee und damit zugleich die Un⸗ 
möglichkeit einer grundſätzlichen Trennung zwiſchen öffent⸗ 
lichem und privatem Recht auch auf dem Gebiete des Ver⸗ 
mögensrechts und ſchließlich für den Aufbau des Rechts⸗ 
gangs eine organiſche Verſchmelzung von ſtreitiger und 
freiwilliger Gerichtsbarkeit. Das Verfahren der Vertrags⸗ 
hilfe bietet auf einem wichtigen Gebiet ein geſetzliches Bei⸗ 
ſpiel dafür, daß Rechtſprechung nicht nur darin beſteht, 
einen geltend gemachten „Anſpruch“ einer logiſch⸗intellek⸗ 
tuell begründeten Rechts⸗ „Erkenntnis“ zu unterwerfen, 
ſondern Lebenstatbeſtände auf Grund der Erkenntnis der 
gegebenen Wirklichkeit zum Wohle der Volksgemeinſchaft 
durch richterliche Willens entſcheidung zu ordnen. 


Zum Pachtnotrecht 


Von Rechtsanwalt und Notar E. Fitzau, Torgau a. d. Elbe 


J. Die Entwicklung des Pachtnotrechts dürfte mit dem 
Geſetz v. 30. Sept. 1937 ihren vorläufigen Abſchluß ge⸗ 
funden haben. Übrig bleibt nun die endgültige Neufaſſung 
des Rechts der landwirtſchaftlichen Pacht, losgelöſt aus 
dem Syſtem des bürgerlichen Schuldrechts und ſelbſtändig 
geſtaltet als weſentlicher Teil des neuen Deutſchen Wirt- 
ſchafts⸗ und Bodenrechts. 

Das in der Pachtſchutzordnung v. 23. Juli 1925 und 
dem Pächterſchutzgeſetz v. 22. April 1933 nebſt den zu⸗ 
gehörigen reichs- und landesrechtlichen Neben- und Nach- 


tragsgeſetzen und Verordnungen niedergelegte Pachtnotrecht 
war noch rein privatwirtſchaftlich ausgerichtet: Ausſchließ⸗ 
lich auf bie Jutereſſen der Vertragspartner abgeſtellt, deren 
billigen Ausgleich es erſtrebte, fand es im öffentlichen Recht 
und Intereſſe nur feine Schranken, nicht feine Voraus⸗ 
ſetzungen. Ohne von vornherein beſtimmt zu ſein, vorzüg⸗ 
lich den Intereſſen des wirtſchaftlich meiſt ſchwächeren 
Pächters zu dienen, wirkte es ſich doch weſentlich zu deſſen 
Schutze aus. 

Ein Grundſätzliches gilt für diefe erfte nunmehr ab⸗ 
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geſchloſſene Periode des Pachtnotrechts: Noch herrſcht der 
Vertrag; ſeine Abwandelbarkeit nach Inhalt und zeitlicher 
Wirkſamkeit iſt Ausnahme und eng begrenzt. Nur Verände⸗ 
rung der allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
ermöglicht die Abänderung noch ſo drückender oder unzu⸗ 
länglicher Leiſtungen und nur in dieſem Rahmen können 
die beſonderen Verhältniſſe und Bedürfniſſe des Einzel⸗ 
betriebs oder des Einzelfalles Berückſichtigung finden (8 1 
PachtſchO.). 5 

Nur in zeitlich enger Begrenzung iſt die Verlänge⸗ 

rung abgelaufener oder gekündigter Pachtverträge möglich, 
wobei im übrigen jeder Verlängerungsſchutz verſagt, wenn 
der verpachtete Betrieb größer als 125 ha ift (8 1 Pachtſchch. 
i. d. Faſſ. v. 28. Juni 1935 [RG Bl. 810). 
Cine völlige Umgeſtaltung bringt in wenigen kurzen 
Sätzen das Geſetz v. 30. Sept. 1937. Hinter dem nichts⸗ 
ſagenden Titel eines Geſetzes über „Weitergeltung und 
Ergänzung des Pachtnotrechts“ verbirgt ſich bereits das 
werdende völlig neuartige Pachtrecht; oder beſſer, es be⸗ 
reitet ſich vor, indem es gemeinſamer rechtsſchöpferiſcher 
Tätigkeit richterlicher und berufsſtändiſcher Inſtanzen 
freieſten Raum gibt. 

Wie es nationalſozialiſtiſcher Rechtsentwicklung ent⸗ 
ſpricht und auch den Weſensinhalt des werdenden land⸗ 
wirtſchaftlichen Pachtrechts beſtimmen wird, tritt das per⸗ 
ſönliche Intereſſe der Vertragspartner hinter dem der 
Volksgemeinſchaft zurück: Nicht die durch die veränderte 
allgemeinwirtſchaftliche Lage in Mitleidenſchaft gezogenen 
Intereſſen der Vertragspartner, ebenſowenig wie etwa das 
individuelle Intereſſe des Pächters an der Erhaltung ſeiner 
Eriftenz, bilden Vorausſetzung und geben Richtung und 
Ziel. Maßgeblich iſt nur das Intereſſe der Volksgemein⸗ 
ſchaft, und nur ſoweit dieſes reicht, bleibt Raum für die 
Berückſichtigung der Sonderintereſſen der Vertragspartner, 
die inſoweit allerdings nicht unberückſichtigt bleiben dürfen: 
„Das Pachtverhältuis zuſammen mit den beteiligten Men- 
ſchen iſt als eine Einheit zu ſehen und zu prüfen, um die 
den beſonderen Umſtänden des Falles gerechtwerdende Ent⸗ 
ſcheidung fällen zu können. Dieſe hat zu berückſichtigen, 
was im Intereſſe der Allgemeinheit in dieſem Einzelfall 
erforderlich und zweckmäßig iſt, in zweiter Linie aber ſtets 
und immer daran zu denken, daß ein vernünftiger Auz- 
gleich zwiſchen den manchmal widerſtrebenden Intereſſen 
der Vertragsteile herbeigeführt wird“ (Sauer: RIRN. 
1938, 806 ff.). 

Gegenüber dieſem Neuen, das im 82 Verlänge⸗ 
rungsG. Ausdruck findet, verliert das im 81 aufrecht⸗ 
erhaltene Alte — ſoweit es ſich nicht um die unverändert 
fortbeſtehende Verfahrensregelung handelt — praktiſch 
durchaus an Bedeutung. Es kann zwar nach wie vor ein 
Antrag auf Anpaſſung der Vertragsbeſtimmungen, z. B. 
des Pachtzinſes aus 81 PachtſchO. vom Jahre 1925, be- 
gründet oder die Unwirkſamkeitserklärung einer Kündigung 
(bei Betrieben unter 125 ha) aus 81 Pachtſchch. vom 
Jahre 1933 geltend gemacht werden. Regelmäßig dürfte 
ſich jedoch dann bei ſachgemäßer Prüfung ergeben, daß in 
ſolchen Fällen auch die Vorausſetzungen des 82 Verlänge⸗ 
rungs G. gegeben ſind, die die Möglichkeit ungleich weiter 
reichender und wirkſamerer Maßnahmen eröffnen. Regel- 
mäßig wird ſich dann auch zeigen, daß Anträgen, die dieſen 
Vorausſetzungen nicht entſprechen, auch im übrigen die 
Berechtigung fehlt (vgl. Theuß zum Urteil des LG. Halle 
v. 15. Okt. 1937: RdRN. 1938, 522 und Sauer zum 
Veſchluß des PE A. Ebersbach v. 16. März 1938 mitgeteilt 
a. a. O. S. 572). 4 

Bemerkenswert an der hier beſprochenen Entſcheidung 
des LG. Halle iſt übrigens, daß auch eine Erhöhung 
des Pachtzinſes aus Gründen des öffentlichen Intereſſes 
im Sinne des 8 2 Verlängerungs GG. berechtigt fein kann, 
wenn der Pachtzins ungeſund niedrig feſtgeſetzt war, fo 
daß z. B. die dem Verpächter obliegenden Erhaltungs- 
pflichten in Frage geſtellt werden. 


Das neue Pachtrecht dient alſo in erſter Linie dem 
Allgemeinintereſſe. Die Eigenintereſſen der Vertragsteile 
jind ihm bedingungslos untergeordnet. Sie erſetzen weder 
das mangelnde Gemeinintereſſe, noch haben ſie, mit dieſem 
in Widerſpruch ſtehend, Anſpruch auf Berückſichtigung, 
ſo daß ihre Erörterung das Verfahren regelmäßig nicht 
fördern, ſondern nur belaſten wird. 

II. Wenn das Geſetz, auf dieſes Gemeinintereſſe hin⸗ 
weiſend, die „Sicherung der Volksernährung“ als das zu 
fördernde Ziel bezeichnet oder (negativ) von Beſtimmungen 
ſpricht, die der Erzeugungsſteigerung entgegenſtehen, ſo 
iſt das weder wörtlich noch eng zu verſtehen: Die Volks⸗ 
ernährung iſt ebenſowenig wie die ihrem Zweck dienende 
Erzeugungsſchlacht Ziel an ſich. Sie iſt deshalb auch kein 
Problem, das ſich im rein Materiellen, in Güte, Maß und 
Gewicht des zu erzeugenden Ernährungsgutes, erſchöpft. 
Sie iſt auch kein Problem von heute und morgen, ſondern 
ein ſolches, das unter dem weiten Aſpekt nationalſozialiſti⸗ 
ſcher Zielſetzung geſchaut werden muß: Gütererzeugung 
zur Volksernährung kann ſinnvoll nur dann geſtaltet wer⸗ 
den, wenn ſie nicht darauf ausgerichtet iſt, den Bedürf⸗ 
niſſen des Augenblicks zu genügen, ſondern den dauernden 
Lebensbedürfniſſen des deutſchen Volkes zu dienen. Des⸗ 
halb dient dieſem Ziel nicht ſo ſehr ein Handeln, das an 
beſtimmter Stelle und in begrenztem Zeitraum möglichſt 
viel und möglichſt hochwertiges Ernährungsgut erzeugt, 
ſondern ein folches, das, weit vorausſchauend, den Lebens⸗ 
bedarf des deutſchen Volkes in ſteigendem Maße und für 
unbeſchränkt lange Zeit ſicherſtellt. Das aber hat zur Vor⸗ 
ausſetzung nicht nur eine mehr oder weniger große Anzahl 
einzelner gut geleiteter und „in Form“ befindlicher Einzel⸗ 
betriebe, ſondern einen wohl und zweckmäßig gegliederten“ 
und in beſter körperlicher und geiſtiger Form befindlichen 
Berufsſtand, durch Schaffung und Erhaltung möglichſt 
vieler geſunder und leiſtungsfähiger landwirtſchaftlicher 
Betriebe in Händen ſelbſtändiger gut wirtſchaftender bäuer⸗ 
licher Menſchen. Deshalb ſind die Belange des Nährſtandes, 
als derjenigen Berufsgemeinſchaft, der die Sicherung der 
Ernährung des Volkes obliegt, gleichzeitig und in aller⸗ 
erſter Linie ſolche der Volksernährung im Sinne des 82 
VerlängerungsG. (fo beſonders LG. Gleiwitz v. 19. Sept. 
1938, m. W. nicht veröffentlicht). 

Dieſe Erkenntnis nun muß den im Einzelfall zur Ent⸗ 
ſcheidung berufenen Richter zu einer grundſätzlichen und 
richtunggebenden Betrachtungsweiſe führen: Er darf den 
ſeiner Entſcheidung unterliegenden Fall niemals als Einzel⸗ 
fall ſehen, er muß ihn vielmehr als Teil einer Geſamt⸗ 
erſcheinung werten. Der Einzelfall, mag ſein „Objekts⸗ 
wert“ noch ſo groß ſein, iſt, gemeſſen an dem Umfang 
der Ernährungswirtſchaft eines ganzen Volkes, ſtets ver⸗ 
ſchwindend klein und würde deshalb, an ſich geſehen, ohne 
praktiſche Bedeutung ſein. Er gewinnt dieſe Bedeutung 
aber dadurch, daß er ſich ähnlich oder gleichartig, gleich⸗ 
zeitig oder innerhalb kurzer Zeiträume, zu ungezählten 
Malen wiederholt, ſo daß er durch dieſe Wiederholung 
und Summung zahlloſer Einzelfälle volkswirtſchaftliche 
Bedeutung erhält. Dieſe theoretiſche Erkenntnis iſt von 
größter praktiſcher Tragweite. Sie ſchärft den Blick für das 
Weſentliche und Weitzielige und läßt erkennen, daß der 
zur Entſcheidung ſtehende Einzelfall nicht als in ſich ruhen⸗ 
der Tatbeſtand angeſehen werden darf, ſondern als ein 
winziger Teil eines Geſamtgeſchehens zu betrachten und 
demgemäß zu werten iſt. Daraus folgt aber, daß es nicht 
geſtattet feim kann, im Rahmen einer organiſchen Geſamt⸗ 
regelung als zweckmäßig erkannte und deshalb richtung⸗ 
gebende Grundſätze im Einzelfall unbeachtet zu laſſen, um 
mehr oder weniger zufällige, zeitlich oder räumlich be⸗ 
grenzte Vorteile“ einzubringen. Was grundſätzlich 
geeignet iſt, den Nährſtand ſeiner Beſtform näherzubringen 
und damit die Volksernährung auf lange Sicht — ins⸗ 
beſondere auch bevölkerungspolitiſch betrachtet — ſicher⸗ 
zuſtellen, muß im Einzelfall angewendet werden, auch 
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wenn es hier unmittelbare Vorteile nicht zeitigt. Es darf 
ausnahmsweiſe nur dann nicht angewendet werden, wenn 
es nach Lage des Einzelfalles offenbare und weſentliche 
Nachteile zur Folge haben würde (a. A. offenbar nur 
PEN. Groß⸗Wartenberg v. 15. März 1938 — unver⸗ 
öffentlicht — und LG. Schweidnitz v. 27. Mai 1938: 
Rd N. 1938, 608. Zuſtimmend außer den amtlichen und 
halbamtlichen Verlautbarungen des RNSt. insbeſondere 
BEA. Nimptſch v. 10. März 1938: RdRN. 1938, 389, 
LG. Oels v. 20. Mai 1938: Rd N. 1938, 595). 

III. Das BEN. und das als Rechtsmittelinſtanz über⸗ 
geordnete LG. entſcheidet den ihm vorliegenden Einzelfall 
als unabhängige richterliche Behörde. Seine Aufgabe iſt 
dabei nicht die einer richterlichen Spruchſtelle, die über 
ſtrittige Einzelanſprüche oder Befugniſſe an Hand bes 
ſtehender geſetzlicher Beſtimmungen zu entſcheiden hätte, 
ſondern die einer Schiedsſtelle, die überholtes und in ſeinen 
Auswirkungen gemeinſchädliches Vertragsrecht im Wege 
der Fortentwicklung und Neuſchöpfung abzuändern oder zu 
ergänzen hat. Dieſe Fort⸗ und Umbildung beſtehenden, 
innerlich aber überlebten oder in ſeiner Anwendung ge⸗ 
meinſchaftsſchädlichen Vertragsrechts kann nach dem Geſetz 
nicht ohne positive Mitwirkung des örtlich zuſtändigen 
Organs des Reichsnährſtandes, des Kreisbauernführers, 
geſchehen. Dabei handelt es ſich übrigens nicht um das Er⸗ 
fordernis einer vorherigen Zuſtimmung im Sinne einer 
Prozeßvorausſetzung, ohne deren Nachweiſung das PEN. 
etwa nicht tätig werden dürfte. Die Zuſtimmung kann auch 
noch im Laufe des Verfahrens erfolgen, in deſſen Fortgang 
dem Kreisbauernführer Einblick zu geben iſt und bei dem 

cer zwar nicht mitentſcheidend, wohl aber ſtellungnehmend 
mitwirken foll (vgl. Allgemeinverfügung des Juſtizminiſters 
v. 4. Okt. 1938: DJ. Nr. 40). In vielen Fällen wird der 
Kreisbauernführer überhaupt erſt auf Grund von Ermitt⸗ 
lungen und Begutachtungen, die im Zuge des Verfahrens 
erfolgen, zu einer ſachlich begründeten und endgültigen 
Stellungnahme in der Lage ſein. 

Mit dem Erfordernis der Zuſtimmung des Kreis⸗ 
bauernführers iſt geſetzlich feſtgelegt, daß eine im Sinne 
des Antrags poſitive Entſcheidung nur in Übereinſtim⸗ 
mung mit dem Kreisbauernführer als dem zuſtändigen 
Organ des Reichsnährſtands erfolgen kann. Das beſagt nun 
natürlich nicht, daß das Gericht auch im übrigen an die 
Stellungnahme des Reichsnährſtands oder feiner örtlich zu⸗ 
ſtändigen Organe in dem Sinne gebunden wäre, daß es 
einen vom Kreisbauernführer befürworteten Antrag nicht 
ablehnen dürfte. Hätte der Geſetzgeber das beabſichtigt, ſo 
wäre die Einſchaltung einer richterlichen Behörde, die in 
dieſem Falle nur nach den Weiſungen einer verwaltungs⸗ 
mäßig organiſierten Behörde zu handeln befugt wäre, zum 
mindeſten überflüffig. JÜ alfo das PEA. (Landgericht) in 
der Entſcheidung des Einzelfalles zweifellos an keinerlei 
Weiſungen gebunden, ſo beſteht gleiche Freiheit keineswegs 
in dem Sinne, daß dienſtliche Anweiſungen des Reichs⸗ 
bauernführers oder Veröffentlichungen zentraler Dienft- 
ſtellen des Reichsnährſtands, die nicht die Entſcheidung 
des Einzelfalles, ſondern das Typiſche, Grundſätzliche und 
Richtunggebende betreffen, als „interne Dienſtanweiſun— 
gen“ unberückſichtigt bleiben könnten oder gar als „all⸗ 
gemeine Redewendungen“ unbeachtlich feien (fo PE A. Grof- 
Wartenberg a. a. O.). 

Solches vertreten bedeutet nichts anderes, als die Bu- 
ſtändigkeit des Reichsnährſtandes, insbeſondere des Reichs⸗ 
bauernführers, gerade auf dem Gebiete zu leugnen, das 
ſeine eigene und ausſchließliche Domäne iſt: nämlich die 
Entwicklung der deutſchen Ernährungswirtſchaft zu über- 
wachen und planvoll zu lenken. Außer dem bereits zitierten 
BEN. Groß⸗Wartenberg vertritt eine ähnliche Auffaſſung 
ofſenbar nur das LG. Schweidnitz in feinem aus verſchie— 
denen Gründen höchſt anfechtbaren Urteil v. 27. Mai 1938. 
Durchaus zutreffend und mit eingehender Begründung be⸗ 
tont demgegenüber beſonders das LG. Oels in feinen be- 
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reits oben angeführten Urteil, daß es ſich hier um weit⸗ 
gehend verbindliche und jedenfalls in ihren Grundſätzen und 
richtunggebenden Teilen ſchlechthin authentiſche Erkenntnis⸗ 
quellen für die Gerichte handle, und zwar dafür, welchen 
ernährungswirtſchaftlichen Grundgedanken das Geſetz ſeine 
Entſtehung verdankt und welchen ernährungswirtſchaftlichen 
Zwecken und Zielen es dienen will. Das bedeutet kurz und 
bündig, daß die Pachteinigungsämter und die ihnen über⸗ 
geordneten Landgerichte inſoweit an die amtlichen Ver⸗ 
lautbarungen der zuſtändigen Stellen des Reichsnähr⸗ 
ſtandes gebunden ſind, als ſie nicht berechtigt ſind, von 
dieſen allgemeinen Zielſetzungen und Richtlinien, die dem 
organiſchen Aufbau des Reichsnährſtandes und der Planung 
und Lenkung der Ernährungswirtſchaft dienen ſollen, ab⸗ 
zuweichen. Dieſe Richtlinien unterliegen nicht der Nach⸗ 
prüfung durch richterliche Inſtanzen, die deshalb nicht be⸗ 
rechtigt find, fie durch eigene, vermeintlich beſſere, Er- 
kenntnis und Zielgebung zu erſetzen. 

IV. A. Hinſichtlich der Verlängerung von 
Pachtverträgen laſſen ſich im Anſchluß an Sauer 
a. a. O. folgende Grundſätze herausſtellen: 

1. Wirtſchaftswechſel beeinträchtigt erfahrungsgemäß 
und im großen geſehen die Sicherung der Volksernährung. 
Verlängerung der Pachtdauer iſt deshalb grundſätzlich ge⸗ 
boten, falls der Pächter ordnungsmäßig wirtſchaftet und 
die Ablehnung des Verlängerungsantrags muß Ausnahme 
bleiben. Dieſe wird durch das Vorliegen perſönlicher Diffe⸗ 
renzen zwiſchen den Vertragsteilen nicht hinreichend be⸗ 
gründet. Dagegen genügt nicht, daß der Pächter über 
Kenntniſſe und Erfahrungen verfügt; er muß ſich auch in 
geordneten Vermögensverhältniſſen befinden, die die ord⸗ 
nungsmäßige Aufrechterhaltung der Pachtung in Zukunft 
ermöglichen. 

2. Eine Ausnahme iſt geboten und Wirtſchafterwechſel 
mit der damit verbundenen vorübergehenden Erzeugungs⸗ 
minderung grundſätzlich in Kauf zu nehmen, wenn der 
verpachtete Betrieb in Eigenbewirtſchaftung übernommen 
werden ſoll: Die Verbindung von Familie, Wirtſchaft, 
Eigentum und Arbeit zu einer organiſchen Einheit macht 
die Eigenbewirtſchaftung zur Beſtform jeder Bodenbewirt⸗ 
ſchaftungsweiſe. 

Vorausſetzung iſt auch hierbei perſönliche Eignung 
des Eigentümers, alſo bäuerliche Lebenshaltung, Kennt⸗ 
niſſe, Erfahrung und nicht zuletzt hinreichende Betriebs⸗ 
mittel, daneben ſelbſtverſtändlich die ernſtliche Abſicht 
dauernder und echter Eigenwirtſchaft. Wie ſich dieſe im 
einzelnen Falle geſtaltet, iſt je nach Art und Größe des 
Betriebes verſchieden: Für Betriebe aller Größen iſt aber 
daran feſtzuhalten, daß Adminiſtration, d. h. Bewirtſchaf⸗ 
tung durch einen Angeftellten des Eigentümers, keine för⸗ 
derungswürdige Selbſtbewirtſchaftung iſt. Die Verpachtung 
als die bodenverbundenere Art der Wirtſchaftsführung iſt 
der Adminiſtration grundſätzlich vorzuziehen, zumal auch 
bodenpolitiſch eine Entwicklung unterbunden werden muß, 
die zur Vernichtung ſelbſtändiger Exiſtenzen führt und 
15 gaty von Pachtſtellen die Latifundienwirtſchaft 
ördert. 

3. Die Verlängerung ſoll ſtets langfriſtig erfolgen. In 
der Regel wird fie der vom Reichsnährſtand als angemeſſen 
bezeichneten Pachtdauer von 18 Jahren entſprechen. Die 
Erwartung, daß die Schwierigkeiten in der Volksernährung 
in kürzerer Zeit, z. B. in 9 Jahren, wie das PEX. 
Nimptſch annimmt, beſeitigt ſein würden und deshalb dieſe 
Verläugerungsdauer genüge, iſt nicht gerechtfertigt. Sie 
berückſichtigt im übrigen auch nicht die neben der rein 
ernährungstechniſchen Frage beſtehenden Geſichtspunkte 
(vgl. Steffen: RIRN. 1938, 408). 

B. Was die Anderung von Pachtverträgen 
anlangt, fo ift auch hier zunachſt auf den grundſätzlichen 
Uuterſchied des neuen Pachtnotrechts zu der früheren ge- 
ſetzlichen Regelung hinzuweiſen. Das bisherige Recht er— 
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laubt, einzelne „Leiſtungen“ der veränderten allgemeinen 
Wirtſchaftslage anzugleichen. Das neue Recht unterwirft 
die „Beſtimmungen“ der Pachtverträge ohne Einſchrän⸗ 
kung der Abänderung oder Aufhebung, ſoweit ſie einer 
Steigerung der Erzeugung entgegenſtehen. 

Die Abänderung vertraglicher Beſtimmungen kann für 
ſich allein, d. h. ohne gleichzeitige Verlängerung des Ver⸗ 
trages erfolgen. Von beſonderer praktiſcher Bedeutung 
dürfte ſie aber in Zukunft in Verbindung mit dor 
Verlängerung von Pachtverträgen werden: Die Pacht⸗ 
einigungsämter werden bei der Prüfung der Verlänge⸗ 
rungsfrage nicht zuletzt auch darauf ihr Augenmerk zu 
richten haben, ob die zu verlängernden Verträge wirt⸗ 
ſchaftsſchädliche Beſtimmungen enthalten, die dem mit der 
Verlängerung erſtrebten Zweck hinderlich ſind. Deshalb 
wird es die beſondere Aufgabe des mitwirkenden Kreis- 
bauernführers fein, fein Augenmerk gerade hierauf zu 
richten. Stellen die Parteien im Verfahren nicht von ſich 
aus entſprechende Anträge, ſo dürften ſie hierzu anzuhalten 
ſein, gegebenenfalls mit dem Hinweis, daß die Verlänge⸗ 
rung von gewiſſen Abänderungen abhängig gemacht wer⸗ 
den müſſe. So wird jich z. B. die fehlende Verpflichtung 
des Verpächters, das pächtereigene Inventar bei Beendi⸗ 
gung der Pacht zum Taxwert zu übernehmen, aks abände⸗ 
rungsbedürftig erweiſen: Die Beſorgnis, ſein Inventar 
bei Ablauf des Pachtvertrages verſchleudern zu müſſen, 
wird den Pächter bei Fehlen einer diesbezüglichen Be⸗ 
ſtimmung dazu veranlaſſen, ſein wertvolles Inventar 
„rechtzeitig“ vor Ablauf der Pachtzeit zu verſilbern und 
fo den Stand des Inventars — und damit der Wirtſchaft 
als ſolcher — quantitativ und qualitativ zu vermindern. 
Aus den gleichen Erwägungen wird es notwendig ſein, 
etwa fehlende Beſtimmungen, die den Verpächter ver⸗ 
pflichten, ſuperinventariſche Bauten und fonftige Verbeſſe⸗ 
rungen zum Taxwert zu übernehmen, in den Vertrag ein⸗ 
zufügen. 

Gerade bei Großpachtungen begegnen übrigens häufig 
völlig überalterte Pachtverträge, die ſich durch Pacht⸗ 
zeſſionen von Generation zu Generation fortgeerbt haben. 
Es dürfte durchaus in Einklang mit den Anweiſungen des 
Reichsbauernführers ſtehen, derartige Verträge, die häufig 
Anlaß zu Auslegungsſchwierigkeiten und damit zu perſön⸗ 
lichen Differenzen bieten, aufzuheben und durch einen dem 
Vordruck des Reichsnährſtandes entſprechenden Einheits⸗ 
pachtvertrag zu erſetzen. Dabei können und müſſen die 
Belange des Einzelfalles durch Zuſätze und Ergänzungen 
vollauf berückſichtigt werden. 

Schließt der Vertrag die Vererbbarkeit der Pächter⸗ 
rechte aus oder gibt er dem Verpächter für den Fall des 
Todes des Pächters ein uneingeſchränktes Kündigungsrecht, 
ſo wird eine Abänderung des Vertrages grundſätzlich dem 
Zweck des Geſetzes entſprechen und auch unbedenklich zu- 
läſſig fein: Es empfiehlt fih und genügt eine dem 817 
Einheitspachtvertrages für Höfe entſprechende Formulie- 
rung, die im Falle des Todes des Pächters beiden Teilen 
grundſätzlich ein Kündigungsrecht zugeſteht, das Kündi⸗ 
gungsrecht des Verpächters aber ausſchließt, wenn ein 
Alleinerbe vorhanden iſt oder, bei mehreren Erben, einer 
von ihnen die Betriebsführung übernimmt und wenn die 
ordnungsmäßige Bewirtſchaftung des Hofes gewährleiſtet 
bleibt. Eine ſolche Abänderung des Vertrages wird in der 
Regel ausreichen, um den Hinweis des Verpächters auf 
das hohe Alter des Pächters, das einer Verläugerung ent⸗ 
gegenſtehe, gegenſtandslos zu machen. Sieht der Vertrag 
die Verlängerungsmöglichkeit mit dem Erben vor oder 
wird ſie auf dieſe Weiſe durch Vertragsänderung geſchaffen, 
ſo ſteht nichts im Wege, die Verlängerung des Vertrages 
ohne Rückſicht auf die Lebensdauer des derzeitigen Pächters 
auszuſprechen, wenn nicht beſondere in der Perſon des 
vorausſichtlichen Erben oder den ſonſtigen Umſtänden be⸗ 
gründete Erwägungen ſchon jetzt die Befürchtung als be⸗ 
rechtigt erſcheinen laſſen, daß die ordnungsmäßige Bewirt⸗ 
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ſchaftung des Hofes nach dem Tode des derzeitigen Pächters 
nicht gewährleiſtet ſein würde. Unzuläſſig würde es aller⸗ 
dings ſein, die Verlängerung des Pachtvertrages ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Verpächters ſogleich zugunſten einer be⸗ 
ſtimmten Perſon, die als Erbe des Pächters vorgeſehen iſt, 
auszuſprechen oder aber dieſen Dritten, z. B. einen Sohn, 
bereits zu Lebzeiten des gegenwärtigen Pächters als Mit⸗ 
pächter in den Vertrag aufzunehmen. Damit würde der 
Rahmen des Pachtvertrages in ſeinem perſönlichen Bereich 
geſprengt. Das PEN. kann zwar den Inhalt des zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Vertrages abändern, es kann 
aber den Kreis der am Vertrage beteiligten Perſonen nicht 
willkürlich und ohne Zuſtimmung beider Vertragsteile er⸗ 
weitern oder einengen. 

Von den bislang vorliegenden Entſcheidungen über 
Abänderung von Verträgen intereſſieren außer ſolchen, die 
nur die Pachtzinsänderung betreffen, beſonders der Be⸗ 
ſchluß des PE A. Winzig v. 14. Mai 1938 und das Urteil 
des LG. Münſter v. 14. Oft. 1938 (ZW. 1939, 214). Die 
erſtgenannte Entſcheidung legt dem Verpächter dem An⸗ 
trage des Pächters entſprechend die Verpflichtung auf, die 
Gebäude des Pachtgrundſtücks in einem zum vertrags⸗ 
mäßigen Gebrauch geeigneten Zuſtand herzuſtellen bzw. zu 
erhalten, ſoweit dieſe Erhaltungspflicht nicht nach dem 
Vertrage dem Pächter oblag. Damit wurde eine Beſtim⸗ 
mung des bisherigen Pachtvertrages aufgehoben bzw. ab⸗ 
geändert, die den Verpächter von jeglicher Verpflichtung, 
die Gebäude in ordnungsmäßigem Zuſtand zu erhalten, 
freiſtellte und damit die Gefahr eines allmählichen Ver⸗ 
falls der Wirtſchaftsgebäude herbeiführte. Die Entſcheidung 
iſt uneingeſchränkt zu billigen; ſie hält ſich insbeſondere 
ohne Zweifel im Rahmen der dem PEN. durch das Geſetz 
zugeſtandenen Befugniſſe: Die Abgrenzung der Gebäude⸗ 
unterhaltungspflicht zwiſchen Verpächter und Pächter iſt 
dem Pachtrecht typiſch. Sie bedarf der Regelung in jedem 
einzelnen Falle der Hofpacht und erfolgt im vorliegenden 
Falle in einer Weiſe, die ſeinen Bedürfniſſen im Hinblick 
auf den Zweck bes Geſetzes entſpricht (ogl. hierzu Wochen⸗ 
blatt d. LBiſchaft Sachſen, Nr. 38 aus 1938: „Aus⸗ 
reichende Landarbeiterwohnungen durch das neue Pacht⸗ 
notrecht“). Anders die Entſcheidung des LG. Münſter: 
Hier wird, in Abänderung eines offenbar zutreffenden Be⸗ 
ſchluſſes des PE A., auf Antrag des Verpächters einzelner 
Grundſtücke, die zu einem Erbhof gehören, dem Pächter die 
Verpflichtung auferlegt, gewiſſe perſönliche Dienſtleiſtungen 
auf dem Haupthof gegen mäßige Vergütung zu verrichten. 
Der Pachtvertrag wird damit in einen Heuerlingsvertrag 
umgewandelt. Das LG. Münſter ſucht die Entſcheidung 
damit zu rechtfertigen, daß das Vertragsverhältnis der 
Parteien ſchon früher einmal, bevor es durch ihren überein⸗ 
ſtimmenden Willen in einen Pachtvertrag umgeändert 
wurde, Heuerlingsvertrag geweſen ſei. Da nach den Richt⸗ 
linien des Reichsbauernführers die im 8 2 Abf. 1 Ziff. b 
VerlängerungsG. vorgeſehene Abänderung auch durch Cine 
fügung neuer notwendiger Beſtimmungen erfolgen könne, 
die geeignet ſeien, eine möglichſt hohe Steigerung der 
heimiſchen Erzeugniſſe herbeizuführen und da es unerheb⸗ 
lich ſei, ob dieſe Steigerung auf dem verpachteten Grund⸗ 
ſtück ſelbſt oder anderswo in Erſcheinung träte, ſei die Um⸗ 
wandlung gerechtfertigt. 

Selbſt wenn man dieſen Ausführungen in der keines⸗ 
falls unbedenklichen Theſe, daß es genüge, wenn der Nutzen 
anderswo in Erſcheinung tritt, folgen will, ſo rechtfertigen 
ſie die Entſcheidung trotzdem nicht: Die Leiſtung perſön⸗ 
licher Dienſte, die in keinem Zuſammenhang mit dem 
Pachtgrundſtück ſtehen, iſt ein dem Pachtrecht grundſätzlich 
weſensfremder Beſtandteil. Durch Einfügung derartiger 
ausſchließlich arbeitsrechtlicher Verpflichtungen, die dem 
Verpächter, oder gar einem Dritten, nicht in bezug auf 
das Pachtgrundſtück, ſondern in bezug auf ein anderes 
Grundſtück zu leiſten ſind, wird der Vertrag nicht in ſeinem 
Inhalt, ſondern in ſeinem Weſen geändert. Er hört 
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auf, Pachtvertrag zu jein, und wird zum Heuerlingsvertrag. 
Dieſe Zwangsänderung läßt ſich nicht damit rechtfertigen, 
daß der Vertrag früher einmal Heuerlingsvertrag war; 
erheblich iſt nur, was er nach dem Parteiwillen jetzt iſt! 
Es iſt auch unerheblich, daß Heuerlingsverträge im Münſter⸗ 
land üblich und gebräuchlich ſind: Auch dort — oder ge 
rade dort — wo er bekannt ift, wird er als Vertrag be⸗ 
ſonderer Art vom Pachtvertrag wohl getrennt und mit 
beſonderem Namen gekennzeichnet. Deshalb iſt die zwangs⸗ 
mäßige Umwandlung eines Pachtvertrages in einen Hener- 
lingsvertrag auf dem Wege des 82 VerlängerungsG. auf 
jeden Fall unzuläſſig. Wenn ein Pachtvertrag ge⸗ 
ändert wird, ſo bleibt er doch ein Pachtvertrag. Das iſt 
Vorausſetzung und zugleich Grenze des Abänderungs⸗ oder 
Einfügungsrechts. Eine Umwandlung eines Pachtver⸗ 
trages in einen anderen Vertragstyp durch Einfügung 
von Beſtimmungen, die dem Pachtrecht als ſolchem weſens⸗ 


Aufſätze 
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fremd find, liegt jenſeits der dem PEN. durch 8 2 ge- 
gebenen Befugniſſe und geſteckten Grenzen. Nicht ohne 
Grund hatte die preußiſche Pachtſchutzordnung aus der Er⸗ 
kenntnis des Weſensunterſchiedes beider Vertragstypen 
heraus in ihrem §6 die Umwandlung eines Pachtvertrages 
in einen Heuerlingsvertrag von der Zuſtimmung beider 
Vertragsteile abhängig gemacht! 

Wenn alſo anzuerkennen iſt, daß noch ſo weitgehende 
Abänderungen oder Streichungen alter Beſtimmungen und 
Einfügungen neuer Beſtimmungen — bis zur völligen 
Neuformung des Vertrages — zuläſſig ſind, ſoweit ſie das 
allgemeine Intereſſe fördern, ſo muß es dabei bewenden, 
daß es fih babei ſtets nur um ſolche Beſtimmungen 
handeln kann, die dem Pachtvertragsrecht als ſolchem 
eignen. Für die Umwandlung eines Pachtvertrages in 
einen anderen Vertragstyp iſt jedenfalls ohne Zuſtimmung 
beider Vertragsteile weder Raum noch Bedürfnis. 


Darf der Kechtanwalt, ohne feine Berufspflichten zu verletzen, eine offen⸗ 
kundig ausſichtsloſe Reviſion begründen ($ 345 Strafprozeßordnung)! 


Erwägungen zur Entſch. d. RG. v. 9. Dez. 1938, IW. 1939, 22817, 40815 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Wolfgang Meyer, Berlin 


J. 


Die Reviſion in Strafſachen kann nur darauf geſtützt 
werden, daß das Urteil auf einer Verletzung des Geſetzes 
beruhe (3337 SteßO.). Nach 88 344 Abſ. i, 345 Abſ. 1 
StPO. hat der Beſchwerdeführer binnen beſtimmter Friſt 
die Erklärung abzugeben, inwieweit er das Urteil aufechte 
und deſſen Aufhebung beantrage (Reviſionsanträge) und 
die Anträge zu begründen. Iſt der Angeklagte Beſchwerde⸗ 
führer, fo kann dies nach 8345 Abſ. 2 StPO. nur in einer 
von dem Verteidiger oder einem Rechtsanwalt unter⸗ 
zeichneten Schrift oder zu Protokoll der Geſchäftsſtelle ge- 
ſchehen. 

Nach der Begründung zum Entwurf der StPO. bes 
zweckt die letztgenannte Vorſchrift, daß einerſeits im In⸗ 
tereſſe des Angeklagten deſſen Anträge und deren Begrün⸗ 
dung in rechtlich geeignet erſcheinender Weiſe niedergelegt 
werden, andererſeits dem Rev. die Prüfung grundloſer 
oder unverſtändlicher Anträge erſpart wird (NYSE. 64, 
65). Dieſer Geſetzeszweck, eine Gewähr für den ſachgemäßen 
Inhalt der Reviſionsſchrift zu ſchaffen, wird nur dann 
erreicht, wenn der Rechtsanwalt (Verteidiger) die volle 
Verantwortung dafür übernimmt (RGSt. 54, 283). Die 
Schrift muß deswegen, wenn auch nicht notwendig von 
dem Rechtsanwalt verfaßt, ſo doch ihrem geſamten Inhalt 
nach von ihm gedeckt ſein. Dies iſt nicht der Fall, wenn 
der Rechtsanwalt (Verteidiger) einen abſchwächenden Ver⸗ 
merk wie „auf Wunſch des Angeklagten“ u. dgl. beifügt 
(Schwarz 8345 Anm. 2 b). In ſolchem Falle wird daher 
das Rechtsmittel als unzuläſſig verworfen ($ 349 Abf. 1 
Satz 1 StqpO.). 

In jüngſter Zeit hat das RG. in einer JW. 1939, 
22817 abgedruckten Entſcheidung Gelegenheit gehabt, ſich 
erneut zu dieſen in ſtändiger Rechtſprechung vertretenen 
Grundſätzen zu bekennen. Dabei hat es ergänzend aus⸗ 
geführt: 


„Eine andere Frage iſt, ob nicht der Angeklagte 
durch eine derartige Reviſionsbegründung in ſeinem 
Rechte, von dem Rechtsmittel der Reviſion Gebrauch zu 
machen, verkürzt worden iſt. Offenbar hat der Ver⸗ 
teidiger die angewendete Faſſung der Reviſionsſchrift 
nur gewählt, um zum Ausdruck zu bringen, daß er die 
Reviſton für ausſichtslos halte. Darüber zu entſcheiden 
ift aber Sache des RevG. Glaubt der Verteidiger, mit 


feinem Gewiſſen oder mit feiner Standeswürde die Be- 
gründung einer für ausſichtslos gehaltenen Reviſion 
nicht vereinbaren zu können, ſo kann er den Angeklagten 
veranlaſſen, die Reviſionsbegründung bei dem Urkunds⸗ 
beamten der Geſchäftsſtelle anzubringen, oder er kann 
ſich darauf beſchränken, ganz allgemein die Verletzung 
ſachlichen Rechts zu rügen. Mit Reviſionsbegründungen 
der vorliegenden Art iſt weder dem Angeklagten noch 
der Rechtspflege gedient.“ 


Es ift vou Wert, fih den Sinn und die Tragweite 
dieſer für jeden Strafverteidiger höchſt bedeutſamen Aug- 
führungen einmal näher vor Augen zu führen. 


II. 


Während die Auffaſſung, daß der Rechtsanwalt als Ver- 
teioiger genau wie das Gericht und die Staatsanwaltſchaft 
dazu beruſen iſt, das Recht zu finden (Noack, Anm. 142 rr 
zu 831 RR 20.) und die Feſtſtellung einer Wahrheits⸗ 
pflicht des Rechtsanwalts im Strafprozeß (Spahlinger: 
JW. 1934, 1317) 1) einen geſetzlichen Niederſchlag nicht 
gefunden hat führt 8345 Abf. 2 SPD. in der ihm zu- 
teil gewordenen Auslegung die beſondere Stellung, die 
der Rechtsanwalt als Organ der Rechtspflege einnimmt, 
in praktiſch höchſt bedeutſamer Weiſe vor Augen. Der 
Rechtsanwalt (Verteidiger) ſoll ſich nicht von der Ver⸗ 
antwortung für den Inhalt der Reviſionsſchrift frei- 
zeichnen können. Es iſt ihm verſagt, ſich auf bloße Mittler⸗ 
dienfte für den Angeklagten zu beſchränken, deſſen 
„Wünſche“ dem Gericht zu unterbreiten. Als unab⸗ 
hän giger Vertreter des Angeklagten (vgl. Vorſpruch 
zur RR AO.) kann und muß er nach eigenem Wiſſen und 
Gewiſſen prüfen, ob und in welchem Umfang er die Re- 
viſton zu vertreten vermag. Er hat nur die Wahl zwiſchen 
Einlegung der Reviſion unter voller eigener Verantwor⸗ 
tung und Ablehnung des Auftrags zur Reviſionseinlegung. 
Ein drittes gibt es nicht. Die in der Tatſacheninſtanz 
bleibende Möglichkeit, zweifelhaftes Vorbringen des Auf⸗ 
traggebers dem Gericht mit entſprechendem Vorbehalt als 


) Zum Wandel der Auffaſſung über Rechte und Pflich⸗ 
ten des Strafverteidigers vgl. auch von der Goltz: DIR. 
1934, 179; Noack: IW. 1936, 853; Krekels: I. 1937, 
1051; Prahl: JW. 1937, 1052; Schoppe: JW. 1937, 802; 
Friedrich: JW. 1938, 1300; Geile: DY. 1938, 74. 
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ſolches zu unterbreiten, iſt verſchloſſen. Jeder Verſuch nach 
dieſer Richtung beſchwört die Gefahr herauf, daß die Re⸗ 
viſion als unzuläſſig verworfen wird. Wo das geſchieht, 
weil der Rechtsanwalt zum Ausdruck gebracht hat, daß er 
für den Inhalt der Reviſionsſchrift nicht einſtehe, da iſt 
— wie das RG. in feiner Entſcheidung v. 9. Dez. 1938 
mit Recht betont — weder dem Angeklagten noch der 
Rechtspflege gedient. Es läßt ſich darüber hinaus nicht 
verkennen, daß jeder Verſuch, dem durch 8 345 Abſ. 2 
StPO. begründeten Zwang zur Verantwortung zu ent⸗ 
gehen, eine Verletzung der anwaltlichen Berufspflichten 
darſtellt. 


III. 


Der Wunſch, ſich in gewiſſen — ausſichtsloſen — 
Fällen von der Verantwortung für den Inhalt der Re⸗ 
viſionsſchrift freizuzeichnen, entſpringt dem Gedanken, daß 
die Begründung von vornherein zur Erfolglosigkeit ver- 
urteilter Reviſionen für den Rechtsanwalt nicht vertretbar 
fei. Das RG. meint in feiner Entſcheidung v. 9. Dez. 1938, 
der Rechtsanwalt könne in ſolchen Fällen ſein Gewiſſen 
dadurch beruhigen, daß er ſich darauf beſchränke, ganz 
allgemein die Verletzung ſachlichen Rechts zu rügen. Es 
iſt zuzugeben, daß dieſe — in ſtändiger Rechtſprechung 
für zuläſſig gehaltene — Möglichkeit geeignet iſt, dem 
Rechtsanwalt ſeine Aufgabe leichter zu machen. Trotz⸗ 
dem erhebt ſich aber die Frage, ob nicht auch eine nur 
auf dieſe allgemeine Rüge geſtützte Reviſionsbegründung 
den Rechtsanwalt ſchon in Widerſtreit mit ſeinen Standes⸗ 
pflichten bringt. 

Noack (Anm. 9 zu 8 39) vertritt die Auffaſſung, daß 
der Rechtsanwalt völlig ausſichtsloſe Rechtsmittel nicht 
einlegen darf. Spahlinger (a. a. O.) meint, ein Ur⸗ 
teil dürfe durch einen Rechtsanwalt auch dann nicht durch 
ein von vornherein zur Ausſichtsloſigkeit beſtimmtes 
Rechtsmittel angefochten werden, wenn damit ein an ſich 
nicht tadelnswerter Zweck, etwa ein Strafaufſchub, erſtrebt 
wird. Nach der Rechtſprechung des Ehrengerichtshofs für 
Deutſche Rechtsanwälte iſt der mit der Einlegung des 
Rechtsmittels verfolgte Zweck gerade entſcheidend für die 
Frage, ob der Rechtsanwalt einen Verſtoß gegen ſeine Be⸗ 
rufspflichten begangen hat (CGH. II Nr. 12; XI Nr. 30). 
In dieſen beiden Urteilen ſind folgende Grundſätze auf⸗ 
geſtellt: 


Der mit der Einlegung des für ausſichtslos zu hal⸗ 
tenden Rechtsmittels beauftragte Rechtsanwalt hat ſeine 
Prüfung darauf zu richten, ob es im gegebenen Falle 
im berechtigten Intereſſe des Auftraggebers liegt, trotz 
erkennbarer oder erkannter Ausſichtsloſigkeit des Rechts⸗ 
mittels doch von dieſem Gebrauch zu machen. Gelangt 
er zu dieſer Überzeugung, ſo wird in der Ausführung 
des Auftrags keine Pllichtwidrigkeit erblickt werden 
können. 


Die Anwendung dieſer Grundſätze führt m. E. auch 
heute unter der Geltung der RNAOD. und des in ihr zum 
Ausdruck gelangten geſchärften Standesbewußtſeins noch 
zu einer nach jeder Richtung befriedigenden Löſung. Die 
offenkundige Ausſichtsloſigkeit des Rechtsmittels kann für 
ſich allein dem Angeklagten noch nicht den Anſpruch auf 
die Reviſion nehmen. Es ſind zahlreiche Falle denkbar, 
in denen trotz Ausſichtsloſigkeit der Reviſion ein berech⸗ 
tigtes Intereſſe an Einlegung derſelben nicht zu verkennen 
ſein wird, ſo etwa der in EGH. II Nr. 12 entſchiedene, 
wo für den Angeklagten eine letztinſtanzliche Ent⸗ 
ſcheidung Vorausſetzung für die Einleitung von Schritten 
wegen Beibehaltung ſeines ſtädtiſchen Amtes war. Ter 
Begriff des „berechtigten Intereſſes“ muß m. E. in dieſem 
Zuſammenhang aber ſehr weit gefaßt werden. Es muß 
auch ſchon jedes verſtändliche Intereſſe genügen. 
Dies wird überall dort zu bejahen ſein, wo menſchliche 
Geſichtspunkte — die bisherige Unbeſtraftheit des An⸗ 
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geklagten oder Art und Höhe der verhängten Strafe — 
den Wunſch nach Erſchöpfung des Inſtanzenzuges begreif⸗ 
lich erſcheinen laſſen. 


Es iſt nicht zu bezweifeln, daß damit die Mehrzahl 
aller überhaupt denkbaren Fälle erfaßt wird. Dies liegt 
jedoch durchaus in der vom Geſeßzgeber gewieſenen, von 
der Rechtſprechung verfolgten Richtung. Wie das RG. 
ſtändig, zuletzt in der Entſcheidung v. 9. Dez. 1938 zum 
Ausdruck gebracht hat, ſind die Formerforderniſſe — ins⸗ 
beſondere die in § 345 Abſ. 2 StPO. aufgeſtellten — 
nicht dazu beſtimmt, dem Verteidiger oder gar dem Ur⸗ 
kundsbeamten, zu deſſen Protokoll die Reviſion erklärt 
werden ſoll, eine Vorprüfung nach der Richtung aufzu⸗ 
bürden, daß ſie bei ausſichtsloſen Reviſionen ihre Berufs⸗ 
tätigkeit zu verſagen hätten. Nicht zuletzt um der Möglich⸗ 
keit willen, auch ausſichtsloſe Reviſionen „begründen“ zu 
können, werden von Geſetz und Rechtſprechung ſo geringe 
Anforderungen an Reviſionsantrag und Begründung ge⸗ 


‚teilt; man denke nur daran, daß ein b e ſt immter An- 


trag nicht erforderlich it (RG St. 56, 225) und daß die 
allgemeine Rüge der Verletzung ſachlichen Rechts genügt 
(RGSSt. 64, 151). Die künftige Strafprozeßordnung ſoll 
unter Beibehaltung einer dem 8 345 Abſ. 2 StPO. ent- 
ſprechenden Vorſchrift weitere Lockerungen bringen (Leh⸗ 
mann, „Die Urteilsrüge“, „Das kommende deutſche 
Strafverfahren“, „Bericht der amtlichen Strafprozeßkom⸗ 
miſſion“ S. 385). 


Iſt dem Angeklagten danach — unabhängig von allen 
Erfolgsausſichten — ein Anſpruch auf das Rechtsmittel 
der Reviſion zuzubilligen und kann er dieſen Anſpruch im 
Hinblick auf 8345 Abſ. 2 StPO. nur mit Hilfe eines 
Rechtsanwalts oder Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle 
verwirklichen, ſo beſteht ein zwingendes Bedürfnis, dem 
Rechtsanwalt unter beſtimmten Vorausſetzungen die Ge⸗ 
währung dieſer Hilfe zu geſtatten, ohne daran den Vorwurf 
der Verletzung von Standespflichten zu knüpfen. Die Auf⸗ 
faſſung, daß der Verteidiger nur ſolche Reviſionen be⸗ 
gründen dürfe, die nicht ausſichtslos ſeien, würde darauf 
hinauslaufen, daß in einer ſehr großen Zahl von Fällen 
die in 8345 Abſ. 2 StPO. im Intereſſe der Rechtspflege 
und des Angeklagten vorgeſehene anwaltliche Berufsbetäti⸗ 
gung ausgeſchloſſen wäre. Mit Recht weiſt die Entſchei⸗ 
dung v. 9. Dez. 1938 darauf hin, daß eine auf die all⸗ 
gemeine Rüge der Verletzung ſachlichen Rechts geſtützte 
Reviſionsbegründung auch in für ausſichtslos zu halten⸗ 
den Fällen keinerlei Gewiſſenszwang für den Rechtsanwalt 
bedeuten dürfte. In der Tat kann eine ſolche allgemeine 
Rüge nur als geſetzlich vorgeſchriebene Anregung für das 
Rev. gewertet werden, das Urteil einer Nachprüfung zu 
unterziehen. Sie bringt nicht etwa die Überzeugung des 
Rechtsanwalts zum Ausdruck, daß das angefochtene Urteil 
auf Verletzung des Geſetzes beruhe und daß deswegen die 
Reviſion begründet ſei?). Eine in dieſer Weiſe „be⸗ 
gründete“ Reviſion kann der Rechtsanwalt daher ſtets 
verantworten. Er erfüllt mit ihr lediglich eine ihm durch 
8345 Abſ. 2 StPO. übertragene formelle Aufgabe. Die 
Richtigkeit und Zweckmäßigkeit dieſes Standpunktes ergibt 
ſich nicht zuletzt aus der in der Entſcheidung v. 9. Dez. 
1938 angeſtellten Erwägung, daß ein Rechtsanwalt, der 
die Begründung einer für ausſichtslos gehaltenen Reviſion 
nicht mit ſeinem Gewiſſen oder ſeiner Standeswürde ver⸗ 
einbaren zu können glaubt, den Angeklagten veranlaſſen 
könne und müſſe, die Reviſionsbegründung bei dem Ur⸗ 
kundsbeamten der Geſchäftsſtelle anzubringen. Das RG. 
zeigt damit, welchen Lauf die Dinge nehmen, wenn der 


2) In zwei ſehr beachtlichen Entſcheidungen iſt das 
Oberſte Parteigericht (38.1957 3213) a — de ee 
in feiner Anm. jagt — „auch heute noch gelegentlich feft- 
ſtellbaren Auffaſſung entgegengetreten, daß der Rechtsanwalt 
durch die übernahme einer Vertretung ſich mit dem Ver⸗ 
halten des von ihm Vertretenen identifiziere“. 
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Rechtsanwalt die ihm durch § 345 Abſ. 2 StPO. über- 
tragene Berufstätigkeit ablehnt. Dem Angeklagten bleibt 
immer noch die Möglichkeit, ſich der Hilfe des Urkunds⸗ 
beamten zu bedienen. Dieſer darf ſich durch keine noch fo 
feſte Überzeugung von der Unbegründetheit der Reviſion 
dazu beſtimmen laſſen, ſeine Hilfe zu verſagen, muß viel⸗ 
mehr die Reviſion in einer dem Geſetz entſprechenden 
Weiſe „begründen“ (RGSt. 67, 197 = JÜ. 1933, 1417 4%). 
Die vorangegangene Weigerung des Rechtsanwalts, dies 
zu tun, hat alſo im Ergebnis die grundloſe Reviſion nicht 
zu verhüten vermocht. Soweit es ſich — wie in der Ente 
ſcheidung v. 9. Dez. 1938 — um eine Pflichtverteidigung 
handelt, würde die Möglichkeit, den Angeklagten wegen 
der Reviſionsbegründung an den Urkundsbeamten zu ver⸗ 
weiſen, den Anwalt überdies auch nicht davon entbinden, 
in der Reviſionsverhandlung aufzutreten. Unter Umſtän⸗ 
den hätte er gerade dann erſt mit eruſten Schwierigkeiten 
zu rechnen. Denn er wäre nun vor die Aufgabe geſtellt, 
im Anſchluß an die von dem Urkundsbeamten — mög⸗ 
licherweiſe nicht in ſeinem Sinne — verfaßte Reviſions⸗ 
begründung die Verteidigung zu führen. 


IV. 


Die bisherigen Erörterungen ſollten lediglich der Feſt⸗ 
ſtellung dienen, daß der Rechtsanwalt eine für ausſichtslos 
gehaltene Reviſion mit der allgemeinen Rüge der Ver⸗ 
letzung ſachlichen Rechts „begründen“ kann, ohne in Wider⸗ 
ſtreit zu ſeinen Berufspflichten zu geraten. Die ganz andere 


Sach⸗ oder 
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Frage, ob der Rechtsanwalt eine zur Erfolgloſigkeit ver⸗ 
urteilte Reviſion begründen muß oder ob er den diesbezüg⸗ 
lichen Auftrag ablehnen kann, iſt unbedingt im letzten 
Sinne zu beantworten, wie ſich ſchon aus der Entſcheidung 
v. 9. Dez. 1938 ergibt. Wenn auch nach den vorſtehenden 
Ausführungen eine ſolche Reviſionsbegründung keinen 
Verſtoß gegen die anwaltlichen Berufspflichten bedeutet, 
ſo kaun ſie doch von keinem Rechtsanwalt, auch wenn er 
als Pflichtverteidiger tätig wird, notwendig erwartet 
werden. Vielmehr muß es dem Ermeſſen des einzelnen 
Anwalts überlaſſen bleiben, ob er eine ausſichtsloſe Re⸗ 
viſion „begründen“ will oder nicht. Die oben niedergelegte 
Auffaſſung, daß die „Begründung“ ausſichtsloſer Re⸗ 
viſionen mit der allgemeinen Rüge der Verletzung ſach⸗ 
lichen Rechts nur als eine von Geſetz und Rechtſprechung 
verlangte Förmlichkeit, nicht aber als eine vom Rechts⸗ 
anwalt wider beſſere Erkenntnis aufgeſtellte Rechtsmeinung 
anzuſehen iſt, wird vielleicht dazu beitragen können, die 
Entſcheidung künftig zu erleichtern. Wenn ſich freilich ein 
Angeklagter trotz eingehender Belehrung durch den Rechts⸗ 
anwalt nicht mit einer auf die allgemeine Rüge gegründeten 
Reviſionsrechtfertigung zufrieden geben will und darauf 
heſteht, daß der Rechtsanwalt die Reviſion gegen feine 
Überzeugung darüber hinaus noch im einzelnen begründet, 
dann wird eine Niederlegung der Verteidigung unvermeid⸗ 
lich ſein. Denn unhaltbare Rechtsmeinungen darf der 
Rechtsanwalt nicht vertreten, will er nicht mit ſeinen Be⸗ 
rufspflichten in Widerſtreit geraten. 


Kechtskauf: 


Von Rechtsanwalt Dr. Alfons Roth, Berlin 


Die Vorſchriften des BGB. über den Kauf nötigen ſchein⸗ 
bar zu der aus der Überſchrift fich ergebenden Unterſcheidung, 
die insbeſondere nach zwei Richtungen bedeutſam iſt: Mit 
der Übergabe geht die Gefahr des zufälligen Untergangs 
oder der zufälligen Verſchlechterung der Sache auf den 
Käufer über (8 446 BGB.); die Vorſchriften der Gewähr⸗ 
leiſtung wegen Mängel der Sache (88 459 ff. BGB.) find 
nach herrſchender Auffaſſung für den Kauf von Rechten 
unanwendbar, in ausſchließlicher Anwendung des 8 437 
BGB. 


Dieſe Unterſcheidung, nach dem Gegenſtand des Kaufs 
getroffen, führt, wie insbeſondere wieder das Urteil des 
RG. v. 17. März 1938 (JW. 1938, 1525) zeigt, zu höchſt 
unbefriedigenden Zufallsergebniſſen. Es ſoll nachſtehend 
verſucht werden, aufzuzeigen, auf welchen lebenswirklichen 
Geſichtspunkten die Vorſchriften über Gefahrtragung und 
Sachmängelhaftung beruhen. Daraus ergibt ſich dann, in⸗ 
wieweit beim Kauf von Rechten ſich aus der Abhängigkeit 
der Leiſtung und Gegenleiſtung Umſtände ergeben, welche 
zu einer Haftung des Verkäufers über $ 437 BGB. hinaus 
führen können. 


1 


Auch der Sachkauf hat, wie $ 433 BGB. ergibt, den 
Erwerb eines Rechts, des Eigentums, zum Gegenſtand. 
Daß dieſes Recht nicht um ſeiner ſelbſt willen, ſondern 
um der damit ſich verbindenden Möglichkeit der Herrſchaft 
über die beſtimmterweiſe geartete Sache erworben wird, 
teilt der Sachkauf mit dem Kauf auch anderer Rechte, 
namentlich anderer dinglicher Rechte. Eine Grundſchuld 
tauft man auch nicht, um als Grundſchuldgläubiger im 
Grundbuch eingetragen zu ſein, ſondern um ſich aus dem 
Grundſtück befriedigen zu können, wenn die Grundſchuld⸗ 
ſumme nicht bezahlt wird. Noch auffälliger iſt das beim 
Kauf eines Erbbaurechts. Daß der Erwerb aller Anteile 
einer Grundſtücks⸗ Gmb. einem Grundſtückskauf gleich zu 


achten iſt, hat die Rechtſprechung anerkannt, wobei freilich 
nicht erſichtlich iſt, weshalb es einen Unterſchied machen 
ſoll, wenn der Erwerber „nur“ eine ſolche Mehrheit 
von Anteilen der Grundſtücks⸗ Gmb. erwirbt, daß er 
praktiſch das Grundſtück allein beherrſcht. Daß der Käufer 
des Meiſtgebots im Meiſtgebot das Grundſtück erwerben 
will, iſt ebenfalls nicht zu beſtreiten. Es liegt auf der 
Hand, daß — wie ja auch vernünftigerweiſe nicht anders zu 
erwarten — die durch das Recht verkörperte Machtſtellung 
in ihrer wirtſchaftlichen Vereigenſchaftung es iſt, welche 
Gegenſtand des Erwerbs und damit auch Beſtimmungs⸗ 
grund für Art und Höhe der Gegenleiſtung, des Kauf⸗ 
preiſes, iſt. 

Di.ieſe wirtſchaftliche Machtſtellung iſt nun, wenn das 
Eigentum an einer Sache käuflich erworben wird, in der 
Sache nd vereigenſchaftet. Man wird jedoch 
nicht beſtreiten können, daß dies ebenſo der Fall iſt beim 
käuflichen Erwerb eines Erbbaurechts, wie beim käuflichen 
Erwerb eines Meiſtgebots. Selbſt aber für den, der eine 
Grundſchuld kauft, iſt die Machtſtellung, die er erwerben 
will, abhängig von Beſtand, Eigenſchaften und Wert des 
belaſteten Grundſtücks. 

Auch da, wo, wie beim Eigentum, das Recht die 
1 unumſchränkteſte Sachherrſchaft umfaßt, gewähr⸗ 
eiſtet es nur die wirtſchaftliche Machtſtellung, 
die ſich insbeſondere aus der Vereigenſchaftung der Sache 
tatſächlich ergibt, die alfo notwendig von der Veränderung 
dieſer Vereigenſchaftung der Sache, erſt recht von ihrem 
tatſächlichen Fortbeſtand abhängig iſt. 

Wie das Eigentum, ſo ſind die Grundſchuld, die 
aktienrechtliche Beteiligung, die Forderung, in ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen, aber für den Rechtsverkehr gerade 
entſcheidenden Bedeutung von Umſtänden abhängig, 
welche fih der Wirkſamkeit der für diefe Rechte geltenden 
Korm entziehen. Kein Rechtsſatz kann garantieren, daß die 
Sache, an der das Eigentum, die Grundſchuld beſteht, nicht 
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zerſtört, nicht verſchlechtert wird, das Unternehmen, an 
welchem die Aktie die Beteiligung verkörpert, notleidet, der 
Schuldner, gegen den ſich die Geldforderung richtet, zah⸗ 
lungsunfähig wird. 

Jedem Recht iſt alfo ein wirtſchaftliches Riſiko 
eigen, ein Riſiko, das ein Inhaber trägt. Ein Riſilo, das 
unvermeidlich mit der Inhaberſchaft des Rechts ſeinen 
Träger wechſelt. 


II. 


Daraus folgt indeſſen offenſichtlich nicht, daß die Tat⸗ 
ſache des Wechſels der Inhaberſchaft des Rechts, ſei es 
des Eigentums, ſei es eines anderen Rechts, hinſichtlich 
dieſes Riſikos zu Rechtsbeziehungen zwiſchen Veräußerer 
und Erwerber führt. Vielmehr iſt die Entſtehung von an 
die Gefahrtragung ſich knüpfender Rechtsfolgen im Ver⸗ 
hältnis vom Erwerber zum Veräußerer uur dann gegeben, 
wenn der Wechſel der Inhaberſchaft des Rechts ſo zum 
Gegenſtand vertraglicher Beziehungen zwiſchen Erwerber 
und Veräußerer wird, daß die mit dem Recht ſich ver⸗ 
bindende wirtſchaftliche Machtſtellung in einer 
beſtimmten Vereigenſchaftung die Abhängigkeit 
von Leiſtung und Gegenleiſtung beſtimmt. Wäre beim 
Sachkauf Leiſtung und Gegenleiſtung nur in dem Sinne 
miteinander verknüpft, daß die Eigentumsverſchaffungs⸗ 
und Übergabepflicht der Verpflichtung zur Zahlung des 
Kaufpreiſes gegenüberſteht, jo wäre auch für die Vorſchrift 
des § 446 BGB. kein Raum. Der Inhalt dieſer Leiſtung 
(Eigentumsverſchaffungspflicht und Übergabe) ändert fich 
durch die Verſchlechterung der Sache nicht. Es iſt ein offen⸗ 
barer Denkfehler, anzunehmen, daß das zeitliche Aus⸗ 
einanderfallen zwiſchen Eigentumsverſchaffung bzw. Über⸗ 
gabe und dem Abjchluß des zur Eigentumsverſchaffung und 
Übergabe verpflichtenden Vertrags automatiſch die Vor⸗ 
ſchrift des § 446 auslöſt. Ausgelöſt werden kann fie, trog 
der unbeſtreitbaren Tatſache, daß mit dem Wechſel der 
Inhaberbereitſchaft jedes Rechts das jedem Recht eigen⸗ 
tümliche wirtſchaftliche Riſiko ſeinen Träger wechſelt, unter 
der Vorausſetzung des zeitlichen Auseinanderfallens des 
Zeitpunkts der Begründung der Verpflichtung zur Vor⸗ 
nahme des Wechſels der Inhaberſchaft des Rechts und der 
Vornahme ſelbſt uur dann, wenn außer dem Beſtand des 
Rechts die im Zeitpunkt des Entſtehens der Lieferpflicht 
vorhandene wirtſchaftliche Vereigenſchaftung des zu über⸗ 
tragenden Rechts in Abhängigkeit zur Gegenleiſtung geſetzt 
ift. Daß fo ein beſtimmter Zuſtand wirtſchaftlicher Ber- 
eigenſchaftung im Augenblick des Kaufabſchluſſes das Ver⸗ 
hältnis zur Gegenleiſtung (Kaufpreis) beſtimmt, hat er⸗ 
ſichtlich mit der Eigentumsverſchaffungspflicht gar nichts 
zu tun. Der § 446 BGB. ift vielmehr techniſch lediglich 
Folge des in den 88 320 ff. BGB. feſtgelegten allgemeinen 
Grundſatzes, inhaltlich aber das Bekenntnis 
zu der allein lebenswahren Auffaſſung, 
daß nicht das Eigentumsrecht an ſich, ſon⸗ 
dern die zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
vorhandene wirtſchaftliche Vereigenſchaf⸗ 
tung des Eigentums Vertragsgrundlage iſt. 

Grundſätzlich muß es, das ſpringt aus obigen Aus⸗ 
führungen hervor, belanglos ſein, ob dieſe wirtſchaftliche 
Vereigenſchaftung des Rechts im Zeitpunkt des Vertrags⸗ 
ſchluſſes im Zuſtand einer Sache in die Erſcheinung tritt 
oder anderswie, wie z. B. beim Kauf eines Unternehmens 
im Zuſtand des Unternehmens. Es iſt nur ſo, daß beim 
Sach kauf dieſe wirtſchaftliche Vereigenſchaftung des zu er⸗ 
werbenden Rechts im Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes im 
Zuſtand der Sache einen auffällig greifbaren Ausdruck zu 
haben ſcheint. Es iſt die Beſtätigung der oben ausgebrei⸗ 
teten Darlegungen, daß der Wirklichkeitsſinn nicht vom 
Eigentums kauf, fondern vom Sach kauf ſpricht, des⸗ 
wegen, weil die im Zuſtand der Sache zum augenfälligen 
Ausdruck kommende wirtſchaftliche Vereigenſchaftung des 
zu erwerbenden Eigentums weſentliche Vertragsgrundlage 


iſt. Dieſe in ſozuſagen greifbarer Erſcheinung deutlich wer⸗ 
dende Geſchäftsgrundlage des Sach kaufs iſt — bei dem 
hiſtoriſch ſehr viel ſpäter einſetzenden — Kauf von „Rech⸗ 
ten“ in den Hintergrund getreten. Bei dem an ſich ſchon, 
zum Unterſchied von dem in einer Sache ſich verkörpern⸗ 
den Eigentum, abſtrakter wirkenden Recht anderer Art 
überſah man leicht, daß nicht das Recht an ſich, ſondern 
die mit dem Recht ſich verbindende Machtſtellung in ihrer 
im Augenblick des Vertragsſchluſſes vorhandenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereigenſchaftung die Grundlage für das Ent⸗ 
gelt iſt. Es kommt dazu, daß der Erwerb von Rechten auf 
Grund einer Gegenleiſtung erſt auf einer ſehr weit vor⸗ 
geſchrittenen Stufe der Wirtſchaftsentwicklung, und da noch 
relativ ſelten, zeitlich mit dem Abſchluß des auf den Er⸗ 
werb des Rechts abzielenden gegenſeitigen Vertrags aus⸗ 
einanderfiel: fo daß regelmäßig die im § 446 BGB. für 
den Sachkauf gelöſte Frage nicht auftauchen konnte. Nur 
fo wird es erklärlich, daß der § 446 BGB. 
als eine nur dem Sachkauf eigentümliche 
Regelung angeſprochen wird, obwohl! fie 
ihrem Weſen und Sinn nach der wirklichkeits⸗ 
nahen Anwendung der allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über den gegenſeitigen Vertrag 
entſpringt. Für den Kauf von Rechten hat ſich aber 
das unbegreifliche Axiom geprägt, daß der Ver- 
käufer des Rechts nur für den formellen Beſtand des 
Rechts, nicht für ſeinen wirtſchaftlichen Inhalt hafte, auch 
nicht nach Maßgabe des § 446 BGB. Es iſt das eine 
formaljuriſtiſche Einſtellung, die dem An- und Verkauf 
von Rechten, insbeſondere Aktien, grundlos einen 
ſpekulativen Charakter gibt. 

Unzweifelhaft iſt der Nachweis der im Augenblick des 
Vertragsſchluſſes mit dem Recht ſich verbindenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Vereigenſchaftung beim Kauf eines Rechts 
ſchwieriger als beim Verkauf einer Sache. Das kann jedoch 
an der grundſätzlichen Einſtellung nichts ändern. Es wird 
weiter unten darauf näher einzugehen ſein, inwieweit die⸗ 
ſer Nachweis durch eine nach Treu und Glauben zu ver⸗ 
mutende wirtſchaftliche Vereigenſchaftung fidh erleichtert. 
Hier kann jedoch darauf verwieſen werden, daß beim Kauf 
eines Meiſtgebots die Anwendung der Grundſätze des 
§ 446 BGB. keinesfalls ſchwieriger ift als beim Grund- 
ſtückskauf und daß, außer juriſtiſcher Formaliſtik, kein 
Grund gegeben fein kann, den § 446 BGB. nicht auf den 
Fall anzuwenden, daß zwiſchen dem Abſchluß des Ab⸗ 
kommens, wonach ſich jemand verpflichtet, gegen Zahlung 
eines beſtimmten Entgelts in das Meiſtgebot einzutreten, 
und dem vereinbarten ſpäteren Zeitpunkt dieſes Eintritts, 
das erſteigerte Grundſtück eine weſentliche Verſchlechterung 
erleidet. Nicht anders kann es fein, wenn das Grundſtüch, 
hinſichtlich deſſen jemand ſich verpflichtete, einen Hy⸗ 
pothekar auszubieten, bis zum Tage der Zwangsverſteige⸗ 
rung eine weſentliche Verſchlechterung erfährt. 


III. 


Daß der Verkäufer einer Sache nach § 459 ff. BGV. 
dafür haftet, daß dieſe Sache im Zeitpunkt des Gefahr⸗ 
übergangs nicht mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert 
oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen Gebrauch auf⸗ 
heben oder mindern, beruht rechtshiſtoriſch auf einer Ent⸗ 
wicklung, die man ſich vor Augen halten muß, um den 
dieſer Regelung zugrunde liegenden Gedanken zu verſtehen. 
Urſprünglich hieß es „Augen für Geld“. Das war in 
Zeiten, da der Nachbar vom Nachbarn das Haus, das 
Rind kaufte, das er faſt ſo genau kannte, wie der Ver⸗ 
käufer ſelbſt: unmöglich, daß deswegen der Kauf eine 
ſpekulative Note enthielt. Mit dem Marktverkehr ſetzte 
dann aber auch die Regelung ein, aus der ſich die Vor⸗ 
ſchriften der 88 459 ff. BGB. entwickelten. Der Grund, 
weswegen dem Verkäufer die Haftung für verborgene 
Fehler der Kaufſache auferlegt wurde, iſt ſichtlich der, daß 
es nicht das die Sache als wirtſchaftliches Subſtrat um- 
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faſſende Eigentum iſt, das den Kaufpreis beſtimmt, fon- 
dern die wirtſchaftliche Vereigenſchaftung der Sache und 
damit des Rechts, wie ſie ſich äußerlich und nach 
den berechtigten Erwartungen des Käufers darſtellt. Mit 
dieſer Vereigenſchaftung der Kaufſache ift alfo die Gegen- 
leiſtung und insbeſondere auch die Höhe verknüpft. So 
it die Sonderregelung der 88 459 ff. BG B. 
wieder nichts als ein Ausfluß des Grund- 
gedankens des gegenſeitigen Vertrags, des 
Grundgedankens, daß nicht die Leiſtung als ſolche, ſon⸗ 
dern deren Wert ſtets die Gegenleiſtung beſtimmt, falls der 
Vertrag nicht Spekulationscharakter haben ſoll, ſondern 
beſtimmt ift, dem gefunden wirtſchaftlichen Verkehr zu 
dienen. Es ergibt fidh aber auch weiter, daß die Sach- 
mängelhaftung keineswegs darauf beruhen kann, daß der 
Verkäufer als Beherrſcher der Sache mit deren Zuſtand 
beffer vertraut fein muß, als der Käufer: die Möglichkeit, 
fich über verborgene Fehler der Kauffache ausreichend zu 
unterrichten, beſteht für den Verkäufer nicht immer. Seine 
Haftung iſt keineswegs davon abhängig, ja, wenn er eine 
fremde Sache, eine Sache, die er ſelbſt noch nicht hat, ver⸗ 
kauft, kann das beſtimmt nicht der Grund der trotzdem be⸗ 
ſtehenden Sachmängelhaftung fein. Vielmehr ift es fo, daß 
dem Verkäufer der Kaufpreis nur in der Erwartung ge⸗ 
boten wird, die Sache habe die wirtſchaftliche Eignung, 
die der Verkehr normalerweiſe von ihr erwartet, und daß 
der Verkäufer den Preis auch auf dieſer Geſchäftsgrund⸗ 
lage annimmt. 

Warum es beim nichtſpekulativen Kauf 
von Rechten, z. B. einer Grundſchuld, einer 
Aktie, eines Gmb H.⸗Anteils, anders fein 
ſoll, iſt ſchlechterdings unerfindlich, wenn 
man fih nicht auf die Formel zurückziehen will, der § 437 
BGB. ſchließe die Mängelhaftung aus. Um dieſe Formel 
als richtig zu erweiſen, bedürfte es der bisher nicht ver⸗ 
ſuchten und auch unmöglich zu erbringenden Offenlegung, 
daß der Kaufer eines Rechts nur das formale Recht, nicht 
die aus dem Recht ſich ergebende äußerlich in einer be⸗ 
ſtimmten wirtſchaftlichen Vereigenſchaftung auftretende 
wirtſchaftliche Machtſtellung erwerben will. Das gerade 
Gegenteil iſt der Fall. Kein Menſch kauft in der Regel 
eine Aktie, um eine Aktie zu haben, ſondern um des Werts 
willen, den fie nach der äußeren Erſcheinung des Aktien- 
unternehmens hat. Jedermann kauft ein Unternehmen um 
der ausgewieſenen Bilanzwerte wegen; auch dann, wenn 
er ſie ſich nicht garantieren läßt, iſt ſein Gebot offenbar 
davon abhängig, daß die ausgewieſenen Bilanzwerte nicht 
unrichtig find. Es iſt für jedes geſunde Rechtsempfinden 
unfaßbar, daß der Käufer einer Aktie den Kaufpreis auch 
dann ohne Abzug zahlen ſoll, wenn ſich herausſtellt, daß, 
wenn auch ohne Wiſſen des Verkäufers, die letzte Bilanz der 
Aktiengeſellſchaft gefälſcht war. Freilich, der good-will eines 
Unternehmens iſt nur geſchätzt, ſolche Schätzungen kön⸗ 
nen ohne beſondere Umſtände nicht Geſchäftsgrundlage für 
den Verkäufer des Unternehmens oder einer Aktie des 
Unternehmens ſein. Davon aber darf man beim Kauf eines 
Unternehmens oder einer Aktie ausgehen, daß für die Be⸗ 
ſtimmung des Kaufpreiſes Geſchäftsgrundlage geweſen iſt die 
Richtigkeit der Bilanzen, die den Wert des Unternehmens 
oder der Aktie im nichtſpekulativen Geſchäftsverkehr und 
damit den geforderten und bewilligten Preis mitbeſtimmen. 
Dieſe Geſchäftsgrundlage iſt auch ohne ausdrückliche Heran- 
ziehung der Bilanzen ebenſo die maßgebliche, wie beim 
Sachkauf die, daß die Sache den im Verkehr vorausgeſetzten 
Wert und die normalerweiſe zu erwartende Brauchbarkeit 
hat. Beim Verkauf einer Forderung iſt ebenſo Geſchäfts⸗ 
grundlage, daß der Schuldner nicht zahlungsunfähig iſt. 

Wie die voranſtehenden Ausführungen 
ergeben, laſſen ſich auch beim Kauf von 
Rechten typiſche wirtſchaftliche Vereigen⸗ 
ſchaftungen als Geſchäftsgrundlage feft- 
ſtellen, genau wie beim Sachkauf. 


Aufſätze 
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Es ift ein Irrtum, daß § 437 BGB. diefe „Sach“ 
mängelhaftung beim Kauf von Rechten ausſchließt. Schon 
ſeiner ſyſtematiſchen Eingliederung nach beſagt er nichts 
weiter als daß, wie beim Kauf einer Sache die Eigentums⸗ 
verſchaffung, ſo beim Kauf eines Rechts deſſen formal⸗ 
juriſtiſcher Beſtand vom Verkäufer gewährleiſtet wird. 
Über die „Sach“ mängelhaftung beſagt er nichts. Da 
aber, wie gezeigt, die Sachmängelhaftung beim Sach- 
kauf auf Grundgedanken beruht, die nicht damit ſtehen und 
fallen, daß gerade eine Sache verkauft iſt, daß „Sache“ 
in dieſem Zuſammenhange vielmehr nur eine, vielleicht be⸗ 
ſonders augenfällige, aber doch auch nur eine Konkreti⸗ 
ſierung der ſelbſtverſtändlichen Tatſache iſt, daß man den 
Erwerb von Rechten nicht um ihres formaljuriſtiſchen In⸗ 
halts, ſondern um der wirtſchaftlichen Vereigenſchaftung 
wegen bezahlt, mit der ſie für den normalerweiſe voraus⸗ 
geſetzten Zweck wirtſchaftlich brauchbar erſcheinen. 


IV. 


Die vorſtshenden Ausführungen find abgeſtellt darauf, 
aus dem Lebensſachverhalt das richtige 
Recht zu gewinnen, den Rechtsſatz nicht als Regelung 
ſchlechthin zu betrachten, ſondern als richtige Regelung, 
die gleichartige Lebensſachverhalte auch 
gleichartig beurteilt. Es iſt nicht abzuſehen, welche 
Ungleichartigkeit des Lebensſachverhalts zwiſchen Sach⸗ 
und Rechtskauf beſtehen ſollte. Wenn ich hier auf Ge⸗ 
dankengänge zurückgegriffen habe, die Prof. Schmidt⸗ 
Rimpler in der Feſtſchrift zum 60. Geburtstage von 
Hedemann unter der überſchrift „Geſetzgebungstechnik“ 
entwickelt, ſo muß ich im folgenden auf einige Sätze ſeiner 
Darlegungen hinweiſen: Er führt (S. 79 unten) aus: 
„Der Geſetzgeber muß durchaus vom konkreten Lebens⸗ 
ſachverhalt ausgehen; dieſer muß der Wertung zugrunde 
liegen. Aber die Analyſe des Falles in der angegebenen 
Methode führt dann zur Ausſchaltung alles deſſen, was 
an dem Fall auch anders ſein könnte, und damit zur Er⸗ 
faſſung einer Fülle von möglichen Lebensſachverhalten, die 
in aller Buntheit und Einmaligkeit verſchieden geſtaltet 
ſein können. Keineswegs aber wird das Leben vergewaltigt, 
denn auf all dieſe Sondermomente kommt es nicht an. Bei 
ſolchem Vorgehen würde ſich dem Geſetzgeber etwa gezeigt 
haben, daß es von dem Richtigkeitsgedanken der Mängel⸗ 
haftung aus unrichtig war, die Haftung für zugeſicherte 
Eigenſchaften auf Sachen zu beſchränken, daß vielmehr die 
Einbeziehung von anderen Gegenſtänden, bzgl. deren ſolche 
Zuſicherung möglich iſt, z. B. des Unternehmens, not⸗ 
wendig geweſen wäre, daß auch die Haftung für Freiheit 
von Fehlern, die den gewöhnlichen oder nach dem Vertrage 
vorausgeſetzten Gebrauch erſchweren oder hindern, auf all 
die Gegenſtände zu erweitern wäre, bei denen mit der Ab⸗ 
weſenheit ſolcher Fehler typiſch gerechnet wird, ſoweit dies 
der Fall ift (Haftung für „Betreibbarkeit“ eines Unter- 
nehmens).“ 

Sch mi dt⸗Rimplers Geſetzgebungstechnik darf 
aber auch überall da, wo kein unüberwindlicher Rechtsſatz 
entgegenfteht, als Geſetzes anwendung s technik wirkſam 
a Ich glaube, gezeigt zu haben, daß eine richtige Ge⸗ 
ſehesanwendung, eine Geſetzesanwendung vom Lebensſach⸗ 
verhalt aus, es nicht nur geſtattet, ſondern als notwendig 
erweiſt, daß das, was die 88 446.—459 ff. für den Sachkauf 
beſtimmen, auch für den Rechtskauf Geltung haben muß. 

Schmidt ⸗Rimpler führt S. 85 weiter aus: 
„Wenn Rechtsfolgen an Lebensſachverhalte geknüpft wer⸗ 
den, iſt der Geſetzgeber häufig geneigt, dieſe nach den 
juriſtiſchen Formen zu beſtimmen, in deuen ſie aufzutreten 
pflegen. Wenn er ſo eine Rechtsfolge an den Sachverhalt 
kunpfen will, daß jemand über eine Sache Beſtimmungs⸗ 
macht hat, weil dies der Richtigkeitsgedanke erfordert, 
knüpft er ſie etwa an das Eigentum und überſieht dabei, 


daß man auch auf andere Weiſe als durch Eigentum Be- 


ſtimmungsmacht haben kann, ſei es rechtliche, indem man 
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etwa alleiniges Mitglied einer Einmanngeſellſchaft iſt, der 
die Sache gehört, ſei es tatſächliche, indem man durch 
irgendwelche Machtverhältniſſe auf andere Einfluß aus⸗ 
üben kann. Es zeigt ſich alſo, daß die Beſtimmung des 
Sachverhalts durch das Eigentum von dem Richtigkeits⸗ 
gedanken aus nicht richtig iſt. Der Problemkreis, den man 
unter der Bezeichnung des wirtſchaftlichen Eigentums zu⸗ 
ſammenfaßt, führt letzten Endes auf ſolche Fehler des 
Geſetzgebers zurück: Er hat auf das formale Eigentum ab⸗ 
geſtellt, während es auf tatſächlich oder rechtlich vermit⸗ 
telte anderweitige rechtliche Herrſchaft ankam.“ 

Der „Begriff“ des wirtſchaftlichen Eigentums mar⸗ 
ſchiert, die Steuergeſetzgebung kennt ihn, ein richtig ver⸗ 
ſtandenes Zivilrecht kann ihn nicht entbehren. Demgegen⸗ 
über muteten ſeltſam fremd an Ausführungen, wie ſie im 
Urt. des RO. v. 17. März 1938: JW. 1938, 1525 ent- 
halten ſind: 

„Demgemäß hat das RG. ſchon im Urt. v. 11. April 
1911 (SW. 1911, 5332) einen Vertrag, durch den ſich 
jemand einem anderen gegenüber zur Abgabe des Meiſt⸗ 
gebots auf ein Grundſtück und zur Abtretung des Rechts 
aus dem Meiſtgebot verpflichtet hatte, dem Anwendungs⸗ 
gebiet der 88 493, 459 ff. BOB. entzogen, obwohl der 
Vertrag als Mittel und beſter Weg zum 
Grundſtückserwerbgedacht war. Und noch kürz⸗ 
lich hat der erk. Sen. im Urt. v. 20. März 1936 (RGA. 
150, 397 = ZW. 1936, 18852 [m. Anm.]) dieſelbe Auf- 
faffung gebilligt fogar für einen Vertrag, in deffen Cr- 
füllung ein Hypothekengläubiger, der bereits in der von 
ihm betriebenen Zwangsverſteigerung das Meiſtgebot ab⸗ 
gegeben und in Erwartung des Zuſchlags „das Grund⸗ 
tüd in der Zeitung zum Kauf angeboten 
hatte, einem demnächſt ſich meldenden Kaufliebhaber das 
Recht aus dem Meiſtgebot abtrat und damit den Zuſchlag 
verſchaffte. Auch in dieſem Falle wurde der Abtretungs⸗ 
empfänger, der fih auf die 88 493, 459 ff. BOB. berufen 
wollte, enthört mit der Reviſionsrüge, daß 
ihm nach dem Inhalt des Grundſtücksgeſchäfts die Stel⸗ 


\ 
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lung eines Grundſtückskäufers habe eingeräumt werden 
ſollen und daß es für die Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht ſeines Vertragspartners auf den 
wirtſchaftlichen Zweck, nicht auf die recht⸗ 
liche Geſtalt der Durchführung ankommen 
müfje. Nicht weſentlich anders, ja noch ungünſtiger liegt 
die Sache für den Kläger aber auch hier. Mag die Be⸗ 
klagte durch ihre Grundſtücksrechte „das Gut praktiſch be⸗ 
herrſcht“ und durch das Abkommen v. 11. Sept. 1935 dem 
Kläger „den Erwerb des Guts praktiſch geſichert“ haben, 
ſo viel ſteht feſt: Den Weg, das Gut zunächſt von der Be⸗ 
klagten erſteigern zu laſſen und dann einen Grundſtücks⸗ 
kauf zwiſchen ihr und dem Kläger zu ſchließen, haben die 
Parteien nach reiflicher Überlegung abſichtlich nicht be⸗ 
ſchritten. Sie haben aber auch nicht die theoretiſch denkbare 
und vom BG. geſtreifte Möglichkeit genutzt, daß die Be⸗ 
klagte dem Kläger das noch dem E. gehörige Grundſtück 
veräußerte. Sie haben vielmehr dem Kläger lediglich den 
Weg geebnet, das Grundſtück zu erſteigern. Beweg⸗ 
gründe und Intereſſenlage, Zweckund Ziel 
des Vertragswerks v. 11. Sept. “/ 5. De z. 1935 
mögen dafür ſprechen, daß die Beklagte „ihre 
tatfächliche Herrſchaftsſtellung“ dem Klä⸗ 
ger einräumen und ihm fo eine mehr oder weniger 
ſichere Anwartſchaft auf die Erſteigerung des Guts aus 
der Hand des E. verſchaffen ſollte. Das hindert aber nicht 
die Erkenntnis, daß die Parteien ihre Wünſche und Er⸗ 
wartungen rechtlich nicht auf dem Wege eines Grundſtücks⸗ 
kaufs oder eines nach § 493 BGB. gleichſtehenden Vers 
trags, ſondern auf anderem Wege, nämlich über eine be⸗ 
ſonders geſtaltete Ausbietungsgarantie, zu verwirklichen 
gedachten und verwirklicht haben. Dieſe Garantie kann je⸗ 
doch nicht dem § 493 BGB. unterſtellt werden, weil fie 
nicht auf die Veräußerung einer Sache, des Waldguts, 
ſondern höchſtens auf die Übertragung eines Rechts, 
der Grundſchuld, und der aus dem Recht ſich ergebenden 
M acht ſtellung von der Beklagten auf den Kläger ge 
richtet war.“ 


Neuregelung der Haftpflicht der Eiſenbahn für Sachſchäden 


Von Stadtaſſeſſor Dr. Joſef Eſſer, München⸗Gladbach 


Der Ruf nach einheitlicher Neuregelung des Ver⸗ 
kehrshaftpflichtrechtes wird ſeit der Heimkehr der Oſt⸗ 
mark und des Sudetengaues immer dringender. Wohl be⸗ 
ſtand ſchon vor einem Jahrzehnt (vgl. die Referate des 
35. Deutſchen Juriſtentages) nur eine Meinung über die 
Untragbarkeit der ungerechtfertigten Verſchiedenheiten im 
Haftpflichtrecht der Länder und der noch befremdlicheren 
Sonderbehandlung je nach der Art des Verkehrsmittels, 
die ſich in den erheblichſten Unterſchieden nach Voraus- 
ſetzung, Umfang und Ausſchluß der Haftung ausdrückt. 
Aklein wie weit dieſe letzteren Beſonderheiten vereinheit⸗ 
lichen, wie weit in Würdigung des ſozialen und verkehrs⸗ 
politiſchen Unterſchiedes im Betriebe des einzelnen Ver⸗ 


kehrsmittels auch in Zukunft differenzieren? Die gebiet⸗ 


liche Angleichung freilich duldet keine Vorbehalte. Hier 
wirkt gerade im Verkehrsrecht jeder Nachklang früheren 
Sonderrechts anachroniſtiſch, weit auffallender als etwa 
im Bodenrecht. Wie unmöglich erſcheint es uns heute bei⸗ 
ſpielsweiſe, daß bei einer Autobusfahrt in die Oſtmark die 
Schadenserſatzanſprüche des Verletzten davon abhängig ſind, 
ob der Unfall diesſeits oder jenſeits der einſtigen Grenze 
eingetreten iſt. Tatſächlich findet indeſſen nach deutſchem 
Recht die Gefährdungshaftung auf den Inſaſſen keine An⸗ 
wendung (8 8 Ziff. 1 Kraftfch.), wohl aber nach §4 Oft- 
Kraftfch. Die gegenteilige Lage trifft der Reiſende im Flug⸗ 
verkehr an, bei welchem ihm das deutſche Recht Anſprüche 


aus dem LuftVG. gewährt, während das öſterreichiſche 
Recht dieſen verſtärkten Rechtsſchutz den beförderten Per⸗ 
jonen verſagt (816 OſtLuft F G.). Praktiſch bedeutet das 
u. a., daß fidh bei beiden Beförderungsarten der vorſichtige 
Paſſagier perſönlich gegen Unfall verſichern muß, da er 
je nach dem, auf welchem Territorium ein Unfall eintritt, 
von der Beförderungsgeſellſchaft praktiſch keine Entſchädi⸗ 
gung erwarten kann !). Nicht weniger unſinnig erſcheint 
es, daß der Kraftfahrer vor Überfahren der alten Reichs⸗ 
grenze das Rutſchen bei Straßenglätte unter Umſtänden, 
nämlich ſofern er darauf nicht gefaßt ſein mußte, als Ent⸗ 
laſtungsgrund anführen darf, nach dieſem Zeitpunkt aber 
auch ein unvorherſehbares und unvermeidliches Rutſchen 
gerade als einen haftpflichtbegründenden Tatbeſtand hin⸗ 
nehmen muß, weil das öſterreichiſche Recht im Gegenſatz 
zum deutſchen die Befreiungsmöglichkeit des „unabwend⸗ 
baren Ereigniſſes“ nicht nur bei Fehlern in der Beſchaffen⸗ 
heit des Fahrzeugs und bei Verſagen ſeiner Vorrichtungen 


; 1) Die unbefriedigende Regelung der Inſaſſenhaftun 
im Altreich hat freilich ſchon bei den men 
rechtlichen Unternehmern von Kraftlinienverkehr zur ver⸗ 
traglichen — und neuerdings auch bei der Reichspoſt zur 
geſetzlichen (vgl. VO. zur Anderung und Ergänzung der 
PoſtO. v. 6. Juli 1938 Rohl. I, 879) — Einführung der 
Haftung aus 57 KraftfGG. auch gegenüber den beförderten 
Perſonen geführt. 


ó Aufſätze 
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ausſchließt, ſondern auch bei ſolchen Unfällen, die auf der 
Eigenart der Funktion des Fahrzeugs beruhen. 

Dieſer nämliche Unterſchied der Haftung nur für ſog. 
„innere“ oder auch für „äußere“ Zufälle durchzieht nun 
aber auch im Verhältnis der Schienenbahn zum Kraft 
fahrzeug das geſamte deutſche Haftpflichtrecht: Der Eiſen⸗ 
bahnunternehmer haftet für ſpezifiſche Gefahren auch des 
ordnungsgemäßen Betriebes, der Kraftfahrzeughalter — 
abgeſehen vom Verſchulden — nur für die objektiven An⸗ 
lage oder Funktions mängel. Die normalen Gefahren 
des ordentlichen Betriebes, unvorherſehbar eintretende Wit⸗ 
terungsunbilden und ihre Folgen, plötzlich in die Fahr⸗ 
bahn ſpringende Kinder, Bruch eines Maſchinenteiles, 
eines Rades oder Platzen eines Reifens infolge äußerer 
Einflüſſe, verlängerter Bremsweg durch Schlüpfrigkeit der 
Fahrbahn infolge Laubfalls, alles dies ſind in der Regel 
unabwendbare Ereigniſſe im Sinne des Kraftf®., aber nic- 
mals höhere Gewalt im Sinne des Haftpfl®., d. h. womit 
der Kraftfahrzeughalter ſich entſchuldigen kann, das wird 
dem Bahnunternehmer gerade zum Betriebsriſiko an- 
gerechnet. 

Solcher Verſchiedenheiten im Haftpflichtrecht der 
Bahnen und der Kraftfahrzeuge laſſen ſich nun hinſichtlich 
des Perſonenkreiſes, der Haftungsgrenze und anderer Punkte 
noch eine ganze Menge anführen, deren Berechtigung be⸗ 
ſonders im Großſtadtverkehr, aber auch ſonſt, z. B. bei 
der Umſtellung des gleichen Betriebes von der Schienen⸗ 
bahn zum Oberleitungsomnibus, fragwürdig wird. Denn⸗ 
noch würde eine völlige Vereinheitlichung des Kraftver⸗ 
kehrs⸗ und Eiſenbahnhaftpflichtrechts verhäugnisvoll feir. 
Gerade die neuere Entwicklung des Kraftverkehrsweſens 
hat die Gefahren einer voreiligen Vereinheitlichung des 
Verkehrshaftpflichtrechtes ſichtbar gemacht, die darin liegen, 
daß man den grundverſchiedenen techniſchen, ſozialen und 
wirtſchaftlichen Betriebsbedingungen der einzelnen weit⸗ 
gehend ſpezialiſierten Fahrzeugstypen nicht gerecht wird, 
und einem Prinzip zuliebe über das wirtſchaftlich und ver⸗ 
kehrspolitiſch tatſächlich Angleichungsbedürftige hinaus⸗ 
ſchießt. Schon heute würden die ſelbſtfahrenden Klein⸗ 
wagenbeſitzer es als unrecht empfinden, wenn ſie weiterhin 
nach Umfang und Schärfe der Haftung, Beweislaſtvertei⸗ 
lung und Entlaſtungsmöglichkeit mit dem gleichen Maß 
gemeſſen würden, wie der Großunternehmer der ſeither 
entwickelten Großtypen von Überlandomnibuſſen und Fern⸗ 
transportzügen. In dieſen Fragen bringt erſt die moderne 
Verkehrspraxis die Erfahrung über die ſpezifiſche Gefähr⸗ 
lichkeit (beiſpielsweiſe der Laſtzüge und ihrer notoriſch rück⸗ 
ſichtsloſen Fahrer) und die Betriebsbedingungen der ein⸗ 
zelnen Fahrzeugtypen, welche die Grundlage einer angemeſ⸗ 
ſenen Haftpflichtverteilung werden. Erſt nach Einführung 
des Volkswagens in den deutſchen Straßenverkehr wird 
dieſe Erfahrung den ausreichenden Umfang zur Kodi⸗ 
fikation eines nicht ſchematiſch verallgemeinernden, ſondern 
ſozial und verkehrspolitiſch gerecht abſtufenden Haftpflicht⸗ 
rechts werden. 

In Erkenntnis dieſer Notwendigkeit organiſcher Kodi⸗ 
fikation begnügt ſich der Geſetzgeber zur Zeit mit ber 
Neuregelung derjenigen Teilfragen, die ganz offenſichtliche 
Lücken enthalten und einer einheitlichen Löſung vor⸗ 
dringlich bedürftig erſcheinen. Als erſtes derartiges Teil⸗ 
gebiet wird nach dem derzeitigen Stand der Reform- 
arbeiten die Frage der Sachſchadenhaftung der Eiſenbahnen 
vorgenommen. 


Während das Kraftfahrzeugrecht und das Luftver⸗ 
kehrsrecht in Deutſchland wie in den heimgekehrten Ge⸗ 
bieten einheitlich eine Sachſchadenhaftung anerkennt, ift 
das Eiſenbahnhaftpflichtrecht in dieſem Punkte ſelbſt inner⸗ 
halb des alten Reichsgebietes zerſplittert. Das Haft. 
hat die Regelung des Sachſchadens außer Betracht ge- 
laſſen, und auch das BB. hat die Schließung dieſer Lücke 
dem Landeshaftpflichtrecht überlaſſen (Art. 105 CG BGB.). 


In Preußen war durch das Eifenbahn®. v. 3. Nov. 
1838 urſprünglich eine einheitliche Erfaſſung auch des 
Sachſchadens gewährleiſtet. Mit dem Aufkommen der 
Straßenbahn war indeſſen wieder zweifelhaft geworden, ob 
auch dieſe, welche lediglich der ortspolizeilichen Genehmi⸗ 
gung und Aufſicht nach der Gewerbeordnung unterſtünden, 
mach dem preuß. Eifenbahn®. zu beurteilen feien, da 
dieſes ſich nur auf die landes herrlicher Genehmigung 
bedürftigen Eiſenbahnen erſtreckte. Die Praxis gelangte 
alsbald zu einer Ablehnung der Sachſchadenshaftung bei 
preußiſchen Straßen- und Kleinbahnen, und die Geſetz⸗ 
gebung beſtätigte dieſe Entwicklung durch das Kleinbahn. 
v. 28. Juli 1892. Indem nämlich dieſes Geſetz als eine 
Sonderordnung für Lokal⸗ und Straßenbahnen auf jede 
Regelung der Haftungsfrage verzichtete, brachte es zum 
Ausdruck, daß an Stelle des für ſeinen Bereich aufgeho⸗ 
benen Geſetzes von 1838 lediglich die Haftungsbeſtimmungen 
des RHaftpflöß. anzuwenden feien, welche die Sachſchäden 
nicht einschließen. Während nun die ſüddeutſchen Länder 
überwiegend von der ihnen in Art. 105 EGBGB. vore 
behaltenen Möglichkeit der Ausdehnung ihres Haftpflicht⸗ 
rechtes durch Wiedereinbeziehung der Straßenbahnen in 
das Recht der Sachſchadenshaftung Gebrauch machten, ver⸗ 
blieb es in Preußen künftig bei jener unerfreulichen, weil 
im Einzelfalle undurchſichtigen Scheidung des Haftpflicht⸗ 
rechts für Vollbahnen und Klein- oder Straßenbahnen, bei 
welchen der Sachſchaden im Gegenſatz zum Perſonenſchaden 
nur nach Maßgabe des bürgerlichen Rechts, alſo des Ver⸗ 
ſchuldensprinzips, erſetzt wurde. 


Hier würde ein neues Einheitsgeſetz der Eiſenbahn⸗ 
haftpflicht für Sachſchäden einzugreifen haben. Fraglich 
könnte nur ſein, ob dieſe Gefährdungshaftung für Sach⸗ 
ſchaden ſchlechthin an den Haftungsrahmen bei Perſonen⸗ 
ſchäden anknüpfen ſoll, indem es grundſätzlich beſtimmt: 
„Wird bei dem Betrieb einer Eiſenbahn eine Sache be⸗ 
ſchädigt, ſo iſt der Betriebsunternehmer verpflichtet, den 
Schaden zu erſetzen“, und: „Die Erſatzpflicht iſt aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Schaden durch höhere Gewalt ver⸗ 
urſacht iſt“ ſowie: „Hat bei der Entſtehung des Schadens 
ein Verſchulden des Geſchädigten oder desjenigen, der die 
tatſächliche Gewalt über die Sache ausübt, mitgewirkt, ſo 
gilt 8254 BGB.“ 

Mit dieſer zur Zeit erwogenen Löſung wäre einheit⸗ 
lich das Prinzip der Gefährdungshaftung auch für den 
Sachſchaden durchgeführt, und zwar in Anlehnung an den 
Haftungsrahmen und den Haftungsausſchluß, den ſchon 
das RHaftpflGG. vorſieht, bis zur Grenze der höheren Ge- 
walt und unter Anrechnung des fog. Mitverſchuldens. 


Für die Straßenbahnunternehmer, in erſter Linie die 
Kommunen und Kommunalverbände, beſteht nun Anlaß 
zu der Frage, ob nach den Erfahrungen mit dieſer weiten 
Haftungsgrenze bis zur höheren Gewalt ſo, wie dieſer Be⸗ 
griff in der ſtrengen Rechtſprechung des RG. entwickelt 
worden iſt, die Ausdehnung des Gefährdungsprinzips auf 
die Sachſchadenshaftung für die Straßenbahnen wirtſchaft⸗ 
lich tragbar und verkehrspolitiſch gerecht wäre. Es iſt kein 
Zweifel, daß die Vereinheitlichung der Haftpflicht hinſicht⸗ 
lich der Sachſchadenshaftung nur durch die gleichmäßige 
Anwendung auf alle Verkehrsmittel, nicht aber durch ihren 
Wegfall dort, wo ſie bereits vorhanden iſt, erfolgen darf. 
Ob aber die Straßenbahnen, die in erſter Linie durch den 
vorgelegten Entwurf getroffen werden, nicht hinſichtlich 
der Haftungsgrenzen im Verhältnis zu den Kraftfahrzeugen 
ſchon bisher zu ſchlecht geſtellt waren, und ob dieſe Benach⸗ 
teiligung nicht durch die Einführung der Sachſchadenshaf⸗ 
tung im gleichen Rahmen untragbar wird, das iſt eine für 
die Neufaſſung des Haftpflichtrechtes in dieſem Punkte 
notwendig zu ſtellende Vorfrage. Der Kraftverkehrsbetrieb 
hat durch die Einſchränkung der Gefährdungshaftung auf 
den Bereich des inneren Zufalles, nämlich durch Ausſchluß 
des als „unabwendbares Ereignis“ charakteriſierten Fremd- 
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verſchuldens wie jeder anderen unverſchuldeten und nicht 
in Material- oder Funktions mängeln liegende Berur- 
ſachung, fraglos eine weitgehende Beſſerſtellung erfahren 
gegenüber dem Eiſenbahnunternehmer, der nicht bis zur 
Grenze des unabwendbaren Ereigniſſes, ſondern bis zur 
„höheren Gewalt“ haftet, der alſo auch für die nicht in 
feinem Betrieb begründeten Zufälle, mögen fie durch Nature 
ereigniſſe oder Dritte herbeigeführt ſein, einſtehen muß, 
ſofern ſie nach der Lebenserfahrung mit einer gewiſſen 
Häufigkeit im Verkehr einzutreten pflegen und nach menſch⸗ 
lichem Ermeſſen überhaupt abwendbar ſind. 


Dieſe Beſſerſtellung des Kraftverkehrs iſt kein zu⸗ 
fäklliges Ergebnis neuer juriſtiſcher Begriffsbildung ge- 
weſen, ſondern ſie geſchah in der Erkenntnis, daß für 
Straßenverkehrsbetriebe, welche nicht die der Eiſenbahn 
zur Verfügung ſtehenden Mittel zum Ausſchluß fremder 
Einwirkungen anwenden können, die Haftung in jenem 
Rahmen, alſo auch für äußere Zufälle, untragbar iſt. 


Hierin liegt nämlich der verkehrspolitiſch anzuerken⸗ 
nende Unterſchied in der Behandlung des Straßenverkehrs⸗ 
mittels vom Eiſenbahnbetrieb. Letzterer iſt infolge ſeiner 
eigenen Anlagen im weiteſten Umfange imſtande, ſich 
gegen Eingriffe von außen abzuſchließen und zu ſchützen, 
ſo daß die Haftung ohne Rückſicht auf den Entſtehungs⸗ 
kreis der Gefahr hier wohlberechtigt iſt, zumal bei einer 
ſolchen Gefahrenbeherrſchung die vorkommenden Unfälle in 
der Tat ganz überwiegend dem eigenen Gefahrenkreis des 
„Betriebes“ entſtammen. Beim Straßenverkehr liegen dieſe 
Voransſetzungen nicht vor, vielmehr wird gerade im ume 
gekebrten Verhältnis der weitaus größte Teil der Unfälle 
ton außen her, durch die Mitbenutzer der Straße in den 
Betrieb hineingetragen, ſo daß eine Haftung für nicht 
innerbetriebliche Gefahren über das Maß des Zumutbaren 
hinausgeht. 


Dieſer Unterſchied, der ſich in der Eigenbedeutung des 
Betriebes des unabwendbaren Ereigniſſes gegenüber dem 
Haftpflichtrahmen der höheren Gewalt ausdrückt, beſteht 
nun in gleicher Weiſe wie beim Kraftverkehr auch im Ver⸗ 
hältnis der Straßenbahnen zum Eiſenbahnverkehr. Denn 
auch dieſe ſind auf die Mitbenutzung des Straßenkörpers 
weithin angewieſen und müſſen die Schutzmöglichkeiten der 
Eiſenbahn durch eigene Anlage, Signal, Einrichtungen, Ab⸗ 
ſperrmaßnahmen uſw. durchweg entbehren. Daher hat ſich 
mit der Entwicklung des Straßenbahnverkehrs deſſen Gleich⸗ 
behandlung mit dem Eiſenbahnhaftpflichtrecht in immer 
ſtärkerem Maße als eine Härte herausgeſtellt. Anerkannter⸗ 
maßen iſt ſchon bei dem ſeitherigen Rechtszuſtand, alſo ohne 
Einſchluß des Sachſchadens in die Gefährdungshaftung, 
die Haftpflichtlaſt der Straßenbahnen unverhältnismäßig 
ſchwerer als die jedes anderen Verkehrsbetriebes. Dieſe Be⸗ 
nachteiligung würde für die Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bände bei Einführung der Sachſchadenshaftung bis zur 
höheren Gewalt noch erheblich verſchärft, da gerade die 
Sachſchäden in den täglichen Unfällen des Straßenverkehrs 
ziffernmäßig die größte Rolle ſpielen und wenigſtens hier 
durch die Offenhaltung der Entlaſtungsmöglichkeit für das 
Perſonal bisher ein gewiſſer Ausgleich und Rückhalt gegen⸗ 
über ſchrankenloſen Haftungsanſprüchen gegeben war. 


Die Folgen des Wegfalls dieſer Schranke laffen ſich ſchwer 
überſehen, zumal man die Höchſtwertgrenze mit Rückſicht 
auf die erheblichen Sachwerte, die im heutigen Straßenver⸗ 
kehr gefährdet ſind, nicht zu eng wird ziehen dürfen, ſo 


daß dieſe im Verhältnis zu den Haftungshöchſtſummen für 
Körperſchäden der übrigen Geſetze ziemlich hoch angeſetzt 
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werden muß. Schwerlich wird man diefe ungerechte Über- 
ſpannung des Haftungsrahmens der Straßenbahn gegen⸗ 
über den Kraftfahrzeugen mit ihrer höheren Gefährlichkeit 
begründen können. Wenn man überhaupt noch die „Ge⸗ 
fährlichkeit“ als Rechtsgrund und Gradmeſſer der Haftung 
anſehen will (dagegen Trendel: DAutoR. 1938 Nr. 12), 
dann muß man eingeſtehen, daß ein etwaiges Mehr an Be⸗ 
triebsgefahr durch die größeren Gewichtsmaſſen (ein Argu⸗ 
ment, welches ſchon jedem größeren Omnibus gegenüber 
wegfällt) mehr als ausgeglichen wird durch die Bindung 
an den Schienenweg, welche den Verkehrsteilnehmern 
größere Vorausſehbarkeit gewährleiſtet, und durch die ein⸗ 
heitliche ſorgfältige Ausbildung und Überwachung des 
Perſonals. 


Die Gleichſtellung der Straßenbahnen mit den Eiſen⸗ 
bahnen iſt in der Tat keine adäquate Behandlung dieſes 
Verkehrsmittels. Was bei den Eiſenbahnen als normaler 
Haftungsrahmen hingenommen werden kann, nämlich die 
Haftung auch für Unfälle, die von außen in den Betrieb 
hineingetragen werden, das wirkt fih im Straßenverkehr 
als eine Erfolgshaftung für das Verſchulden anderer Ver⸗ 
kehrsteilnehmer aus. Denn dem Verletzten gegenüber haftet 
der Bahnunternehmer auch dann, wenn das Schienenfahr⸗ 
zeug nur durch das Verſchulden Dritter oder andere nicht 
abwendbare Einwirkungen in den Unfallshergang hinein⸗ 
gezogen wurde. Dieſe „Pufferſtellung“ der Straßenbahnen 
im Verkehrshaftpflichtrecht beſtätigt der Entwurf ausdrück⸗ 
lich. Er folgt nämlich dem NYaftpfl®. darin, daß dem Ge- 
ſchädigten nur ſein eigenes Mitverſchulden oder der Ein⸗ 
wand der höheren Gewalt entgegengehalten werden kann, 
welch letzterer bekanntlich durch das verkehrswidrige Ver⸗ 
halten Dritter nicht begründet wird. Von den oft recht 
fragwürdigen Rückgriffsmöglichkeiten gegenüber dem eigent⸗ 
lichen Urheber des Unglücks abgeſehen, laſtet ſomit der 
Schaden auch ſolcher Unfälle voll und ganz auf der Straßen⸗ 
bahn, deren adäquate Urſache nicht ſie, ſondern ein an⸗ 
derer Verkehrsteilnehmer, Fußgänger, Radfahrer, Kraft⸗ 
fahrer, geweſen iſt — ein Ergebnis, das dem Grund⸗ 
gedanken der Haftung nur für die eigene Betriebsgefahr 
widerſpricht. Dieſe Haftung für jede noch ſo nebenſächliche 
Beteiligung an dem Schadensereignis könnte nur dadurch 
gemildert werden, daß für den Fall der Beteiligung an- 
derer Verkehrsteilnehmer eine dem 817 Kraftf®. entſpre⸗ 
chende Kolliſionsbeſtimmung eingefügt wird, welche — und 
zwar mit befreiender Wirkung für die Straßenbahn — den 
Umfang des Schadenerſatzes davon abhängig macht, inwie⸗ 
weit der Schaden vorwiegend durch den Betrieb der Straßen⸗ 
bahn oder anderer Umſtände verurſacht iſt. Die Kolliſions⸗ 
beſtimung dürfte ſich alſo nicht nur auf den Ausgleich im 
Innenverhältnis zwiſchen mehreren Eiſenbahnen beziehen, 
ſondern hätte in erſter Linie die im Straßenverkehr aus⸗ 
ſchließlich bedeutungsvolle Beteiligung anderer Verkehrs⸗ 
mittel zu berückſichtigen und würde gleichzeitig die Be⸗ 
ſchränkung der Haftungsquote gegenüber dem Verletzten 
zu regeln haben. 


Dieſe wäre der einzig mögliche Ausgleich gegen die 
ſonſt ins uferloſe gehende Wirkung der Haftung bis zur 
höheren Gewalt im Straßenverkehr. Es wäre damit nur 
teilweiſe die Angleichung an den Haftpflichtrahmen der 
Kraftfahrzeuge erreicht, welcher durch den Ausſchluß jedes 
„unabwendbaren Ereigniſſes“ nur die innere Betriebs⸗ 
gefahr vertreten läßt. Grundſätzlich müßte die Einführung 
dieſes ſachgemäßeren Haftungsrahmens auch für die 
Straßenbahn das Aquivalent für die Übernahme der Sach⸗ 
ſchadenshaftung darſtellen. 
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Die ſteuerlichen Folgen des Übergangs zur orönungsmäßigen Buchführung 


Von Dr. Heinz George, Berlin 


Von vielen Wirtſchaftsgruppen iſt im Laufe des Jahres 
1938 angeordnet worden, daß ab 1. Jan. 1939 alle Mit⸗ 
glieder ordnungsmäßige Bücher führen müſſen. Dies gilt, 
um nur ein Beiſpiel zu neunen, auch für alle Einzel⸗ 
händler. Ab 1. Jan. 1939 müſſen daher von derartigen 
Anordnungen betroffene Gewerbetreibende, die bisher noch 
keine ordnungsmäßige Buchführung gehabt haben, zur 
ordnungsmäßigen Buchführung übergehen. Welche 
ſteuerlichen Auswirkungen hat dieſer Schritt? 
Zur Verdeutlichung ſei geſagt, daß unter Übergang zur 
ordnungsmäßigen Buchführung verſtanden wird: der Über- 
gang von der Gewinnermittlung auf Grund des Ein- 
nahmeüberſchuſſes bzw. auf Grund einer Schät— 
zung nach Richtſätzen zur Gewinnermittlung nach 
dem Vermögens vergleich. 


J. Die Gewinnermittlung auf Grund des 


Einkommenſteuergeſetzes 


$ 4 EinkStG. 1938 enthält zwei Möglichkeiten, 
den Gewinn zu ermitteln. Grundſätzlich iſt als Ge⸗ 
winn der Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem Betriebsver⸗ 
mögen am Schluß des Wirtſchaftsjahres und dem Be- 
triebsvermögen am Schluß des vorangegangenen Wirt- 
ſchaftsjahres anzunehmen, vermehrt um den Wert der 
Entnahmen und vermindert um den Wert der Einlagen 
(Si 4 Abſ. 1 EinfSt®.). Für Gewerbetreibende ohne Budh- 
führung ſieht § 4 Abſ. 3 EintSt®. vor, daß der Gewinn 
als Überſchuß der Betriebseinnahmen über die Betriebs⸗ 
ausgaben angeſetzt wird, und zwar Toll dies regelmäßig 
dann geſchehen, wenn das Betriebsvermögen keinen allzu 
großen Schwankungen unterliegt. Ausnahmsweiſe doch 
auftretende und ins Gewicht fallende Schwankungen ſind 
durch Hu- oder Abſchläge zu berückſichtigen. 

Ehe man auf die ſteuerlichen Auswirkungen, die der 
Übergang von der Einnahmeüberſchußrechnung zum Be- 
triebsvermögensvergleich zur Folge hat, eingehen kann, 
muß man ſich an einem Beiſpiel die Gewinnermittlung 
vergegenwärtigen, wie ſie ſich auf Grund der beiden 
Methoden des § 4 EinkStG. ergibt. 

Beiſpiel: Ein Kaufmann eröffnet am 1. Jan. 1938 
ein Geſchäft mit einem Kapital von 20 000 AM. Er kauft 
im Laufe des Jahres 1938 für 16000 RA Waren, von 
denen er 8000 AM bezahlt und 8000 A ſchuldig bleibt. 
Die Hälfte der eingekauften Ware (Einkaufspreis: 8000 24t) 
verkauft er für 14000 RM. Von den 14000 AM werden 
im Jahre 1938 nur 10000 Rs bezahlt, als Außenſtände 
verbleiben 4000 RM. 

Wird in dieſem Fall der Gewinn auf Grund des 8 4 
Abſ. 3 (Einnahmeüberſchuß) ermittelt, ſo ſieht die Rech⸗ 
nung folgendermaßen aus: 


Einnahmen. 10000 AA 
ae eee, 
Überſchu .. .. . 2000 AA 


Der ſteuerpflichtige Gewinn beträgt für 1938 alfo 2000 A. 

Der Kaufmann wickelt fein Geſchäft im Laufe des 
Jahres 1939 ab. Er verkauft den Reſt ſeiner Waren 
(8000 RA Einkaufspreis) ebenfalls zu 14000 AM und 
erhält dafür in bar den Betrag von 14000 Rm. Ferner 
gehen die Forderungen in Höhe von 4000 AM ein. Von 
dem Erlös bezahlt er feine Schulden in Höhe von 8000 RM. 


Einnahmen: 
a. a a 


14000 AA 
Forderungen 40 


2 


18000 AK 
Ausgaben 8000 „ 


Überſchuß 10000 Æ 


Der Gewinn beträgt alſo 1939 10000 K.K. Insgeſamt 
wird in beiden Jahren ein ſteuerpflichtiger Gewinn von 
12 000 RM erzielt. 

Der gleiche Geſamtgewinn ergibt ſich auch, wenn die 
Gewinnermittlung auf Grund des Betriebsvermögens⸗ 
vergleichs erfolgt: 

Anfangsbilanz auf den 1. Ja u. 1938 
Geld... 10000 % Kapital. 


Schlußbilanz auf den 31. Dez. 1938 


10000 HM 


Geld.... . 22000 AH Kapital.. 20000 AH 
Forderungen ... 4000 „ Schulden. 8000 „ 
ee a 8000 „ Gewiun nn 6000 „ 

34000 . 34000 AH 


Im Jahre 1938 beträgt danach der Gewinn, der ver- 
ſteuert werden muß, 6000 RM (nach der erſten Rechnung 
nur 2000 RM). Für 1939 ergibt ſich auf Grund der fol- 
genden Schlußbilanz wieder ein Gewinn von 6000 N,: 
Schlußbilanz auf den 31. Dez. 1939 


Geld... ... . 32000 AA Kapital. .. 26000 % 
Gi Dee G00 
32000 ZA 32000 ZAM 


Hier entſteht in jedem Jahr ein Gewinn von 6000 RM, 
da in jedem Jahr Waren mit einem Verkaufswert von 
8000 RA zu 14000 AM verkauft werden. Bei Anvend- 
dung der Einnahmeüberſchußrechnung tritt der Gewinn 
des Jahres 1938 jedoch nur teilweiſe im gleichen Jahr 
in Erſcheinung, nämlich nur zu 2000 RM. Im Jahre 
1939 wird dagegen nicht nur der Gewinn dieſes Jahres 
(6000 RM), ſondern auch der reſtliche Gewinn des Vor- 
jahres (4000 AM) ſichtbar. 
II. Die ſteuerlichen Auswirkungen 

„Geht der Kaufmann am 1. Jan. 1939 zur ordnungs⸗ 
mäßigen Buchführung, d. h. zur Gewinnermittlung mit 
Hülfe des Betriebsvermögensvergleichs, über, fo ergibt ſich 
in dem obigen Beiſpiel folgendes: Im Jahre 1938 hat 
der Kaufmann 2000 AM als Gewinn verſteuert (auf 
Grund der Einnahmeüberſchußrechnung). Im Jahre 1939 
würde er mit Hilfe des Vermögensvergleichs einen Ge⸗ 
winn von 6000 RM ermitteln. Insgeſamt ergäbe ſich für 
die Jahre 1938 und 1939 ein Gewinn von 8000 At, alfo 
4000 AM weniger, als tatſächlich erzielt worden find. 

Dieſer Unterſchieb erklärt ſich aus den Verſchiedenheiten 
der beiden Gewinnermittlungsmethoden. Durch den İber- 
gang zum Betriebsvermögensvergleich iſt die Stetigkeit 
der Gewinnermittlung unterbrochen worden. Die fehlenden 
4000 34 würden ſich ergeben, wenn man zu dem Gewinn 
des Jahres 1938 den Warenbeſtand (8000 RM) und die 
Warenforderungen (4000 RAM) hinzurechnen und die Waren⸗ 
ſchulden (8000 .,, abſetzen würde. 

Damit der Betrag von 4000 Rt, der beim Übergang 
zur Vermögensvergleichsrechnung unverſteuert bleiben 
würde, erfaßt wird, muß er im Jahre 1939 nachträg⸗ 
lich zur Beſteuerung herangezogen werden. Die Ermitt⸗ 
lung des fraglichen Betrages erfolgt am zweckmäßigſten 
außerhalb der Bilanz. Es werden zu dem Gewinn 1939 
(ſtehe Schlußbilanz auf den 31. Dez. 1939) hinzugerech⸗ 
net: der Wareubeſtand und der Beſtand an Forderungen 
(8000 4000 RA) und abgeſetzt die Schulden (8000 Ru). 
Insgeſamt muß der Gewinn alſo um 4000 AM vermehrt 
werden. Der 1939 zu verſteuernde Betrag würde ſich da⸗ 
durch von 6000 auf 10000 ., erhöhen. Das bedeutet, 
daß im Jahre 1939 der gleiche Betrag verſteuert wird, 
der auch zu verſteuern wäre, wenn der Kaufmann in 
dieſem Jahr feinen Gewinn ebenfalls mit Hilfe der Ein⸗ 
nahmeüberſchußrechnung feſtgeſtellt hätte. 


9. Jahrgang 1939 Heft 8/9] 
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Bisher ſind nur die Auswirkungen des Wechſels in der 
Gewinnermittlungsmethode auf die Waren, die Waren⸗ 
forderungen und die Warenſchulden unterſucht worden. 
Die übrigen Bilanzpoſten, vor allem die Geld⸗ 
beſtände, werden durch den Übergang zur Buchführung 
nicht berührt. Anders iſt es allerdings bei den Wirt⸗ 
ſchaftsgütern des Anlagevermögens (Gebäude, Ma⸗ 
ſchinen, Einrichtungsgegenſtänden uſw.). Bei ihnen muß 
im einzelnen geprüft werden, inwieweit ſie zuvor den 
Gewinn beeinflußt haben. Iſt z. B. eine Schreibmaſchine 
im Jahre 1938 zum Preiſe von 200 RM angeſchafft und 
im Anſchaffungsjahr als Betriebsausgabe abgeſetzt wor⸗ 
den, dann darf dieſe Maſchine in der Eröffnungsbilanz 
des Übergangsjahrs (1939) nur mit 0 RM eingeſtellt 
werden. Würde ſie mit einem höheren Wert eingeſetzt 
werden, von dem dann die üblichen Abſchreibungen ab⸗ 
geſetzt werden, ſo würden dieſe Abſetzungen für Abnutzung 
den Gewinn, der bereits im Vorjahr durch die Abſchrei⸗ 
bung der Maſchine auf 0 RM beeinflußt war, nochmals 
verringern. Wird die Schreibmaſchine trotzdem zu einem 
höheren Wert in die Eröffnungsbilanz aufgenommen, jo 
muß dieſer Betrag ebenfalls zum Bilanzgewinn hinzu⸗ 
gerechnet werden. \ 

In Abſchnitt I war erwähnt worden, daß in Fällen, in 
denen wirtſchaftlich ins Gewicht fallende Schwankungen 
im Betriebsvermögen eintreten, dieſe bei der Einnahme⸗ 
überſchußrechnung durch Zu- und Abſchläge zu be- 
rückſichtigen find. Hat z. B. das Finanzamt bei einem 
Steuerpflichtigen, der ſeinen Gewinn nach der Einnahme⸗ 
überſchußrechnung ermittelte, im Jahre 1938 einen Zu⸗ 
ſchlag von 3000 RM deshalb vorgenommen, weil fein 
Warenlager, das bisher gleich hoch war, Ende 1938 um 
dieſen Betrag geſtiegen war, ſo muß dieſer Zuſchlag be⸗ 
rückſichtigt werden, wenn im Jahre 1939 der Betreffende 
zur ordnungsmäßigen Buchführung übergeht. Die Zu⸗ 
rechnung zum Gewinn, die für den Warenbeſtand vom 
1. Jan 1939 vorgenommen wird, muß um den Betrag 
des Zuſchlages, alſo hier um 3000 AM, verringert werden. 
Würde dies nicht geſchehen, fo würden die 3000 AM zwei⸗ 
mal als Gewinn zur Einkommenſteuer herangezogen wer⸗ 
den. Umgekehrt iſt Abſchlägen wegen Verminderung des 
Betriebsvermögens Rechnung zu tragen. 


III. Schätzung nach Richtſätzen 

Häufig iſt der Steuerpflichtige, der zur Gewinnermitt⸗ 
lung nach dem Betriebsvermögensvergleich übergeht, in 
den Vorjahren nicht auf Grund der Einnahmeüberſchuß⸗ 
rechnung zur Einkommenſteuer veranlagt worden, ſondern 
auf Grund von Richtſätzen. Iſt in einem ſolchen Fall 
ebenfalls ein Zuſchlag, wie unter II dargeſtellt, zuläſſig? 
Dies iſt auf Grund der Rechtſprechung des RFH. zu ver⸗ 
neimen. Der RFO. führt in einem Urteil v. 8. Juli 1936, 
VI A 482/36 (StW. 1936, 1041) aus, daß die oben er- 
wähnten Grundſätze nicht anwendbar ſind, wenn in frühe⸗ 
ren Jahren der Gewinn mit Hilfe von Richtſätzen ge⸗ 
ſchätzt worden ift. Durch die Schätzung nach Richtſätzen 
ſollte der gewerbliche Gewinn — fo heißt es in der Be- 
gründung des NFH-Urteild — unter Einſchluß der 
Veränderungen im Betriebsvermögen erfaßt 
werden. Für einen Ausgleich in dem oben dargeſtellten 
Sinn ift daher kein Raum. Eine Schätzung nach Richt⸗ 
ſätzen geht von der Annahme aus, daß bei kleineren Ge⸗ 
werbetreibenden im allgemeinen nach der Erfahrung des 
Lebens der nach den Grundſäaätzen, ordnungsmäßiger Buch⸗ 
führung errechnete Gewinn zu den Roheinnahmen (Iſt⸗ 
umſätzen) in einem feſten durchſchnittlichen Verhältnis ſteht. 
Der Richtſatz ſoll eine ungefähre, wenn auch rohe und 
griffweiſe, Schätzung des wahren Gewinnes ermöglichen, 
wie er ſich auf Grund des Betriebsvermögensvergleichs 
ergeben hätte. Der Richtſatz dient daher als Grundlage 
für die Ermittlung des geſamten ſteuerpflichtigen Gewinns. 

Ein Gewinnzuſchlag nach den unter II dargelegten 


Grundſätzen ift auch in den Fällen nicht zuläſſig, in denen 
der Steuerpflichtige in den letzten Jahren vor dem Über⸗ 
gang zur ordnungsmäßigen Buchführung auf Grund der 
Einnahmeüberſchußrechnung beſteuert worden iſt, jedoch im 
allerletzten Jahr auf Grund von Richtſätzen geſchätzt 
wurde (vgl. Kummer, „Der Gewinnbegriff und der 
Übergang zur ordnungsmäßigen Buchführung“: DE}. 
1937, 1133 ff.) 

In den Fällen, in denen nach vorheriger Gewinnermitt⸗ 
lung an Hand von Richtſätzen zur ordnungsmäßigen Buch⸗ 
führung übergegangen wird, iſt eine völlig neue Er⸗ 
öffnungsbilanz aufzuſtellen. Das Finanzamt ift ſelbſt⸗ 
verſtändlich berechtigt, die einzelnen Wertanſätze dieſer 
Bilanz nachzuprüfen und ſie gegebenenfalls abzuändern. 
Die Eröffnungsbilanz muß ſo ſein, wie ſie vorliegen 
würde, wenn der Steuerpflichtige ſtets ordnungsmäßige 
Bücher geführt hätte. Falls eine ſolche Wertermittlung 
beſonders ſchwierig iſt und einen weſentlichen ſteuerlichen 
Erfolg nicht verſpricht, ſo kann die Berichtigung auf ſolche 
Bilanzpoſten beſchränkt werden, bei denen weſentliche 
Unterſchiede ſicher feſtzuſtellen ſind, und zwar Unterſchiede, 
die ſich ebenfalls auch auf den neuen Gewinn erheblich 
auswirken (Urteil des NFO. v. 8. Juli 1936). Werden 
nämlich in der Eröffnungsbilanz zu hohe Werte angeſetzt, 
ſo würde ſich für die Zukunft der ſteuerpflichtige Gewinn 
verringern, ſo daß der Betreffende weniger Einkommen⸗ 
ſteuer zu zahlen hätte. 

Ergibt ſich bei der Aufſtellung der Eröffnungsbilanz, 
daß die bisherige Schätzung den Gewinn nicht richtig er⸗ 
faßt hat, zeigt z. B. das ſtarke Anwachſen der Waren⸗ 
forderungen, daß die der Schätzung zugrunde liegenden 
Umſätze zu niedrig angenommen waren, ſo iſt die Frage 
zu prüfen, ob und inwieweit die Vorausſetzungen für eine 
Berichtigungsveranlagung für die in Frage kom⸗ 
menden zurückliegenden Steuerabſchnitte gegeben ſind. Auf 
jeden Fall wird die Veranlagung des erſten Steuer⸗ 
abſchnitts, dem eine ordnungsmäßige Buchführung zu⸗ 
grunde liegt, hierdurch in keiner Weiſe berührt. Das iſt 
deshalb wichtig, weil bei Berichtigungsveranlagungen, die 
ſich auf mehrere Jahre verteilen, infolge der Progreſſion 
des Einkommenſteuertarifs eine geringere Steuer entſteht, 
als wenn der geſamte Betrag im Übergangsjahr zum 
ſteuerpflichtigen Gewinn hinzugerechnet wird. 


IV. Berückſichtigung der am 1. Jan. 1925 vor⸗ 
handenen Warenbeſtände 


Nach der Rechtſprechung des RFH. find die Waren- 
beſtände, Forderungen, Schulden uſw., die im Zeitpunkt 
der Eröffnung des Betriebes vorhanden waren, außer 
Betracht zu laſſen. Beiſpiel: Am 1. Jan. 1935 wird 
ein beſtehendes Geſchäft übernommen, das einen Wgren⸗ 
beftand von 5000 RA, einen Beſtand an Forderungen 
von 4000 RM und Schulden in Höhe von 3000 AM auf- 
weiſt. Geht der Erwerber des Geſchäfts am 1. Jan. 1939 
zur ordnungsmäßigen Buchführung über, ſo ſind nur die 
Veränderungen des Warenbeſtands uſw. gegenüber 
dem 1. Jan. 1935 bei der Gewinnermittlung des Jahres 
1939 zu berückſichtigen. Sind vom 1. Jan. 1935 bis 1. Jan. 
1939 keine Veränderungen eingetreten, ſo iſt auch nichts 
hinzu⸗ oder abzurechnen. Der Steuerpflichtige, der in den 
Jahren 1935 bis 1938 ſeinen Gewinn mit Hilfe der Ein⸗ 
nahmeüberſchußrechnung ermittelt und danach verſteuert 
hat, hat in dieſem Falle ebenſoviel Gewinn ermittelt, als 
feſtgeſtellt wäre, wenn in dieſen vier Jahren der Gewinn. 
auf Grund des Betriebsvermögensvergleichs berechnet wor⸗ 
den wäre. 

Hätten ſich in dieſem Beiſpiel die Warenbeſtände au 
8000 AM, die Forderungen auf 5000 RM und p 8 
den auf 4000 RM erhöht, dann wäre der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen den Beträgen am 1. Jan. 1939 und am 1. Jan. 
1935 zum Gewinn hinzuzurechnen bzw. abzuziehen. Hin⸗ 
zugerechnet hätten 9000 RM, abgerechnet 6000 RM wer- 
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den müſſen, fo daß die geſamte Hinzurechnung 3000 RM 
betragen hätte. Würde dies nicht geſchehen, ſo würde der 
Betrag von 3000 RM unverſteuert bleiben, da er bisher 
auf Grund der Einnahmeüberſchußrechnung nicht erfaßt 
worden war. 

Bei den Hinzurechnungen iſt aber niemals über die 
Werte hinauszugehen, die am 1. Jan. 1925 vorhanden 
waren. Am 1. Jan. 1925 hat das ſteuerliche Leben — wie 
es die Rechtſprechung des RFH. ausdrückt — erft begon- 
nen. Nur das, was über die damals vorhandenen Werte 
hinaus in der Folgezeit geſchaffen worden iſt, kann ſteuer⸗ 
lich als zuſätzlicher Gewinn erfaßt werden (Urteil des 
RFH. v. 17. März 1937, VI A 1927/37; StW. 1937, 
597). Ratſam iſt es alſo, die Wertfeſtſtellungen vom 
1. Jan. 1925 aufzuheben. Wichtig ſind in erſter Linie die 
Zahlen der Vermögenſteuererklärung für den 1. Jan. 1925, 
weil dieſe Werte auch für die Einkommenſteuer maßgebend 
find (§ 108 EintSt®. 1925). In Fällen, in denen ein 
beſtehendes Geſchäft nach dem Jahre 1925 gekauft worden 
iſt, empfiehlt es ſich, ebenfalls die Nachweiſe über die 
Höhe der Werte, die beim Geſchäftserwerb gekauft wor⸗ 
den ſind, aufzubewahren, damit bei einer Hinzurechnung 
Ende des Jahres 1939, wenn ſich der Übergang zur ord⸗ 
nungsmäßigen Buchführung ſteuerlich zum erſten Male 
auswirkt, die notwendigen Unterlagen vorhanden ſind. 

Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen fei ausdrück⸗ 
lich darauf hingewieſen, daß eine Hinzurechnung der An⸗ 
fangsbeſtände nur dann nicht vorgenommen wird, wenn 
es jih um den Erwerb beſtehender Geſchäfte oder 
um Geſchäfte handelt, die vor dem 1. Jan. 1925 ge⸗ 
gründet worden ſind. Bei Geſchäften, die nach dem 
1. Jan. 1925 eröffnet worden ſind, enthält die Eröff⸗ 
nungsbilanz keine Waren beſtände (wenigſtens in der 
Regel nicht), ſondern ausſchließlich Geld beſtände (bares 
Geld, Bank-, Poſtſcheck⸗ uſw. Guthaben). Von dieſen Gerd- 
beſtänden werden erſt ſpäter Waren uſw. angeſchafft. Hier 
muß die Zu- und Abrechnung in der unter II geſchilderten 
Weiſe vorgenommen werden. 

Ergänzend fei darauf hingewieſen, daß der NFH. in 
einer neuen Entſcheidung vom 7. Dez. 1938, VI 774/37 
(RSt Bl. 1939, 172) ſagt, daß die Beſtände am 1. Jan. 
1925 nur dann berückſichtigt werden können, wenn zur 
Vermögensſteuerveranlagung ein Betrag in entſprechender 
Höhe eingeſetzt worden iſt. 


V. Nachverſteuerung 


In dem Jahre des Übergangs zum Betriebsvermögens⸗ 
vergleich iſt nach den vorſtehenden Ausführungen nicht nur 
der in der Bilanz ausgewieſene Gewinn, ſondern außer⸗ 
dem der bisher noch nicht ſteuerlich erfaßte Gewinn der 
Vorjahre zu verſteuern. In dem erſten Beiſpiel ſind daher 
6000 2M und 4000 RM = 10000 im Jahre 1939 ſteuer⸗ 

lichtig. 
j 08 den Steuerpflichtigen beſteht vielfach die Auffaſ⸗ 
ſung, daß durch die Nachverſteuerung eine Steuer⸗ 
erhöhung eintritt. Iſt dieſe Anſicht richtig? Hat der 
Übergang zur ordnungsmäßigen Buchführung, d. h. zum 
Betriebsvermögensvergleich, tatſächlich eine Erhöhung der 
Steuerlaſten zur Folge? 

Der Gewinn, der der Einkommenſtener unterworfen 
wird, erhöht ſich durch die Zu- und Abrechnungen, die 
beim Übergang erforderlich werden, tatſächlich nich t. Es 
erfolgt lediglich eine andere Verteilung des erzielten 
Gewinnes auf die einzelnen Jahre. Würde der Ein 
kommenſteuerſatz für alle Einkommen ohne Rückſicht auf 
ihre Größe gleich hoch ſein, ſo könnte der Übergang zum 
Vermögensvergleich auf keinen Fall zu einer ſteuerlichen 
Mehrbelaſtung führen. Betrüge der Steuerſatz z. B. ein- 
heitlich 10%, fo änderte ſich an der Höhe der Einkommen⸗ 
ſteuer insgeſamt nichts, wenn dem einen oder anderen 
Jahre mehr Gewinn zugerechnet würde. 

Der zur Zeit gültige Einkommenſteuertarif iſt jedoch 
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progreſſiv, d. h. die höheren Einkommen werden pro- 
zentual ſtärker belaſtet als die niedrigeren. Trotzdem er⸗ 
höht ſich die Einkommenſteuerbelaſtung nicht beim über⸗ 
gang zur ordnungsmäßigen Buchführung, wenn man einen 
längeren Zeitraum berückſichtigt. 
Zur Erläuterung ein Beiſpiel: 

Ein Gewerbetreibender erzielt bei Anwendung der Cin- 
nahmeüberſchußrechnung im Jahre 

1938 einen Gewinn von 1000 ZA 

1939 


"n " n n 


1940 "” ” "n 
1941 „ 6 „ 9000 ,„ 
Wäre der Gewinn mit Hilfe des Vermögensvergleichs feſt⸗ 
geſtellt worden, ſo hätten ſich folgende Beträge ergeben: 


1938 3000 RM 
1939: 8000 „ 
1940 4000 „ 
1941 7000 „ 


In beiden Fällen beträgt der Geſamtgewinn 22 000 AM. 
Geht der Steuerpflichtige Anfang 1939 zur ordnungs⸗ 
mäßigen Buchführung über, ſo muß er in dieſem Jahr 
8000 RM und 2000 RM als Einkommen verſteuern, denn 
er hat 1938 auf Grund der Einnahmeüberſchußrechnung 
nur 1000 AM als Gewinn ausgewieſen und verſteuert, 
obwohl in dieſem Jahr tatſächlich ein Gewinn von 3000 RM 
entſtanden iſt, der nur nicht in voller Höhe 1938 in Er⸗ 
ſcheinung tritt (vgl. im einzelnen das erſte Beiſpiel; der 
noch nicht ausgewieſene Gewinn ſteckt im Warenlager, in 
den Forderungen uſw.). Für diefe 10000 AM ift eine 
Steuer von 1984 RM zu zahlen (für einen Ledigen). Die 
Einkommenſteuer des Jahres 1938 betrug bei einem Ge⸗ 
winn von 1000 AM 65 RM. Rechnet man hierzu die Gin- 
kommenſteuer des Jahres 1940 (4000 RM) mit 640 RM 
und des Jahres 1941 (Gewinn: 7000 RM) mit 1264 AM, 
fo ergibt fih insgeſamt ein Steuerbetrag von 3953 RM. 
Wäre der Gewerbetreibende in der Zeit von 1938 bis 1941 
bei der Einnahmeüberſchußrechnung geblieben, ſo wären 
folgende Steuerbeträge zu entrichten geweſen: 


1938 65 RM 
1939 1264 „ 
1940 832 „ 
1941 1744 „ 

3905 AM 


Es wäre alfo ein Betrag von 48 RM weniger an Steuern 
zu zahlen geweſen, ſo daß ſich die Steuerbelaſtung um 
dieſe Summe infolge des Übergangs zur ordnungsmäßigen 
Buchführung erhöht. Die Erhöhung iſt alſo ganz unbe⸗ 
deutend. 

Ganz ähnlich iſt das Ergebnis, wenn man annimmt, 
daß der Steuerpflichtige erſt am 1. Jan. 1940 den Ge⸗ 
winn mit Hilfe des Betriebsvermögensvergleichs ermittelt: 


1938 (Gewinn: 1000 AM) Steuer 65 AZM 
1939 ( „ 7000 „ 264 „ 
1940 1 4000 + 3000 AM 
nachträglich zu ver⸗ 
ſteuernder Gewinn) „ 1264 „ 
1941 („ 7000 ) „ 1264 „ 
3857 AH 


In dieſem Fall zahlt der Steuerpflichtige fogar 48 AM 
Einkommenſteuer weniger als nach der Einnahmeüber⸗ 
ſchußrechnung. 

Geht der Steuerpflichtige erſt am 1. Jan. 1941 zur 
ordnungsmäßigen Buchführung über, fo fieht die Neh- 
nung folgendermaßen aus: 


1938 (Gewinn: 1000 4 Steuer 65 AM 
1939 („ L 1264 


7000 „) „ 1264 „ 
1940 ( „ 5000 „) 5 
1941 ( , 7000 + 2000 Z4 


nachträglich zu vers 
ſteuernder Gewinn) „ 1744 „ 


3905 AM 


9. Jahrgang 1939 Heft 8/9] 
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Im letzten Fall muß alſo die gleiche Einkommenſteuer ge⸗ 
zahlt werden wie bei der Gewinnermittlung auf Grund 
der Einnahmeüberſchußrechnung ). 

Die vorſtehenden Zahlen zeigen, daß keine nennens⸗ 
werte Vergrößerung der Einkommenſteuer⸗ 
Laft die Folge des Übergangs zur Gewinnermittlung nach 
dem Vermögensvergleich iſt. Im allgemeinen wird man 


1) Es iſt noch von dem Tarif des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes 1938 ausgegangen; die Steuerſätze des Tarifs von 
1939 ergeben aber nur geringfügige Veränderungen, die 
nicht grundſätzlicher Art ſind. 


Rechtspolitik 


Vermeidung doppelten pfändungsſchutzes für 
Empfänger mehrerer Eintommen 


Die in den 88 850 ff. ZPO. vorgeſehene Regelung der 
Pfändungsbeſchränkungen führt zu untragbaren Ergebniſſen, 
wenn es ſich um die Feſtſetzung der unpfandbaren Beträge 
handelt, die z. B. einem Ruhegehaltsempfanger zu verbleiben 
haben, der eine regelmäßige entgeltliche Erwerbstätigkeit aus⸗ 
übt. Sein Ruhegehalt ift nach 8 850 BPO. bis zur Höhe 
von 150 RM und zwei Dritteln des überſteigenden Betrages 
unpfändbar, ohne daß es des Nachweiſes irgendwelcher beſon⸗ 
derer Vorausſetzungen bedarf, Aber auch für ſein ſonſtiges 
Einkommen genießt er Pfandungsſchutz, da § 850 b ZPO. 
nur darauf abſtellt, ob die ſonſtigen wiederkehrend zahl- 
baren Vergütungen für Leiſtungen gewährt werden, welche 
die Erwerbstätigkeit des Schuldners ganz oder zu 
einem weſentlichen Teil in Anſpruch nehmen. Das Ergebnis 
iſt alſo, daß einem ſolchen Schuldner zweimal 150 Ak zu: 
züglich zwei Drittel bzw. ein Drittel des dieſen Betrag jeweils 
überſteigenden Einkommenteiles als unpfändbar zugesprochen 
werden. Die gleiche Regelung ergibt ſich, wenn ein Gehalts⸗ 
oder Lohnempfänger nebenher eine amtliche Tatigkeit ausübt, 
die nur den kleineren Teil ſeiner Erwerbstätigkeit in Anſpruch 
nimmt. 

Dieſe Beſſerſtellung eines doppelt verdienenden Schuld⸗ 


ners iſt durch nichts erechtfertigt (wgl auch NS.⸗Rechtsſpiegel 


Nr. 5 v. 7. März 1939), während der Gläubiger in unbilliger 
Weiſe dadurch benachteiligt wird. Sie muß dadurch vermieden 
werden, daß in Zukunft bei einem Bezieher mehrerer regel⸗ 
mäßiger Einkommen die Pfändungsgrenze aus der Geſamt⸗ 
umme feiner Einkommen berechnek wird. Es darf alfo nicht 
mehr darauf abgeſtellt werden, ob das regelmäßig wieder⸗ 
kehrende Einkommen das Entgelt für ſeine Tätigkeit darſtellt, 
die die Erwerbstätigkeit des Schuldners vollſtandig oder zu 
einem weſentlichen Teil in Anſpruch nimmt. Entſcheidend muß 
vielmehr ſein, ob das für dieſe Leiſtungen gezahlte Entgelt 
die einzige Erwerbsquelle des Schuldners iſt oder nicht. Hat 
der Schuldner mehrere Einkommensquellen, ſo konnte man 
das Entgelt aus einer ſeiner Tätigkeiten zunächſt für unbe⸗ 
ſchränkt pfändbar erklären und es dann dem Schuldner übers 
laſſen nachzuweiſen, daß dieſes Entgelt unter Zugrundelegung 
ſeiner geſamten Einkünfte nicht in voller Höhe pfändbar iſt. 
Es wird ſich empfehlen, eine Regelung nach dieſen 
Grundſätzen in die neu zu ige Verfahrensordnung auf 
zunehmen. Es fragt no = er, ob dieſes Ergebnis nicht auch 
j erzielt werden kann. 
N ba a6. hat eine folde Zuſammenrechnung der ver⸗ 
ſchledenen Bezüge nicht zugelaffen (JW. 1937, 250; 1939, 315; 
Dhoechtayfl. 1937, Rſpr. Nr. 261). Dagegen haben fich die Recht⸗ 
ſprechung anderer Gerichte und das Schrifttum mehrfach für 
die Zuſammenrechnung ausgeſprochen. Jedoch konnte bislang 
nicht der rechte Weg gefunden werden, auf dem die Bujan- 
menrechnung zu erfolgen hätte (val, JW. 1936, 73; JW. 1986, 
2701; JW. 1939, 9154 Anm.). Die Schwierigkeit beſteht ing» 
beſondere darin, einen Weg zu oem auf welche Weiſe und 
durch wen am weckmäßigſten beſtimmt werden könnte, von 
welchem der ali See inkommen der unpfändbare Grund⸗ 
betrag zu entnehmen iſt bzw. wie dieſer auf die verſchiedenen 
Beträge verteilt werden ſoll. Es beſteht die Möglichkeit, dieſe 
Beſtimmung dem Schuldner, dem Drittſchuldner, dem Gläu- 


in der Praxis 


feſtſtellen können: je größer der Betrag des nachzuver⸗ 
ſteuernden Gewinnes im Zeitpunkt des Übergangs iſt und 
je größer die im Augenblick nachzuzahlende Einkommen⸗ 
ſteuer iſt, um ſo größer iſt auch in den folgenden Jahren 
der Rückgang des zu verſteuernden Gewinns. Dies 
gleicht iogar die Progreſſion des Einkommen- 
ſteuertarifs aus! 

Veränderungen des Familienſtandes in den einzelnen 
Jahren können natürlich zu anderen Ergebniſſen führen. 
Das ſind jedoch Schwankungen, die in Kauf genommen 
werden müſſen und die nichts mit der hier zu erörternden 
Frage zu tun haben. 


biger oder aber auch dem Vollſtreckungsrichter zu überlaſſen. 
Gegen jede dieſer Möglichkeiten beſtehen aber Bedenken. Sie 
leiten ſich insbeſondere daraus her, daß mehrere Drittſchuld⸗ 
ner vorhanden ſind und auch auf der Gläubigerſeite meh⸗ 
rere Perſonen ſtehen können. Würde man dem Schuldner die 
Beſtimmung überlaſſen, ſo könnte er dieſe Befugnis zur Be⸗ 
vorzugung beſtimmter Gläubiger mißbrauchen. Gegen die Aber- 
tragung der Beſtimmungsbefugnis auf das die Pfändung 
verfügende Staatsorgan beſteht das Bedenken, daß die Pfan⸗ 
dung einerſeits durch das Vollſtreckungsgericht nach den Vor⸗ 
ſchriften der ZPO., andererſeits durch die Vollſtreckungsbehör⸗ 
den im Verwaltungszwangsverfahren in Frage kommen 
kann, wenn neben privaten auch öffentlich⸗rechtliche Forde⸗ 
rungen zur Vollſtreckung gelangen. Aus der Verſchiedenheit 
dieſer Zuſtändigkeiten konnten ſich Schwierigkeiten für die 
Drittſchuldner und Nachteile für den Schuldner ergeben. 

Trotz dieſer Schwierigkeiten muüſſen die Gerichte, ſolange 
eine geſetzliche Regelung dieſer Fease noch nicht erfolgt iſt, zu 
einem Ergebnis zu kommen ſuchen, welches praktiſch tragbar 
iſt. Das Ziel muß ſein, den Empfänger mehrerer Einkommen 
weder beſſer noch ſchlechter zu ſtellen, als einen Schuldner, 
welcher die gleichen Einnahmen aus einer Einnahmequelle 
bezieht. Es konnte z. B. daran gedacht werden, den unpfänd⸗ 
baren Betrag ſtets aus dem Hauptverdienſt zu entnehmen. 
Überſteigt dieſer den Betrag von 150 Fl monatlich, fo ift 
der pfändbare Betrag des überſchießenden Teiles nach den 
Vorſchriften der 88 850, 850 b und 850 f zu ermitteln. Das 
Nebeneinkommen wird als Teil des 150 AM überſteigenden 
Betrages des Haupteinkommens angeſehen, d. h. es wird hier⸗ 
von ein Drittel bzw. zwei Drittel für pfändbar erklärt, ohne 
daß man nochmals zunächſt einen 9 1 von 150 AM auch 
von dem zweiten Einkommen in Abzug bringt. 


Mitgeteilt vom Reichs rechtsamt der NSDAP. 


Wirtfamer Schutz gegen Verleumdung 


In einem Verfahren wegen Beleidigung eines Kreis⸗ 
leiters war geltendgemacht worden, daß 8 1 VO. des RPräſ. 
v. 8. Dez. 1931 Anwendung finden müſſe. Diefe Beſtimmung 
hat folgenden Wortlaut: „Steht im Falle der üblen Nach⸗ 
rede (§S 186 StSB.) der Verletzte im öffentlichen 
Leben und iſt die ehrenrührige Tatſache öffentlich behauptet 
oder verbreitet worden und geeignet, den Verletzten des Ver⸗ 
trauens unwürdig erſcheinen zu laſſen, deſſen er für ſein 
öffentliches Wirken bedarf, ſo iſt die Strafe Gefängnis nicht 
unter drei Monaten, wenn der Täter ſich nicht erweislich in 
entſchuldbarem guten Glauben an die Wahrheit der Außerung 
befunden hat.“ Die im Amt für Rechtspolitik des Reichs⸗ 
rechtsamts der NSDAP. angeſtellte Prüfung der Frage, in- 
wieweit dieſe Beſtimmung auf Amtsträger der NSDAP. An- 
wendung zu finden hat, ergab folgendes: 

1 Baer HR wann der Verletzte als eine im öffent- 
lichen Leben tehende Perſon anzuſehen iſt, ſind drei höchſt⸗ 
richterliche Entſcheidungen bekannkgeworden. In der in Höchſt⸗ 
RRſpr. 1933 Nr. 1727 veröffentlichten Entſcheidung wird feſt⸗ 
geſtellt, daß eine Behörde von der angeführten Vorſchrift nicht 
erfaßt wird. In der zweiten Entſcheidung (DJ. 1934, 680) 
heißt es: „Unter den im öffentlichen Leben ſtehenden Perſonen 
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iſt nicht jeder gemeint, der irgendwie im öffentlichen Leben 
ſteht, ſei es auch im kleineren Kreiſe; wie die Entſtehungs⸗ 
geſchichte lehrt, ſollten vielmehr nur die im öffentlichen Leben 
des Volksganzen ſtehenden Perſonen beſonders geſchützt wer⸗ 
den. Zu dieſen Perſonen gehört aber nicht ohne weiteres der 
Bürgermeiſter einer mittleren deutſchen Stadt, auch wenn 
dieſe früher die Hauptſtadt eines deutſchen Landes geweſen 
it.” Sehr eingehend befaßt fich ſodann die in RGSt. 67, 1f. 
veröffentlichte Entſcheidung, in der es ſich um die Beleidigung 
eines Landrats handelte, mit der Frage, wer als eine im 
öffentlichen Leben ſtehende Perſon i. S. der Verordnung an⸗ 
geſehen werden muß. In der Entſcheidung wird ausgeführt, 
daß der Kreis der für öffentliche Angelegenheiten dauernd 
tätigen Perſonen mehrere Millionen Volksgenoſſen umfaſſe 
und daß nicht angenommen werden könne, daß dieſer ſehr 
weite Perſonenkreis von der Strafvorſchrift erfaßt werden 
ſollte. Nach einer eingehenden Würdigung der Entſtehungs⸗ 
geſchichte früherer ähnlicher Beſtimmungen kommt das RG. 
zu dem Ergebnis, daß der erhöhte Ehrenſchutz der VO. vom 
8. Dez. 1931 nur einem ſehr eng zu faſſenden Perſonenkreis 
zuteil werden ſollte. 


Nach der höchſtrichterlichen Rechtſprechung würde daher, 
ſoweit Amtsträger der NSDAP. in ihrer Ehre verletzt worden 
ſind, die erwähnte Beſtimmung nur auf Reichsleiter und 
Gauleiter Anwendung finden können. Ein Vergleich mit der 
politiſchen Strafgeſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staates 
zeigt jedoch, daß auch hierfür kein Bedürfnis beſteht. Der 
nationalſozialiſtiſche Staat hat durch das Heimtückech. feft- 
gelegt, in welchem Umfange er Ehrangriffe gegen die im 
politiſchen Leben der Nation ſtehenden Volksgenoſſen mit 
ſtrengeren Strafen erfaßt wiſſen will, als es im StGB. all- 
gemein vorgeſehen iſt. Daraus ergibt ſich, daß die hier in 
Frage ſtehende Notverordnungsbeſtimmung praktiſch gegen⸗ 
ſtandslos ift. 


Das Ergebnis eines an die Gaurechtsämter der NS DAP. 
gerichteten Rundſchreibens beſtätigte dieſe Auffaſſung in vollem 
Umfange. Es ergab ſich vor allem, daß die Beſtimmung in 
den letzten Jahren faſt überhaupt nicht mehr angewandt wor⸗ 
den iſt. Auch von den Gaurechtsämtern wurde betont, daß der 
Schutz der politiſchen Amtsträger auch unter Außerachtlaſſung 
der NotB O. v. 8. Dez. 1931 gewährleiſtet ift. Soweit das 
Heimtüde®. nicht eingreift, geſtattet der Strafrahmen der 
S$ 185 ff. StGB. eine Beſtrafung, die der Tatſache gerecht 
wird, daß der Angeklagte die Ehre eines im politiſchen Leben 
der Nation ſtehenden Volksgenoſſen angegriffen hat. 


Es ergibt fih ſomit, daß ein Bedürfnis für die Anwen⸗ 


dung des § 1 VO. v. 8. Dez. 1931, Kap. III Teil 8 auf Amts⸗ 

träger der NSDAP. oder andere im öffentlichen Leben der 

Nation ſtehender Perſonen heute nicht mehr anzuerkennen iſt. 
Mitgeteilt vom Reichs rechtsamt der NSDAP. 


Auskunftserteilung 
über ehemalige Gefolgſchaftsmitglieder 


Nach der Rechtſprechung des NADO. ift ein Unterneh- 
mer, wenn eine über einen ausgeſchiedenen Gefolgſchaftsange⸗ 
hörigen erteilte Auskunft unvollſtändig oder unrichtig iſt, dem 
Auskunftsempfänger gegenüber ſchadenserſatzpflichtig. Viele 
größere Betriebe der Induſtrie ſind daher dazu übergegangen, 
derartige Auskünfte nur „unter Vorbehalt“ abzugeben. 
Dieſe Vorbehalte beziehen ſich in der Regel auf Vollſtändigkeit 
und Richtigkeit und ſchließen jede Haftung hierfür aus. Die 
Großbetriebe rechtfertigen dieſe Maßnahme im weſentlichen 
damit, daß es bei ihnen leicht vorkommen könne, daß ein Ver⸗ 
gehen eines Gefolgſchaftsmitgliedes weder der auskunfterteilen⸗ 
den Perſonalabteilung, noch dem Betriebsführer zu Ohren 
kommt. Weiterhin wird darauf hingewieſen, daß die genannten 
Vorbehalte wichtig ſeien, um weſentliche Vorkommniſſe, von 
denen man annehme, daß ſie ſich nicht wieder ereignen wer⸗ 
den, aus der Beurteilung herauslaſſen zu können. Der Zwang 
zur Bekanntgabe eines derartigen Vorkommniſſes könne das 
Gefolgſchaftsmitglied nur ſchädigen, während die vollſtändige 
Verweigerung der Auskunft meiſtens als ungünſtige Beurtei⸗ 
lung gewertet werde. 


Hierzu iſt folgendes zu bemerken: 

Die fih aus § 2 Abſ. 2 ArbOch ergebende allgemeine 
Treuepflicht des Betriebsführers gegenüber feiner Gefolgſchaft 
bedingt, daß er das weitere Fortkommen des Ge- 


folgſchaftsmitgliedes nicht unbillig er- 
ſchwert; dieſe Pflicht beſteht auch dem ausgeſchiedenen Ge⸗ 
folgſchaftsmitglied gegenüber. Daher kann der Betriebsführer 
grundſätzlich die Auskunft nicht einfach verweigern. Erteilt 
der Betriebsführer — ohne Vorbehalt — Auskunft über ein 
Gefolgſchaftsmitglied, ſo haftet er dem Anfragenden — wenn 
zwiſchen beiden nicht irgendwelche vertragliche Bindungen be⸗ 
ſtehen — nur nach den Grundſätzen der unerlaubten Hand⸗ 
lung gemäß 8 826 BB. Somit dürfte in den Fällen, in 
denen irgendein Vergehen des Gefolgſchaftsmitgliedes der Per⸗ 
ſonalabteilung nicht bekanntgeworden iſt, auch ohne Vorbehalt 
eine Haftung des auskunfterteilenden Werkes wohl nie ein⸗ 
treten, da die Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des § 826 
nicht gegeben ſein werden. Wenn aber unweſentliche, einmalige 
Vorkommniſſe bekannt ſind, ſo erſcheint es angebracht, eben⸗ 
falls keine Auskunft „unter Vorbehalt“ zu geben, ſondern dem 
anfragenden Betriebsführer mitzuteilen, aus welchen Gründen 
die Entlaſſung des Gefolgſchaftsmitgliedes erfolgt iſt. Bei ſon⸗ 
ſtiger Eignung und Bewährung des betreffenden Gefolgſchafts⸗ 
mitgliedes wird ſich ein verſtändnisvoller Unternehmer von der 
Anſtellung des ſo Beurteilten wohl kaum abbringen laſſen. 

Die vielfach angewendete Vorbehalts⸗ 
klauſel, die den Wert jedes Zeugniſſes und 
jeder Auskunft beeinträchtigt, erſcheint dem⸗ 
nach durchaus entbehrlich. 


Mitgeteilt vom Reichsrechtsamt der NSDAP. 


Die rechtliche Bedeutung der Sperren im Güter⸗ 
verkehr der Eiſenbahn 


Neben den Laderaumſchwierigkeiten, wie ſie der Herbſt⸗ 
verkehr des vergangenen Jahres für die verfrachtende Wirt- 
ſchaft mit ſich brachte, wirkte ſich als beſonders ſtörend 
im Eiſenbahngüterverkehr die häufige Anordnung von 
Sperren aus. 

Da es ſich hierbei um einen eiſenbahnjuriſtiſchen Be⸗ 
griff handelt, der in den meiſten Fällen weniger bekannt iſt, 
ſei der Unterſuchung eine kurze Darſtellung der Bedeutung 
und des Umfanges von Sperren im Eiſenbahuverkehr voraus⸗ 
geſchickt. Nach 83 EVD. (RG Bl. 1938, II, 663) unterſtehen 
die Eiſenbahnen des öffentlichen Verkehrs allgemein der Be⸗ 
förderungspflicht. Dieſe Beförderungspflicht wird, abgeſehen 
von den Fällen des 8 3 Abſ. 1 EV O., dann ſuspendiert, 
wenn beſondere zwingende Gründe des Betriebes oder des 
öffentlichen Wohles es fordern. In dieſen Fällen kann die 
Eiſenbahn anordnen, daß die Annahme oder Beförderung 
von Gütern ganz oder teilweiſe geſperrt wird, daß be⸗ 
ſtimmte Sendungen vorübergehend ausgeſchloſſen, unter be⸗ 
ſtimmten Bedingungen zugelaſſen oder vorübergehend vor⸗ 
zugsweiſe zur Beförderung angenommen werden. 


Die Wirkungen dieſer Maßnahmen bezeichnet man eiſen⸗ 
bahntechniſch als Sperren. Mit der Anordnung einer ſolchen 
Sperrmaßnahme ift der Eiſenbahngüterverkehr zwiſchen den 
Sperrgebieten und den übrigen Bahnhöfen unterbrochen, 
eine Belieferung der im Sperrgebiet liegenden wirtſchaftlichen 
Unternehmungen auf der Schiene ausgeſchloſſen. Hieraus 
folgt, welche unangenehmen Wirkungen Sperrmaßnahmen 
für die verladende Wirtſchaft haben können. Wenn in den 
Herbſttagen des vergangenen Jahres zeitweilig neun Reichs⸗ 
bahndirektionen im Eiſenbahngüterverkehr geſperrt waren, 
ſo iſt hieraus erſichtlich, daß ſchädigende Wirkungen nicht 
ausbleiben konnten. Erfreulicherweiſe hat ſich mit dem Be- 
ginn des neuen Jahres die Verkehrslage nach den bisherigen 
Sperrgebieten derart gebeſſert, daß man den Eiſenbahn⸗ 
verkehr nach dem Süden bald wieder als flüſſig bezeich⸗ 
nen kann. 

Bei der Anordnung von Sperren unterſcheidet die 
EVO. fog. Annahme⸗ und Beförderungsſperren. Im all⸗ 
gemeinen erfolgt als erſte Maßnahme bei Betriebsſchwierig⸗ 
feiten der Eiſenbahn die Anordnung einer Beförde⸗ 
rungs⸗ oder Rückhaltſperre. Sie wirkt ſich dahin 
aus, daß ſchlagartig nach einem beſtimmten, durch zu ſtarken 
Verkehr überlaſteten Eiſenbahnpunkt der jeweilige Güter⸗ 
verkehr eingeſtellt wird. Damit iſt die Möglichkeit gegeben, 
die Betriebsſchwierigkeiten an dieſer Stelle zu beheben. 
Gleichzeitig wird vermieden, daß ſich weitere Güterſendungen 
an der gefährdeten Stelle aufhäufen. 

Urſache für die Anordnung von derartigen Beförde⸗ 
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rungs- oder Rückhaltſperren brauchen nicht nur eiſenbahn⸗ 
betriebliche Gründe zu ſein. Auch zugunſten eines Werkes, 
das zu Zeiten der Hochſaiſon übermäßig viel Güterſendun⸗ 
gen erhält und dieſe nicht laufend verarbeitet, ſo daß ſich 
bei ihm die Waren anſtauen, kann die Anordnung einer Be⸗ 
förderungsſperre notwendig werden. In einem ſolchen Fall 
wird die Sperre, die ſonſt die verladende Wirtſchaft in ihren 
Dispoſitionen ſtark beſchränkt, von dem jeweils betroffenen 
Unternehmen als wirkſame Hilfe empfunden. 

Während bei der Beförderungsſperre die Güter von 
der Eiſenbahn bereits angenommen und nur nicht weiter 
transportiert werden, geht die Annahmeſperre noch 
einen Schritt weiter. Sie bewirkt, daß nach einer Ver⸗ 
hängung bereits keine Sendungen mehr in das geſperrte 
Gebiet von den Eiſenbahnſtellen angenommen werden dürfen. 
Damit wird verhindert, daß weitere Gütermengen bei den 
geſperrten Stellen auflaufen oder zu Zeiten der Laderaum⸗ 
knappheit wertvollen Transportraum unnötig in Anſpruch 
nehmen. 

Der bereits oben zitierte 8 63 EBD, gibt der Eiſen⸗ 
bahn ein gewiſſes Eingriffsrecht hinſichtlich der Beförderung 
der zum Verſand kommenden Güter. Denn ſie kann nicht 
nur die Annahme oder Beförderung von Gütern ganz oder 
teilweiſe ſperren, ſondern auch gewiſſe Sendungen vorüber⸗ 
gehend ausſchließen oder nur unter beſtimmten Bedingun⸗ 
gen zulaſſen oder auch vorzugsweiſe zur Beförderung an⸗ 
nehmen. Während alſo ſonſt, folgend aus der Beförderungs⸗ 
pflicht der Eiſenbahn, grundſätzlich die Art des Gutes für 
die Beförderungsleiſtung nebenſächlich ift, kann bei den Cin- 
ſchränkungen nach 863 EVO. der volkswirtſchaftliche Wert 
der Sendung wie die Notwendigkeit der Durchführung des 
Transportes ausſchlaggebend für die Zulaſſung zur vorzugs⸗ 
weiſen Beförderung ſein. 

über den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Sperren ſagt 
das Geſetz nichts Naheres. Die Eiſenbahn hat in einer inner⸗ 
dienſtlichen Vorſchrift feſtgelegt, daß am Tag der Anordnung 
der Sperre nur noch Stückgüter und auf den Freiladegleiſen 
ſchon beladene Wagen zur Beförderung kommen dürfen. Das 
gleiche gilt von Wagen, die in den Privatgleisanſchlüſſen 
bereits verladen find und mit der nächſten Bedienungsfahrt 
abgeholt werden. Wenn auch die plötzliche Anordnung einer 
Sperre für den Verlader außerordentliche Nachteile mit ſich 
bringt und deswegen das unmittelbare Inkrafttreten einer 
Sperrverordnung auf den erſten Blick Verwunderung er⸗ 
regen könnte, ſo iſt es doch zu bedenken, daß nur mit ſchlag⸗ 
artiger Wirkung der Sperren die Mißſtände beſeitigt wer⸗ 
den können, die Veranlaſſung zu ihrer Einführung ſind. 

Von rechtlicher Bedeutung wird die Anordnung einer 
Sperre, wenn während des verzögerten Beförderungsweges 
das Gut verdirbt. In der Regel wird infolge der Sperr⸗ 
maßnahmen die Lieferfriſt nicht eingehalten ſein. Infolge⸗ 
deſſen wäre an fih der in den 88 88, 91 EVO. vorgeſehene 
Schaden von der Eiſenbahn zu vergüten. Das Geſetz ſieht 
aber im 8 74 Ziff. 7 EVO. vor, daß die Lieferfriſt bei der 
nach 8 63 Abſ. 1 EVO. angeordneten Sperrmaßnahme ruht, 
durch die der Beginn und die Fortſetzung der Beförderung 
zeitweilig verhindert wird. Allerdings iſt darauf zu achten, 
daß die Eiſenbahn ſich auf die Verlängerung der Lieferfriſt 
nur berufen kann, wenn ſie Urſache und Dauer im Fracht⸗ 
brief vermerkt. 

Bei den meiſten Fällen der Lieferfriſtüberſchreitung in⸗ 
folge des Sperrverkehrs 1938 werden dieſe Vermerke im 
Frachtbrief fehlen. Damit ift an ſich die Haftung der Eiſen⸗ 
bahn nach 888 EVO. gegeben. Sie wird ſich dieſer Haftung 
nur durch Hinweis auf 882 Abſ. 2 EVO. entziehen können, 
wenn ſie nachweiſt, daß die Überſchreitung durch Umſtände 
herbeigeführt worden iſt, die ſie nicht abzuwenden und denen 
ſie auch nicht abzuhelfen vermochte. Daß zu dieſen Umſtän⸗ 
den die außerordentlichen Verkehrsſchwierigkeiten anläßlich 
der Eingliederung der Oſtmark und des Sudetenlandes ge⸗ 
hören, dürfte unbeſtritten fein. PT 

Während die Rechtslage tm innerſtaatlichen Eiſenbahn⸗ 
verkehr nach der EVO. zweifelsfrei iſt, vermißt man für 
den zwiſchenſtaatlichen Verkehr eine entſprechende Beſtim⸗ 
mung im Internationalen Abkommen über die Regelung 
des Frachtverkehrs (ZUG). Es ift daher zunächſt zweifel 
haft, ob nach dem Internationalen Übereinkommen für den 
Frachtverkehr i d Faff. v. 13. Nov. 1933 (ROLL. 1935, II, 523) 
eine von den beteiligten Bahnen verhängte Sperre den Lauf 
der Lieferfriſt unterbricht und demgemäß die Haftung aus⸗ 


ſchließt. Art. 11 87 ZUG. kennt gegenüber der im 8 74 Ziff. 7 
EVO. getroffenen Regelung die Begriffe „Beförderungs- 
Hindernis und Sperrmaßnahmen“ nicht. Vielmehr ruht nach 
dieſer Beſtimmung der Lauf der Lieferfriſt u. a. nur bei 
einer ohne Verſchulden der Eiſenbahn eingetretenen Ver⸗ 
kehrsunterbrechung. In der Faſſung des Jllcß. vor der Re- 
viſtons⸗Konferenz in Rom 1933 fand fih an Stelle des Aus- 
drucks „Verkehrsunterbrechung“ die Formulierung „Betriebs⸗ 
ſtörung“. Dieſer Begriff erfuhr in der Rechtſprechung eine 
ſehr enge Auslegung. So verſtand das RG. hierunter nur 
ſolche Störungen, bei denen eine Behinderung im techniſchen 
Gebrauch und damit eine die Möglichkeit des Betriebes be⸗ 
einträchtigende äußere Einwirkung vorlag (R653. 87, 245). 
Bei der engen Auswirkung des Begriffes „Betriebsſtörung“ 
waren praktiſch nur Falle von höherer Gewalt geeignet, den 
Lauf der Lieferfriſt zu unterbrechen. Die neue Faſſung 
„Verkehrsunterbrechung“ geht darüber hinaus und ergreift 
auch die Fälle, in denen durch Maſſenandrang Stockungen 
im Eiſenbahnverkehr und damit Verlängerungen der Liefer⸗ 
friſt verurſacht werden, denn Verkehrsunterbrechungen ſind 
nicht nur durch äußere Einwirkungen bedingt, ſie können 
auch aus dem inneren Eiſenbahnbetrieb heraus entſtehen. 
Die Verhängung einer Verkehrsſperre bedeutet praktiſch eine 
ſolche Verkehrsunterbrechung, wenn die Urſache zur An⸗ 
ordnung der Sperrmaßnahme ohne Verſchulden der Eiſen⸗ 
bahn eingetreten iſt. Schadenserſatzauſprüche aus Über⸗ 
ſchreitungen der Lieferfriſt können ſomit auch im internatio⸗ 
nalen Verkehr auf Grund des Übereinkommens über den 
Eiſenbahnfrachtverkehr nicht erhoben werden. 


Reichsbahnrat Dr. Schaefer, Eſſen. 


Hat der durch 8 3 des Geſetzes über die einſtweilige 
Neuregelung des Straßenweſens und der Straßen⸗ 
verwaltung vom 26. März 1954 (RG Bl. I. 245) 
in feiner Rechtsſtellung beeinträchtigte Straßeneigen- 
tümer einen Entſchädigungsanſpruch? 


Zu den zahlreichen intereſſanten Rechtsfragen, die bei 
der Anwendung der bezeichneten Vorſchrift?) aufgetaucht 
finds), gehört auch die Entſchädigungsfrage. Dieſe hat ein⸗ 
mal große praktiſche Bedeutung, zunächſt für die unmittel⸗ 
bar Beteiligten, alſo die Straßeneigentümer, die Straßenbau- 
laſtträger, die Sondernutzungsberechtigten, aber darüber 
hinaus wegen der Rückwirkungen auf die Allgemeinheit auch 
für dieſe. Die Frage hat außerdem erhebliche rechtsgrund⸗ 
ſätzliche Bedeutung. Handelt es ſich doch um einen vollig 
neuen Rechtsgedanken, der im 8 3 Ausdruck gefunden hat 


1) Im folgenden: „Straßengeſetz“. 

2) Dieſe hat folgenden Wortlaut: 

„Die aus dem Eigentum an der Straße ſich ergeben⸗ 
den Rechte und Pflichten ſtehen der Ausübung nach vom 
Zeitpunkt der Übernahme der Straßenbaulaſt an dem 
jeweiligen Träger der Straßenbaulaſt zu. 

Die Nutzung der Baumpflanzungen und deren Pflege 
kann auf Antrag den bisherigen Eigentümern und Nutzungs⸗ 
berechtigten überlaſſen werden, wenn dieſe nicht Träger 
der Straßenbaulaſt waren.“ 

8) Eine eingehende Darſtellung des Rechtes des 8 3 findet 
ſich in meiner Abhandlung: „Das Wegegelände und ſein Recht“ 
(Fiſchers Ztſchr. f. Verwaltungsrecht 76, 1). An Außerungen im 
Schrifttum ſeien weiter angeführt: Krumſtroh, v. d. Lühe, 
Berlin, v. d. Lühe, Goslar, H. Müller, Pariſius, 
Scheuner, Thoene, Todt, Voß, Weber und Wei⸗ 
gelt, wie in dem der vorerwähnten Arbeit vorangeſtellten 
Literaturverzeichnis angegeben, ſowie Gieſe, „Energieverſor⸗ 
gung als öffentlich⸗rechtliche Einrichtung (RVerwBl. 1938, 845); 
Keller, „Neue Auffaſſungen im Wegebenutzungsrecht“ (Akadg. 
1939, 88); Liſt, „Die Straße im Verwaltungsrecht“ (JW. 
1938, 555); H. Müller, „Bedarf der gegenwärtige Rechts⸗ 
zuſtand der Benutzung öffentlicher Straßen durch Energiever⸗ 
Be DA eee Anderung?“ (DR. 1938, 289); an Ent⸗ 

heidungen außer den beiden im Text behandelten di i 
des RG. v. 16. Okt. 1937 (155, 394): 305 133% 3237 a 
SAHfOVG. v. 7. Okt. 1938 (NBermBl. 1939, 34) und v. 4. Nov. 
1938 (RVerwBl. 1939, 125 JW. 1939, 719) ſowie der Be- 
ſchluß des PrͤG. v. 17. Nov. 1938 (JW. 1939, 167). 
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und der, wie anzunehmen ift, durch das künftige Reichs⸗ 
wegegeſetz endgültig im deutſchen Wegerecht zur Geltung 
gelangen wird. So ſtellt ſich die Frage, wie die Beeinträch⸗ 
tigung einer unter alten Rechtsverhältniſſen erworbenen 
Rechtsſtellung durch den Einbruch neuen Rechtsdenkens zu 
beurteilen iſt, auf dem Gebiet des Straßenrechts beſonders 
dringlich. Da außerdem hier nicht nur ein Problem der 
lex lata, ſondern infolge des vorläufigen Charakters der im 
Straßengeſetz getroffenen Regelung auch ein ſolches der lex 
ferenda vorliegt, erſcheint es als beſouders lohnende Auf- 
gabe, im Anſchluß an zwei — noch dazu, bei freilich gleichem 
Ergebnis, in der Begründung erheblich voneinander ab 
weichende — Urteile einen weiteren Diskuſſionsbeitrag zur 
obigen Frage zu liefern. 

Der Württ®6H.) geht davon aus, daß das Straßen⸗ 
geſetz ſelbſt keine Beſtimmung trifft über eine Pflicht des 
Straßenbaulaſtträgers zur Entſchädigung des Straßeneigen⸗ 
tümers, dem nunmehr die Möglichkeit, Nutzungen vom 
Straßengelände zu ziehen, genommen iſt. Weiter unterſucht 
der VGH. die Frage, ob etwa ſonſt auf die Abſicht des 
Geſetzgebers, dem Straßeneigentümer einen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch zuzubilligen, geſchloſſen werden könne. Auch dieſe 
Frage wird verneint und damit die zuungunſten des Straßen⸗ 
eigentümers ergangene Entſcheidung abſchließend begründet 5). 
„Der Geſetzgeber ging wohl von dem naheliegenden Ge⸗ 
danken aus, daß derjenige, der die Wegebaulaſt zu tragen 
hat, auch die Nutzung des Wegegeländes genießen ſoll. Dies 
findet eine gewiſſe Beſtätigung in der Beſtimmung des 83 
Abſ. 2 ... (folgt deren Wiedergabe) ... Daraus läßt ſich 
nach der anderen Seite hin wieder entnehmen, daß dann, 
wenn die bisherigen Eigentümer ... zugleich die Träger der 
Wegebaulaſt waren, wie im vorliegenden Fall, für ſie der 
Verluſt der Nutzung des Wegegeländes dadurch ausgeglichen 
ſein ſoll, daß ihnen die Wegebaulaſt abgenommen iſt. Auch 
die bisher nicht wegebaupflichtig geweſenen Eigentümer 
haben keinen Rechtsanſpruch auf die Überlaſſung der 
Nutzung der Baumpflanzungen .. „ noch weniger dürfte es 
danach die Abſicht des Geſetzes geweſen fein, den bisher 
unterhaltungspflichtig geweſenen und nunmehr von der Unter- 
haltungslaſt befreiten Eigentümern einen Anſpruch auf einen 
wirtſchaftlichen Ausgleich des Wegfalls der Nutzungen ein⸗ 
zuräumen.“ 

Völlig anders geht das Preußiſche RG.S) vor. Dieſem 
lag der Entſchädigungsantrag eines Gutseigentümers gegen 
den neuen Straßenbaulaſtträger vor, geſtützt auf einen von 
Rechtsvorgängern des Klägers im Jahre 1859 mit einer 
Chauſſeegeſellſchaft — dieſe war damals mit dem Ausbau 
der fraglichen Straße beſchäftigt geweſen — abgeſchloſſenen 
Vertrag. In dieſem hatten die Rechtsvorgänger des Klägers 
auf eigene Koſten die Hälfte der zu beiden Seiten der 
Chauſſee befindlichen Obſtbaumpflanzung ſowie in vollem 
Umfang die Nachpflanzungspflicht übernommen; dagegen war 
ihnen ſeitens der Chauſſeegeſellſchaft die „alleinige Nutz⸗ 
nießung der ſämtlichen Obſtbäume ... zu beiden Seiten des 
Chauſſeeplanes“ zugeſtanden worden. Nach dem Inkraft⸗ 
treten des Straßengeſetzes ſtellte ſich der Straßenbaulaſt⸗ 
träger auf den Standpunkt, daß gemäß 8 3 die Rechte an 
der Pflanzung auf ihn übergegangen ſeien. Daraufhin die 
Klage wegen Enteignungsentſchädigung. Sowohl in erſter 
wie in zweiter Inſtanz unterlag der Kläger, in jener wegen 
Annahme der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, in dieſer aus 
ſachlichen Gründen. Das KG. legt nicht bloß kein Gewicht auf 
das Fehlen einer ausdrücklichen Beſtimmung des Straßen⸗ 
geſetzes über den Entſchädigungsanſpruch des Straßeneigen⸗ 


4) Urteil v. 28. Okt. 1936, II 94/36 (NBerwäl. 1937, 703). 

5) In dem zur Entſch. ſtehenden Fall war allerdings der 
Straßeneigentümer bis zum Inkrafttreten des Straßengeſetzes 
gleichzeitig Straßenbaulaſtträger geweſen, ſo daß er beim In⸗ 
krafttreten desſelben nicht lediglich „Verlierer“ war, ſondern 
Der mit dem Verluſt der Nutzungen ſeine Befreiung von 
der Straßenbaulaſt eintrat. Doch darf bei der Begründung des 
Urteils angenommen werden — ebenſo v. d. Lü he, Goslar (vgl. 
oben Note 3) —, daß der VG. den Fall, in dem der Straßen⸗ 
eigentümer lediglich „Verlierer“ iſt, hinſichtlich eines Entſchädi⸗ 
gungsanſpruchs nicht anders beurteilt (vgl. zu beiden Fällen 
v. Daſſel a. a. O. S. 72 und 81, namentlich Fußnoten 188 
und 202). 

6) Urteil v. 28. Jau. 1938, 14 U 5702/37 — 236 O 177/37, 
m. W. bisher nicht veröffentlicht. 
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tümers, ſondern auch darauf nicht, ob etwa aus anderen 
Umſtänden auf die Abſicht des Geſetzgebers, einen Entſchä⸗ 
digungsanſpruch zuzubilligen, geſchloſſen werden kann. Dieſe 
Fragen mußten für das KG. aus dem Grunde ausſcheiden, 
weil es den Art. 153 Abſ. 2 Wein Verf.:) als unmittelbar 
anzuwendendes und auch heute noch geltendes Recht anſieht. 
„Wenn auch die Weim Verf. als Ganzes nicht mehr gilt, fo 
find doch einzelne ihrer Veſtimmungen, die mit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtsauffaſſung nicht in Widerſpruch ſtehen, 
in Kraft geblieben. Zu dieſen Beſtimmungen gehört auch der 
Art. 153 Abſ. 2 Weim Verf., der dem Enkeigneten grundſätz⸗ 
lich einen Anſpruch auf angemeſſene Entſchädigung gewährt. 
An der Geltung dieſer Beſtimmung hat ſich auch durch den 
Erlaß der VO. zum Schutz von Volk und Staat v. 28. Febr. 
1933 nichts geändert. Zwar beſtimmt 8 1 dieſer BO, daß 
Art. 153 Weim Verf. einſtweilen außer Kraft geſetzt ſei. Dieſe 
Außerkraftſetzung ergreift jedoch, entſprechend der ihr zu⸗ 
grunde liegenden Ermächtigung des Art. 48 Abf. 2 Satz 2 
Weim Verf., nur das Grundrecht des Art. 153, nämlich die 
Unverletzlichkeit des Eigentums, nicht aber die Entſchädi⸗ 
gungspflicht im Falle einer Enteignung.“ Wenn das KG. 
dennoch das Beſtehen eines Entſchädigungsanſpruchs ver- 
neint, ſo liegt der Grund darin, daß nach ſeiner Meinung 
die Entziehung des dem Kläger zuſtehenden Nutzungsrechts 
ſich nicht als eine Enteignung i. S. des Art. 153 darſtellt. 
Allerdings ſei das fragliche Rechts) ein enteignungsfähiges 
— denn unter dieſen Begriff falle jedes private Vermögens⸗ 
recht, ganz gleich welcher Art —, doch ſei es dem Kläger 
nicht durch einen Einzeleingriff entzogen worden. Es brauche 
zwar der Eingriff kein Verwaltungsakt zu ſein, vielmehr 
könne eine Enteignung auch unmittelbar durch Geſetz er⸗ 
folgen. „Erforderlich iſt jedoch, daß das Geſetz keine all⸗ 
gemeine Regelung der Eigentumsſchranken, ſondern einen 
Einzeleingriff in die Rechte beſtimmter Perſonen oder eines 
beſtimmt begrenzten Perſonenkreiſes enthält... Durch die 
Beſtimmung des 8 3 .. ift nicht der Kläger allein betroffen, 
ſondern mit ihm alle Eigentümer und Nutzungsberechtigten 
der Straßen im Sinne des 8 1... Dieſer Perſonenkreis ift 
jo unbeſtimmt, daß von einem Einzeleingriff ... keine Rede 
mehr ſein kann. An dieſem Ergebnis wird auch dadurch 
nichts geändert, daß die Verwaltungsbehörde im Einzelfall 
die Nutzungen dem bisherigen Berechtigten wieder über- 
tragen kann; denn hierdurch wird der Kreis der Betroffenen 
nicht beſtimmter.“ 

Soweit die Entſcheidungen des VGH. und des KG. Es 
iſt hier nicht meine Aufgabe, dieſe kritiſch zu würdigen. Ich 
möchte vielmehr lediglich die ſeitens der beiden Gerichte an= 
geſtellten Erwägungen unter einem Geſichtspunkt ergänzen, 
der mir beſonders intereſſant und gerade im Hinblick auf 
die künftige Rechtsentwicklung wichtig erſcheint. Es wird 
m. E. immerhin die Frage aufgeworfen werden können, ob 
der Art. 153 Wein Verf, auch heute noch die rechtliche Be⸗ 
deutung hat, die das KG. ihm beimißt. Abgeſehen davon, 
daß über die Weitergeltung des Artikels?) an fid durchaus 
keine übereinſtimmung herrſcht 10), bleibt auch bei Bejahung 


) Nach Art. 153 Abf. 2 Satz 1 kann eine Enteignung „nur 
zum Wohle der Allgemeinheit und auf geſetzlicher Grundlage 
vorgenommen worden“, während die Beſtimmung im Satz 2 
fortfährt: „fie erfolgt gegen angemeſſene Entſchädigung, ſoweit 
nicht ein Reichsgeſetz etwas anderes beſtimmt“. 

8) Und zwar gleichgültig, ob es auf dem erwähnten Ber 

trage oder auf dem in zweiter Inſtanz behaupteten Eigentum 
E Klägers beruhe, — das KG. läßt diefe Frage ausdrücklich 
offen. 
°) Es handelt fih hier nicht eigentlich um feinen Abſ. 1, 
der durch die VO. zum Schutz von Volk und Staat außer Kraft 
geſetzt ift, allerdings, wie das RG. (vgl. 145, 369 und D33. 
1934, 409 = RVerwgl. 1934, 169) annimmt, nur einftweilig 
und nur inſoweit, als der auf politifchem Gebiet liegende Zweck 
der BD. es erfordert. 
40 Beſahend bis in die jüngfte Zeit das RO. (vgl. nament- 
lich die oben in Note 9 angeführten Entſch., doch wird die 
Weitergeltung der Vorſchrift auch in den Entſch. 150, 9 = JW. 
1936, 801 [m. Anm.] und 150, 174 = JW. 1936, 177513 bor- 
ausgeſetzt, während die Frage in 156, 305 = JW. 1938, 363 1 
ausdrücklich offengelaſſen wird) und Gie ſe, „Der öffentlich⸗ 
rechtliche Aufopferungsanſpruch“, 1936 S. 28, verneinend Hu⸗ 
ber, „Die Rechtsſtellung des Volksgenoſſen“ (gtſchr. f. d. gef. 
Staalewiſſenſchaft 1936, 438) ſowie die Reichsfachgruppe Hoch⸗ 
ſchullehrer des damaligen BNS WJ. (DIB. 1935, 814). 
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derſelben 11) noch zu prüfen, ob eine Art formeller Be- 
ſchränkung des Reichsgeſetzgebers 12) 18), wie fie im Art. 153 
Abſ. 2 Saß 2 enthalten ift, noch Geltung hat. Ich meine die 
Beſtimmung, daß die Enteignung gegen angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung erfolgt, „ſoweit nicht ein Reichsgeſetz 
etwas anderes beſtimmt“. Dieſe Regelung bedeutet, 
daß nur bei ausdrücklicher Verſagung des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs durch Reichsgeſetz ein ſolcher nicht beſteht 10, daß 
dagegen bereits beim Schweigen des Reichsgeſetzgebers ein 
Anſpruch anzuerkennen ift. Hiermit war das Staats- und 
Verwaltungsrecht der Vorkriegszeit in bemerkenswerter Weiſe 
abgeändert worden. Denn damals wurde allgemein an⸗ 
erkannt 16), daß ein Entſchädigungsanſpruch nur bei aus⸗ 
drücklicher Zubilligung durch das die Rechtsgrundlage für 
die Enteignung bildende Geſetz vorlag. Ich meine nun, daß 
zu fragen iſt, ob nicht jener alte Grundſatz erneut Geltung 
erlangt und dementſprechend der Nebenſatz im Art. 153 
Abſ. 2 Satz 2 feine rechtliche Wirkſamkeit verloren hat 16). 
Und zwar erſcheint die Beſchränkung des Reichsgeſetzgebers 
durch die angeführten Worte, ſo geringfügig ſie iſt, nicht 
vereinbar mit der Stellung des Staatsoberhauptes des 
Deutſchen Reiches. Huber ii) betont mit vollem Recht, daß 
der Wille der Reichsregierung bei der Beſchlußfaſſung über 
die Reichsgeſetze — wie auch ſonſt — nicht im Wege der Ab⸗ 
ſtimmung feſtgeſtellt werde, vielmehr werde er „auf Grund 
der ſachlichen Beratung durch einen Entſcheid des Führers 


11) Daß die Entſchädigungspflicht im Enteignungsfall 
als Gerechtigkeitspflicht (vgl. hierzu den weiteren Text, 
namentlich den Schlußabſatz) weiterhin beſteht, durfte kaum 
beſtritten werden lebeuſo offenbar auch Huber a.a. O. 
S. 463 ff.). Dieſer Grundſatz entſpricht voll und ganz national⸗ 
ſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung. ; N i 

12) Streng genommen handelt es ſich nicht um eine Be- 
ſchränkung, vielmehr um einen formellen Zwang für den Ge⸗ 
ſetzgeber, zur Vermeidung einer beſtimmten von ihm nicht ge⸗ 
wünſchten Rechtswirkung des Geſetzesbefehls etwas ausſprechen 
zu müffen, das auszusprechen er eigentlich für uberflüſſig hält. 
Doch iſt unter dem Geſichtspunkt voller Freiheit des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Geſetzgebers die Beurteilung in beiden Fallen die 
leiche. 

z 920 Die Bindung an die Verfaſſungsbeſtimmungen in dem 
Sinne, daß ſog. „einfache“ Geſetze von ihnen nicht abweichen 
dürfen, beſteht ſchon feit Jahren nicht mehr (vgl. Art. 4 des 
Gef. über den Neuaufbau des Reiches v. 30. Jan. 1934 [RG Bl. 
I, 75) und hierzu u. a. Emig, „Der Begriff der Verfaſſung 
im heutigen deutſchen Recht“ (Btſchr. f. d. gef. Staatswiſſen⸗ 
ſchaft 1935, 463), der Streit um die Frage, ob die Wein Verf. 
im Verhältnis zu einfachen Reichsgeſetzen den Charakter einer 
Norm höheren Ranges habe (verneinend Anſchütz, „Verfaſ⸗ 
fung des Deutſchen Reiches“, Berlin 1930, S. 323 ff., 348, 
416/417 und wohl überhaupt die Wiſſenſchaft überwiegend, be⸗ 
jahend die Nipr. des RG. — vgl. namentlich 111, 320 == JW. 
1926, 145 — und verſchiedener anderer höchſter Gerichte, wie 
bei Anſchütz a. a. O. S. 326 angeführt), iſt alſo gegenſtands⸗ 
los geworden. Im übrigen läßt ja Art. 153 ſelbſt den Aus⸗ 
ſchluß des Entſchädigungsanſpruches durch einfaches Reichs- 
eſetz zu. 
* en In feiner Entſch. 111, 320 ſcheint allerdings das NG. 
davon auszugehen, daß es für den Ausſchluß des Entſchädi⸗ 
gungsanſpruches bereits genüge, wenn aus den Beſtimmungen 
des fraglichen Geſetzes „mit hinreichender Deutlichkeit hervor⸗ 
gehe, daß eine Entſchädigung nicht ſtattfinden ſolle“. 
. 16) Vgl. u. a. Fleiſchmann, „Wörterbuch des Deutſchen 
Staats- und Verwaltungsrechts“, Tübingen 1911, Bd. I S. 723 
§8 1 a. E. zu „Enteignung“; Meyer Anſchütz, „Lehrbuch 
des Deutſchen Staatsrechts“, München und Leipzig 1919, Bd. III 
S. 969/970 und die dort lle in W. Schelcher, „Die 
Haftung des Staates für Eingriffe in Privatrechte (Fiſchers 
Riser. Verwaltungsrecht 52, 1, namentlich S. 96 ff.) und die 
dort Angeführten; v. Daſſel aa. O. S. 74/75 und endlich die 
von Meyer⸗Anſchütz, W. Schelcher und mir angeführ⸗ 
ten Eutih. des NG. 1 
E gem ne. mit Emig (vgl. oben Note 13) annimmt, 
daß der Begriff der Verfaſſung un. formellen Sinne ſchlechthin 
„teine Bedeutung mehr“ habe, würde man bei ſtrenger Aus⸗ 
legung ſchon von hier aus zur Verneinung der weiteren Wirk⸗ 
amkeit gelangen. 3 y z 
Í 15 dag Staatsoberhaupt des Deutſchen Reiches (Ztſchr. f. 
d. gef. Staatswiſſenſchaft 1935, 202). 
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gebildet“. Die Geſetzgebung ſei keine von der — ausſchließ⸗ 
lich beim Führer liegenden — oberſten Führungsgewalt 
getrennte Funktion der Reichsregierung bzw. des Reichs⸗ 
tages, ſondern „eine unmittelbare Auswirkung dieſer höchſten 
Gewalt“. Berückſichtigt man weiter, daß nach der Weim Verf. 
dem Reichspräſidenten nur eine „Prüfung“ des Geſetzes auf 
ſeine Verfaſſungsmäßigkeit zukam, jetzt aber erſt der Führer 
den verbindlichen Geſetzesbefehl gibt — wodurch die be⸗ 
ſondere Bedeutung der „Sanktion“ wieder hervortritt 18) —, 
ſo wird man m. E. feſtſtellen müſſen: wenn der national⸗ 
ſozialiſtiſche Reichsgeſetzgeber in einem Geſetz, das Eingriffe 
in private Vermögensrechte vornimmt oder zuläßt, eine ſo 
wichtige Frage wie die des Entſchädigungsanſpruches nicht 
regelt, wird man nicht auf Grund einer aus überholtem 
Rechtsdenken geborenen Beſtimmung ſchließen dürfen, der 
Geſetzesbefehl umfaſſe dennoch die Zubilligung eines Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruches. 

Zuſammenfaſſend und abſchließend möchte ich meine 
Meinung dahin zum Ausdruck bringen, daß, wie es nach 
altem Staats⸗ und Verwaltungsrecht Rechtens war, un⸗ 
beſchadet der nach wie vor anzuerkennenden Gerechtig⸗ 
keitspflicht is), den zugunſten der Allgemeinheit in 
ſeinem Vermögen Geſchädigten zu entſchädigen, dieſer auch 
nach nationalſozialiſtiſchem Recht einen N 
nur dann hat, wenn das dem Eingriff zugrunde liegende 
Geſetz einen ſolchen ausdrücklich gewährt. Das Straßengeſetz 
tut dieſes nicht, aus dieſem Grunde hat der von den Rechts⸗ 
wirkungen des 83 betroffene Straßeneigentümer keinen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch. Im Ergebnis iſt alſo der württem⸗ 
bergiſchen wie auch der preußiſchen Entſcheidung zuzuſtimmen. 

RegR. a. D. Dr. v. Daſſel, Berlin. 


Die Schadenshaftung bei vorführfahrten von 
Kraftfahrzeugen 


In immer ſteigendem Maße haben ſich die Gerichte mit 
den Rechtsbeziehungen der Beteiligten vor und nach Ab⸗ 
ſchluß eines Kauf-, Leih⸗ oder Mietvertrages über ein Kraft⸗ 
fahrzeug zu beſchäftigen. Bei dem hier zu behandelnden 
Thema ergeben ſich in rechtlicher Hinſicht keine neuen grund⸗ 
legenden Frageſtellungen. Schwierig iſt vielmehr die ſinn⸗ 
volle Anwendung der geltenden Rechtsnormen auf den 
Einzelfall. 

Die erſte Frage iſt die nach der Natur der Rechtsbe⸗ 
ziehungen zwiſchen dem Verkäufer und dem Kaufluſtigen bei 
Vorführung des Kraftfahrzeugs. Die Vorführung fällt nicht 
unter den in der Praxis und Lehre entwickelten Begriff der 
Gefälligkeitsfahrt. Beide, Verkäufer wie auch Kaufinter⸗ 
eſſent, verfolgen mit der Vorführung einen ausgeſprochen 
wirtſchaftlichen Zweck, nämlich den Abſchluß eines Kaufver⸗ 
trages. Dieſes wirtſchaftliche Intereſſe zwingt dazu, die An⸗ 
nahme einer Gefälligkeitsfahrt und die ſich daraus ergeben⸗ 
den Rechtsfolgen abzulehnen !). 

Auszugehen iſt vielmehr von dem aus den 88 122, 
179, 307 BGB. herzuleitenden Rechtsgrundſatz der culpa in 
contrahendo. Aus der Führung vorvertraglicher Verhand- 
lungen und der Vornahme entſprechender tatſächlicher Hand⸗ 
lungen erwachſen den Parteien rechtliche Sorgfaltspflichten. 
Für die Erfüllung dieſer Rechtspflichten haften ſie über die 
88 823 ff. BGB. hinaus nach 8 276 und § 278 BGB. 2). Der 
Verkäufer und der Kaufluſtige haben alſo für das Ver⸗ 
ſchulden ihrer Erfüllungsgehilfen während der Vorführungs⸗ 
fahrt einzuſtehen. 

Der Inhalt der Sorgfaltspflicht beſteht auf ſeiten des 
Verkäufers vor allem in der verkehrsmäßigen Vorführung 
des Kraftfahrzeugs. Fährt der Kaufintereſſent ſelbſt Probe, 
ſo hat der Verkäufer ihn auf techniſche Schwierigkeiten und 
Gefahrenquellen des Fahrzeugs aufmerkſam zu machen. Er 


$ 18) a 15 er, Ee 1 0 17 angeführt, und 
egen des früheren Rechtszuſtandes A ü . a. O. 
S. 318/319. 1 bb 

19) Diefe möchte ich beſonders auch im Fall des 83 des 
Straßengeſetzes annehmen. Deshalb wird m. 65 das Wee e 
geſetz 115 Frage 5 9 Sinn zu regeln haben. 

0 Becker, „Die Haftung bei Gefälligkeits⸗ 

fahrten“, S. 1; ROSE. 65, 18ff. ee eee 

2) Staudinger, 9. Aufl., 8 278 Bem. III. 
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hat dabei als Eigentümer oder berechtigter Beſitzer die Herr⸗ 
ſchaftsbefugnis über das Fahrzeug. Rechtspflicht des Kauf⸗ 
intereſſenten iſt es daher, die Weiſungen des Verkäufers 
während der Vorführungsfahrt zu befolgen, ſoweit ſie nicht 
i Widerſpruch ſtehen zu dem normalen Zweck einer Probe- 
ahrt. 

Im Folgenden ſollen eine Reihe von Einzelfällen näher 
unterſucht werden: 

1. Ein Anweiſungsrecht des Kaufluſtigen dem Fahrer 
des Fahrzeugs gegenüber beſteht nicht. Es iſt daher allein 
deſſen Ermeſſen überlaſſen, wie er die Vorführungsfahrt 
ausführt. Wenn er trotzdem Wünſche des Kaufintereſſenten 
befolgt und dadurch ſchuldhaft einen Verkehrsunfall ver⸗ 
urſacht, ſo hat er neben dem Verkäufer als Halter grund⸗ 
ſätzlich ſelbſt für den Schaden einzuſtehen. 

Einem Schadenserſatzanſpruch des Kaufluſtigen ſteht 
jedoch unter Umſtänden der Einwand des Verſtoßes gegen 
Treu und Glauben entgegen. Dies iſt der Fall, wenn der 
Kaufluſtige in Kenntnis der Gefährlichkeit den Fahrer des 
Fahrzeugs durch Bitten oder Anreizungen bewußt zu leicht⸗ 
ſinnigem Fahren veranlaßt hat. Hier widerſpricht es Treu 
und Glauben, wenn er ſpäter wegen des ihm daraus ent⸗ 
ſtandenen Unfallſchadens gegen den Fahrer und den Ver⸗ 
käufer Schadenserſatzanſprüche geltend macht. 

Anders iſt die Rechtslage, wenn der Kaufintereſſent 
offenſichtlich die Entſcheidung über ſeine Wünſche dem Fah⸗ 
rer überlaſſen hat. Hier kann er, ohne den Einwand des 
Verſtoßes gegen Treu und Glauben fürchten zu müſſen, den 
Fahrer und nach § 278 BGB. auch den Verkäufer auf Erſatz 
des Schadens in Anſpruch nehmen. 

Das Ausſprechen der Fahrwünſche oder das Anreizen 
zu leichtſinnigem Fahren kann ſich aber auch als ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des in dieſer Hinſicht ſehr weit auszu⸗ 
legenden 8254 BGB. darſtellen ?). In ſolchen Fällen wird 
der Kaufluſtige mit feinen Erſatzanſprüchen alfo nicht in 
voller Höhe gegen den Verkäufer und den Fahrer durch⸗ 
dringen. 

Die Veranlaſſung der ſchuldhaften Fahrweiſe des Fah⸗ 
rers iſt in der Regel keine unerlaubte Handlung des Kauf⸗ 
luſtigen gegenüber dem verletzten Dritten oder — wegen 
Sachſchadens an dem Fahrzeug — gegenüber dem Verkäufer. 
Es fehlt hier im allgemeinen ſchon der adäquate Urſachen⸗ 
zuſammenhang zwiſchen dem gefährdenden Wunſch des Kauf- 
intereſſenten und dem in Ausführung dieſes Wunſches durch 
Verſchulden des Fahrers eingetretenen Unfallſchaden. Dieſer 
findet ſeine zureichende weſentliche Begründung allein in 
dem Verſchulden des von allen Wünſchen des Kaufluſtigen 
rechtlich und tatſächlich völlig unabhängigen Fahrers des 
Vorführfahrzeugs. Ausnahmefälle werden unter Umſtänden 
dann angenommen werden können, wenn der Kaufluſtige den 
Fahrer in außergewöhnlicher Weiſe unter Druck geſetzt und 
zu der gefährlichen Fahrweiſe in erheblichem Maße ange⸗ 
reizt hat. Dieſe Ausnahmefälle ſollen hier außer Betracht 
bleiben. 

2. Betrachten wir nunmehr die Fälle, in denen der 
Kaufluſtige das Fahrzeug ſelbſt ſteuert und dabei ein Unfall 
entſteht. Grundſätzlich haftet hier der Kaufintereſſent aus 
88 823 ff. BGB. ſowie aus 8 18 KraftfG. Den Verkäufer 
trifft die Haftung als Halter des Kraftfahrzeugs nach 8 7 
Krafti. Im einzelnen ergibt ſich folgendes: 

Der Unfallſchaden kann dadurch entſtanden ſein, daß 
der Mitfahrer des Verkäufers es ſchuldhaft unterlaſſen hat, 
den probefahrenden Kaufluſtigen auf die beſonderen tech⸗ 
niſchen Gefahren und Schwierigkeiten des Fahrzeugs hinzu⸗ 
weiſen. In einem ſolchen Unterlaſſen liegt eine Verletzung 
der durch die Vorführung begründeten vertragsähnlichen 
Sorgfaltspflichten des Verkäufers. Der Mitfahrer haftet da⸗ 
her geſchädigten Dritten und dem Kaufluſtigen gegenüber 
aus 8823 BGB. Der Verkäufer hat dem Kaufintereſſenten 
gegenüber das Verſchulden ſeines Erfüllungsgehilfen nach 
5278 BGB. zu vertreten. Iſt der Kaufluſtige als Fahrer 
von einem verletzten Dritten nach 8 18 Kraftf®. in Anſpruch 
genommen, jo hat er inſoweit wegen der ſchuldhaften Ber 
letzung der Sorgfaltspflichten gegen den Mitfahrer und den 
Verkäufer einen Freihaltungs⸗ und Regreßauſpruch. 

Wird der Kaufintereſſent von einem Dritten als Fahrer 
des Fahrzeugs nur nach 8 18 KraftfGG. in Anſpruch genom- 
men und trifft den Mitfahrer und den Verkäufer kein Ver⸗ 
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ſchulden, fo entſteht die Frage, ob der Verkäufer den Kauf⸗ 
luſtigen generell von den Anſprüchen Dritter aus Kraftf®. 
freizuhalten hat. Der Anſicht, daß ſich eine ſolche Freihal⸗ 
tungspflicht des Verkäufers ſchon aus den durch die Vor⸗ 
führung begründeten Rechtsbeziehungen zwiſchen den Par⸗ 
teten ergäbe, kann nicht gefolgt werden. Zwiſchen den Par⸗ 
teien beſtehen lediglich beſtimmte Sorgfaltspflichten. Darüber 
hinaus noch eine ſchuldbegründende Freihaltungspflicht des 
Verkäufers gegenüber dem Kaufluſtigen anzunehmen, wider⸗ 
ſpricht dem Sinn des hier allein in Frage kommenden Ge⸗ 
dankens der vorvertraglichen Haftung (culpa in contrahendo !). 
Der Kaufluſtige, der ſich an das Steuer des Fahrzeugs ſetzt, 
trägt daher grundſätzlich auch im Verhältnis zum Verkäufer 
die Haftung für die durch ſein Verſchulden entſtandenen Un⸗ 
fallſchäden. 

Aus den vertragsähnlichen Rechtsbeziehungen kann auch 
nicht eine Verpflichtung des Verkäufers zum Abſchluß einer 
Haftpflichtverſicherung zugunſten des ſelbſt probefahrenden 
Kaufintereſſenten hergeleitet werden. Es ift, ähnlich wie bei 
der Miete eines Autos, allein Sache des Kaufintereſſenten, 
ſich Verſicherungsſchutz zu beſchaffen. Will er das nicht, ſo 
mag er das Fahren des Vorführfahrzeugs unterlaſſen. Fährt 
er trotzdem ohne Verſicherungsſchutz, ſo trifft ihn der Vor⸗ 
wurf, daß er ein ungeeigneter Kraftfahrer iſt ). 

Eine interne Schadensausgleichspflicht kann jedoch be⸗ 
ſtehen, wenn neben dem Kaufluſtigen auch den Mitfahrer des 
Verkäufers ein Verſchulden an dem Unfallſchaden trifft. Ich 
denke dabei an den Fall, daß der Kaufintereſſent trotz prak⸗ 
tiſcher Unerfahrenheit die Probefahrt fortſetzt und der die 
Unſicherheit bemerkende Mitfahrer des Verkäufers nicht ein⸗ 
greift. Hat hier der von dem verletzten Dritten nach 8 823 
BGB., § 18 KraftfG. in Anſpruch genommene Kaufluſtige 
einen Ausgleichsanſpruch gegen den Verkäufer? 

Die Beantwortung der Frage hängt zunächſt davon ab, 
ob den Mitfahrer überhaupt eine Rechtspflicht zum Ein⸗ 
greifen trifft. Dies iſt zu bejahen. Begibt ſich der am Steuer 
ſitzende Kaufintereſſent in den Verkehr, ſo erhält er damit 
keineswegs völlige Freiheit. Für den Verkäufer und ſeinem 
Mitfahrer bleibt vielmehr eine Pflicht zur Kontrolle und 
Überwachung beſtehen. Dieſe Pflicht ergibt ſich als echte 
Rechtspflicht aus der gefahrerhöhenden und daher auch zur 
Abwéaendung der Gefahr verpflichtenden Vorführung des 
Fahrzeugs. 

Hat der Mitfahrer des Verkäufers dieſe Rechtspflicht 
zur Abwendung eines Unfalls ſchuldhaft verletzt, ſo haftet er 
daher neben dem Kaufluſtigen nicht nur zivilrechtlich nach 
8823 BGB., ſondern auch ſtrafrechtlich. Zwiſchen ihm und 
dem Kaufintereſſenten beſteht dann nach den 88 840, 254 
BGB. grundſätzlich eine interne Schadensausgleichspflicht 
nach dem Maße der Verurſachung des Schadens. Hier laſſen 
ſich zwei typiſche Fälle unterſcheiden: 

Wenn der probefahrende Kaufintereſſent ſelbſt ein er⸗ 
fahrener Fahrer ift und bewußt leichtſinnig fuhr (etwa um 
zu ſehen, was aus dem Fahrzeug herausgeholt werden kann), 
ſo wird er trotz des ebenfalls vorliegenden Verſchuldens des 
Mitfahrers einen Teil des Schadens nach 8 254 BGB. nicht 
auf dieſen abwälzen können. Die Geltendmachung eines ſol⸗ 
chen Auſpruchs verſtößt in dieſem Fall gegen Treu und 
Glauben. 

Anders iſt zu entſcheiden, wenn der probefahrende Kauf⸗ 
intereſſent auch dem Mitfahrer des Verkäufers erkennbar ein 
unerfahrener Fahrer ift, der leichtfahrläſſig den Unfallſchaden 
Dritter herbeigeführt hat. Hier wird der Kaufintereſſent ſich 
im Innenverhältnis nach 88 254 (840) BGB. an den Mit- 
fahrer und nach § 278 BOB. an den für deſſen Verſchulden 
haftenden Verkäufer auf Schadensausgleich halten können. 
Den weitaus größten Teil des Schadens wird er jedoch auch 
in dieſem Falle bei einer ſinnvollen Anwendung des 8 254 
BOB. ſelbſt zu tragen haben. 

Der Kaufintereſſent haftet für den durch ſein Verſchul⸗ 
den während der Vorführfahrt an dem Fahrzeug entſtande⸗ 
nen Sachſchaden dem Verkäufer gegenüber aus 8823 BGB. 
In der Zurverfügungſtellung des Fahrzeugs kann kein ſtill⸗ 
ſchweigender Verzicht des Verkäufers auf die Geltendmachung 
des Sachſchadens geſehen werden. Dies gilt auch dann, wenn 
der Schaden nur durch eine leichte Fahrlaſſigkeit des Kauf⸗ 
luſtigen entſtanden iſt. Eine andere Auslegung wird dem 
Ginn der zwiſchen den Parteien beſtehenden vorvertrag⸗ 
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lichen und daher eng auszulegenden haftungsbegründenden 
Rechtsbeziehungen nicht gerecht. Aus demſelben Grunde trifft 
den Verkäufer auch keine Verpflichtung, das Vorführfahr⸗ 
zeug zugunſten des Kaufintereſſenten gegen Sachſchaden zu 
verſichern. 

Hätte der Schaden jedoch durch rechtzeitiges Eingreifen 
des Mitfahrers des Verkäufers ganz oder teilweiſe Ver- 
mieden werden können, fo findet § 254 BGB. Anwendung. 
Der Verkäufer muß fih dann nach 8 278 BGB. das mit- 
wirkende Verſchulden ſeines Mitfahrers anrechnen laſſen. 

Zuſammenfaſſend ergibt ſich: 

1. Durch die Vorführung entſtehen rechtliche Sorgfalts⸗ 
pflichten, für deren Erfüllung die Parteien nach 88 276, 278 
BGB. haften. 

2. In den einzelnen Fällen iſt beſonders die Möglichkeit 
eines mitwirkenden Verſchuldens unter Berückſichtigung des 
Grundſatzes von Treu und Glauben zu beachten. 

3. Verletzt der Verkäufer oder ſein Mitfahrer ſchuldhaft 
ſeine Rechtspflicht zur überwachung und Kontrolle des probe⸗ 
fahrenden Kaufintereſſenten, ſo haftet er für den Schaden 
Dritter nach 8823 BOB. Trifft auch den Kaufluſtigen ein 
Verſchulden, ſo findet zwiſchen ihm und dem Verkäufer im 
Innenverhältnis ein Schadensausgleich nach den 88 840, 
254 BOB. ſtatt. 

4. Den Verkäufer trifft keine allgemeine Rechtspflicht, 
den Kaufluſtigen von Erſatzanſprüchen Dritter auf Grund 
des Krafti®. freizuhalten oder zugunſten des Kaufintereſſen⸗ 
ten eine Haftpflicht oder gar Kaskoverſicherung abzu⸗ 


ſchließen. 
Ger Aſſ. Dr. H. Specht, Hamburg. 


Über die vollſtreckbarkeit der einſtweiligen Anord- 
nung in Eheſachen nach 8 627 Fivilprozeßordnung 
In der bis zum 1. Okt. 1938 geltenden Faſſung des 
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S527 AVD. wurden im Abſ. 4 die Beſtimmungen über die 
einſtweilige Verfügung (58 936—944 BPO.) bezogen Dieſe 
Bezugnahme der genannten Beſtimmungen ermöglichte es, 
aus den einſtweiligen Verfügungen des 8 627 a. F. RBD. zu 
vollſtrecken, ohne daß eine Vollſtreckungsklauſel erwirkt und 
die einſtweilige Verfügung vorher oder gleichzeitig zugeſtellt 
zu werden brauchte. In der Neufaſſung des 8 627 BPD. ift 
der Hinweis auf die Anwendbarkeit der Vorſchriften über die 
einſtweilige Verfügung unterblieben. An ihre Stelle iſt ein 
ſelbſtändiges Beſchlußverfahren getreten. 

Nach dieſer Neufaſſung des 8627 3 PO ſcheint die 
Rechtslage die zu ſein, daß die einſtweiligen Anordnungen 
nach 8 627 n. F. DPD. vollſtreckbar ſind nach den allge⸗ 
meinen Vorſchriften der ZPO. über die Zwangsvollſtreckung, 
d. h. die Zwangsvollſtreckung erfolgt gemäß § 724 ZPY. in 
Verbindung mit 8 794 Ziff. 3 ZPO. auf Grund einer mit 
der Vollſtreckungsklauſel verſehenen Ausfertigung der Ent⸗ 
ſcheidung, und die Vollſtreckung darf gemäß § 750 ZPD. nur 
beginnen, wenn der Schuldtitel bereits zugeſtellt iſt oder 
gleichzeitig zugeſtellt wird. Dieſe Rechtsauffaſſung wird auch 
im „Neuen Deutſchen Reichsrecht“ von Pfundtner⸗Neu⸗ 
bert (Anm. 18 zu 8 39 1. Durchf Vo. z. Ehech.) und von 
Staud in der DI. (1938, 1412) vertreten. Hier heißt es 
ausdrücklich, daß die einſtweiligen Anordnungen zu ihrer 
Vollſtreckbarkeit der Vollſtreckungsklauſel bedürfen. 


Dieſe Anſicht führt jedoch zu unhaltbaren Ergebniſſen 
und wird den Anforderungen der Praxis in keiner Weiſe ge⸗ 
recht. Einmal wird dadurch, daß man die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel und vorherige Zuſtellung des Schuldtitels für er- 
forderlich hält, die Zwangsvollſtreckung erheblich verzögert 
und verurſacht höhere Koften. Zum anderen aber wird da⸗ 
durch in vielen Fällen die Durchführung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung unmöglich gemacht. Denn es laſſen fich Falle ben- 
ken, in denen ſich der Ehemann von ſeiner Ehefrau trennt 
und entweder fein neuer Wohnſitz nicht in Erfahrung ge- 
bracht werden fann oder er einen neuen Wohnſitz überhaupt 
nicht begründet. Dann würde alſo die Durchführung der 
Zwangsvollſtreckung, ſelbſt wenn die Arbertsſtelle des Ehe- 
mannes bekannt und damit die Möglichkeit einer Lohnpfän⸗ 
dung an ſich gegeben wäre, auf ganz erhebliche Schwierig⸗ 
keiten ſtoßen, wenn nicht praktiſch ganz unmöglich gemacht 
werden. Außer dieſen Fällen aber kommt es immer wieder 
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vor, daß der von der Vollſtreckung betroffene Ehegatte bei 
vorheriger Zuſtellung des Schuldtitels verſucht, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung zu vereiteln. Um aber auch in dieſen Fallen zu 
einer reibungsloſen Durchführung der Zwangsvollſtreckung 
zu kommen und eine Vereitelung derſelben zu vermeiden, 
muß man durch extenſive Geſetzesauslegung oder durch 
analoge Anwendung der Vorſchriften über die einſtweilige 
Verfügung zu dem Ergebnis kommen, daß die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus der einſtweiligen Anordnung nach § 627 n. F. 
ZPO. genau fo ohne Vollſtreckungsklauſel und ohne vor- 
herige Zuſtellung möglich iſt, wie aus der früheren einſt⸗ 
weiligen Verfügung des 8627 a. F. (vgl. auch Meyer: JW. 
1939, 464). Dieſes Ergebnis läßt ſich auch ohne weiteres aus 
dem Sinn und Zweck der Neufaſſung des 8 627 BPO. recht⸗ 
fertigen. Wenn auch die Rechtsnatur der einſtweiligen An⸗ 
ordnung noch nicht geklärt iſt, ſo kaun man doch feſtſtellen, 
daß durch die einſtweilige Anordnung eine Verbeſſerung des 
Geſetzes erreicht werden ſollte. Jedenfalls ſollte doch durch 
die Neufaſſung des 8627 ZPO. eine Erleichterung für alle 
Beteiligten geſchaffen werden. Demnach kann alſo die Tat⸗ 
ſache, daß die einſtweiligen Anordnungen in einem eigenen 
Beſchlußverfahren getroffen werden und der Hinweis auf die 
Anwendbarkeit der Beſtimmungen über die einſtweilige Ver⸗ 
fügung unterblieben iſt, nichts daran ändern, daß die einſt⸗ 
weilige Anordnung doch grundſätzlich eine Art einſtweiliger 
Verfuͤgung ift (BGergenroth: JW. 1938, 2708). Auch geht 
die einſtweilige Anordnung erheblich weiter als die einſt⸗ 
weilige Verfügung und iſt leichter zu handhaben. Wenn ſo⸗ 
mit das ganze Verfahren erleichtert und verbeſſert worden 
ift, kann es unmöglich der Wille des Geſetzgebers geweſen 
ſein, in der Zwangsvollſtreckung eine Erſchwerung gegenüber 
dem früheren Zuſtand herbeizuführen. 

Es muß alſo aus der einſtweiligen Anordnung nach 
8 627 n. F. in genau derſelben erleichterten Form, d. h. ohne 
Vollſtreckungsklauſel und ohne vorherige Zuſtellung, voll⸗ 
ſtreckt werden können wie aus der früheren einſtweiligen 
Verfügung nach § 627 a. F. 


Wolfgang Vormſchlag, Bremen. 


Eintragung der Einheitshypothek 


Über die Zuſammenfaſſung mehrerer, unmittelbar auf⸗ 


Im Hppothekenverkehr, namentlich bei den großen 
Hypothekenbanken, hat ſich aber allmählich das Bedürfnis 
herausgebildet, durch Bildung einer Einheitshypothek (Ein- 
heitsgrundſchuld) die Verwaltung und Verwertung der bis⸗ 
herigen aufeinanderfolgenden Einzelhypotheken (Einzelgrund⸗ 
ſchulden) weſentlich zu vereinfachen. Dieſem Bedürfnis konnte 
nicht dadurch abgeholfen werden, daß bei mehreren Hypo⸗ 
theken (Grundſchulden) dieſelben Tilgungs⸗ und Verzinſungs⸗ 
bedingungen eingetragen wurden, da hierdurch die Selb⸗ 
ſtändigkeit der einzelnen Belajtungen nicht berührt wird. 
Die Löſchung der einzelnen Hypotheken und Neueintragung 
einer Hypothek in Höhe der bisherigen Einzelbeträge würde 
aber — ganz abgeſehen von den Mehrkoſten — den Verluſt 
des bisherigen Ranges zur Folge haben, wenn nachein⸗ 
getragene Rechte vorhanden ſind. Deshalb iſt die Zuſammen⸗ 
faſſung mehrerer, unmittelbar aufeinanderfolgender Hypo⸗ 
theken (Grundſchulden) desſelben Gläubigers der einzige 
Ausweg. Zu einer ſolchen Vereinigung iſt die Zuſtimmung 
der nachſtehenden Gläubiger nur dann erforderlich, wenn 
ſich der bisherige Umfang der Einzelrechte durch neuverein⸗ 
barte Bedingungen vergrößert. Das kommt aber nach der 
jetzigen Höhe der Nebenleiſtungen wohl ſehr ſelten vor. Neue 
Zins⸗ und Zahlungsbedingungen werden allerdings mit der 
Vereinigung der Rechte meiſtens vereinbart. 
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Die Bildung einer Einheitshypothek (Einheitsgrund⸗ 
ſchuld) muß in der Eintragungsbewilligung ausdrücklich be⸗ 
willigt und beantragt werden. Es genügt der Satz: 

„Wir bewilligen und beantragen, daß die Hypotheken 
(Grundſchulden) Nr. ... von .. RM, Nr. ... von... AM 
und Nr... von . . AM zu einer Einheitshypothek (Ein⸗ 
heitsgrundſchuld) vereinigt werden.“ 


Iſt mit der Vereinigung eine Forderungsauswechſlung 
verbunden, ſo kann man folgenden Wortlaut wählen: 


„Schuldner bekennt, an Stelle der bisherigen Darlehen 
von insgeſamt .. AA nunmehr im Wege der Forderungs⸗ 
auswechſlung unter Zuſammenfaſſung der Hypotheken Nr.. 
von ... AM uſw. als Einheitshypothek der Gläubigerin ein 
Bardarlehn in Höhe von ... RM zu ſchulden.“ 


Der Einheitshypothekenbrief (Einheitsgrundſchuldbrief) 
wird — vorausgeſetzt natürlich, daß es ſich um Briefrechte 
handelt — von Amts wegen gebildet, auch wenn hierüber 
in der Bewilligung nichts geſagt ift. Mit ihm wird die 
neue Schuldurkunde verbunden. 

Die Einheitshypothek (Einheitsgrundſchuld) entſteht nun 
durch Eintragung der Inhaltsänderung in Spalte Verände⸗ 
rungen der III. Abteilung des Grundbuchs. Nehmen wir an, 
es handelt ſich um drei Hypotheken: Nr. 1 von 50000 AM, 
Nr. 2 von 30000 AM und Nr. 3 von 20000 RM. Bei allen 
drei Rechten foll gleichzeitig eine Forderungsauswechflung 
und die Zinsherabſetzung auf 5, unter Umſtänden 5 ½ % 
eingetragen werden. Die Unterwerfungsklauſel war bereits 
eingetragen und wird in der neuen Urkunde wiederholt. 
Die Eintragungsformel hat zu lauten: 


„1/2 %/ 3 — 100000 AM. Die Hypotheken Nr. 1 von 
50 000 AM, Nr. 2 von 30000 AM und Nr. 3 von 20000 RM 
find zu einer Einheitshypothek von 100000 — i. B. — RM 
vereinigt. An die Stelle der bisherigen Forderungen iſt eine 
neue Forderung aus einem Darlehn von 100 000 RM ge⸗ 
treten. Der Zinsſatz beträgt vom ... ab 5, unter Umſtänden 
5% fo jährlich. Der jeweilige Grundſtückseigentümer iſt der 
ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen. An Stelle der 
bisherigen Briefe iſt ein Einheitshypothekenbrief gebildet 
worden. Im übrigen wird auf die Eintragungsbewilligung 
vom ... Bezug genommen. Eingetragen am...“ 


Die bisherigen Einzelbriefe ſind unbrauchbar zu machen 
und zu den Akten zu nehmen. Der neue Einheitsbrief muß 
die Angabe enthalten, daß er an die Stelle der bisherigen 
Briefe tritt. 

Juſtizoberinſpektor Berckholtz, Berlin. 


Die Aufgaben des Derteidigers vor den Kriegsgerichten 


Die Wiedereinführung der Wehrmachtgerichtsbarkeit hat 
dem Rechtswahrer wieder das Arbeitsgebiet als Verteidiger vor 
den Kriegsgerichten eröffnet. Es iſt nicht Aufgabe dieſer Zeilen, 
die ſich aus den einſchlägigen Beſtimmungen ergebenden Be- 
fugniſſe des Verteidigers zu ſchildern. Das iſt in den erſchiene⸗ 
nen N SE zur Genüge geſchehen. Hier foll ledig⸗ 
lich verſucht werden, die ſich aus der Arbeit ſelbſt ergebenden 
Probleme hervorzuheben. 

Die erfolgreiche, das heißt der Findung wahren Rechts 
dienende Verteidigung, hat die unabdingbare Vorausſetzung, 
daß der Verteidiger ſelbſt Soldat, und zwar aus innerſter 
Überzeugung ift. Nur der, der ganz und gar von der Not- 
wendigkeit der militäriſchen Erforderniſſe, auch in den täglichen 
Einzelheiten durchdrungen iſt, wird in der Lage ſein, den be⸗ 
treffenden Fall in ſeiner Bedeutung für Wehrmacht und Volk 
richtig zu beurteilen. Nur er kann Sinn und Zweck des Wehr⸗ 
machtſtrafrechts, nämlich die Schlagkraft der Wehrmacht zu 
erhalten, ganz erfaſſen. So hat auch der im zivilen Berufs⸗ 
füllen ſtehende Rechtswahrer eine ſoldatiſche Aufgabe zu er⸗ 
üllen. 


Hat der Verteidiger dieſe ſoldatiſche Ausrichtung ge⸗ 
wonnen, ſo zeigt ſich ihm, daß das Militärſtrafrecht zu Unrecht 
wegen ſeiner ſo oft im kleinſten Alltag wurzelnden Tatbeſtände 
und den im Einzelfall im kriminellen Sinne nicht zu ſchwer 
wiegenden Straftaten, als ein unintereſſantes Nebengebiet be 
zeichnet wird. Die Menſchen und die Sache, um die es geht, 
lehren bald eine andere Überzeugung. 


Es iſt gewiß richtig, der kleine Einzelfall, eine vielleicht 
geringfülgige Gehorſamsverweigerung, bieten dem problem⸗ 
hungrigen Nurjurijten keine Gelegenheit zur Ausübung fon- 
ſtruktiver Jurisprudenz. Dies iſt jedoch kein Maßſtab für die 
Bedeutung der Aufgaben des Verteidigers. 


Man muß bedenken, daß vor den Kriegsgerichten meiſt 
ganz junge, gewöhnlich nicht vorbeſtrafte Menſchen erſcheinen. 
Es gilt alfo, junge Soldaten, ſoweit als zuläſſig, vor den oft 
ſchweren Folgen erſter militäriſcher Delikte zu bewahren. Eine 
Aufgabe, die den Einſatz wohl lohnt. Bei der Verteidigung 
bei den zivilen Strafgerichten iſt es letzten Endes für die Ge⸗ 
5 gleichgültig, ob ein aſozialer Verbrecher dieſe oder 
jene Strafe erhält. Für unſer Volk iſt es aber nicht gleich⸗ 
gültig, welche Strafen einen jungen Soldaten treffen, dieſen 
unter Umſtänden für ſein ganzes Leben als gebrandmarkt aus 
der Volksgemeinſchaft ausſcheiden, ja ihn vielleicht ſogar zu 
einem wehrfeindlichen und wehrunwilligen Element machen, 
wenn er den Heeresdienſt verläßt. Um dieſes wehrpolitiſchen 
Zieles der Erhaltung der Wehrfreudigkeit willen bedarf es 
einer genauen, behutſamen Arbeit des Verteidigers, um die 
Findung eines wirklich gerechten, aber auch in wehrerziehe⸗ 
riſchem Sinne wirkenden Urteils. 


Die Arbeit des Verteidigers grenzt inſoweit an die Ver⸗ 
teidigung vor den Jugendgerichten. Nicht nur ſtrafrechtliche 
Folgen einer Handlung ſind zu mildern oder abzuwehren, nein, 
es gilt, das Verſtändnis des Soldaten ji die Strafwürdigkeit 
ſeines Tuns und feine Einſicht in die befonderen militäriſchen 
Notwendigkeiten einer Beſtrafung zu fördern. Dem erziehe⸗ 
riſchen Einfluß des Verteidigers kann es dabei gelingen, 
manchen wehrunwillig, vielleicht ſogar wehrfeindlich Gewor⸗ 
denen wieder in die innere Gemeinſchaft der Wehrmacht zu⸗ 
rückzuführen. Damit kann ein Erfolg erzielt werden, der höher 
zu werten iſt, als ein ſofort ſichtbarer „Sieg“ im Gerichtsſaal. 
Der Verteidiger hat die Befriedigung, zur Erhaltung der inne⸗ 
ren Wehrbereitſchaft der Nation beigetragen zu haben. Der 
hohe Wert ſolcher Arbeit wird am deutlichſten, wenn man er- 
wägt, daß früher mancher verärgerte Reſerviſt, der ſich un⸗ 
gerecht behandelt fühlte und in wenigen Einzelfällen, vielleicht 
militäriſch falſch erzogen war, ein williges Opfer des wehr⸗ 
feindlichen Marxismus wurde. Die Arbeit des Verteidigers 
vor den Gerichten der Wehrmacht trägt alſo ihren Lohn in 
ſich ſelbſt. 


In den einzelnen Abſchnitten des Verfahrens muß der 
Verteidiger ſich ſtets die Notwendigkeiten des militäriſchen 
Prozeſſes, aus denen ſich mancherlei Beſonderheiten ergeben, 
vor Augen halten. In jedem Abſchuitt des Verfahrens ift 
knappſte militäriſche Kürze angebracht. Laſſen ſich in etwaigen 
Schutzſchriften Rechtsausführungen nicht vermeiden, fo müſſen 
ſie ned ſein, daß ſie auch dem Laien verſtändlich ſind. 
Ein Mitglied des Kriegsgerichts gehört ſtets der Rangklaſſe 
des Angeklagten an, wird alſo meiſt ſehr jung und wenig er⸗ 
fahren fein. Auch er muß nicht nur in der Verhandlung, forn- 
dern auch in der Beratung den geſamten Akteninhalt ver⸗ 
ſtehen. Die Exörterung über die Schriftsätze und das Plädoyer 
wird aber nicht dadurch erleichtert, daß man durch nicht leicht 
verſtändliche Rechtsausführungen den Verhandlungsleiter 
zwingt, den Vortrag des Verteidigers erſt allgemeinverſtändlich 
zu machen. 


In der Hauptverhandlung muß ſelbſtverſtändlich Auftre⸗ 
ten, Anzug und Sprechweiſe der Würde des Wehrmachtgerichts 
entſprechen. 


Beſonderer Wert iſt darauf zu legen, daß unbedingt die 
Autorität der Vorgeſetzten gewahrt wird. Es iſt eine Unmög⸗ 
lichkeit, eine von einem Offizier erteilte Beurteilung durch 
Fragen oder Ausführungen zu beanſtanden. Entſprechende 
Rü e e iſt bei der Kritik von Zeugenausſagen, ſei es 
im Laufe der Verhandlung oder im Plädoyer geboten. Die 
Diſziplin wird gefährdet, wenn man die Glaubwürdigkeit eines 
als Zeugen vernommenen Vorgeſetzten in Gegenwart einer 
größeren Zahl von Untergebenen in Zweifel zieht. Iſt eine 
Kritik unumgänglich notwendig, ſo läßt ſie ſich auf andere 
Weiſe zum Ausdruck bringen. Mit einigem Geſchick kann man 
ſeine Anſicht dem Kriegsgericht verſtändlich machen, indem 
man die für zutreffend erachteten Ausſagen beſonders hervor⸗ 
hebt oder im Notfalle erklärt, der Ausſage des Bengen K. aus 
beſonderen, nicht näher zu erläuternden Gründen nicht folgen 
zu können. 


Dieſe vorſtehend erläuterten Geſichtspunkte find ſowohl 
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bei der Stellungnahme zur Vereidigung der Zeugen als auch 
im Plädoyer zu beachten 


Für das Plädoyer ſei als Beſonderheit bemerkt, daß 
bäufig der Verhandlungsleiter rechtliche Stellungnahmen zu 
dieſer oder jener Frage verlangt. Dieſe Rechtsausführungen 
müſſen kurz, allgemeinverſtändlich, ſachlich nüchtern und mög» 
lichſt ohne juriſtiſche Fachausdrücke abgegeben werden, Jonit 
ſind ſie zwecklos. Es gilt nicht, ein juriſtiſches Brillantfeuer⸗ 
werk vor dem Verhandlungsleiter und dem Vertreter der An⸗ 
klage zu veranſtalten, ſondern dem Kriegs ericht eine brauch⸗ 
bare rechtliche Erkenntnisgrundlage zu verschaffen Wenn hier 
von der Verwendung juriſtiſcher Fachausdrücke abgeraten 
wird, ſo beſagt das nichts dagegen, daß die Rechtsausführun⸗ 
gen dennoch reſtlos erſchöpfend ſein müſſen. Es ift jogar durch⸗ 
aus erwünſcht, höchſtrichterliche Entſcheidungen zu erwähnen 
und zu erläutern, nur muß das alles allgemeinverſtändlich fein. 


Über die Tätigkeit des Verteidigers nach der Verkündung 
des Urteils iſt nichts juriſtiſch Bedeutendes zu erwähnen. Nur 
die wehrpolitiſche Seite ſeiner Abreit muß hervorgehoben wer⸗ 
den. Hält der Verteidiger das Urteil für gerecht, ſo muß er 
den Angeklagten hiervon zu überzeugen ſuchen. Gelingt es, 
den Angeklagten zur Einſicht zu bringen und ihn eines Beſſeren 
zu belehren, ſo kann die wahrſcheinliche Wehrunwilligkeit des 
Angeklagten meiſt behoben werden. Damit iſt der Arbeit wehr⸗ 
feindlicher Strömungen der Boden entzogen. Endlich wird 
durch dieſe rechtserzieheriſche Tätigkeit der innere Halt des 
Angeklagten gefeſtigt und damit der feindlichen Spionage Die, 
Möglichkeit genommen, unter Ausnutzung der Verärgerung 
und Wehrunwilligkeit des Verurteilten mit dieſem in Ver⸗ 
bindung zu treten. Mindeſtens 7 ſich durch dieſen Einfluß 
des Verteidigers einem erfolgreichen Wirken der feindlichen 
Spionage von vornherein entgegenarbeiten. 


Abſchließend läßt ſich ſagen, daß der Verteidiger vor den 
Kriegsgerichten nicht nur wie ſonſt auch Organ der Rechts⸗ 
pflege und Helfer bei der Rechtsfindung iſt, ſondern daß er 
darüber hinaus Gebilfe bei der Erziehungsarbeit der Wehr⸗ 
macht ift oder fein fol, Zu den rein fachlichen Aufgaben treten 


jer alfo beſonders wichtige wehrpolitiſche hinzu. Nur der Ver⸗ 
i = ſich gerade der letzteren ſtets bewußt iſt, kann ſeinen 
Platz reſtlos ausfüllen. 
Anwaltsaſſeſſor Dr. Gonnell. 


Fragen aus dem erbhofrechtlichen verfahren 
J. 


Das Grundbuchamt ſoll dem Anerbengericht Nachricht 
geben, wenn der Bauer zum Erbhof Grundſtücke zuerwirbt 
oder wenn er ein zum Erbhof gehörendes Grundſtück ver⸗ 
äußert (8 52 Abi. 1 ECHT). Weiter ſoll das Grundbuchamt 
dem Anerbengericht Mitteilung machen, wenn im Beſtands⸗ 
verzeichnis des Grundbuchs andere Veränderungen ein- 
getragen werden, die für bie Führung der Erbhöferolle von 
Bedeutung find (A B. Vereinigung von Grundſtücken, Be⸗ 
ſtandteilszuſchreibung, Zuſammenſchreibung, Anderung der 
Grundbuchſtelle, der Bezeichnung oder der Wirtſchaftsart des 
Grundſtücks, durch Feldbereinigung eingetretene Anderungen 
u. dgl.; 8 52 Abſ. 2 EO Vf O). Es beſteht Veranlaſſung, darauf 
hinzuwelſen, daß — ohne daß eine ausdrückliche rechtliche 
Verpflichtung hierzu beſteht — das Grundbuchamt dem An⸗ 
erbengericht auch dann Nachricht zu geben haben wird, ment 
ſich der Eigentümer ändert, wenn es der Anſicht ift, eine 
Beſitzung, bei der kein Erbhofvermerk eingetragen ift, habe 
gleichwohl Erbhofeigenſchaft, oder wenn es feſtſtellt, daß 
noch auf anderen Markungen Grundſtücke vorhanden ſind, 
die bei Anlegung ber Erbhöferolle überſehen worden ſind. 
zwar wird in der Erbhöferolle der jeweilige Eigentümer 
des Erbhofs nicht eingetragen, ſondern nur der Name des 
Bauerngeſchlechts. chleichwohl ift aber die Kenntnis des 
jeweiligen Eigentümers für das Anerbengericht von Wichtig⸗ 
keit, ſei es für die Aufnahme von Anträgen oder für die 
Zuſtellung von Veſchlüſſen. Von Eintragungen n Abt. II 
und III des Grundbuchs braucht das Anerbengericht dagegen 


nicht benachrichtigt zu werden. 
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II. 


Bei der rechtsgeſchäftlichen übertragung eines Ehe⸗ 
gattenerbhofs in Alleineigentum wird für die Vertrags- 
beurkundung nur die Hälfte der geſetzlichen Gebühr angeſetzt, 
Gerichtskoſten für die Umſchreibung im Grundbuch werden 
überhaupt nicht erhoben (8 43 Ech RV). Teilweiſe ift zu 
dieſer Beſtimmung ſchon die Anſicht vertreten worden, dieſe 
Gebührenbegünſtigung gelte nicht nur für den rechts⸗ 
geſchäftlichen übergang eines Ehegattenerbhofs in 
Alleineigentum, ſondern auch für den Übergang eines Ehe⸗ 
gattenerbhofs im Wege der Anerbenfolge. Dieſe An⸗ 
ſicht iſt nicht richtig, was ſich ohne weiteres zeigt, wenn 
man auf den Zweck der genannten Vorſchrift eingeht. 

Das Rech kennt grundſätzlich nur in Allein eigentum 
ſtehende Erbhöfe, es hat erſt nach einigem Zögern auch die 
Entſtehung von Ehegatten erbhöfen zugelaſſen, und zwar 
deshalb, weil andernfalls viel im übrigen erbhofgeeigneter 
Grundbeſitz vom REG nicht erfaßt worden wäre. Dieſe Che- 
gattenerbhöfe find nur übergangserſcheinungen, fie 
ſollen ſo raſch wie möglich wieder verſchwinden. Um den 
Eigentümern eines Ehegattenerbhofs einen Anreiz zu geben, 
den Hof noch zu ihren Lebzeiten in Alleineigentum zu über⸗ 
führen, ift die Gebührenbegünſtigungsvorſchrift des 843 
ECORV geſchaffen worden. Stirbt ein Eigentümer des Ehe- 
gattenerbhofs, fo geht der Hof ohne jede Ausnahme kraft 
Geſetzes auf nur eine Perſon über, es beſteht daher kein 
Anlaß, einen derartigen übergang, der ſich ausſchließlich auf 
das Geſetz gründet, zu dem die Beteiligten ſelbſt alſo nichts 
beitragen, gebührenrechtlich noch beſonders zu begünſtigen. 
Die gleiche Anſicht ift auch in einem Beſchluß des OLG. 
München v. 28. Juli 1938 (Eb Rſpr. 843 Nr. 2 Eh R) und 
in einem Beſchluß des AG. Saulgau v. 7. Febr. 1938 ver- 
treten worden. 


III. 


Von verſchiedenen Nachlaßgerichten wird die Anſicht ver⸗ 
treten, daß beim Gebührenanſatz für die Erteilung eines 
Anerbenausweiſes nach 8 15 Abſ. 2 EHRV vom Einheits⸗ 
wert des Erbhofs auch der Wert des Altenteils des 
überlebenden Ehegatten nach § 31 NCG und der Ver ⸗ 
ſorgungsanſprüche der Abkömmlinge nach § 80 REG 
in Abzug zu bringen iſt. Andere Nachlaßgerichte ziehen da⸗ 
gegen vom Einheitswert des Erbhofs nur die allgemeinen 
Nachlaßverbindlichkeiten ab, ſoweit dieſe nicht aus dem 
erbhoffreien Nachlaß berichtigt werden können (§ 34 REG). 
Die Beantwortung der Frage, welche Berechnungsart die 
richtige iſt, hängt davon ab, ob die Verſorgungsanſprüche 
nach 88 30, 31 REG als Nachlaßverbindlichkeiten anzuſehen 
ſind oder nicht. 

Die Anſprüche nach 88 30, 31 REG find zwar in erſter 
Linie als „ſippenrechtliche Verſorgungsanſprüche“ zu werten, 
nach bürgerlich-rechtlichen Begriffen kann man fie aber zum 
mindeſten koſtenrechtlich als eine Art „Erſatz für die gegen⸗ 
über dem Erbhofvermögen nicht beſtehenden Erb- und Pflicht⸗ 
teilsanſprüche“ anſehen. Pflichtteile find aber Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten und daher nach 8 99 Abſ. 2 Ra O. in Abzug 
zu bringen. Da die Verſorgungsanſprüche ausſchließlich den 
Erbhof belaſten, ſind ſie bei Erteilung eines auf die Nach⸗ 
folge in den Erbhof beſchränkten Anerbenausweiſes mithin 
vom Wert des Erbhofs (Einheitswert) in voller Höhe in 
Abzug zu bringen; ſonſtige in erſter Linie aus dem erbhof⸗ 
freien Nachlaß zu bereinigende Nachlaßverbindlichkeiten ſind 
dagegen nur inſoweit abzugsfähig, als der erbhoffreie Nach⸗ 
laß zu ihrer Berichtigung nicht ausreicht !). Daß die Ber- 
ſorgungsanſprüche nach 88 30, 31 REG als Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten zu werten find, dürfte ſich auch aus § 34 REG 
mit der Überſchrift „Nachlaßverbindlichkeiten“ ergeben. Zwar 
ift dort nur das Altenteil erwähnt, die Anſprüche nach 8 30 
REG fallen aber zweifellos unter die dort ſtehenden Worte 
zu. a.“. Der Umſtand, daß Umfang und Höhe der Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche vielfach zunächſt noch nicht feſtſtehen, iſt 
unbeachtlich; inſoweit iſt der Umfang der Anſprüche vor⸗ 
läufig zu ſchätzen. Das Ergebnis geht alfo dahin, daß die 
Verſorgungsanſprüche nach 88 30, 31 REG abzugsfähig find. 


Juſtizinſpektor Haegele, Ulm. 


1) Vgl. KG.: DRechtspfl. Ripr. 1939 Nr. 73. 
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Deutſches Recht ver. mit JW. 


Sum Neubau des Internationalen Privatrechts) 


In allen Stoffgebieten des Rechts gibt es Sachverhalte, 
die irgendwie Berührpunkte zum Ausland haben. Zwei 
Gruppen ſind hier von vornherein auseinanderzuhalten. 
Nehmen wir an, ein Ausländer wolle bei uns die Jagd 
ausüben. Erſte Frage: Findet auf den Ausländer überhaupt 
das deutſche Jagdrecht Anwendung? Zweite Frage: Wenn 
ja, iſt der Ausländer dem Inländer rechtlich gleichgeſtellt? 

Daß die deutſche Jagdgeſetzgebung im Geſamtbereich 
des deutſchen Gebietes Anwendung findet, ſteht außer Zwei⸗ 
fel; ihre Zwecke: Wildhege, Rückſicht auf Land» und Forſt⸗ 
wirtſchaft uſw. fordern diefe Geltung. Das hiernach maß⸗ 
gebende deutſche Jagdrecht ſetzt aber „zweierlei“ Recht für 
In- und Ausländer. Die Liebe des Deutſchen zur Pirſch auf 
der heimatlichen Scholle ſoll in erſter Linie gefördert werden. 
Dem Ausländer wird daher ein Jagdſchein nur mit ſchrift⸗ 
licher Genehmigung des Reichsjägermeiſters und u. I. ge⸗ 
bietlich beſchränkt (Grenzgebiete!) erteilt. Hier handelt es 
ſich um Ausländerrecht, um Fremdenrecht, das aufbau⸗ 
mäßig auf der gleichen Ebene ſich bewegt wie etwa das ſich 
jetzt klar abzeichnende Judenrecht. Bei der erſten Frage han⸗ 
delt es ſich um Rechtsanwendungsrecht (RAR), 
aufbaumäßig gleichgelagert etwa mit dem fog. interterri⸗ 
torialen oder interkantonalen, interkolonialen, auch grund⸗ 
ſätzlich dem intertemporalen Recht. 

Die Rechtsanwendungsfrage geht in ſolchen Fällen 
dahin: deutſches oder ausländiſches Recht? Die Studien⸗ 
ordnung ſpricht von „Auwendung fremden Rechts“; wie 
gerade das Ausgangsbeiſpiel zeigt, nicht ganz zutreffend, 
denn im fog. internationalen öffentlichen Recht, das die 
Vorleſung ausdrücklich mitbehandeln ſoll, iſt grundſätzlich 
nur der Geltungsbereich des heimiſchen Rechts zu beſtimmen. 

Die Frage: Deutſches oder fremdes Recht? tritt im Go 
ſamtbereich des Rechts auf. Drei Beiſpiele ſollen uns an den 
Gegenſtand heranführen: 

1. Ein däniſcher Staatsangehöriger ſtirbt im Deutſchen 
Reich und hinterläßt außer deutſchem Grundbeſitz noch Ver⸗ 
mögen in Dänemark und ein Beſitztum in England. 

2. Ein Jude verkehrt außerehelich mit einer eigens zu 
dieſem Zweck vorübergehend im Ausland weilenden Reichs⸗ 
angehörigen deutſchen Blutes. 

3. Ein in Dänemark anſäſſiger Reichsangehöriger wird 
auch in Dänemark zum Wehrdienſt herangezogen, weil er 
dort ſeinen dauernden Wohnſitz habe. Der gleiche weigert 
ſich mit Rückſicht auf ſeinen ausländiſchen Aufenthalt im 
Reich Einkommenſteuer von inländiſchen Einkünften zu zahlen. 

Immer handelt es ſich um Fälle mit zwiſchenſtaatlicher 
Lagerung, ſei es, daß eine beteiligte Perſon, ſei es, daß eine 
Sache, ſei es, daß eine Handlung Berührungen mit dem 
Ausland hat. Ein Sachverhalt hat alſo Beziehung zu meh⸗ 
reren ſtaatlichen Rechtsordnungen. Das RAR. hat die ent- 
ſcheidende Beziehung herauszulöſen, hat alſo den zwiſchen⸗ 
ſtaatlich gelagerten Sachverhalt an eine der berührten 
Rechtsordnungen „anzuknüpfen“. 

Die jahrhundertelang herrſchende Statutentheorie 
verſuchte den „Brückenſchlag“ von der Seite der Rechts- 
ordnung her, indem ſie dieſe unterteilte und jedem Teil 
einen beſtimmten Herrſchaftsbereich zuwies. Savigny ging 
in feiner „Sitz“⸗Lehre vom Sachverhalt, deſſen gleichſam 
natürlicher Lagerung, ſelbſt aus. Andere Lehren ſtellten etwa 
die Parteien und den Geſichtspunkt der wohlerworbenen 
Rechte, oder ihr anerkanntes „Berecheubarkeitsintereſſe“ in 
den Mittelpunkt. — Für die natlonalſozialiſtiſche Rets- 
auffaſſung iſt das Recht die Ordnung des völkiſchen Ge⸗ 
meinſchafkslebens. „Die Gemeinſchaft als das wirklich feiende 
Ganze lebt in ihrem Recht, durch ihr Recht und mit ihrem 
Recht, (Larenz). Von dieſer Grundhaltung aus hat auch 
das ſog. Internationale Privatrecht (JPR.) feine Anknüp⸗ 
fungen zu finden. Ein Sachverhalt, der Beziehungen zu 


1) Bericht, gegeben am 30. Okt. 1938 auf der von 
der Reichsführung des NSD.⸗Dozentenbundes veranſtalteten 
Tagung der Rechtswiſſenſchaftler in Wörlitz 
b. Deſſau. 


mehreren ſtaatlichen Rechtsordnungen hat, gehört vielfach 
ſeinem ganzen Weſen und ſeiner Natur nach eindeutig 
zum Lebensbereich einer beſtimmten volklichen 
Gemeinſchaft und unterſteht damit deren Rechtsordnung. 

Im Familienrecht tritt dieſe „völkiſche Zugehörigkeit“ 
beſonders klar zutage. Die Ehe und Familie iſt die kleinſte, 
aber wichtigſte Zelle der Volksgemeinſchaft. Die Rechts⸗ 
beziehungen der Familie beurteilen ſich alſo nach dem Recht 
des Staates, dem die Familie ihrem völkiſchen Beſtand nach 
eingegliedert iſt; bei der völkiſchen Gemenglage der neueren 
Zeit, vor allem in Mitteleuropa, kann ſich die völkiſche Zu⸗ 
gehörigkeit grundsätzlich nur nach der Staatsangehörigkeit 
beſtimmen, bei verſchiedener Staatsangehörigkeit von Mann 
und Frau nach der des Mannes als des Hauptes der Fa⸗ 
milie. Das Rechtsverhältnis zwiſchen ſchweizeriſchen Eltern 
und ihren Kindern hat der um die Regelung angegangene 
deutſche Richter nach ſchweizeriſchem Recht zu beurteilen 
(Art. 19 EGBGB. entſpr.); es handelt fi) um eine „ſchweize⸗ 
riſche Angelegenheit“ und nicht um eine deutſche. Die Kinds⸗ 
annahme ſoll ein dem Eltern⸗ und Kindsverhältnis „ent⸗ 
ſprechendes“ Familienband herſtellen; auch für Vorausſetzun⸗ 
gen und Wirkungen dieſer „rechtlichen“ Ankindung iſt alſo 
das Recht der „Familie“ entſprechend ihrer völkiſch⸗ſtaat⸗ 
lichen Zugehörigkeit maßgebend, wobei freilich das IPR. 
zuſätzlich auch des Verluſtes zu gedenken hat, den die Volks⸗ 
gemeinſchaft des Kindes durch deſſen Ausſcheiden erleidet 
(vgl. Art. 22 EGBGB. entſpr.). Will ein Schwede eine Fran⸗ 
zöſin bei uns heiraten, um ſich mit ihr in Deutſchland 
nieberzulaffen, dann tritt, völkiſch betrachtet, eine „Beſtands⸗ 
änderung“ für zwei ſtaatliche Volksgemeinſchaften ein: die 
Frau erwirbt die Staatsangehörigkeit des Mannes, verläßt 
alſo ihre bisherige ſtaatliche Volksgemeinſchaft und tritt in 
die des Mannes ein. Die fachlichen Vorausetzungen der Ehe 
beurteilen ſich dementſprechend in Anſehung eines jeden der 
Verlobten nach feinem Heimatrecht (Art. 13 Abſ. 1 KB.). 

Die unmittelbare Gegenwärtigkeit der im Staatsver⸗ 
band zuſammengeſchloſſenen völkiſchen Gemeinfchaft prägt 
ſich etwa auch aus im grundſätzlichen Geltungsbereich des 
werdenden Strafrechts (ſog. Perſönlichkeitsgrundſatz), des 
Stände⸗, Kultur-, Schulrechts. 

Die völkiſche Gemeinſchaft iſt aber nicht nur der ge⸗ 
ſchichtlich gewordene Blutsverband auf perſönlicher Unter⸗ 
lage. Sie iſt auch räumliche Schickſalsgemeinſchaft. Von 
dieſer Seite aus beſtimmt ſich etwa das Geltungsgebiet der 
Arbeitsordnung, des Bodenrechts, der Erbhöfeordnung, des 
Wirtſchaftsrechts, des Berge, Waſſer⸗, Forſt⸗, Fiſchereirechts 
uſw. Der volkliche Neubau des IPR. läßt alfo einerſeits 
heimiſches Recht mit dem Volksgenoſſen, mit der Familie 
über die Staatsgrenzen hinaustragen; in dem von Bar 
gezeichneten Bild: der „Stamm“ eines Rechtsverhältniſſes 
iehi in einem beſtimmten Rechtsgebiet, die „Zweige und 
Schößlinge“ treten auch anderswo hervor. Andererſeits for- 
dert die Sicherung von Urbeſtand und Fortbeſtand der ge⸗ 
ſchloſſenen volklichen Siedlungsgemeinſchaft innerhalb der 
Reichsgrenzen gebietliche Geltung des Rechts. So ſah man 
bei den Beratungen der Strafrechtskommiſſion die Weiter⸗ 
geltung des Gebietsgrundſatzes im Strafrecht als „ſelbſt⸗ 
verſtändlich“ an. Das ganze Verwaltungsrecht, insbeſondere 
das Polizeirecht, wird beherrſcht von dem Grundſatz des 
Code civil: Les lois de police et de sûreté obligent tous ceux 
qui habitent le territoire. 

Die Anknüpfungen des JPR. laſſen fih alfo aus dem 
eben der völkiſchen Gemeinſchaften und feinen Bedingt- 
heiten gewinnen. Der „Leitfatz der Volksgemein⸗ 
ſchaft“ und der mit ihm zuſammenhängende „Leitſatz des 
Gemeinwohls“, wie ich fic anderwärts genannt habe, 
müſſen Grundſtein für den Neubau des FEN. fein. 

Die Beachtung der konkreten völfifchen Ordnungen bic 
let insbeſondere auch den ſicheren Richtpunkt für die Löfung 
althergebrachter Streitfragen des fog. allgemeinen Teils des 
VEN, von denen hier nur die zwei berühmteſten aufgerollt 
werden follen: die nach dem renvoi und die nach dem Ver⸗ 
tragsſtatut. 

Auf den Tatbeſtand der Rückverweiſung führt 
das eine unſerer Einführungsbeiſpiele. Der deutſche Richter 
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wendet getreu dem ſeinem IPR. zugrunde liegenden Staats⸗ 
angehörigkeitsgrundſatz auf den Nachlaß des bei uns per- 
ſtorbenen Dänen däniſches Recht an (Art. 25 EG BGB.); das 
däniſche IPR. anerkennt den Wohnſißzgrundſatz, der däniſche 
Richter hätte den gleichen Fall alſo nach deutſchem Recht 
zu beurteilen. 

Man ſchließt nun folgendermaßen: Das Weſen der 
Rechtsanwendungsregel liege in einer „Verweiſung“. Gehe 
dieſe auf fremdes Recht, dann könne gemeint ſein Ver⸗ 
weiſung auf den Geſamtbereich des Rechts, alſo einſchließ⸗ 
lich des fremden IPR. (Geſamtverweiſung) oder nur auf 
das ſachliche Recht (Sachnormverweiſung). Die Geſamtver⸗ 
weiſung fei abzulehnen, da fie zu einem „eirculus vitiosus 
führe, ein „logiſches Spiegelkabinett“ entſtehen laſſen muſſe 
Im Beiſpiel verweiſe etwa das deutſche ZPR. auf bas 
däniſche Recht; beffen JPR. verweiſe zurück auf das deutſche 
Recht; deſſen APR. wiederum zurück uſw. ufto. 

Dieſe Gedankenführung iſt ein Muſter wurzelloſen Den⸗ 
kens. Hält man ſich die volkliche Verankerung des Rechts 
vor Augen, kommt man zu folgender Löſung: Das deutſche 
IPR. verweiſt deshalb auf das fremde Recht, weil unſerer 
volklichen Zuordnung nach der Ausländer zum ausländiſchen 
Rechtsbereich gehört, alſo letztlich, weil wir die fremde Volks⸗ 
ordnung achten wollen. Das können wir aber nicht beſſer 
tun, als wenn wir auf deren abweichende „Anknüpfung“ 
eingehen, auch wenn diefe etwa auf ein drittes Recht, weiter- 
verweiſen“ würde. Volkliches Rechtsdenken führt aljo zur 
Anerkennung des einmaligen renvoi, der einmaligen 
Geſamtverweiſung. Dieſem Ergebnis entſpricht weitgehend 
die deutſche Rechtſprechung in Anlehnung an den lücken⸗ 
haften Art. 27 C BGB. Im Beiſpiel würde alfo der deutſche 
Richter grundſätzlich deutſches Erbrecht auf den Nachlaß des 
Dänen anwenden müſſen. 5 

Auch die vielumſtrittene Frage nach dem auf zwi⸗ 
ſchenſtaatlich gelagerte Vertragsverhältniſſe 
anwendbaren Recht vermag bei Beachtung der volk⸗ 
lichen Grundlagen des Rechtsverkehrs eine lebensechte Löſung 
zu finden. Ein Vertrag, der ausländiſche Berührpunkte auf⸗ 
weiſt, kann dennoch eindeutig ein Geſchäft der heimiſchen 
Volks wirtſchaft bilden. Beiſpiele: Zwei deutſche Kauf⸗ 
leute ſchließen gelegentlich einer Reiſe in Liverpool über 
ſchwimmende Ware ab. Ein italieniſcher Arbeiter iſt bei dem 
Kder.⸗Wagen⸗Werk beſchäftigt. Die Teilnehmer einer aus⸗ 
ländiſchen Reiſegeſellſchaft kaufen in Nürnberg Reiſeandenken. 
Ein Ausländer läßt ſich während einer Geſchäftsreiſe von 
einem deutſchen Arzt behandeln, von einem deutſchen An⸗ 
walt beraten. Es handelt ſich überall um „deutſche“ Ge⸗ 
ſchäfte, die der deutſchen Volkswirtſchaft zugehören und damit 
deren Recht unterſtehen. Die Anknüpfung feſtigen ſehr oft 
„Beziehungshäufungen“, 3. B. inländiſche Staatsangehörig⸗ 
keit der Parteien, Abſchlußort, Gerichtsſtand im Inland, 
inländiſche Vertragsſprache, inländiſche Währung uſw. Be 
Die Parteien können ſelbſtverſtändlich, ſoweit das inländifche 
Recht nachgiebige Vorſchriften enthält, den ihnen freigegebe⸗ 
nen Rahmen auch durch eine ausländiſche Regel ausfüllen, 
alſo etwa bei einem Handelskauf auf, das ſchwediſche Recht 
verweiſen, weil dieſes keine Mängelrüge kenne. Es handelt 
ſich dann aber nicht um eine „kolliſions rechtliche“ (rechts⸗ 
anwendungsrechtliche), ſondern um eine „materiellrechtliche“ 


Verweiſung. 


rimi izei und Strafverfahrensrecht, 
k Me poi Beispiel des deutſchen, franzöſiſchen und 
italieniſchen Rechts von Dr. Paul⸗ Moritz Friedrich. 
(Rechts vergleichende Unterſuchungen zur geſamten Straf⸗ 
rechtswiſſenſchaft Heft Dr Bonn a Rhein 1939. Verlag 
i i eid. 95 ©. i ' 
e Broſchüre iſt ein wertvoller Beitrag für 
die Neugeſtaltung des deutſchen Strafprozeßrechts und 
Polizeirechts. Beide Rechtsgebiete befinden ſich im Stadium 
der Reform. Das Straſverfahrensrecht ift ſchon bis an die 
Grenze der Vollendung gelangt (vgl. Gürtner⸗ Ir ei st et, 
„Das neue Strafrecht und bie Denkſchrift des NSR B.“). 
Das Verfahrensrecht läßt ſich nicht endgültig regeln, 
ohne daß nicht zugleich eine entſprechende geſetzgeberiſche 


Den „binnenwirtſchaftlichen“ treten die weltwirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäfte gegenüber, die den zwiſchenſtaat⸗ 
lichen Güter⸗ und Leiſtungsaustauſch bewirken. Beiſpiel: ein 
deutſcher und ein engliſcher Kaufmann ſchließen in Belgrad 
über einen Poſten orientaliſcher Teppiche in franzöſiſcher 
Vertragsfaſſung ab. Solchen Sachverhalten wäre ein „Welt⸗ 
recht“ angemeſſen, das es nicht gibt; auch das vereinheit⸗ 
lichte Wechſelrecht z. B. iſt ja keineswegs überall anerkanntes 
Weltrecht. Nur ganz vereinzelt, etwa im Seidenhandel, haben 
ſich als „ſelbſtgeſchaffenes Recht der Wirtſchaft“ einheitliche 
Regeln für die ganze Branche herausgebildet (vgl. Iſhi⸗ 
zaki, „Le droit corporatif international de la vente de 
soies“, 1928). Man hat deshalb davon auszugehen, daß die 
Parteien ſelbſt die beſten Kenner ihrer geſchäftlichen Be⸗ 
ziehungen ſind und es ſomit ihnen überlaſſen bleiben muß, 
das anwendbare Recht zu beſtimmen. Für dieſen Bereich 
kommen wir aljo zur Anerkennung der internationalprivat⸗ 
rechtlichen „Parteiautonomie“. Schweigen die Parteien, dann 
hat der Richter das den Umſtänden nach paſſende Recht auf⸗ 
zufinden. Auch hier werden ihm „Beziehungshäufungen“ 
den richtigen Weg weiſen; daneben eine ganze Reihe anderer 
Geſichtspunkte: ſorgfältige Bewertung der Intereſſenlage, 
Rückſichtnahme auf die Sicherheit des Handelsverkehrs, uſw. 

Gegenüber dieſen klaren, lebensvollen Geſichtspunkten 
iſt die herrſchende Rechtſprechung (mangels einer geſetzlichen 
Regelung) zu folgenden Ergebniſſen gelangt: Grundſätzliche 
Herrſchaft der Parteibeſtimmung, der man nur ſehr zögernd 
Grenzen ſetzt (vgl. RG.: JW. 1936, 2059). Fehlt eine — aus- 
drückliche oder ſtillſchweigende — Vereinbarung über das 
maßgebende Recht, dann ſei der „hypothetiſche“ Parteiwille 
zu erforſchen, d. i. der Wille, den die Parteien gebildet hätten, 
wenn ſie auf die Notwendigkeit einer ſolchen Abmachung 
hingewieſen worden wären. Der Richter iſt alſo methodiſch 
auf den Weg der Fiktion verwieſen. Hinter der Lüge der 
Fiktion aber verbirgt ſich in Wahrheit eine ſehr anerkennens⸗ 
werte richterliche Rechtsſchöpfung aus den geſamten ſachlichen 
Umſtänden des Lebensſachverhaltes heraus. Das RG. jagt 
ſelbſt einmal (RG. 74, 174 = JW. 1910, 845), tatſächlich werde 
hier unabhängig von einem Willen der Parteien nach objek⸗ 
tiven Geſichtspunkten die Frage nach dem anzuwendenden 
örtlichen Rechte entſchieden. 

Auf dieſem Gebiet iſt alſo ſchon jetzt der Weg für 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung frei, an Stelle des die 
Rechtsklarheit und Rechtsſicherheit gefährdenden Parteiindi⸗ 
vidualismus, der ſich hinter der Maske eines „mutmaß⸗ 
lichen“ Willens verſteckt, den Grundſätzen einer geſicherten 
volklichen Wirtſchaftsbetrachtung zum Durchbruch zu ver⸗ 
helfen. Auf den meiſten anderen Gebieten kann nur der 
Geſetzgeber der volklichen Rechtsauffaſſung zur reſtloſen An⸗ 
erkennung verhelfen. Deren eindeutige Forderungen müſſen 
beim Neubau auch dieſes Teiles des deutſchen Volksrechts 
unumſtößlich verbindliche Richtpunkte fein?). 

Dozent Dr. Fritz Reu, Aſſeſſor, München. 


2) Die vorſtehenden Grundgedanken wurden vom Verf. 
erſtmals ausgeſprochen im RVerwBl. 1935, 521 ff. („Die 
Schulpflicht der Ausländer, ein Beitrag zum neuen RAR. 
der Verwaltung“). Ahnlich dann 9. Müller: DIZ. 1936 
Sp. 1065 ff. Vgl. auch Reu, „Anwendung fremden Rechts“, 
1938, bef. S. 12 ff. 


Erfaſſung desjenigen Teils der Polizei erfolgt, der auf 
Grund ſeines Aufgabengebiets in ſtändigem Zuſammenhang 
mit der Staatsanwaltſchaft ſteht, der ſog. Kriminalpolizei. 
Friedrich unterſucht in dem vorliegenden Buch kritiſch die 
bisherige geſetzgeberiſche Regelung dieſer Zuſammenarbeit 
zwiſchen der Juſtiz⸗ und der Verwaltungsbehörde. Die politi- 
ſche Zerſplitterung Deutſchlands ſchuf in den einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten verſchiedene Syſteme der Verbrechensermitt⸗ 
lung und vorbeugenden Bekämpfung. Auch die Reichsjuſtiz⸗ 
geſetze haben an dieſem Zuſtand nichts geändert (S. 19). Der 
Verf. prüft weiterhin die einzelnen Landerſyſteme vor und 
nach dem Weltkriege auf eine brauchbare Löſung dieſer ver⸗ 
fahrensrechtlichen Frage (S. 20—36). Es zeigt ſich dabei 
immer wieder, daß die deutſche Rechtsentwicklung maßgebend 
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beeinflußt wurde durch das franzöſiſche Recht. Das auf der 
Montesquieuſchen Lehre von der Gewaltenteilung auf⸗ 
bauende ſtaatsrechtliche Denken der franzöſiſchen Revolution 
ſchuf die ſcharfe Trennung zwiſchen Gerichtsbehörden und 
Verwaltungsbehörden (S. 51). Wir ſehen demnach, wie zwei 
— bewußt voneinander getrennte — Behörden, die ſtaatliche 
Strafverfolgungsbehörde und die Ordnungsbehörde, ein ge⸗ 
meinſames Ziel, die Verbrechensverfolgung erreichen ſollen. 
Zu dieſem Zweck mußte die künſtliche Trennung inſoweit 
wieder künſtlich beſeitigt werden. Dies geſchieht durch die 
Einrichtung der „Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft“. 

Der Verf. weiſt eingehend die Schwächen dieſes Syſtems 
unter rechts vergleichender Heranziehung des franzöſiſchen 
und italienischen Rechts nach (S. 50—88). 

Wir haben heute die von Mißtrauen gegen die Staats- 
führung getragenen Drei⸗Gewalten⸗Lehre überwunden. Es iſt 
notwendig, daß wir in unſeren Reformen die Kouſequenzen 
aus dieſer Erkenntnis reſtlos ziehen. Die Vorſchläge des 
Verf. zur Neugeſtaltung, in dieſer Hinſicht (S. 89 ff.) ent⸗ 
ſprechen dem Rechtsdenken, wie es der Nationalſozialismus 
fordert. Die Zuſammenfaſſung der Staatsanwaltſchaft und 
der Kriminalpolizei im Rahmen der Reichsjuſtizverwaltung, 
die Abſchaffung der „Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft“ 
beſeitigen einen typiſch liberaliſtiſch⸗individualiſtiſchen Ver⸗ 
fahrensrechtsgrundſatz. 

Zuſammenfaſſend iſt zu ſagen: Wir brauchen ſolche ſorg⸗ 
fältigen, wiſſenſchaftlich eingehend fundierten Unterſuchun⸗ 
gen zu den einzelnen Punkten unſerer Rechtsneugeſtaltung. 
Die Vielzahl ſolcher einzelnen Unterſuchungen wird dann ein 
gewaltiges tiefſchürfendes Geſetzgebungsmaterial ausmachen. 
In dieſem Sinne iſt das Buch von Friedrich als ein wichtiger 
Bauſtein für die Neuſchaffung des Strafprozeßrechts und 
Polizeirechts anzuſehen. 

RA. Dr. Otto Riff, Berlin. 


RA. und Notar, Prof. Dr. Erwin Noack, Berlin: Quer 
durch das Bürgerliche Recht. Berlin 1938. Carl 
Heymanns Verlag. 96 S. Preis kart. 2,80 AM. 

Hier liegt ein Buch vor uns, das von einem feinen 
Lehrgeſchick zeugt. Es will dem Neuling auf dem Gebiet des 
Rechts ein Führer ſein, der von hoher Warte aus den 
Schüler einen Blick tun läßt über das Land, das er zu 
durchwandern im Begriff ſteht, und der ihm zugleich den 
Weg weiſt, auf dem er zum Ziele gelangen kann. Und es 
will weiter dem fortſchreitenden Lernenden zu einem Halte⸗ 
punkt zwingen, um Rückſchau zu halten über das Erlernte 
und einen zuſammenfaſſenden Überblick zu gewinnen. Zweck 
des Lernens iſt es, einen Schatz von Wiſſen anzuſammeln. 
Aber das Wiſſen bleibt leerer Kram, wenn das verbindende 
geiſtige Band fehlt. Es ſtellt eine Bereicherung nur dar für 
den, der die inneren Zuſammenhänge ſieht und das lebendige 
Zuſammenwirken der einzelnen Teile zum Ganzen erkennt. 
Es iſt die höchſte Aufgabe des Lehrers, den Lernenden von 
der bloßen Kenntnis des Wiſſenswerten zur Erkenntnis der 
Zuſammenhänge zu führen. Die Kenntnis des Aufbaues des 
Rechts muß erweitert werden zur Erkenntnis des lebendigen 
Wirkens dieſes Organismus. Dieſe Aufgabe erkennt der 
Verf. und löſt ſie in geſchickter Weiſe. Ausgehend von den 
Grundbegriffen des Rechts führt er den Leſer „quer durch 
das bürgerliche Recht“, zeigt die großen leitenden Gedanken 
auf, die den Rechtsverkehr beherrſchen, und weiſt ſie bis in 
die kleinſten Veräſtelungen nach, kehrt dann wieder zurück 
und führt einen anderen Weg weiter, immer anregend zu 
eigenem Denken, immer friſch in der Sprache und klar in 
der Darſtellungsweiſe. Dieſes Buch ſollte jeder Lernende in 
die Hand nehmen und es in gewiſſen Zeitabſtänden immer 
wieder auf ſich wirken laſſen, einmal zur Prüfung des Um 
fanges der eigenen Kenntniſſe und ſodann zur Vertiefung 
der Erkenntnis, daß alle Teile des Rechts zu lebendigem 
Wirken für die Sicherung und den Beftand der Volts- 
gemeinſchaft beſtimmt ſind. 

RA. und Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 


Perſonenſtandsgeſetz mit der 1. AusfVO., der amt- 
lichen Begründung ſowie dem Namensrecht und anderen 
einſchlägigen Vorſchriften. Erläutert von ORegR. Dr. Kurt 
Emig, Berlin. 2. Aufl. München und Berlin 1938. C. H. 
Beckſche Verlagsbuchhdlg. XII, 309 S. Preis geb. 6,50 RM. 


Mit der Neuordnung des ſachlichen Rechts der Eheſchlie 


kung im neuen Ehe®. v. 6. Juli 1938 ift die ſchon ein halbes 
Jahr früher erfolgte Neuregelung des Rechts der Perſonen⸗ 
ſtandsbeurkundung in den Vordergrund des Intereſſes gerückt 
worden. Es iſt deshalb ſehr zu begrüßen, daß der Verf. als⸗ 
bald nach dem Erlaß des neuen Eheb. ein Erläuterungsbuch 
zu dem neuen PerfSt®. geſchrieben hat. 

Man erkennt bei Durchſicht des Buches auf Schritt und 
Tritt die enge Verflechtung des ſachlichen Eheſchließungsrechts 
mit dem formellen Recht der Perſonenſtandsbeurkundung. 
Überall verweiſt der Verf. in den Erläuterungen auf die je- 
weils in Betracht kommenden e des Ehech. und 
bringt ſogar einen Teil dieſes Geſetzes, nämlich die Vor⸗ 
ſchriften der 88 15 bis 19 Ehech., die das Recht der Eheſchlie⸗ 
zung behandeln, als Anhang zu dem zweiten Abſchnitt des 
PerſStcd. über „Aufgebot und Familienbuch“ zum Abdruck, 
wobei er auch dieſe Vorſchriften in knapper Form, ſoweit es 
zum Berftänonis erforderlich ift, erläutert. In einer Ein» 
leitung gibt der Verf, in kurzen Strichen eine Überſicht über 
die er Entwicklung des Perſonenſtandsweſens bis zu 
dem alten PerſStch. v. 6. Febr. 1875 und ſtellt dann die Bor- 
geſchichte und Grundgedanken des neuen PerſStch. dar, wobei 
die Abſchnitte I und IT der amtlichen Begründung zum neuen 
Perſ StG. abgedruckt werden. Ein dritter Abſchnitt der Ein⸗ 
leitung behandelt den Geltungsbereich des Geſetzes und gibt 
Hinweiſe auf das zmifchenftaatliche Perſonenſtandsrecht. Den 
Hauptteil des Buches nimmt die Erläuterung des Perſ Std. 
ſelbſt ein. Hier findet der Leſer eine Fülle von Belehrung und 
Anregung. Der Verf. beſchränkt ſich nicht auf kleine erläu⸗ 
ternde Hinweiſe, ſondern ſucht den Stoff ſyſtematiſch zu er⸗ 
faſſen und nach jeder Richtung hin vollſtändig darzuſtellen. 
Trotz der Kürze der Form, die durch den beſchränkten Umfang 
des Buches geboten iſt, findet der Verf. ausreichend Raum, 
um in klarem Stil alle großen gedanklichen Linien aufzuzeigen 
und alle weſentlichen Geſichtspunkte herauszuarbeiten. Dabei 
berückſichtigt er Rechtſprechung und Schrifttum in ausgiebigem 
Maße. Das ſachliche Recht, deſſen Heranziehung durch den Ge⸗ 
ſetzeswortlaut erforderlich wird, wird ausführlich erörtert und 
damit dem Leſer ein Zurückgreifen auf andere Auslegungs⸗ 
quellen erſpart. Auch auf Lücken im Geſetz macht der Verf. 
aufmerkſam und gibt Hinweiſe zu ihrer Ausfüllung. So er⸗ 
wähnt er in Erläuterung 7 zu § 12, daß das Geſetz die Bei⸗ 
ſchreibung der Eheauflöſung am Rande des Heiratseintrages 
in dem Falle nicht vorſieht, daß der Ehegatte eines für tot 
Erklärten eine neue Ehe eingeht; er erklärt dabei mit Recht, 
daß auch für dieſen Fall ein Bedürfnis für die Eintragung 
diefer Tatſache beſteht, da ja das Familienbuch den jeweiligen 
Stand der Familie vollſtändig wiedergeben folle, und rät deg- 
halb, auch dieſe Tatſache durch Beiſchreibung zu vermerken. 

Sehr weſentlich für die Anwendung des Geſetzes iſt der 
Abdruck der Ausführungsvorſchriften mit allen Muſtern der 
Perſonenſtandsbücher und ſtandesamtlichen Urkunden ſowie die 
Zuſammenſtellung der geſetzlichen und behördlichen Beſtim⸗ 
mungen über das Namensrecht, unter denen das Namens⸗ 
änderungs®. v. 5. Jan. 1938 das Kernſtück bildet. 


Das Buch, das der Verf. zur Verwendung durch die mit 
dem Vollzug des PerfSt®. betrauten Behörden beſtimmt hat, 
wird ſeiner Aufgabe in vollem Umfange gerecht. Darüber hin⸗ 
aus wird das Buch aber auch für die Studierenden ſowie für 
die Rechtswahrer der Praxis, die ſich über Fragen der Per⸗ 
ſonenſtandsbeurkundung unterrichten müſſen, die gleichen guten 
Dienſte leiſten. 


RA. und Notar Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 


Verkehr mit land» und forſtwirtſchaftlichen 
Grundſtücken, Grundſtücksverkehrsbekauntmachung v. 
26. Jau. 1937 (RG Bl. I, 35) und Erſte Durchführungs⸗ 
verordnung zum Geſetz über die Sicherung der Reichs⸗ 
grenze und über Vergeltungsmaßnahmen v. 17. Ang. 1937 
(RH Bl. J, 905) von ER. und OSR. Dr. Karl Hopp 
int RIM., Mitglied des Rh; mit einem einführenden 
Beitrag von Staatsſekretär Dr. Freisler, Preuß. 
Staatsrat, MON. 3. Aufl. Berlin 1939. Verlag Franz 
Vahlen. XVI, 236 S. Preis kart. 6 RM. 

Der Verkehr mit Grundſtücken iſt heute mancherlei Be⸗ 
ſchränkungen unterworfen. Das Verbot der Preiserhöhung, 
die Beſchränkungen nach dem Reichsgeſetz über Aufſchließung 
von Wohnſiedlungsgebieten oder nach dem REG, um nur 
einige Beiſpiele zu nennen, engen den Grundſtücksmarkt in 
verſchiedener Hinſicht ein. Kein vernünftiger Menſch wird 
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die Notwendigkeit noch die Nützlichkeit dieſer Beſtimmungen 
leugnen. Der Boden iſt nicht Ware in dem Sinn wie ein 
Gegenſtaud des täglichen Bedarfes, ſondern Lebensraum 
unjeres Volkes, Grundlage unſerer Ernährung und Blut- 
quell der Nation. Der Boden iſt auch nicht beliebig vermehr⸗ 
bar, er ſteht uns nur in einem beſtimmten, und zwar viel 
zu geringem Ausmaß zur Verfügung. j 

Die Sorge des Staates für eine zmedmäßige Ber- 
teilung des Bodens hat mit der a eee 
v. 15. März 1918 eine verhältnismäßig frühe, wenn au 
unvollkommene und lückenhafte Regelung gefunden. Ihre Be- 
ſtimmungen wurden ſelbſt in der vergangenen Zeit, als freie 
Wirtſchaft die oberſte Weisheit war, nicht befeitigt. Im 
nationalſozialiſtiſchen Staat, deſſen Grundſatz eine planvolle 
Wirtſchaft iſt, iſt dieſe Fürſorge weſentlich größer geworden, 
indem ſie faſt den geſamten Grundſtücksverkehr der Genehmi⸗ 
gungspflicht und damit ſeiner Kontrolle unterwirft. 

Die Schattenſeiten dieſes Verfahrens liegen auf der 
Hand. Wer weiß, wie lange es mitunter dauert, bis eine Ge⸗ 
nehmigung zu einem Grundſtücksveräußerungsvertrag erteilt 
wird und damit der Erwerber in das Grundbuch als Eigen⸗ 
tümer eingetragen werden kann, möchte manchmal an der 
Nützlichkeit der Vorſchriften zweifeln. Dieſe Zwiſchenzeit der 
Ungewißbeit verurſacht nicht nur des öfteren wirtſchaftlichen 
Schaden, ſie birgt auch mancherlei Gefahren in ſich. So ſehen 
wir, daß nützliche und notwendige Geſetze den unerwünſchten 
Grundſtücksverkehr zwar verhindern, aber gleichzeitig auch 
den erwünſchten und notwendigen Grundſtücksverkehr be⸗ 
hindern. Der Wert dieſer Geſetze hängt demnach in beſonde⸗ 
rem Maße von ihrer Handhabung ab.“ 

Ein ausgezeichnetes Hilfsmittel bei der Handhabung der 
Grundſtücksverkehrsbekanntmachung iſt das vorliegende Buch. 
Für ſeine Qualität ſpricht ſchon äußerlich, daß es nach kurzer 
Zeit bereits in dritter Auflage erſchienen iſt. Dieſe Tatſache 
läßt erkennen, daß es in der Praxis Anklang gefunden hat; 
ſeine mit der Neuauflage verbundene Neugeſtaltung deutet 
aber auch darauf hin, daß der Verf. an der Vervollkomm⸗ 
nung des Werkes weiterarbeitet. Der Verf. ift nicht nur als 
Mitarbeiter bei dem Erlaß der neuen Grundſtücksverkehrsbe⸗ 
kanntmachung und ihrer Durchführungsverordnungen be⸗ 
kannt, ſondern ganz allgemein als Kenner des Bodenrechtes, 
insbefondere des landwirtſchaftlichen Bodenrechtes. Seine 
Meinung darf daher in gewiſſem Umfang als authentiſche 
Meinung des Geſetzgebers gewertet werden. 

Die neue Auflage iſt ſelbſtverſtändlich auf den neueſten 
Stand ergänzt. Neben den Geſetzen und Verordnungen des 
Reiches zur Grundſtücksverkehrsbekanntmachung ſind die 
Richtlinien und Runderlaſſe des Ru Pr MfEuL., die Anord⸗ 
nungen anderer Reichsminiſter, die Auordnungen und Er⸗ 
laſſe des Reichskommiſſars für Preisbildung, die Dienſtan⸗ 
ordnungen des Reichsnährſtandes und die ergänzenden 
landesrechtlichen Beſtimmungen, ſoweit ſie bis Mitte De⸗ 
zember 1938 ergangen ſind, zum Abdruck gebracht. Das Buch 
bringt alſo eine umfaſſende Zuſammenſtellung der zur 
Grundſtücksverkehrsbekanntmachung erlaſſenen Vorſchriften 
einſchließlich deren Einführung in Sſterreich und im Sudeten⸗ 
une Geſetzestexte, die ſich im Gegenſatz zur vorhergehen⸗ 
den Auflage nunmehr im zweiten Teil befinden, ſind in die 
erweiterten Erläuterungen der Grundſtücksverkehrsbekannt⸗ 
machung eingebaut; überall wo es notwendig oder zweck⸗ 
dienlich erſchien, ift auf den Wortlaut der geſetzlichen Be- 
ſtimmungen durch Angabe der Seiten verwieſen. Die Recht⸗ 
ſprechung iſt auf den neueſten Stand ergänzt und bei der 
Kommentierung entſprechend verwertet. Beſonders eingehend 
find die 88 2, 5 und 7 der Grundſtücksverkehrsbekannt⸗ 
m erläutert. i 

Br zu begrüßen iſt, daß der Verfaſſer auch die mit 
der Grundſtücksverkehrsbekanntmachung. eng zuſammenhän⸗ 
gende Grenzſicherungsverorduung eingefügt und erlautert hat. 
y Die Neuauflage darf als gelungenes Werk bezeichnet 
werden. In ſeiner Anlage und klaren Erläuterung iſt das 
Buch in erſter Linie für den Notar, Anwalt, Richter und 
den mit der Entſcheidung befaßten Beamten der Verwaltung 
geeignet. Darüber hinaus wird es aber auch den Stellen des 
Reichsnänrſtandes gute Dienſte erweiſen. So wird das Buch 
weiter dazu beitragen, den Sinn und Zweck der Grundſtücks⸗ 
verkehrsbelauntmachung bekanntzumachen, um unerwünſch⸗ 
ten Grundſtücksverkehr von vornherein auszuſchalten. Seine 
klare Sprache und die vorzüglichen Erläuterungen mögen 
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den betrauten Stellen die Entſcheidung in vielen Fällen er⸗ 
leichtern und vor allem die ſo notwendige raſche Entſchei⸗ 
dung ermöglichen. 

Notariatsaſſeſſor Dr. Hanns Kirchmann, München. 


Das Gaſtſtättengeſetz v. 28. April 1930 i. d. Faſſ. der 
Geſ. v. 3. Juli 1934, 9. Okt. 1934 und 27. Sept. 1938 und 
die wichtigſten reichs- und landesrechtlichen Ausführungs⸗ 
und Nebenbeſtimmungen erläutert von Dr. jur. Elmar 
Michel, Min dirig. i. RWiM. 3. neubearb. und erweiterte 
Auflage. Berlin 1938. Carl Heymanns Verlag. XVI, 514 S. 
Preis geb. 12 AM. 

Die Geburt des GaſtſtättG. fiel in das Jahr 1930. Die 
Wehen, die vorausgingen, erſtreckten ſich auf einen Zeitraum 
von nahezu vier Jahrzehnten. Trotzdem trat das Geſetz als 
ein geſundes Kind unſerer etwas altfränkiſch anmutenden, 
aber rüſtig gebliebenen GewO. in die Welt, blieb lebensfähig 
und ward lebenstüchtig. Es ift eines der wenigen Geſetze 
unſeres Wirtſchaftsrechtes, das ſich auch nach dem Jahre 1933 
behaupten konnte, weil feine grundſätzlichen Beſtimmungen 
von Anfang an das öffentliche Gemeinwohl im Auge hatten, 
hinter dem das Intereſſe der Einzelperſönlichkeit zurückzutre⸗ 
ten hat. So war die Moglichkeit gegeben, die praktiſche Hand⸗ 
habung des Geſetzes ohne erhebliche Anderungen ſeines Wort⸗ 
lauts im nationalſozialiſtiſchen Geiſte auszurichten. 

Um die Einführung des Geſetzes bemühten ſich eine An⸗ 
zahl gründlicher Kommentatoren, unter denen bereits im 
Jahre 1930 Michel zu finden war. Schon die erſte Auflage 
fiel durch die Reichhaltigkeit des zuſammengetragenen Stoffs, 
durch die überſichtliche Gliederung des Textes, insbeſ. aber 
durch die Überzeugungskraft ſeiner Interpretation auf, die 
auch in der nachfolgenden Rechtſprechung deutlich ſpürbar 
wurde. Die folgenden Auflagen wurden durch die Verarbei⸗ 
tung zahlreicher Entſcheidungen und des Schrifttums fort⸗ 
laufend und auf das ſorgfältigſte ergänzt. Es gibt kaum eine 
Entſcheidung oder Abhandlung, die ſich mit der Auslegung 
oder Anwendung gaſtſtätten rechtlicher Beſtimmungen beſchäf⸗ 
tigt, mit denen ſich Michel nicht verantwortlich auseinander⸗ 
ſetzt, oder die er nicht wenigſtens erwähnt. So wurde der 
Michel zum umfang und aufſchlußreichſten, zugleich aber 
zum ſichtlich richtunggebenden Erläuterungsbuch. 

Nur wenige neu gefaßte Beſtimmungen bedingten eine 
völlige Neubearbeitung des Textes. Dies gilt insbeſ. für die 
umfangreichen Erläuterungen zu 87 Abſ. 2 Einzelhandel SHO. 
(S 4a Ausf VHO. zum Gaſtſtätt h. wurde durch ihn gegen⸗ 
ſtandslos) und zu dem neuen § 7 AusfVO. (Branntweinklein⸗ 
nr Zu einer ganzen Reihe von Fragen, die in den letzten 

ahren umſtritten waren, wird unter Angabe zwiſchenzeitlich 
erſchienener Entſcheidungen und Aufſätze ausführlich Stellung 
genommen. Mit Recht beharrt der Verf. bei ſeiner früher 
vertretenen und leider noch nicht Allgemeingut gewordenen 

Auffaſſung, daß die Realgewerbeberechtigung entwertet wird, 

wenn der Betrieb ſeit drei Jahren nicht mehr auf Grund des 

Realrechts, ſondern auf Grund einer Erlaubnis nach Gaſt⸗ 

ſtättcch. ausgeübt worden ift. „Zweck des § 24 ift es, die heute 

wirtſchaftlich nicht mehr berechtigten Realrechte mindeſtens 
dann abzubauen, wenn ſie in der Praxis ſo gut wie in Ver⸗ 
geſſenheit geraten find.” — Die Abgrenzung zwiſchen gewerb⸗ 
licher Zimmervermietung und erlaubnispflichtiger Beherber⸗ 
gung macht in der Rechtſprechung nach wie vor Schwierig⸗ 
keiten. Der Verf. gibt hierzu eine lückenloſe Darſtellung der 
in den letzten Jahren fortentwickelten Grundſätze. — Die heute 
faſt vor jeder Erlaubniserteilung aufgeworfene Frage, ob ein 

Befähigungsnachweis auf dem Umwege über die Prüfung der 

Zuverläſſigkeit verlangt werden kann, wird vom Verf. ver⸗ 

neint. Dabei ſei jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß im Einzelfalle 

in dem Umſtand, daß ein Antragſteller nach ſeiner bisherigen 

Tätigkeit für die Ausübung des Gewerbes unfähig ſei, weil 

er jeder praktiſchen Erfahrung im Wirtſchaftsleben überhaupt 

mangelt, eine Tatſache geſehen werden könne, aus der im Zu⸗ 
ſammenhang mit anderen Umſtänden ſich der Mangel der Un⸗ 
zuverläſſigkeit ergebe. Dieſe Auslegung erſcheint zu eng. Sie 
wird mit der Entſtehungsgeſchichte des § 2 und damit be⸗ 
gründet, daß die gewerberechtliche Geſetzgebung des Dritten 

Reichs ſtets ausdrücklich vorſchreibe, wo die Sachkunde als 

Vorausſetzung für die Zulaſſung zu einem Gewerbe verlangt 

wird und dies nicht der Prüfung der allgemeinen Zuverläſſig⸗ 

keit überlaſſe. Dieſe Begründung läßt ſich m. E. nur inſoweit 
rechtfertigen, als es unzuläſſig iſt, die Erteilung der Erlaub⸗ 
nis von dem Nachweis einer Meiſterprüfung oder dem Nad 
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weis anderer von einzelnen Behörden willkürlich aufgeſtellten 
Vorausſetzungen abhängig zu machen. Eine häufig beobachtete 
Praxis, die Erlaubnis unter der Auflage () oder unter der 
aufſchiebenden Bedingung, daß die Ablegung einer Prüfung 
nachzuweiſen ſei, zu erteilen, iſt geſetzwidrig. Der Wortlaut 
des § 2 Ziff. 1 Gaftitätt®. läßt aber die extenſive Interpre⸗ 
tation zu, daß ein Antragſtelker ohne jede Fachkenntnis die 
erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt. Ein noch fo braver 
und anſtändiger Hausdiener, der mit einer Erbſchaft ein erft- 
rangiges Kurhaus erwirbt, beſitzt für dieſen Gewerbebetrieb 
nicht die erforderliche Zuverläſſigkeit. Die Erteilung der Er⸗ 
laubnis würde unter Umſtänden eine Allgemeingefahr be⸗ 
deuten. Und darauf kommt es an! 

Die letzthin häufig aufgeworfene Frage, ob die Gmbh. 
mit einer Erlaubnis für den Geſchäftsführer auskommt, iſt 
mit Recht verneint worden. Dies muß auch dann gelten, 
wenn ein Erlaubnisträger ſeinen Betrieb in eine Familien⸗ 
GmbH. umgründet und ſelbſt 95% der Auteile behält. Sehr 
ausführlich iſt die Fortentwicklung des Begriffs der Gaſteigen⸗ 
ſchaft, der Grundſätze für die Rücknahme der Exlaubnis, des 
Warenverkaufs in der Gaſtſtätte u. a. m. erläutert. Möge der 
auch in dieſer Auflage wieder mit Recht aufgenommene Satz 
Gehör finden, daß die in Preußen unterſchiedliche Behandlung 
des Verkaufs von Bier in offenen Gefäßen und des Verkaufs 
in Flaſchen nicht begründet erſcheint. 

Die Darſtellung der Nov. über die Straußwirtſchaften 
v. 27. Nov. 1936 ift neu und mit vielen Zitaten belegt. Die 
für Baden und Heſſen angegebenen Beſtimmungen ſind jedoch 
überholt. 

Der zweite Teil des Buches bringt wie ſchon früher eine 
überaus reichhaltige und jedem prakkiſchen Bedürfnis Rech⸗ 
nung tragende Auswahl reichs⸗ und landesrechtlicher Ausſüh⸗ 
rungs⸗, Durchführungs⸗ und Nebenbeſtimmungen. An die 
Stelle einer Reihe ſeit der zweiten Auflage außer Kraft ge⸗ 
tretener Verordnungen ſind neue Verordnungen getreten. Dies 
gilt insbeſ. für die durchweg befriſtet geweſenen Sperrverord⸗ 
nungen. Der Leſer merke ſich aber, daß während der Druck⸗ 
legung in Bayern die gegen früher ſehr viel weitergehende 
VO. v. 28. Nov. 1938 (BaychVBl. 1938, 389) ergangen iſt und 
in Hamburg jetzt die VO. v. 31. März 1938 (HambeßVBl. 
1938, 107) gilt. An Stelle des Geſetzes betr. die Raumbezeich⸗ 
nung der Geine wurde das neue Maß⸗ und Gewichts. von 
1935 zum Abdruck gebracht. Die durch VO. v. 18. Mai 1936 
erfolgte Anderung des § 54 (Maßgrößen der Flaſchen) iſt 
jedoch überſehen worden. (Beachtlich ſind für den Leſer auch 
die Übergangsbeſtimmungen v. 28. Dez. 1938 [RG Bl. 2012] 
für die Zeit bis zum 31. Dez. 1940.) 

Die Texte der zweiten Auflage wurden u. a. ergänzt durch 
den Abdruck der Anordnung über Betriebe, die Trinkbrannt⸗ 
wein herſtellen, des § 7 Abſ. 2 Einzelhandel SHG., der Rund- 
erlaſſe über die Begriffsbeſtimmungen: Hotel, Gaſthof, Hoſpiz 
und Fremdenheim, der Sperr VO. für Heſſen und Schaum⸗ 
burg⸗Lippe ſowie der Polizeiſtundend O. für Hamburg. Bei 
Benutzung des Buches wird es ſchließlich nützlich ſein, zu 
wiſſen, daß die abgedruckte Bundesratsbekanntmachung betr. 
die Beſchäftigung von Gehilfen und Lehrlingen in Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaften v. 23. Jan. 1902 und das Geſ. betr. die 
Kinderarbeit v. 30. März 1903 nach Drucklegung aufgehoben 
wurde. An deren Stelle ſind die einſchlägigen Beſtimmungen 
der Arbeit O. i. d. Faſſ. v. 30. April 1938 (NGBI. I, 446) 
mit der AusfVOO. v. 16. Dez. 1938 (RGGBl. I, 1799) und des 
JugSchcd. v. 30. April 1938 (RG Bl. I, 437) mit AusfVO. 
v. 12. Dez. 1938 (RGBl. I, 1777) getreten. 

RA. Dr. Erich Kappeſſer, Hamburg. 


Dr. Oskar Georg Fiſchbach, Min Dirig. im RF M.: 
Fürſorge⸗ und Verſorgungsgeſetz für die ehe- 
maligen Angehörigen der We 0 rmacht und ihre Hinter- 
bliebenen — Wehrmachtfürſorge⸗ und »verſorgungsgeſetz 
(WB.) — v. 26. Aug. 1938 nebſt Durchführungs⸗ und 
Ausführungsbeſtimmungen. Textausgabe mit einer Einlei⸗ 
tung und Sachregiſter. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher 
Reichsgeſetze Nr. 217.) Berlin 1939. Verlag Walter 
de Gruyter & Co. 616 S. Preis geb. 10,50 AA. 


Das Gef. v. 26. Aug. 1938 (RGBl. I, 1077) hat endlich 
dem in der JW. 1937, 1532 von Loeſch überſichtlich barge- 
legten überaus verwickelten Rechtszuſtand im Verſorgungs⸗ 
weſen ein Ende bereitet. Die Neuregelung in Geſtalt des 
Wehrmachtsfürſorge- und Verſorgungsgeſetzes (WF VG.) ift 
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aber zugleich mit einer Erweiterung des Gebiets verbunden 
geweſen. Während man bisher immer nur an die Ver ſorgung 
gedacht hat, iſt nunmehr auch die Für ſorge geſchaffen und ge⸗ 
regelt worden. Das Dritte Reich hat nämlich den ſchon von 
den großen. preußiſchen Soldatenkönigen angebahnten Be⸗ 
treuungsſchutz für die ausgedienten Soldaten, eine Einrich⸗ 
tung, die während des 19. Jahrhunderts keinen Fortſchritt ge- 
macht hatte, zum Ausbau gebracht. Schon im Wehr®. von 
1935 war vorgeſehen, daß die in Ehren Ausgeſchiedenen beim 
Übertritt in das bürgerliche Leben vom Reich unterſtützt und 
gefördert werden ſollten. Drejer Betreuung wird jetzt das 
WZ V8. dadurch gerecht, daß fie der Verſorgung fogar voran- 
geſtellt wird. Infolgedeſſen entſtand ein 201 Paragraphen un- 
faſſendes Geſetz, zu dem nicht nur Durchführungsbeſtimmun⸗ 
gen von erheblichem Umfang, ſondern auch zahlreiche Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen ergehen mußten. Die vorliegende Text⸗ 
ausgabe hat es verſtanden, dieſe gewiß nicht gerade einfache 
Rechtslage dadurch verſtändlich zu machen, daß in äußerſt an- 
ſprechender Form den einzelnen Geſetzesvorſchriften in Kurſiv⸗ 
druck zunächſt einmal die Durchführungsbeſtimmungen ange⸗ 
fügt ſind und dann in Kleindruck die Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen folgen. Dem Leſer wird dadurch das leichte Eindringen 
in die Geſamtrechtslage weſentlich erleichtert. In einer 
24 Seiten umfaſſenden Einleitung wird zunächſt ein geſchicht⸗ 
licher Überblick über die Entwicklung des Militärverſorgungs⸗ 
rechts gegeben. Dann erſt folgen in ſyſtematiſcher Darſtellung 
die Grundzüge des neuen W§ Vc. Dankenswert ift weiter die 
vollſtändige Anreihung der mit dem Denen und Verſor⸗ 
gungsweſen zuſammenhängenden Nebenbeſtimmungen, von 
denen einzelne allerdings durch die Neuregelung der Einkom⸗ 
men⸗ und Lohnſteuer überholt ſind. Beſonderer Hervorhebung 
wert iſt das eingehende Sachregiſter. Solange noch keine um⸗ 
faſſende Rechtſprechung des neu gegründeten Höchſtgerichts, des 
Reichsfürſorge⸗ und Verſorgungsgerichts der Wehrmacht, vor⸗ 
liegt und dadurch die Möglichkeit eines grundlegenden Er⸗ 
läuterungs werks gegeben ift, wird jeder die Fiſchbachſche 
Textausgabe mit Erfolg zu Rate ziehen können, jedoch nur, 
falls Mr Vorausſetzung erfüllt wird: Die am 20. Jan. 
1939 (RGS Bl. I, 51) erfolgte Umgeſtaltung der Durchführungs⸗ 
beſtimmungen darf nicht bloß am Ende des Buches als An⸗ 
hang gebracht werden. Vielmehr ift durch Deckblätter die nach⸗ 
trägliche Einreihung jeder einzelnen Streichung, Anderung oder 
Neueinführung in den Text des WFG. zu ermöglichen. 
Geh. Kriegsrat Dr. M. Wagner, 
Mint. z. V. im Oberkommando der Wehrmacht. 


Das neue Deutſche Reichsrecht (Ausgabe Oſterreich). 
Herausgegeben von Hans Pfundtner, StSekr. im 
Rd J., Berlin, Dr. Reinhard Neubert, Juſtizrat, 
Präſ. d. RR AK., unter Mitwirkung von Dr. F. A. Me- 
dicus, MinDirigent im RMd J., Dr. E. Mannlicher, 
Sektionschef der öſterreichiſchen Landesregierung, 3. 8. im 
RMd J., Berlin. Loſeblattſammlung. Berlin und Wien 
1939. Juduſtrieverlag Spaeth & Linde. Lieferung 16. 
(182 Blatt Erg.) Preis je Blatt 3 Rpf. und Poſtgebühr. 


Jahrbuch des Deutſchen Rechts. Herausgeber 
Dr. Franz Schlegelberger, Dr. Roland Frei- 
ler, Staatsſekretäre im RIM., Dr. Reinhard Nen- 
bert, Juſtizrat, RA. und Notar, Präſ. der RRAK., 
Dr. Wern er 90 che, Mint. im RMDF, Eberhard 
Staud, Min R. im RIM. Neue Folge, 6. Band. 37. Jahr⸗ 
gang 1. Heft. Berlin 1939. Verlag Franz Vahlen. VI, 
214 S. Preis des vollſt. Bandes 9 RM. 


D as neue Recht in Preußen. Herausgegeben von 
. Roland Freisler, StSekr. im RIM., Preuß. 
Staatsrat, Ludwig Grauert, StSekr. i. e. R., Preuß. 
Staatsrat, unter Mitwirkung von Dr. Kar! Krug, Ober⸗ 
ſtaatsanwalt im RIM. Loſeblattſammlung. Berlin 1938. 
Juduſtrieverlag Spaeth & Linde. Lieferung 39. (155 Blatt 
Erg.) Preis je Blatt 5 Rpf. und Poſtgebühr. 


Jahrbuch für Entſcheidungen in Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
des Grundbuchrecht's. Auf Grund amtlichen Ma- 
terials herausgegeben von Kurt Ehm, Senpräſ. des 
KG. a. D. 18. Band Heft 1 und 2. Berlin 1938/39. Verlag 
Franz Vahlen. 288 S. Preis des vollſt. Bandes 7,50 RM. 
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Rechtſprechung 


Kechtſprechung 


Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
len Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — f Anmerkung] 


Strafgeſetzbuch 

1. RG. — 8 20 a StGB. Für den Begriff der Ge⸗ 
fährlichkeit kommt es auf die Größe des im Einzelfall an⸗ 
gerichteten Schadens grundſätzlich nicht an (RGSt. 68, 98: 
JW. 1934, 1496). Entſcheidend ijt vielmehr, welches Bild 
die Geſamtwürdigung der Taten von dem inneren Weſen 
des Täters entſtehen läßt. Auch ein eingewurzelter Hang 
zu kleineren Rechtsbrüchen und die daraus ſich ergebende 
Gefahr weiterer ſolcher Straftaten kann den Täter als ge⸗ 
fährlichen Gewohnheitsverbrecher erſcheinen laſſen. 

(RG., 3. StrSen. v. 13. Febr. 1939, 3 D 966/38.) 


* 

2. ORG. — 8s 27 b, 78 StGB.; Straffreih ez. vom 
29, April 1938. Wird in Anwendung des § 27 b StB. für 
mehrere Straftaten auf Geldſtrafen mit Erſatzfreiheitsſtrafen 
erkannt, jo iji die Frage nach der Anwendbarkeit des Straf- 
ircihG. v. 30. April 1938 nicht nach der Höhe der zuſammen⸗ 
gerechneten Erſatz⸗Freiheitsſtrafen, ſondern für jede Einzeltat 
nach der für ſie ausgeworfenen Geldſtrafe zu beurteilen. 

Der Angekl. K. hat gegen das Urteil der kleinen Strͤ. 
in Nordhausen, durch das er und der Mitangekl. P. wegen 
gemeinſchaftlich begangenen Diebſtahls in 5 Fällen zu einer 
Geldſtrafe von je 21 AM für jeden Fall, hilfsweiſe zu einer 
Freiheitsſtrafe von je 7 Tagen Gefängnis für jeden Fall, 
und wegen gemeinſchaftlich begangener Unterſchlagung in 
einem Falle zu einer Geldſtraſe von je 15 2M, hilfsweiſe zu 
einer Gefängnisſtrafe von je 5 Tagen, verurteilt worden 
ſind, Rev. eingelegt. Ihr war der Erfolg nicht zu verſagen. 

Das LG. hat die Anwendung des Straffreihc. vom 
30. April 1938 verneint, weil es davon ausgeht, daß es bel 
Nichtanwendung des § 27b Stch B. aus den 6 Freiheits 
ſtrafen eine Geſamtſtrafe von über einem Monat gebildet 
hätte. Es legt alſo ſeiner Prüfung dieſe angenommene Ge⸗ 
ſamtfreiheitsſtrafe zugrunde. au 

Dieſe Auffaſſung ift jedoch rechtsirrig. ES iſt bei der 
Unterſuchung von der Strafe auszugehen, auf die der Rich 
ter erkannt hat. Da dem Vorderrichter eine Gefängnisſtraſe 
zu hart erſchien und er glaubte, der Strafzweck könne auch 
durch eine Geldſtrafe erreicht werden, hat er die Anger. 
gem. §27b zu einer Geldſtrafe verurteilt. Die Gefängnis⸗ 
ſtrafen, die im Nichtbeitreibungsfalle an Stelle der Geld⸗ 
ſtrafen treten ſollen, haben nur den Charakter von Erſatz⸗ 
freiheitsſtrafen. Aus ihnen kann aber gem. 8 78 Steh B. 
keine Geſamtſtrafe gebildet werden. 8 

Infolgedeſſen ſind bei jeder der Erſatzfreiheitsſtrafen 
die Vorausſetzungen der Amneſtie einzeln zu prüfen. 

Der erk. Sen. befindet ſich mit ſeiner Rechtsanſicht in 
übereinſtimmung mit der herrſchenden Rſpr. (vgl. Schäfer: 
JW. 1938, 1365 ff. DSt rg. 1937, 308). A 

Da ſich die Höhe der Einzelgeldſtraſen durchaus im 
Strafrahmen des StraffreihG. hält, war das angefochtene 
Urteil aufzuheben und das Verfahren auf Grund des Straf⸗ 
freihch. einzuſtellen Obwohl der Mitangekl. P. feine eb. 
Se hatte, war nach 8 357 StPO. auch gegen ihn auf 

traffreiheit zu erkennen. 
(Os ch. Weihen [Saale], Urt. v. 18. Febr. 1939, Ss 128/38.) 


+ 

3. RG. — 829 StGB. Die Feſtſezung einer Er 
ſatzfreiheitsſtrafe für jede erkannte Geldſtrafe muß gemäß 
829 StGB. auch dann erfolgen, wenn die Geldſtrafen durch 
Anrechnung der Unterſuchungshaft für getilgt erklärt wer⸗ 
den (RGurt. 3 D 971/36 v. 12. April 1937: JW. 1937, 
835; 2 D 310/38 v. sh Juni 1938). Die in RGSt. 63, 338 
und 68, 1, 2 = JW. 1934, 431 2% vertretene Auffaſſung iſt 
aufgegeben. ìi 

(Rh., 2. StrSen v. b. Febr. 1939, 2 D 852/38.) 


4. OLG. — 88 68, 67 Abſ. 3 StGB. Zum Begriff der 
„richterlichen Handlung“ i. S. dieſer Age gai 

Der Angekl. ift wegen Übertretung der StraßXerfd. 
und Straß VerkZul O. verurteilt worden. Auf feine Berufung 
iſt das Verfahren wegen Verjährung eingeſtellt worden. Die 
11 8 Staatsanwaltſchaft eingelegte Rev. mußte Erfolg 

Wie ſich aus den Akten ergibt, hat der Amtsrichter in 
S. am 30. Juni 1938 auf Antrag der Amtsanwaltſchaft die 
Akten an die dortige Polizeibehörde überſandt mit dem Er- 
ſuchen um Beifügung des Gutachtens über die beim Angekl. 
vorgenommene Blutentnahme. Dadurch iſt die Verjährung 
unterbrochen worden (88 68, 67 Abſ. 3 StPO.) da jede 
richterliche Handlung, die wie hier wegen der begangenen 
Tat gegen den Täter gerichtet iſt und der Aufklärung des 
Sachverhaltes dient, die Verjährung unterbricht, ganz gleich, 
ob fie der Richter von fiğ aus oder auf Erſuchen ber 
Staatsanwaltſchaft vorgenommen hat (RGSt. 41, 356 f.). 
5 Der entgegenftehenden Anſicht des KG. (Goltd Arch. 73, 

ff.; 74, 120 f.), die vom Angekl. vertreten wird, wird aus 
den in der Entſch. des erk. Sen. v. 17. Dez. 1930 (DR. 1931 
Nr. 434) und in RGSt. 65, 82 ff. angeführten Gründen nicht 
gefolgt. Die einengende Auslegung des 8 68 SIGD. wider⸗ 
ſpricht auch — wie die Verjährung der Strafverfolgung 
überhaupt — der jetzt herrſchenden Anſchauung über die 
Strafbarkeit einer Tat. Aus dem Grundſatz „Kein Ver⸗ 
brechen ohne Strafe“ und dem Weſen der Unvergänglichkeit 
der Schuld folgt, daß die Strafbarkeit einer Tat durch geit- 
ablauf nicht erlöſchen kann (Gürtner, „Das kommende 
Deutſche Strafrecht“, Allg. Teil, 2. Aufl., S. 247 f.). Des⸗ 
halb dürfen die Vorſchriften über die Verjährung der Straf- 
verfolgung, die das neue Strafrecht vorausſichtlich nicht 
enthalten wird, nur dann zur Nichtbeſtrafung des Täters 
führen, wenn dies unumgänglich iſt. 

Das angefochtene Urteil beruht auf dieſer Verletzung 
von § 68 StGB. (8 337 StVO.) Es war deshalb nebſt 
den ihm zugrunde liegenden tatſächlichen Feſtſtellungen auf⸗ 
zuheben (8 353 StBD.), und die Sache war, da die Voraus 
ſetzungen für eine eigene Sachentſcheidung des Gerichts nicht 
vorliegen, gem. 8 354 StPO. an die Vorinſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. 


(OLG. Naumburg [Saale], Urt. v. 22. Febr. 1939, Ss 154/38.) 
* 


5. RG. — $ 176 StGB. Für den Tatbeſtand des 
Verbrechens nach § 176 Abſ. 1 Nr. 3 StGB, genügt es, wenn 
der Verleitende ſelbſt aus Sinnenluſt handelt (RGurt. v. 
29. Sept. 1925, 1 D 406/25: 83. 1926, 174; übereinſtim⸗ 
mend neuerdings RG. v. 27. Juni 1938, 2 D 283/38), — 
Daß das Kind ſich der Unzüchtigkeit nicht bewußt wurde, 
iſt unerheblich. 

(RG., 1. StrSen. v. 14. Febr. 1939, 1 D 64/39.) 
* 

6. RG. — 8 185 StGB. Beleidigung des Vaters 
durch Geſchlechtsverkehr mit der 17jährigen Tochter. Der 
Vater einer minderjährigen Tochter kann durch deren Be⸗ 
leidigung ſelbſt als unmittelbar beleidigt angeſehen werden, 
wenn beſondere Umſtände vorliegen, die einen Angriff auf 
die Ehre des Vaters erkennen laſſen. 


Der Angekl. iſt wegen Beleidigung des Vaters ei 
ſiebzehn Jahre alten Mädchens bestraft weil er mit den 
Madchen den Beiſchlaf zu vollziehen verſuchte. Die Rev 
rügt 1 89 0 ſachlichen Rechts. ; 

1. Strafantrag ift von dem Vater der Cha 
bereits mit der am 28. Aug. 1937 bei der S 
ſchaft eingelaufenen, von dem Vater unterzeichneten An⸗ 
zeige v. 26. Aug. 1937 geſtellt worden. Dieſe ift als An⸗ 
trag auf Strafeinſchreitung zu verſtehen, weil der Angekl. 
ſeine 17 Jahre alte Tochter überfallen und vergewaltigt 
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habe. Im Schreiben v. 2. Nov. 1937 ſtellte der Vater 
unter Bezugnahme auf die Anzeige v. 26. Aug. 1937 
Strafantrag als geſetzlicher Vertreter ſeiner 17jährigen 
Tochter wegen Beleidigung mittels Tätlichkeiten. Der Auf⸗ 
faſſung der Strg., daß hiernach der zur Beſtrafung des 
Angekl. wegen Beleidigung des Vaters erforderliche Straf- 
antrag vorliege, iſt beizutreten. Wenn nicht beſondere 
Gründe dagegen ſprechen, iſt unter der „Handlung“ i. S. 
der 88 61, 65 StGB. ebenſo wie im 8 264 StPO. der 
geſchichtliche Vorgang zu verſtehen, welcher der Beſchuldi⸗ 
gung zugrunde liegt. War die Beurteilung der Tat zur 
Zeit der Antragſtellung anders als nach dem Ergebnis der 
Hauptverhandlung, ſo wird der Strafantrag dadurch nicht 
beeinflußt, wenn nicht in ihm zum Ausdruck gebracht war, 
daß die Tat nur unter einem beſtimmten Geſichtspunkt ver⸗ 
folgt werden ſolle. Eine ſolche Ausnahme liegt hier nicht 
vor; es iſt in keinem der Schreiben geſagt, daß die Tat 
nur als Beleidigung der Tochter verfolgt werden ſolle, nicht 
aber als Beleidigung des Vaters. Nicht nötig war, daß 
ausdrücklich auch Beſtrafung wegen Beleidigung des Vaters 
verlangt wurde. Es iſt deshalb auch unſchädlich, wenn 
dieſer zur Zeit der Antragſtellung nicht daran gedacht 
haben ſollte, daß auch er beleidigt ſei (RGSt. 49, 433; 
65, 354, 357 Ziff. 2; RGurt. 2 D 311/36 v. 18. Juni 
1936: JW. 1936, 2229 28, 2230 Spalte 2). Gegenüber 
der Tatſache, daß in der geſchilderten Form Strafantrag 
geſtellt wurde, ift es bedeutungslos, ob der Vater zunächſt 
einen Strafantrag gar nicht ſtellen wollte und daß er ihn 
erft wegen einer Unfreundlichkeit der Frau des Angekl. 
geſtellt hat. 

2. Gegen das Urteil beſtehen aber auch im übrigen 
keine Bedenken. 

a) Die Beſtrafung des Angekl. wegen Beleidigung der 
H. iſt unterblieben, weil dem Angekl. nicht nachgewieſen 
werden könne, daß er bei dem Vorfall Ende Juli 1937 
das Bewußtſein gehabt habe, ſich gegen die Geſchlechtsehre 
der Zeugin H. zu vergehen, mit der er bereits dreimal Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr gehabt hatte und die er zu erneutem Ge- 
ſchlechtsverkehr bereit wähnte. Wäre die Str. bei dieſer 
Begründung davon ausgegangen, ein Angekl. könne ſchon 
allein deshalb, weil ein Mädchen unter 18 Jahren zum 
Geſchlechtsverkehr bereit iſt, nicht das Bewußtſein gehabt 
haben, daß er ſich gegen die Geſchlechtsehre des Mädchens 
vergehe, fo wäre das irrig. Denn das Einverſtändnis eines 
noch nicht 18 Jahre alten Mädchens, das den Begriff der 
Geſchlechtsehre noch nicht erfaßt und demgemäß nicht er⸗ 
kannt hat, daß der Geſchlechtsverkehr die Preisgabe der 
Geſchlechtsehre in ſich ſchließt, iſt für den äußeren Tat⸗ 
beſtand der Beleidigung belanglos (RGSt. 71, 349 JW. 
1937, 3087 11 und die dort aufgeführten weiteren Entſch.). 
Kennt der Täter die mangelnde geiſtige Reife des Mäd⸗ 
chens und damit die Bedeutungsloſigkeit der Einwilligung, 
dann kann er das Bewußtſein, ſich gegen die Geſchlechts⸗ 
ehre des Mädchens zu vergehen, trotz der Einwilligung ge⸗ 
habt haben. Allein nach der Erfahrung des Lebens kann, 
wenn nicht beſondere Umſtände dagegen ſprechen, davon 
ausgegangen werden, daß ein normales Mädchen von über 
17 Jahren, das ſich dreimal hingibt, weiß, daß der außer⸗ 
eheliche Beiſchlaf notwendigerweiſe die Preisgabe ſeiner 
Geſchlechtsehre bedeutet (RGUrt. 5 D 188/38 v. 9. Mai 
1938: JW. 1938, 18796 Abſ. 3). Eine wenn auch kurze 
Feſtſtellung darüber, daß die Charlotte H. die Bedeutung 
20 Verhaltens erkannt hat, hätte allerdings erfolgen 
ollen. 

b) Die Verurteilung des Angekl. wegen Beleidigung 
des Vaters der Charlotte H. läßt keinen Rechtsirrtum er⸗ 
kennen. Die Str. folgt bei der Verurteilung der Rſpr. 
des RG., die dahin geht, daß der Vater einer minder- 
jährigen Tochter durch deren Beleidigung ſelbſt als un⸗ 
mittelbar beleidigt angeſehen werden könne, wenn be⸗ 
ſondere Umſtände vorliegen, die einen Angriff auf die 
Ehre des Vaters erkennen laffen (RG St. 70, 245, 248 — 


JW. 1936, 2229 2 IW. 1936, 255432 [Anm. Dahm]; 
vgl. Aufſaßz Dahm: JW. 1936, 2497; RGuUrt. 2 D 
362/36 v. 18. Juni 1936: JW. 1936, 2555 8; RGurt. 
1 D 41/37 v. 5. März 1937: JW. 1937, 133130). Solche 
beſondere Umſtände hat die Str. im Urteil aufgeführt. 
Sie hebt hervor, daß der Angekl. bei einem Beſuch im 
Elternhauſe der H. deren Vater als anſtändigen Hand⸗ 
werksmeiſter kennengelerut habe, der Wert darauf legte, 
daß ſeine Tochter in einen guten Haushalt kommt und 
etwas Ordentliches lernt. Dem Angekl. war ferner be⸗ 
kannt, daß der Vater ſich auch weiter um das Wohl ſeiner 
Tochter gekümmert und ſie in ihrer Dienſtſtelle aufgeſucht 
hat, wobei ſie von den Schwiegereltern des Angekl. be⸗ 
wirtet worden war. Die Strͤ. führt weiter aus, daß der 
Angekl. entgegen feinen Pflichten gegenüber der Char- 
lotte H. und ihrem Elternhaus das vom Vater feinem 
häuslichen Wirkungskreis anvertraute junge Mädchen zum 
Geſchlechtsverkehr mißbraucht und dadurch dem Vater ſeine 
Mißachtung zum Ausdruck gebracht habe. Ein Rechtsirrtum 
iſt dieſen Ausführungen nicht zu entnehmen. Insbeſondere 
kann es nicht als rechtsirrig bezeichnet werden, daß die 
Stri. kraft ihrer Beweiswürdigung aus den feſtgeſtellten 
beſonderen Umſtänden entnommen hat, daß auch ein An⸗ 
griff auf die Ehre des Vaters gegeben ſei. Der Fall liegt 
hier anders als der im RGUrt. 5 D 188/38 v. 9. Mai 
1938: JW. 1938, 1879 e (vgl. Abſ. 4 und 5) behandelte. 
Das Urteil ſtellt feſt, daß der Angekl. dieſe beſonderen 
Umſtände gekannt hat und wußte, daß der Vater der Char⸗ 
lotte H. ſich ſtets um ihr Wohl gekümmert hat. Es iſt des⸗ 
halb der Ausführung der Strg., daß der Angekl. fidh feiner 
Pflicht gegenüber dem Elternhaus bewußt ſein mußte, zu 
entnehmen, daß ſie als erwieſen anſieht, daß der Angekl. 
das Bewußtſein gehabt habe, er kränke durch ſein Verhalten 
auch den Vater. Dieſes Bewußtſein ift nach der dem Urteil 
zu entnehmenden Auffaſſung der Strg. auch nicht dadurch 
ausgeſchloſſen worden, daß die H. früher dreimal mit dem 
Angekl. Geſchlechtsverkehr gepflogen hatte. Dieſer Umſtand 
hatte auch keineswegs, wie die Rev. behauptet, zur Folge, 
daß der Vater überhaupt nicht mehr durch das Verhalten 
des Angekl. gegenüber der Charlotte H. beleidigt werden 
konnte. Daß ſich das junge, auswärts im Dienſt befind⸗ 
liche Mädchen von dem Angekl. zum Geſchlechtsverkehr 
verleiten ließ, gab dieſem nicht das Recht, dem Vater, der 
das Verhalten der Tochter, wie der Täter wußte, zu ver⸗ 
hüten beſtrebt war und nach wie vor mißbilligte, ſeine 
Mißachtung zum Ausdruck zu bringen. Die Einwände, der 
Vater habe ſich nicht in ſeiner Ehre verletzt gefühlt und 
gar keinen Strafantrag ſtellen wollen, ſcheitern an den 
gegenteiligen Feſtſtelluugen der Str. 
(RG., 2. Str Sen. v. 26. Jan. 1939, 2 D 769/38.) 


Strafrechtliche Nebengeſetze 


7. KG. — 88 2—6, 13 Scmmi®. v. 5. Nov. 1934 
(NG Bl. I, 1086); N 146 a, 55, 42 b RGewO. — Auch der 
Verkauf von Konzert⸗ und Theaterkarten u. dgl. fällt unter 
115 ie des $3 SammlG. „Aushangskarten“ ſtehen dieſen 
gleich. f 
Die Str. hat die Angekl. auf Grund der Feſtſtellung, 
ſie habe zu Berlin am 15. Mai 1938 eine Karte, die zum 
Eintritt zu einer öffentlichen Veranſtaltung berechtigte, auf 
der Straße verkaufen wollen, ohne daß fie die Genehmigung 
der zuſtändigen Behörde hatte, wegen Vergehens gegen die 
883 und 13 Ziff. 1 Samnıf$. v. 5. Nov. 1934 (NG Bl. I, 1086) 
zu einem Monat Gefängnis verurteilt. Die Rev. der Augekl. 
rügt Verletzung materiellen Rechts. Sie hält insbeſ. das 
Sanımld. auf Fälle vorliegender Art, in denen es ſich um 
den Verkauf von Karten für eine öffentliche Theatervorſtel⸗ 
lung handelt, nicht für anwendbar und meint, es könne 
höchſtens ein Verſtoß gegen die NGewD. in Frage kommen; 
im übrigen erachtet jie die beſonderen Vorausſetzungen des 
83 Sanımld. deswegen nicht für gegeben, weil die in Rede 
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ſtehenden Karten ſogenannte Aushangskarten geweſen ſeien, 
die ſelbſt noch keine Eintrittsberechtigung gewährt hätten. 


Dem Rechtsmittel war der Exfolg zu verſagen. 


Das Sammlch. bezeichnet ſich in der Überſchrift ſelbſt 
als ein ſolches „zur Regelung der öffentlichen Sammlungen 
und ſammlungsähnlichen Veranſtaltungen“. Damit ſollte 
erſichtlich von vornherein auf ſeine weitgehende Bedeutung 
hingewieſen werden. Unter den ſammlungsähnlichen Wer- 
anſtaltungen verſteht das Geſ. v. 5. Nov. 1934 die in ſeinen 
88 2—6 behandelten, die in ihrer Wirkung Sammlungen 
nahekommen und deshalb geſetzlich mitumfaßt 1 werden 
(Pfundtner⸗Neubert, „Das neue Reichs recht“ Ib 19 
S. 2 Anm. b). Daraus geht ſchon hervor, daß es ſich um 
eine eigentliche Sammeltätigkeit nicht notwendig zu handeln 
braucht, und daß jomit die von der Rev. aus der Bezeich⸗ 
nung und dem Juhalt des Geſetzes hergeleitete Auffaſſung, 
daß allein eine unerlaubte Sammeltätigkeit als ſolche und 
eine damit verbundene Tätigkeit von den Beſtimmungen bea 
troffen werde, fehlgeht. Nach 8 3 Abſ. 1 Satz 1 bedarf ber- 
jenige, der Karten oder Gegenſtäude, die zum Eintritt zu 
einer öffentlichen Verauſtaltung berechtigen, auf Straßen 
oder Platzen, in Gaſt⸗ oder Vergnügungsſtätten oder in an⸗ 
deren jedermann zugänglichen Räumen oder von Haus zu 
Haus oder ſonſt durch unmittelbares Einwirken von Perſon 
zu Perſon verkaufen will, der Genehmigung der zuſtändigen 
Behörde. Nach ſeinem Satz 2 „gilt dies auch dann, wenn der 
Verkauf zum Zwecke des Erwerbes erfolgt“. Dieſe Beſtim⸗ 
mung enthält nirgends eine Einſchränkung in der von der 
Rev. angedeuteten Richtung und ſchreibt die Genehmigungs⸗ 
pflicht ſchlechthin vor, unabhängig davon, Ti welche Ver⸗ 
anſtaltung es fi) handelt. Der Zweck der Beſtimmung des 
5 3 it weſentlich der Schu vor Beläſtigung und Aus- 
beutung. Dieſer würde aber nicht zur Genüge erreicht wer⸗ 
den, wenn nicht auch der Kartenverkauf (unter den im 83 
angeführten Verhältniſſen) für geſchaftliche öffentliche 
Veranſtaltungen genehmigungspflichtig wäre. Für die Ge⸗ 
nehmigungspflicht nach §3 ift freilich Vorausſetzung, daß 
die Veranſtaltung öffentlich iſt; indem die Beſtimmung ge- 
ſchloſſene Veranſtaltungen nicht erfaßt, weil ſie regelmäßig 
keinen ſo großen Umfang haben. Die aus ee wie 
aus Zweckmäßigkeitsgründen eingefügte Aus nahmebeſtim⸗ 
mung des 2. Abſatzes des 83 ergibt nichts anderes; viel 
mehr folgt aus feiner Ziff. 1 ebenfalls, daß an ſich auch ge⸗ 
werbsmäßige Unternehmungen von der Vorſchrift des Abf. 1 
betroffen werden. Auch ſonſt bietet das Geſetz oder ſeine 
DurchfVO. keinen Anhalt im Siune der Reviſſonsausfiih⸗ 
rungen. Der NGemd. (insbeſ. 88 1462, 50, 42b) gegenüber 
geht aber das Samım!®. als das ſpezielle vor, wie auch die 
Beſtimmungen der 88 71, 81 Berl. Straß O. v. 15. Jan. 1929 
ſchon als landesrechtliche hinter die reichs rechtlich im Sammlch. 
erſchöpfend getroffene Regelung (f. Pfundtner⸗ ag ub 55 t 
0.0.0. S 1—2: Einführung) zurücktreten. Sonach iſt das 
Samm!ß. auch auf Fälle wie hier, in denen es ſich um den 
Kartenverkauf für öffentliche Theatervorſtellungen handelt, 
grundſätzlich anwendbar. AA de l 

i handelt es ſich im vorliegenden Falle um 
etc d. h. um ſolche, die von der 
Direktion des Theaterunternehmens als Entgelt für den Aus- 
hang der Theaterwerbeſchriften an die Inhaber der Laden⸗ 
geſchäfte abgegeben werden und Gutſcheine darſtellen, auf 
Grund deren der Einlöſende zum Preiſe von je . fur 
den Platz teurere Karten erhält, die ein beſtimmter kaſſierer 
je nach dem Pejuh des Theaters ausgibt. Allein auch dieſe 
Karten fallen nach der Faſſung und beſonders nach dem 
Zweck der Geſetzesbeſtimmung unter den 8 5, 1 p 
dieſer nicht nur auf Karten, ſondern auch auf ba e u 
die zum Eintritt zu einer öffentlichen Veranſtaltung erech⸗ 

tigen, bezieht. Es kann alſo keinen Unterſchied machen, ob 
die auf der Straße angebotenen Karten unmittelbar zum 
Eintritt berechtigen oder ob ſie Gutſcheine e de 
Grund deren die Eintrittskarten gegen Zahlung r 
mark verabfolgt werden, da hier wie dort der im ypu 12 0 
pönte Erfolg der Beläſtigung in gleicher Weiſe in die Er 
ſcheinung tritt. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 17. Febr. 1939, 1 Ss 252/38.) 
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8. RG. — 8 36 Abſ. 1 RGew StG. v. 1. Dez. 1936. 

1. Nach den in der Ripr. des RG. entwickelten Grund- 
ſätzen ſtehen allerdings im allgemeinen die Hinterziehung 
verſchiedener Steuern nicht in Fortſetzungszuſammenhang 
(RGSt. 59, 258); es kann aber Tateinheit dadurch hergeſtellt 
ſein, daß die Hinterziehungen durch dieſelbe Erklärung er⸗ 
folgen (ſo für das Verhältnis von Einkommen⸗ und Umſatz⸗ 
ſteuer RG. v. 15. Jan. 1936 JW. 1936, 1677 16; für das 
Verhältnis von Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer Urt. vom 
23. Juni 1938, 2 D 164/38 = JW. 1938, 3033 11), 

2. Für das Gewerbeſteuerrecht vor dem 1. April 1937 
gilt noch das frühere Landesrecht (§ 36 Abſ. 1 R GewSt. v. 
1. Dez. 1936; RG. v. 23. Juni 1938: JW. 1938, 3033 11). 


Zutreffend macht die Rev. geltend, daß die verſuchte 
Hinterziehung der Einkommen- und Gewerbeſteuer für das 
Jahr 1936 in Tateinheit erfolgt ſei. Nach den Feſtſtellun⸗ 
gen des LG. kann angenommen werden, daß die Angabe 
des Betrags von 3515 AM als Gewinn aus dem Gewerbe⸗ 
betrieb in der Einkommen⸗ und Gewerbeſteuererklärung 
dem Fin A. gegenüber gleichzeitig abgegeben worden iſt. 
Nach den in der Rſpr. des RG. entwickelten Grundſätzen 
ſtehen allerdings im allgemeinen die Hinterziehungen ver⸗ 
ſchiedener Steuern nicht in Fortſetzungszuſammenhang 
(NEE. 59, 258, 262); es kann aber Tateinheit dadurch 
hergeſtellt ſein, daß die Hinterziehungen durch dieſelbe Er⸗ 
klärung erfolgen (fo für das Verhältnis von Einkommen- 
und Umſatzſteuer: RG. v. 15. Jan. 1936 = JW. 1936, 
167716, für das Verhältnis von Einkommen⸗ und Ge⸗ 
werbeſteuer: Urt. v. 23. Juni 1938, 2 D 164/38 = JW. 
1938, 30334, inſoweit nicht veröffentlicht). Dem Falle, 
daß die falſche Erklärung in demſelben Formular für 
mehrere Steuerarten abgegeben wird, muß der Fall gleich⸗ 
ſtehen, daß dieſelbe falſche Erklärung in zwei gleichzeitig 
abgegebenen Erklärungsformularen enthalten ift. Eutſchei⸗ 
dend iſt, daß die Abgabe der beiden Steuererklärungen 
im äußeren Vorgang zuſammenfällt und überdies in bei⸗ 
den Erklärungen inhaltlich übereinſtimmend unrichtige An⸗ 
gaben über die Steuergrundlage enthalten ſind. Da die 
verſuchte Hinterziehung der Einkommenſteuer für 1936 
nach der rechtlich nicht zu beanſtandenden Annahme des 
LG. in Fortſetzungszuſammenhang mit der vollendeten 
Hinterziehung für 1935 ſteht, iſt demnach für ſämtliche 
Steuervergehen Tateinheit begründet. 

Im übrigen gibt die von Amts wegen erfolgte ſachlich⸗ 
rechtliche Nachprüfung Anlaß zu folgenden Bemerkungen: 

a) Der Angekl. war in bezug auf die Einkommen⸗ 
ſteuerhinterziehung nur wegen vollendeter Steuerhinter⸗ 
ziehung zu beſtrafen, weil die nur verſuchte Einzelhand⸗ 
lung in der vollendeten aufgeht (RG. v. 15. Jau. 1936 
JW. 1936, 167718), 

b) Als Strafbeſtimmung für die verſuchte Gewerbe⸗ 
ſteuerhinterziehung find die 88 396, 397 RAbgO. nicht 
ohne weiteres, ſondern es ift in erſter Linie $ 61 PrGew⸗ 
StVO. v. 15. März 1927 (GS. 21) maßgebend. Für das 
Gewerbeſteuerrecht vor dem 1. April 1937 gilt noch das 
frühere Landesrecht (8 36 Abi. 1 RGewStG. v. 1. Dez. 
1936 [RGBl. I, 979]; RG. v. 23. Juni 1938, inſoweit in 
JW. 1938, 3033 11 veröffentlicht). 

(RG., 4. StrSen., U. v. 13. Jan. 1939, 4 D 716/38.) 
* 


9. RG. — 89 Abf.1 und 2 StrakBertO. Gefahren: 
punkte, wie fie während des Haltens der Straßenbahn neben 
der Halteſtelle zwiſchen Verkehrsinſel und Bürgerſteig er⸗ 
fahrungsgemäß beſtehen, verpflichten den Kraftfahrer zu 
beſonderer Vorſicht. 

Die Strͤ. hat die Anforderungen an die Sorgfalts⸗ 
pflicht eines Kraftdroſchkenführers nicht überſpannt. 

Mit Unrecht beruft fih die Rev. auf das RGurt. 
v. 12. Aug. 1938, 4D 494/38: JW. 1938, 2663 1. Es ift 
zwar durchaus richtig, daß der Kraftfahrer, wie die ge⸗ 
nannte Entich. jagt, „im allgemeinen nicht damit zu rech⸗ 
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nen braucht, daß ſich andere Verkehrsteilnehmer in der 
überſehbaren Fahrſtrecke unerwartet und verkehrswidrig 
ihm plötzlich in den Weg ſtellen werden“. Es gilt dies 
aber eben nur im allgemeinen, alſo nicht unter be⸗ 
ſonderen Umſtänden, bei denen erfahrungsmäßig mit 
überrafchenden Unvorſichtigkeiten anderer Verkehrsteilneh⸗ 
mer, insbeſ. der Fußgänger, zu rechnen ift, fo daß ſich 
darauf auch der Kraftfahrer einſtellen muß. 

Im vorl. Falle waren ſolche beſonderen Umſtände 
vorhanden. Denn es iſt feſtgeſtellt, daß der Unfall an einer 
ſehr verkehrsreichen Stelle geſchehen iſt, an der erfahrungs⸗ 
gemäß gerade um die fragliche Tageszeit zahlreiche Per⸗ 
ſonen die Fahrbahn zu überqueren pflegen; zur Zeit des 
Unfalls ſtanden auch viele Meuſchen auf der Verkehrs⸗ 
inſel und hielt an der Verkehrsinſel gerade eine Straßen⸗ 
bahn. Unter dieſen Umſtänden iſt die Annahme gerecht⸗ 
fertigt, der Angekl. habe damit rechnen müſſen, daß je- 
mand unvorhergeſehen und unbedachtſam, durch Gedränge 
veranlaßt oder um im letzten Augenblick noch die Straßen⸗ 
bahn zu erreichen, in die Fahrbahn treten könne, und er 
habe daher ſeine Fahrgeſchwindigkeit ſo einrichten müſſen, 
daß ſich auch in dieſem Falle ein Unfall hätte vermeiden 
laſſen. 

Die Rev. irrt, indem jie den $ 9 Abi. 2 Straß VerkO. 
1937 dahin auslegt, daß der Kraftfahrer an Halteſtellen 
von Schienenfahrzeugen nur dann in mäßiger Geſchwin⸗ 
digkeit und in ungefährlichem Abſtand vorbeizufahren 
habe, wenn die Fahrgäſte auf der Fahrbahn — alſo ohne 
Verkehrsinſel — ein⸗ und ausſteigen. Richtig iſt nur, daß 
fih allerdings der 8 9 Abſ. 2, der fogar nötigenfalls 
ganz anzuhalten gebietet, auf Halteſtellen der Schienen⸗ 
fahrzeuge bezieht, an denen unmittelbar auf der Fahrbahn 
ein⸗ und ausgeſtiegen werden muß. Jedoch gilt für andere 
Halteſtellen, namentlich alſo ſolche, die mit Verkehrsinſeln 
ausgeſtattet ſind, wie überhaupt für jeden Fahrzengver⸗ 
kehr der § 9 Abf. 1 Satz 1 Straß VerkO., und diefe Bor- 
ſchrift gebietet dem Fahrzeugführer, an den Gefahren⸗ 
punkten, die neben Straßenbahnhalteſtellen zwiſchen Ver⸗ 
kehrsinſel und Bürgerſteig, wie allgemein bekannt, nament⸗ 
lich während des Haltens der Straßenbahn, beſtehen, die 
Fahrgeſchwindigkeit fo einzurichten, daß auch bei den 
häufigen überraſchend eintretenden Verkehrswidrigkeiten 
der ein⸗ oder ausſteigenden Benutzer der Straßenbahn Un⸗ 
fälle zuverläſſig vermieden werden können. 


(RG, 1. StrSen. v. 10. Febr. 1939, 1D 1001/38.) 


Strafverfahren 


10. RG. — 8 338 StPO. Der Beſchluß über den 
Ausſchluß der Offentlichkeit während der Vernehmung 
eines Sachverſtändigen iſt nicht wörtlich, ſondern ſinngemäß 
auszulegen; er deckt daher auch die Erörterung über das Gut⸗ 
achten und die Beeidigung des Sachverſtändigen unter Aus⸗ 
ſchluß der Offentlichkeit. 


Nachdem die Staatsanwaltſchaft in der Hauptver⸗ 
handlung während der Vernehmung des Sachverſtändigen 
Dr. M. betr. „Luſtmorde“ beantragt hatte, die Öffentlich- 
keit der Verhandlung wegen Gefährdung der Sittlichkeit 
auszuſchließen, der Verteidiger fich dieſem Antrage ange- 
ſchloſſen und der Angekl. ſich mit dem Antrage einver⸗ 
ſtanden erklärt hatte, hat das Gericht den Beſchluß ver- 
kündet, die Offentlichkeit der Verhandlung „während der 
Ausführungen des Sachverſtändigen Dr. M.“ wegen Ge⸗ 
fährdung der Sittlichkeit auszuſchließen. Das Publikum 
wurde aus dem Sitzungsſaal entfernt und die Verhand⸗ 
lung bei geſchloſſenen Türen fortgeſetzt. Alsdann hat der 
Sachverſtändige Dr. M. ſein Gutachten weiter erſtattet. 
Nach der Vernehmung des Sachverſtändigen Dr. M. und 
ſeiner Vereidigung ijt der Sachverſtändige Dr. J. nochmals 
zur Sache vernommen und dann vereidigt worden. Auch 
der Zeuge Z. ift unter Berufung auf feinen geleiſteten 
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Eid weiter vernommen worden. Die Verhandlung iſt als⸗ 
dann unterbrochen und nach der Unterbrechung in öffent⸗ 
licher Sitzung fortgeſetzt worden. Die Offentlichkeit der 
Verhandlung war danach auch während der Vereidigung 
des Sachverſtändigen Dr. M., der nochmaligen Verneh⸗ 
mung des Sachverſtändigen Dr. J. und ſeiner Beeidigung 
ſowie während der weiteren Vernehmung des Zeugen Z. 
ausgeſchloſſen. Die Rev. ſieht darin indeſſen zu Unrecht 
eine Verletzung der Vorſchriften über die Öffentlichkeit des 
Verfahrens, die gem. § 338 Nr. 6 StPO. zur Aufhebung 
des Urteils führen müßte. 

Der Beſchluß des Gerichts, die Öffentlichkeit während 
der Ausführungen des Sachverſtändigen Dr. M. auszu⸗ 
ſchließen, iſt nicht wörtlich dahin aufzufaſſen, daß nur 
während des Vortrags des Dr. M. über Luſtmorde die 
Offentlichkeit ausgeſchloſſen Jein ſollte. Er ift vielmehr 
ſinngemäß dahin auszulegen, daß über Luſtmorde im 
allgemeinen nicht öffentlich verhandelt werden ſollte, 
daß der Ausſchluß der Offentlichkeit alfo auch die ſich 
an die Ausführungen des Dr. M. anſchließende Ver⸗ 
handlung über feine Vernehmung umfaſſen ſollte. Was 
der Sachverſtändige Dr. J. und der Zeuge Z. nach der 
Vernehmung des Sachverſtändigen Dr. M. unter dem 
Ausſchluß der Öffentlichkeit bekundet haben, ſtand im un⸗ 
mittelbaren und engen Zuſammenhang mit den vorher⸗ 
gehenden Ausführungen des Sachverſtändigen Dr. M. Es 
wurde ausgelöſt durch die Frage des Vorſitzenden des 
Schw., ob fie zu den Ausführungen des Sachverſtändigen 
Dr. M. noch etwas zu bemerken hätten, und gehörte in⸗ 
haltlich zu den gutachtlichen Außerungen des Dr. M. Die 
von dem Sachverſtändigen Dr. J. und von dem Zeugen 8. 
unter dem Ausſchluß der Offentlichkeit gemachten Be⸗ 
kundungen werden daher durch den Beſchluß über den 
Ausſchluß der Offentlichkeit gedeckt. Dasſelbe gilt von der 
Vereidigung der beiden Sachverſtändigen, da ſich die Ver⸗ 
eidigung auch auf den Teil ihrer Ausführungen bezog, 
der unter dem Ausſchluß der Offentlichkeit gemacht mwer- 
den ſollte und gemacht worden iſt. 


(RG., 1. StrSen. v. 7. Febr. 1939, 1 D 32/39.) 
* 


11. OLG. — 88 359 Ziff. 5, 364 StPO. Werden neue 
Tatſachen und Beweismittel vorgebracht, die die Glaub⸗ 
würdigkeit beeideter Zeugen erſchüttern können, ſo iſt auch 
ohne Verurteilung der Zeugen wegen Eidesverletzung die Wie⸗ 
deraufnahme des Verfahrens zuzulaſſen, wenn dieſe Tatſachen 
und Beweismittel, falls ſie dem Gericht neben den eldlichen 
Zeugenausſagen vorgelegen hätten, geeignet geweſen wären, 
eine mildere Beſtrafung oder Freiſprechung herbeizuführen. 

Der im angefochtenen Beſchluß vertretenen Meinung 
über das Verhältnis der 88 359 Ziff. 5, 364 StPO. şu- 
einander kann nicht gefolgt werden. Entſprechend ſeiner 
ſtändigen Rſpr. hat der Senat hierzu in einer gleichliegen⸗ 
den Sache (6 Ws 123/38) folgendes ausgeführt: 

„Der Anſicht der Str., die Unglaubwürdigkeit der 
Ausſagen eidlich vernommener Zeugen könne im Hinblick 
auf 88 359 Nr. 2 und 364 StPO. nur geltend gemacht wer⸗ 
den, wenn die Zeugen wegen Eidesverletzung verurteilt ſeien, 
oder wenn gegen ſie zumindeſt ein Ermittlungsverfahren 
eingeleitet ſei, kann nicht beigetreten werden. Jene Beſtim⸗ 
mungen ſind nur ſo zu verſtehen, daß unter den bezeich⸗ 
neten Vorausſetzungen die Wiederaufnahme des Verfahrens 
ſtets zuläſſig iſt. Hierdurch wird aber nicht ausgeſchloſſen, 
die Wiederaufnahme nach § 359 Nr. 5 StPO. ohne Rückſicht 
auf ein Meineidsverfahren zuzulaſſen, wenn neue Tatſachen 
und Beweismittel vorgebracht werden, die die Glaubwürdig⸗ 
keit der Ausſagen beeideter Zeugen erſchüttern können. Dieſe 
Tatſachen und Beweismittel müſſen nur geeignet fein, eine 
mildere Beſtrafung oder eine Freiſprechung herbeizuführen, 
wenn ſie dem Gericht neben den eidlichen Zeugenausſagen 
vorgelegen hätten (Gündel⸗ Hartung uf. 1934, § 364 
Anm. 1; Dalke, 1938, § 364 Anm. 78; Kohlrauſch, 
1936, 8364 Anm. 1; Beling, 1928, S. 435 Anm. 1; Hamm: 
DIB. 1902, 266,67; Metzger: ZW. 1927, 207329 Anm.; 
v. Dipen: Gers. 47, 126 ff.; BayObL®.: DRB. 1932 Nr. 295; 
DLO. Hamburg: DRZ.1932 Nr. 844; OLG. Hamm: DRA. 


— — 
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1928 Nr. 248; OLG. Celle: Goltd Arch. 61, 160; OLG. Col- 
mar: Goltd Arch. 51, 208/09; OLG. Köln vgl. bei Metzger 
G, on) 

an dieſem Standpunkt abzugehen, bieten auch die 
Ausführungen des angefochtenen Beſchluſſes keinen Anlaß. 

Die im Wiederaufnahmeautrag v. 28. Dez. 1938 über 
die Unglaubwürdigkeit der Hauptbelaſtungszeugin G. auf- 
geſtellten, zum größten Teil neuen Behauptungen würden, 
wenn ſie durch die angebotenen Beweismittel bewieſen wür⸗ 
den, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der unter Beweis ge⸗ 
ſtellten Vorfälle ein derartig bedenkliches Licht auf die Per⸗ 
ſönlichkeit der Zeugin werfen, daß ſie geeignet erſcheinen, 
ihre Glaubwürdigkeit entſcheidend zu erſchüttern und ſo die 
Freiſprechung des Angekl. zu begründen. 

Dauach war die Wiederaufnahme des Verfahrens zu⸗ 
zulaſſen. 


(OLG. Naumburg [Saale], Beſchl. v. 4. Febr. 1939, Ws 38/39.) 


Hivilrecht 


Bürgerliches Geſetzbuch 


12. KG. — § 4 Abf. 2, 5, 114, 106 ff., 1676 Ab}. 2, 
1685 BGB.; 88 20, 56 Abſ. 2, 60 Abſ. 1 Nr. 6 RG. 

Dem beſchränkt geſchäftsfähigen Vater ($ 114 BGB.) ſteht 
bzgl. der Volljährigerklärung ſeines minderjährigen Kindes 
kein Verbietungsrecht nach § 4 Abſ. 2 BGB. zu, ſondern nur 
der Mutter, wenn fie die elterliche Gewalt ausübt ($ 1685 
BGB.). Der Vater braucht in dieſem Falle auch nicht vor 
der Entſcheidung über die Volljährigerklärung gehört zu wer⸗ 
den. Er hat auch kein Beſchwerderecht gegen dieje. m: 

Erlangt der Vater die volle Geſchäftsfähigkeit wieder, 
jo kann er die von der Mutter nach 84 Abſ. 2 BGB. erklärte 
Einwilligung zur Volljährigerklärung widerrufen und dieſer⸗ 
halb ſofortige Beſchw. einlegen, jedoch nur ſolange die Voll⸗ 
jährigerklärung des Kindes noch nicht rechtskräftig gewor⸗ 
den iſt. ` 

he des Landwirts Guſtav L. und feiner Ehe- 
frau en ein am 1. Okt. 1920 geborener Sohn Ger- 
hard L. hervorgegangen. Der Vater Guſtav L. iſt durch 
Beſchluß des AG. S. v. 15. Sept. 1931 wegen Trunkſucht 
entmündigt worden. Sein Vormund wurde der Bauer W. 

Am 1. Okt. 1938 hat Gerhard L. bei dem AG. S. be- 
antragt, ihn für volljährig zu erklären In einer Verhand⸗ 
lung v. 21. Okt. 1938 vor dem AG. hat die ee a 
Minderjährigen ihre Einwilligung zu der . > 
rung ihres Sohnes als in feinem Intereſſe 1 erklart 
Sodann wurde in der gleichen Verhandlung in Anweſenheit 
der Erſchienenen, nämlich des minderjährigen . L. 
ſeiner Mutter und des Vormundes des Vaters, des Bauern 
W. der Beſchluß des NG. dahin verkündet daß ERDE 
für volljährig erklärt ype e Ane a 

ie i Verhandlung erklärt, l ; 2 
E bee, ee Vater Guſtav L. iſt der Beſchluß 
nicht zugeſtellt worden. 
= L hat das Ach. durch Veſchl. v. 25. Okt. 1938 
die Entmündigung des Guſtav L. aufgehoben. PRAD 

Nunmehr hat Guſtav L. gegen den ga 1155 
Beſchluß. durch den die Vollzährigerklärung 9 m 
ausgeſprochen ijt, ſofortige Beſchwerde eingelegt. x z 
hat hierauf den bezeichneten Beſchluß des 1955 e 
und die Sache zur erneuten Entſcheidung an dieſes zurück⸗ 
verwieſen. a 3 e 

je ſofor sitere Beſchwerde der Mutter hatte Erfolg 

AE e e die Aufhebung des amtsgericht⸗ 
lichen Heſchluſſes und die Zurückverweiſung an das AG. 
damit, daß auch die Einwilligung des Vaters = 
Minderjährigen zul deſſen Volljährigerklärung. im e 
auf die Vorſchrift des $4 Abf. 2 BHB. hätte ngeba 1 9 5 
den müſſen, und zwar ohne Rückſicht darauf, daß her 0 5 
zur Zeit der Volljährigerklärung noch Be juai y 
mündigt war. Dieſe Rechtsanſicht, die allerdings von Ope 
(„Verwandtſchaftsrecht des Beh B.“, 1899, S. 201 Fußn. 8) 
vertreten wird, erachtet der Senat nicht für a 
ogl. in dieſem Sinne: Staudinger, 9. Aufl., zu 8 76 
BGB. Vem. 3b S 1138, und zu § 1685 BOB. Bem. 4a, 5 
S 1158, Staudinger, 10. Aufl., zu 9.4 Bem. 6b S. 73, 
Schlegelberger, 5. Aufl, zu 5 66 FOV. Vem. 3 S. 443, 


RGRRomm., 9. Aufl., zu § 4 Bem. 2 S. 30, Planck, 4. Aufl., 
zu § 4 Bem. 3 S. 15, ſowie RG.: RGF. 37, A 48 ff. (La X 
354/08), RIA. 11, 83 (Beſchl. v. 3. Febr. 1911), JW. 1930, 
1007 ff. (La X 948/29), DFG. 1938, 97 (1b Wx 63/38). 

Sufolge der Entmündigung des Vaters wegen Trunk⸗ 
ſucht und der dadurch gem. 8$ 114, 106 ff. BGB. eingetre⸗ 
tenen Beſchränkung ſeiner Geſchäftsfähigkeit ruhte die elter⸗ 
liche Gewalt des Vaters (58 1676 Abf. 2, 1678 BGB.) und 
übte die Mutter des Minderjährigen die elterliche Gewalt 
aus (81685 Abſ. 1 BGB.). Wenn auch die tatſächliche Sorge 
für die Perſon des Minderjährigen neben dem geſetzlichen 
Vertreter, hier der Mutter, auch dem Vater noch weiter 
— freilich ohne ein Vertretungsrecht — zuſtand, ſo ging 
doch bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Vater und 
dem geſetzlichen Vertreter die Meinung des letzteren vor. 
Aus dieſem Grunde kommt ein Recht des Vaters, die Ein⸗ 
willigung zur Volljährigerklärung ſeines Sohnes gem. 
94 Abſ. 2 BGB. zu erteilen oder zu verſagen, hier nicht in 
Frage, weil ſtets nur die Erklärung des wirklichen Gewalt⸗ 
habers, hier alſo der Mutter, maßgebend iſt, ihr allein 
daher auch nur das Verbietungsrecht zukommt, woran die 
unvollkommene Faſſung des 84 Abſ. 2 BGB. nichts ändern 
kann (vgl. auch Palandt⸗Danckelmann, „Kurz 
kommentar zum BGB.“, Anm. 2 zu § 4). Die etwas ab- 
weichende Formulierung des §3 Ehe. ſteht hier nicht ent- 
gegen. Mit Recht hebt Planck a. a. O. hervor, wenn der 
Vater ſeine eigenen Angelegenheiten (infolge ſeiner Ent⸗ 
mündigung) nicht zu beſorgen vermöge, könne ihm auch die 
Entſcheidung über die Angelegenheit ſeines Kindes nicht an⸗ 
vertraut werden. 

Auch eine Anhörung des Vaters iſt geſetzlich nicht 
vorgeſchrieben, fie konnte daher unterbleiben. Gemäß 81847 
Abſ. 1 BGB. ſoll das VormGer. bei bevormundeten 
Minderjährigen vor der Entſcheidung über die Volljährig⸗ 
erklärung Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels hören, 
wenn es ohne erhebliche Verzögerung und unverhältnis⸗ 
mäßige Koſten geſchehen kann. Die Beſtimmung des Ent- 
wurfs I 827 Abſ. 3, wodurch die Anhörung von Verwandten 
und Verſchwägerten auch bei nicht bevormundeten 
Minderjährigen und trotz Zuſtimmung des Gewalthabers 
vorgeſchrieben war, wurde geſtrichen (vgl. Staudinger, 
10. Aufl., Vorbem. 88 3—5 BGB. Ziff. VII, 4 S. 70). 

Daraus, daß dem entmündigten Vater kein Verbietungs⸗ 
recht nach § 4 Abſ. 2 BGB. zuſteht, er auch nicht vor der 
Entſcheidung gehört zu werden brauchte, folgt, daß ihm auch 
kein Beſchwerderecht gegen die Volljährigerklärung zu⸗ 
erkannt werden kann. Das KG. hatte allerdings in einer 
Entſch. v. 3. Febr. 1911 (vgl. RJ A. 11, 83 ff.) angenommen, 
das Beſchwerderecht gegen die Volljährigerklärung ſtehe 
gem. § 20 JGG. auch dem entmündigten Vater zu, weil das 
Recht der elterlichen Gewalt ein weitergehendes Recht ſei 
als dasjenige der Sorge für die Perſon und das Vermögen 
des Minderjährigen (5 1627 BGB.) und weil die Volljährig⸗ 
erklärung in das Recht des Vaters auf Fortführung der 
elterlichen Gewalt bis zum vollendeten 21. Lebensjahre ſeines 
Kindes eingreife. 

Allein dieſe Auffaſſung wird der Rechtslage nicht ge⸗ 
recht, daß nach dem erkennbaren Willen des Geſetzgebers 
(884 und 5 BGB.) die Volljährigerklärung ohne Rückſicht 
auf die Beeinträchtigung der Rechte des nicht verbietungs⸗ 
berechtigten Vaters erfolgen ſoll, wenn ſie das Beſte des 
Minderjährigen fördert. Zu vgl. auch Schlegelberger, 
5. Aufl., zu 856 FGG. Bem. 5 S. 444, und unter ausdrüd- 
licher Bezugnahme hierauf: KG. (la X 948/29): JW. 1930, 
1007 ff., 10091). 

Mit Recht weiſt Palandt⸗Seibert, „Kurzkommen⸗ 
tar zum BGB.“ (Einführung zu 88 1626 ff. BGB. S. 1517) 
darauf hin, daß die Gewalt der Eltern über das Kind ihnen 
nicht um ihrer ſelbſt willen, ſondern im Intereſſe des Volks⸗ 
ganzen verliehen iſt. Es kann daher auch nicht anerkannt 
werden, der Vater habe ein unbedingtes Recht darauf, daß 
das Kind bis zum Alter von 21 Jahren unter ſeiner elter⸗ 
lichen Gewalt bleibe. Vielmehr kann das Kind, das das 
18. Lebensjahr vollendet hat, für volljährig erklärt werden, 
wenn die Volljährigerklärung das Beſte des Minderjährigen 
befördert. Nur ſoweit dem Gewalthaber ein Verbietungs⸗ 
recht nach § 4 Abſ. 2 BGB. eingeräumt iſt, nämlich dann, 
wenn er die elterliche Gewalt entſcheidend ausübt, ſteht ihm 
auch ein Beſchwerderecht zu, falls die Volljährigerklärung 
ohne ſeine erforderliche Einwilligung erfolgt iſt (zu 
vgl. auch KJ. 37, A 48 ff., 51 für den Fall des 8 1677 GB.). 


Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


Zu demſelben Ergebnis gelangt man auch aus folgen⸗ 
der Erwägung: Wenn — wie hier — die elterliche Gewalt 
des Vaters ruht und die Mutter ſie ausübt, ſo iſt die in 
51634 BGB. enthaltene Verteilung der Gewalt zwiſchen 
Vater und Mutter bezüglich der Sorge für die Perſon des 
Kindes gerade umgekehrt wie regelmäßig. Im Normalfalle, 
wenn der Vater ſelbſt die elterliche Gewalt ausübt, hat die 
Mutter, wenn die Volljährigerklärung mit Einwilligung des 
Vaters erfolgt, weder ein Verbietungsrecht auf Grund des 
8 4 Abſ. 2 BGB. noch ein Beſchwerderecht, da das Recht der 
Perſonenſorge, deffen Beeinträchtigung in Frage käme, ihr 
nach 81634 BoB. nur neben dem Vater zuſteht und die 
Meinung des Vaters vorgeht. Zu vgl. KG.: RIA. 3, 111 
= 863.25, A 3 ff., ferner Schlegelberger a. a. O., zu 
820 Bem. 10 S. 251 und Bem. 11 S. 252, Warneyer, 
2. Aufl., zu 83 BGB. Bem. II Fußn. 6 u. 7, Planck, 
4. Aufl., zu 84 BGB. Bem. 3 S. 14, Palandt⸗Danckel⸗ 
mann, „Kurzkommentar z. BGB.“, zu 8$3—5 Bem. 1 S. 5. 

Wie dort der Mutter kein Beſchwerderecht zuerkannt 
werden kann, ſo gilt das gleiche im umgekehrten Falle hier 
für den Vater. 

Nun hat allerdings das KG. in KGJ. 24, A 149 ff., 151 
der wegen Geiſtesſchwäche entmündigten Witwe in An⸗ 
gelegenheiten, die ihre Perſon betreffen, nach § 59 JG. 
ein Beſchwerderecht auch bezüglich der Erziehung ihres Soh⸗ 
nes zuerkannt mit der Begründung, zwar ruhe die elter⸗ 
liche Gewalt der Mutter, weil ſie in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt fei, jedoch ſtehe ihr nach $8 1676 Abſ. 2, 1686 
BOB. deſſenungeachtet die Sorge für die Perſon des Kindes 
zu. Allein dieſer Fall deckt ſich nicht mit dem vorliegenden, 
die Volljährigerklärung betreffenden. Dieſe ſoll nur 
erfolgen, wenn ſie das Beſte des Minderjährigen befördert 
(85 BGB.), ohne Rückſicht alfo auf die perſönlichen Belange 
der Eltern oder ſonſtiger Perſonen. Nur dem Gewalthaber 
ift, ſofern er die elterliche Gewalt ausübt, nach 8 4 Abf. 2 
BGB. ein Verbietungsrecht eingeräumt. Ebenſo betrifft auch 
die Entſch. des KG. in ZJO. 16, 254 einen anders liegenden 
Fall, nämlich das Beſchwerderecht des beſchränkt geſchäfts⸗ 
fähigen Vaters bezüglich der angeordneten Fürſorgeerziehung 
des Kindes. In dieſem Falle iſt den Eltern als ſolchen ein 
Beſchwerderecht nach § 65 Abſ. 6 RJug Wohlfch. eingeräumt. 
Beide kammergerichtlichen Erkenntniſſe ſtehen daher nicht in 
Widerſpruch mit der jetzigen Eutſcheidung, daß dem wegen 
Trunkſucht entmündigten Vater kein Beſchwerderecht gegen 
die Volljährigerklärung ſeines Sohnes zuerkannt wer⸗ 
den kann. 

Hat aber der Vater kein Beſchwerderecht, ſo iſt der dir 
Volljährigerklärung enthaltende Beſchluß des AG. durch den 
ſeitens der antrags⸗ und verbietungsberechtigten Perſonen 
erklärten Rechtsmittelverzicht, gegen deſſen Zuläſſigkeit keine 
Bedenken beſtehen (vgl. Schlegelberger a. a. O., zu 819 
FG. Ben. 36 S. 247), rechtskräftig geworden und damit 
gem. 856 Abſ. 2 FGG. in Wirkſamkeit getreten. 

Durch die Aufhebung des Entmündigungsbeſchluſſes iſt 
nun zwar die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit des Vaters 
mit ſofortiger Wirkung (vgl. 8 685 i. Verb. m. 8678 JPD.) 
weggefallen. Der Vater hätte jedoch die von ſeiner Ehefrau 
in Ausübung der elterlichen Gewalt rechtmäßig erklärte 
Einwilligung zur Volljährigerklärung des Sohnes nur ſo 
lange widerrufen können, als der die Volljährigerklärung 
enthaltende amtsgerichtliche Beſchl. v. 21. Okt. 1938 noch nicht 
rechtskräftig geworden war. Die Rechtskraft iſt aber hier 
eingetreten, bevor die Entmündigung des Vaters aufgehoben 
war, bevor dieſer alſo das Recht zur Ausübung der elter⸗ 
lichen Gewalt wiedererlangt hätte, wenn die Volljährig⸗ 
erklärung ſeines Sohnes nicht inzwiſchen erfolgt wäre. Daher 
ſteht dem Vater ein Recht zum Widerruf der Einwilligungs⸗ 
erklärung der Mutter, den er durch Ausübung des Be- 
ſchwerderechts geltend machen könnte, nicht zu. Er muß viel⸗ 
mehr die Rechts⸗ und Verfahrenslage ſo hinnehmen, wie er 
ſie vorfindet. Zu vgl. auch Staudinger, 10. Aufl., zu 
84 Bem. 60 S. 74, Planck, 4. Aufl., zu 84 Bem. 6 S. 16, 
RGRͤromm., 9. Aufl., zu 84 Bem. 1 u. 2 S. 30, Warneyer, 
2. Aufl., zu $4 Bem. IV S. 10. 


Demnach hat das LG. zu Unrecht der Beſchwerde des 
Vaters ſtattgegeben und den amtsgerichtlichen Veſchluß auf- 
gehoben. Durch dieſe Aufhebung des die Volljährigerklärung 
enthaltenden Beſchluſſes iſt die Mutter, die in Ausübung 
der elterlichen Gewalt die Einwilligung zur Volljährigerklä⸗ 
rung ihres Sohnes als in ſeinem Intereſſe liegend erklärt 


hatte, beſchwert. Auf ihre ſofortige weitere Beſchwerde war 
unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes der amts⸗ 
gerichtliche Beſchluß aufrechtzuerhalten und ſomit die Be⸗ 
ſchwerde des Vaters hiergegen als unzuläſſig zu verwerfen. 
(KG., ZivSen. 1 b, Beſchl. v. 10. Febr. 1939, 1b Wx 13/39.) 

* 


13. OLG. — 88 164, 166, 177, 714 BGB.; 88 1 Abſ. 2 
Nr. 2, 4 Abſ. 2 HGB.; Kontolorrentvertrag. 

1. Eine Lohnſchleiſerei, von mehreren betrieben, die über 
handwerksmäßigen Umfang nicht hinausgeht, iſt kein Betrieb 
eines Handelsgewerbes. Alleinvertretungsbefugnis der Ge⸗ 
ſellſchafter beſteht daher nicht ohne beſondere Vereinbarung 
oder Ermächtigung für den Einzelfall. 

2. Eine Vollmacht auf Eröffnung eines Kontokorrentaus⸗ 
zuges iſt in ſolchen Fällen nicht ohne weiteres als Vollmacht 
auf Aufnahme eines Kredits anzusehen. F) 

Der Bekl. betrieb gemeinſam mit einem B. eine Lohn⸗ 
ſchleiferei, in der für eine Lüdenſcheider Firma Rohbeſteck⸗ 
teile bearbeitet wurden. Am 29. Sept. 1937 ließ B. für das 
gemeinſame Unternehmen bei der Kl. ein Kontokorrentver⸗ 
hältnis eröffnen. Den Eröffnungsantrag unterſchrieb er mit 
„B.“. In der Folgezeit wurden zahlreiche Schecks auf die Kl. 
gezogen, die teils von dem Bekl. allein, teils von den Konto⸗ 
inhabern gemeinſam, zum größten Teil aber von B. allein 
ausgeſtellt wurden. Ohne Wiſſen des Bekl. ließ ſich B. am 
4. Dez. 1937 von der Kl. einen Kredit in Höhe von 500 AM 
einräumen und übereignete ihr zur Sicherheit hierfür durch 
Vertrag vom gleichen Tage die Maſchinen und Werkzeuge 
des gemeinſamen Unternehmens im Werte von 698 AM. Auch 
dieſen Vertrag unterzeichnete B. mit „B. & J.“ und ver⸗ 
pflichtete ſich, monatlich 40—50 RM auf den Kredit abzu⸗ 
tragen. Am 23. Dez. 1937, als der Bekl. zum erſtenmal 
während des Beſtehens der Geſchäftsverbindungen bei der 
Kl. erſchien, erfuhr er von dem Abſchluß des Kreditvertrages 
und erklärte, er mißbillige das Verhalten des B., mit dem 
er nicht mehr zuſammen arbeite. An dieſem Tage betrug 
der Sollſaldo des Kontos bei der Kl. 844,63 AM und bei Ab⸗ 
ſchluß des Kontos am 5. Febr. 1938 933,99 AM. 

Die Kl. hat behauptet, der Bekl. hafte ihr gegenüber 
für die geſamten Schulden aus der Geſchäftsverbindung, 
weil er mit B. eine DHG. betrieben habe. Er habe deshalb 
als Geſamtſchulduner für die Verbindlichkeiten des Unterneh- 
mens einzuſtehen. Außerdem habe der Bekl. dadurch, daß er 
ſelbſt mehrere Schecks unterſchrieben habe, den Abſchluß des 
Kontokorrentvertrages genehmigt. Der Kredit, den ſie dem 
B. eingeräumt habe, ſei dem gemeinſamen Unternehmen im 
Rahmen dieſes Kontokorrentverhältniſſes gewährt worden. 
Da der Bekl. am 23. Dez. 1937 den Kontokorrentvertrag 
nicht gekündigt habe, beſtimme ſich ſeine Schuld nach dem 
Saldo v. 5. Febr. 1938. 

Nach Beweisaufnahme hat das LG. den Bekl. antrags⸗ 
gemäß verurteilt. 

Die Berufung iſt begründet. 

Nach § 607 BGB. wäre der Bekl. zur Rückzahlung des 
Darlehns an die Kl. verpflichtet, wenn ſein damaliger Mit⸗ 
arbeiter B. entweder als Geſellſchafter einer OHG. zur Ver⸗ 
tretung der Geſellſchaft ermächtigt oder mit Vertretungs⸗ 
macht gem. 8 714 BOB. die Vertrage v. 29. Sept. und 4. Dez. 
1937 mit der Kl. abgeſchloſſen hätte. Zunächſt iſt indeſſen 
nicht dargetan, daß es ſich bei der von dem Bekl. gemeinſam 
mit B. betriebenen Lohnſchleiferei um ein Unternehmen ge⸗ 
handelt hätte, deſſen Betrieb über den Umfang des Hand⸗ 
werks hinausging und nach feiner Art und feinem Umfang 
eine kaufmäuniſche Einrichtung erfordert hätte (8 1 Abſ. 2, 
Ziff. 2 HGB.). Gemäß 8 4 Abſ. 2 HGB. kann durch die Ver⸗ 
einigung zum Betrieb eines handwerklichen Kleinbetriebes 
eine OHG. nicht begründet werden. Iſt ſonach davon auszu⸗ 
gehen, daß das Unternehmen keine OHG. war und von B. 
nicht rechtverbindlich vertreten werden konnte, ſo iſt eine ge⸗ 
ſanitſchuldneriſche Haftung des Bekl. für die Verbindlich⸗ 
keiten der Geſellſchaft entſprechend den 88 125, 128 HGB. 
jedenfalls nicht gegeben. Auch rechtfertigt das Vorbringen 
der Kl. in tatſächlicher Hinſicht nicht die Annahme, daß der 


Bekl. und fein Geſellſchafter B. durch ihr Auftreten von 


außen hin den Anſchein des Betriebes einer OHG. erweckt 
hätten und ſich deswegen eine entſprechende Behandlung ge⸗ 
fallen laſſen müſſen. 

Soweit die Klage darauf geſtützt iſt, daß der B. von 
dem Bekl. zur Führung der Geſchäfte mit der Kl. gem. 
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88 164, 714 BGB. bevollmächtigt geweſen fei, hat der Vor⸗ 
derrichter zwar zutreffend ausgeführt, daß der Kontokorrent⸗ 
vertrag mit Wirkung für und gegen den Bekl. zuſtande ge⸗ 
kommen iſt. 

Ob B. bei der Errichtung des Kontos am 29. Sept. 1937 
bereits von dem Bekl. Vollmacht hatte, kann dahingeſtellt 
bleiben, denn auch das vollmachtloſe Handeln des B. iſt 
nachträglich von dem Bekl. dadurch genehmigt worden, daß 
er ſelbſt mehrere Schecks auf die Kl. ausgeſtellt hat (88 164, 
177 BGB.). Der Vorinſtanz iſt jedoch nicht darin beizuſtim⸗ 
men, daß ſich die Vollmacht B. auch auf den Abſchluß des 
Darlehnsvertrages v. 4. Dez. 1937 erſtreckte, von dem der 
Bekl. unſtreitig erſt am 23. Dez. 1937 Kenntnis erhielt. Der 
Umfang einer Vollmacht beſtimmt ſich in erſter Linie nach 
dem Willen des Vollmachtgebers und, wenn ein ſolcher nich! 
kundgetan iſt und nur aus konkludentem Verhalten gefolgert 
werden kann, ausſchließlich nach den Umſtänden und der 
Verkehrsübung. Nach den Grundſätzen von Treu und Glau⸗ 
ben im Verkehr iſt eine Vollmacht jedenfalls dann eher ein⸗ 
engend als erweiternd auszulegen, wenn das vom Bevoll⸗ 
mächtigten beabſichtigte Geſchäft in außergewöhnlicher Weiſe 
über den Rahmen der üblichen Geſchäfte hinausgeht. Da⸗ 
für, daß B. ausdrücklich auch Vollmacht erteilt war, einen 
Kredit aufzunehmen, ift die Kl. beweisfällig geblieben und 
für die Annahme einer ſtillſchweigenden Vollmacht liegt nach 
den geſamten Umſtanden keinerlei Aulaß vor. Die Kl. hätte 
fih Gewißheit darüber verſchaffen müſſen, ob und in welchem 
Umfang B. bevollmächtigt war, indem fie, ſich von B. eine 
ſchriftliche Vollmacht des Bekl. vorlegen ließ oder bei Ein⸗ 
geben des Krediteröffnungsvertrages auch den Bell. zu den 
Verhandlungen hinzugezogen hätte. Wenn ſie ſich deſſen un⸗ 
geachtet allein mit B. einließ, ſo tat ſie es auf ihre Gefahr, 
da ſie damit rechnen mußte, daß der Bekl. eine derartige 
Ausweitung ſeiner Vollmacht nicht gutheißen würde. 

Die Kl. kann ſich auch nicht darauf berufen, daß der 
Kontokorrentvertrag ohne weiteres einen Krediteröffnungs⸗ 
vertrag in ſich ſchließe. Wiſſenſchaft und Rſpr. ſtimmen heute 
darin überein, daß gegenſeitige Kreditgewährung weder 
Weſen noch Vorausſetzung des gewöhulichen Kontokorrents 
iſt, ſondern daß vielmehr allein der Wille der Parteien dar⸗ 
über, daß ſie ihre Geſchäftsbeziehungen in der Form des 
eigentlichen Kontokorrents abwickeln wollen, maßgebend iſt 
(ROGZ. 124, 232 = JW. 1935, 1776). Daß die Parteien bei der 
Errichtung des Kontos lediglich ein einfaches Kontokorrent⸗ 
verhältnis begründen wollten, iſt der Ausſage des als Zeu⸗ 
gen vernommenen Kaſſierers, der die Verhandlungen mit B. 
geführt hatte, zu entnehmen. 

* In der Erklärung, die der Bekl. am 23. Dez. 1937 
gegenüber dem Kaſſierer der Kl. abgegeben hat. mit Rüd- 
fidt auf das Verhalten des B. arbeite er nicht mehr mit 
dieſem zuſammen, muß nach Treu und Glauben eine Ent⸗ 
ziehung der Vollmacht erblickt werden, ſo daß Rechtsgeſchäfte, 
die von B. ſpäterhin mit der Kl. abgeſchloſſen wurden, nicht 
mehr mit Wirkung für und gegen den Bekl. zuſtande kamen. 


Demnach iſt für die Höhe der Darlehnsſchuld des Bekl. der 


i aßgebend. Dieſe beſtimmt ſich jedoch nicht, 
16 555 A e der buchmäßigen Saldierung per 
23. Dez. 1937, ſondern unter Berückſichtigung der an dieſem 
Stichtage noch ſchwebenden und erſt ſpäter abgewickelten Ge⸗ 
ſchäfte. Unſtreitig wies aber das Konto unter Berückſichti⸗ 
gung der noch ſchwebenden Geſchäfte (Gutſchrift eines 
Schecks per 25. Dez. 1937) am 23. Dez. 1937 einen Sollſaldo 


zu Laſten des Beklagten nicht aus. 
90 Düſſeldorf, U. v. 14. Febr. 1939, 11 U 42 2/88.) 


Anmerkung: Die Firma „B. & J.“ iſt nach EEE 
dem Urteil nicht im Handels xegiſter einge negen 808. 
lich gilt das Unternehmen nicht auf . es $ 5 10 i 
als Handelsgewerbe. Vielmeht bedarf 19 N ö a 
ob ein Handelsgewerbe i. S. der $$ 1110 1 en A 
Das OLG. hat dieſe Frage mit Rech 8 0 ; 
bloße „Lohnſchleife rei“ iſt ihrer Betriebsart nach A nd⸗ 
wert, weil auf jeweilige Beſtellung gegen 1 
lediglich individuell fachliche formgebende ig a 
des 8 631 B65 B. geleiſtet werden. Ein Han 3 cid- 
viel, ob fein räumlicher Umfang und bie Umienp? 1 
Großhandwerk ftempeli oder nicht = iſt 1 5 17 YA 
Ziff. 2 HOB. (Fabritbetrieb) noch im en es $ 24 . 
eintragungsfählg, weil feine primitive Betriebsart, a 
in fachlicher Arbeit erſchöpft, keinen „nach Art und Um- 
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fang in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäfts⸗ 
betrieb erfordert“ (vgl. über die Begriffe „Kaufmann“, 
„Handwerk“, „Umfang des Handwerks“: Groſchuff: JW. 
1934, 3030 ff., 3032 oben links; Joh. 27, A. 23; KG.: JW. 
1936, 3127 18, mit Anm. des Unterz.). Liegt aber ein Hand- 
werk vor, fo kann nach 8 4 Abſ. 2 HGB. eine „offene Hana 
delsgeſellſchaft“ nicht begründet werden, vielmehr bleibt die 
Vereinigung der Handwerker lediglich eine Geſellſchaft bür⸗ 
gerlichen Rechts (88 705 ff. BGB.). 

Zutreffend hat das OLG. hieraus die Folgerung ge⸗ 
zogen, daß eine geſamtſchuldneriſche Haftung der Geſell⸗ 
ſchafter für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft jedenfalls 
nicht aus 88 125, 128 HGB. hergeleitet werden könne. 
Zweifelhaft mag aber ſein, ob die Haftung ſich nicht nach 
88 164, 826, 242, 157 BOB. i. Verb. m. 88 125, 128 HGV. 
dadurch begründen läßt, daß die Geſellſchafter „durch ihr 
Auftreten nach außen hin den Anſchein des Betriebes 
einer OHG. erweckt hätten und ſich deswegen eine ent- 
ſprechende Behandlung gefallen laſſen müßten. Das OLG. 
verneint dies zwar in tatſächlicher Hinſicht, weil das Klage⸗ 
vorbringen hierin nicht ſchlüſſig ſei, ſcheint aber doch der 
Tutſache, daß die Geſellſchafter ſich der Firma einer 
OH G. („B. & J.“) bedient haben, nicht genügend Rechnung 
zu tragen. Denn eine Geſellſchaft bürgerlichen Rechts hat 
keine Firma, ihre Geſellſchafter konnen nur als Einzelper⸗ 
ſonen nach außen auftreten, evtl. unter gegenſeitiger Be⸗ 
vollmächtigung (RGRKomm., $ 705 BGB., Anm. 1; KG. 
1b X 574/39; JW. 1906, 452 4), allenfalls unter Angabe der 
Mitgeſellſchafter mit ausgeſchriebenem „und“ („B. und J.“) 
(vgl. Groſchuff, HGB. 1, 30 Nr. 4). Die Verwendung des 
handelsüblichen Abkürzungszeichens „&“ deutet aber nach 
Joh. 31, 143 auf eine handelsgerichtlich eingetragene 
DHG. hin. Der Gebrauch einer Firma „B. & J.“ verpflichtet 
alſo das Regiſtergericht zu einem Einſchreiten wegen Firmen⸗ 
mißbrauchs nach 837 HGB. Liegt aber der Mißbrauch einer 
Firma vor, ſo iſt es nur folgerichtig, feſtzuſtellen, daß die 
Geſellſchafter — gleichviel, ob bewußt oder aus Rechtsun⸗ 
kenntnis — den Eindruck einer OHG. erweckt haben. 

Verneint man dieſe Haftung — etwa mangels Ver⸗ 
ſtoßes gegen die guten Sitten oder Treu und Glauben —, ſo 
wird man den weiteren Ausführungen des OLG. hinſichtlich 
der beiden Leitſätze zuſtimmen. 

O AR. Groſchuff, Berlin. 
* 

** 14. RG. — 88 618, 844 Abſ. 2 BGB. Bei 8618 Abi. 1 
handelt es fih um den Niederſchlag eines allgemeinen Rechts⸗ 
gedankens. § 618 Abſ. 1 BGB. ijt daher ſinngemäß anwend⸗ 
bar auf einen Werkvertrag, wenn der Unternehmer zur 
Herſtellung des Werks ebenfalls einen Raum des Beſtel⸗ 
lers betreten muß oder ſonſt mit deſſen Vorrichtungen oder 
Gerätſchaften zu arbeiten hat. Dann iſt zugleich auch § 618 
Abi. 3 entſprechend anwendbar (Aufgabe der in RG3. 
80, 27 = ZW. 1912, 867 vertretenen gegenteiligen Anſicht). 
— Befondere Mehrarbeit der Witwe kommt dem Schädiger 
nicht zugute. 

Der Ehemann der Kl. zu 1 und Vater der übrigen 
Kl., St., hatte die Lieferung und die Aufſtellung von Ofen 
in dem Turnhallenneubau der bekl. Stadtgemeinde über⸗ 
nommen. Als er am 26. Sept. 1935 nachſehen wollte, wie 
der Ofen für den HJ.⸗Raum im Untergeſchoß der Turn- 
halle dorthin gebracht werden konnte, erlitt er auf einer 
Treppe in dem Neubau einen Unfall, an deſſen Folgen er 
am 25. Okt. 1935 ſtarb. Den Weg über dieſe Treppe zu 
dem HJ.⸗Raum, der an der Rückſeite des Gebäudes zu 
ebener Erde einen Zugang von außen hatte, hat ihm der 
auf der Bauſtelle arbeitende Maurer Sch., den er danach ge⸗ 
fragt hatte, gewieſen. Die Kl. verlangen als unmittelbar 
und mittelbar durch den tödlichen Unfall ihres Ernährers 
Geſchädigte von der Bekl. Schadenserſatz. Sie ſtützen ihren 
Anſpruch einmal auf den Vertrag, der zwiſchen St. und 
der Bekl. beſtanden hat und der die Lieferung und Aufſtel⸗ 
lung von Ofen in dem Turnhallenneubau der Bekl. durch 
erſteren zum Gegenſtand hatte, ferner auf unerlaubte 
Handlung (88 823 ff. BGB.). 

Das BGB. hat in Übereinſtimmung mit dem LG. den 
Klageanſpruch aus Vertrag zur Hälfte für gerechtfertigt er⸗ 
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klart, wobei es die Frage der Haftung der Bekl. aus un⸗ 
erlaubter Handlung ungeprüft gelaſſen hat. Es hat den 
Vertrag ſeinem Rechtscharakter nach mit Rückſicht darauf, 
daß mit der Lieferung der Ofen deren Aufſtellung verbun⸗ 
den war, als eine Miſchung von Kauf- und Werkvertrag 
angeſehen. Es hat weiter angenommen, daß die Bekl. wegen 
der geuannten beſonderen vertraglichen Aufgabe des St. 
verpflichtet geweſen ſei, die Zugangswege zu den Räumen 
des Neubaus in einem verkehrsſicheren Zuſtande zu halten, 
ſo daß St., ſoweit es die Umſtände zugelaſſen hätten, gegen 
Gefahren geſchützt geweſen ſei. 

Die Rev. der Bekl. ift nicht begründet. Der zwi 
ſchen St. und der Bekl. beſtehende Vertrag ſchloß die 
Verpflichtung der Bekl. in ſich, St. für die Erfüllung 
ſeiner Vertragspflicht, der Aufſtellung der Ofen, den 
Zugang zu den in Betracht kommenden Räumen, fo be 
ſonders zu dem HJ.⸗Raum, in verkehrsſicherer Weiſe zu 
ermöglichen. Es mag nun die von St. begangene Treppe 
für die Verbringung des Ofens ſelbſt in den HJ.⸗Raum 
nicht in Frage gekommen ſein, und die Bekl. mochte die 
Verkehrsſicherheit dieſer Treppe für dieſen Zweck nicht zu 
gewährleiſten brauchen. Die Rechtslage iſt aber eine andere 
bei dem auch in Erfüllung des Vertrags geſchehenen Gange 
des St., der den Zweck hatte, ſich darüber Klarheit zu ver⸗ 
ſchaffen, welches der paſſendſte Zugang zu dem HJ.⸗Raum 
für die Aufſtellung des Ofens ſei. Für dieſen Gang muß die 
Treppe, ſofern die Bekl. ſie nicht ſperrte — und das iſt 
unſtreitig nicht der Fall geweſen —, als für die Benutzung 
frei angeſehen werden. Das wird ſchon durch die Tatſache 
beſtätigt, daß St. durch den auf dem Bau tätigen Maurer 
Sch. über die Treppe zu dem HJ.⸗Raum geführt wurde. 
Die Bekl. hatte daher, worin dem BG. zuzuſtimmen iſt, auf 
Grund des Vertrags die Treppe in einem Zuſtande zu hal⸗ 
ten, der St. auf dieſem Gange nach Möglichkeit gegen Ge⸗ 
fahren ſicherte, wobei freilich, wie auch das BG. nicht ver⸗ 
kannt hat, für die Art und das Maß der Verkehrsſicherheit 
der Umſtand in Betracht zu ziehen iſt, daß es ſich um einen 
unfertigen Neubau handelte. Den Kl. kann entgegen der 
Meinung der Rev. nicht vorgehalten werden, daß ſich St. 
bei dieſer Beſichtigung wegen der Auskunft über den Zur 
gang zu dem HJ.⸗Raum nicht an den Bauleiter oder den 
Polier wandte, ſondern den Maurer Sch. danach befragte. 
Er konnte davon ausgehen, daß ihm jeder auf dem Bau 
tätige Arbeiter darüber ebenſogut Auskunft geben konnte 
wie der Bauleiter und der Polier. Das BG. hat daher mit 
Recht die Bekl. für die Gefährdung des St. auf der Treppe 
für haftbar erklärt. — Der vorl. Fall iſt grundſätzlich an⸗ 
derer Art als der in RG. 74, 124 = JW. 1910, 807 
entſchiedene, auf den die Rev. verweiſt, inſofern als dort 
zwiſchen dem Bekl. und der Kl., die nur zum Zwecke des 
Einkaufs in das Geſchäft des Bekl. gekommen war, der 
vorl. gegebene vertragliche Anſpruch auf Gewährleiſtung 
eines verkehrsſicheren Zugangs zu dem Geſchäft nicht be⸗ 
ſtand. 

Daß die von St. begangene Treppe ſich nicht in einem 
Zuſtande befand, der auch angeſichts des Umſtandes, daß 
die Treppe noch nicht völlig fertiggeſtellt war, der zu ver- 
langenden Verkehrsſicherheit genügt hätte, iſt vom BG. 
rechtsirtumsfrei dargelegt worden. Es ſtellt dabei feſt, daß 
der Zuſtand der Treppe gegen die nach § 562 ZPO. nicht 
der Nachprüfung in der Rev. unterlegenen Beſtimmungen 
der Art. 32 und 33 der WürttBauO. v. 27. Juli 1935 
(RegBl. 181) verſtoßen habe, wonach die Bauherrn oder 
deren Baumeiſter bei der Ausführung von Bauten die nöti⸗ 
gen Vorkehrungen zum Schutze des Lebens und der Geſund⸗ 
heit zu treffen haben. Mag dieſe Vorſchrift für die Beurtei⸗ 
lung nicht ohne weiteres maßgebend ſein, ſo gibt ſie doch 
einen Anhalt dafür, was in bezug auf die Verkehrsſicher⸗ 
heit der Treppe verlangt werden konnte. Das BG. nimmt 
weiter ohne Rechtsirrtum an, daß die Bekl. für den mangel⸗ 
haften Zuſtand der Treppe einzutreten habe. 


Die Haftungsausgleichung zwiſchen den Parteien in 
Anwendung des 8254 BGB. auf den Klageanſpruch, die 
im weſentlichen auf tatrichterlichem Gebiete liegt, begegnet 
ebenfalls keinen Rechtsbedenken. Daß St. bei Begehung 
der unfertigen Treppe beſondere Aufmerkſamkeit aufzu⸗ 
wenden hatte, iſt in dem BU. berückſichtigt. Die Verteilung 
der Haftung zu gleichen Teilen erſcheint nach den ganzen 
in Betracht kommenden Umſtänden nicht unbillig. 

Die Rev. bemängelt, daß das BG. auf den Schadens⸗ 
erſatzanſpruch der Kl. die Beſtimmung des § 618 Abſ. 1 
BGB. für entſprechend anwendbar erachtet und beſonders 
daß es den Kl. gemäß § 618 Abſ. 3 i. Verb. m. § 844 Abf. 2 
BGB. den Anſpruch auf eine Rente zuerkannt hat. 

Der zwiſchen der Bekl. und St. abgeſchloſſene Vertrag, 
in ſeinem Charakter vorwiegend ein Kaufvertrag und daher 
$8433 ff. BGB. unterworfen, hatte einen werkvertraglichen 
Einſchlag, ſoweit die Verpflichtung zur Aufſtellung der 
Ofen, fo beſonders auch des Ofens in dem HJ.⸗Raum, in 
Frage kam, und für ſeine rechtliche Beurteilung ſind inſoweit 
die für den Werkvertrag geltenden §8 631 ff. BGB. maß⸗ 
gebend. Das gilt insbeſ. auch für den mit in Erfüllung 
dieſer Vertragspflicht geſchehenen Gang des St. über die 
Unfalltreppe. 

Es ijt umſtritten, ob die im §618 Abſ. 1 BGB. ent 
haltene Beſtimmung, daß der Dienſtberechtigte Räume, Vor⸗ 
richtungen oder Gerätſchaften, die er zur Verrichtung der 
Dienſte zu beſchaffen hat, ſo einzurichten und zu unterhal⸗ 
ten hat, daß der Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und 
Geſundheit ſoweit geſchützt iſt, als die Natur der Dienſt⸗ 
leiſtung es geſtattet, beim Vorliegen ähnlicher Verhältniſſe 
für die dem Beſteller gegenüber dem Unternehmer obliegende 
Verpflichtung entſprechend Geltung hat, und insbeſ., ob auf 
einen aus der Verletzung dieſer Verpflichtung hergeleiteten 
Anſpruch die Beſtimmung des § 618 Abſ. 3 BGB. entſpre⸗ 
chende Anwendung zu finden habe. Es begegnet zunächſt kei⸗ 
nem Rechtsbedenken, mit dem BG. die erſtere Frage, die 
entſprechende Anwendung des 8 618 Abſ. 1 BGB., ſolchen⸗ 
falls zu bejahen. Bei dieſer Vorſchrift handelt es ſich um 
den Niederſchlag eines allgemeinen, aus § 242 BGB. her- 
geleiteten Rechtsgedankens. Die Fürſorgepflicht einer Ver⸗ 
tragspartei gebietet es danach, die andere Vertragspartei, 
die bei der Ausführung der von ihr zu verrichtenden Arbei⸗ 
ten in den Gefahrenbereich der auftraggebenden Partei 
kommt, vor ihr dort etwa drohenden geſundheitlichen Nach⸗ 
teilen und daraus gegebenenfalls erwachſenden Schaden, ſo⸗ 
weit es die Umſtände geſtatten, zu ſchützen. Dieſer Ge⸗ 
danke hat bei dem Dienſtvertrag, der vorwiegend die Leiſtung 
der Dienſte in dieſem Gefahrenbereich des Dienſtherrn be⸗ 
dingt, in §618 Abſ. 1 BGB. beſonderen geſetzlichen Aus⸗ 
druck gefunden. Dieſe Beſtimmung muß aber überall dort 
ſinngemäß Anwendung finden, wo eine Vertragspartei in 
Erfüllung ihrer Vertragspflichten unter ähnlichen Bedin⸗ 
gungen tätig wird. Das trifft beſonders auch bei einem 
Werkvertrag zu, wenn der Unternehmer zur Herſtellung des 
Werks ebenfalls einen Raum des Beſtellers betreten muß 
oder ſonſt mit deſſen Vorrichtungen oder Gerätſchaften zu 
arbeiten hat. Alsdann beſteht die bezeichnete Fürſorgepflicht 
für den Beſteller in gleicher Weiſe wie für den Dienſtherrn 
(vgl. auch RG Urt. v. 29. Junt 1917, VII 86/17 m. Nachw. 
und NG.: JW. 1930, 3092 ; abweichend RGUrt. v. 9. Okt. 
1934, VII 113/34, das jene Verpflichtung des Beſtellers unter 
Ablehnung der entſprechenden Anwendung des § 618 Abf. 1 
BGB. aus den allgemeinen, jedes Vertragsverhältnis, fo 
auch den Werkvertrag beherrſchenden Grundſätzen [§ 242 
BGB.] folgern will). — 

Es fragt ſich ſodann, nach welchen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen die Schadenserſatzpflicht des Beſtellers zu beurteilen 
iſt, wenn der Unternehmer infolge ſchuldhafter Verletzung 
der bezeichneten Vertragspflicht durch den Beſteller einen 
Schaden erleidet, ob hierfür 8618 Abſ. 3 BGB. und dem- 
gemäß die Vorſchriften der 98 842—846 BGB. ebenfalls ent- 
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ſprechende Anwendung zu finden haben oder ob hierfür 
die Beſtimmungen der 88 249 ff. BGB. maßgebend find. 
Das iſt von beſonderer Bedeutung inſofern, als nach den 
erſteren, nicht nach den letzteren Beſtimmungen ein Erſatz⸗ 
anſpruch der mittelbar Geſchädigten, wie vorliegend der 
Witwe und Kinder, im Falle des tödlichen Unfalls des 
Unternehmers (5 844 Abſ. 2 BGB.) gegeben ift. Der erk. 
Sen. hat ſich in dem Urt.: RG. 80, 27/8 = JW. 1912, 
867, unter Ablehnung der entſprechenden Anwendung des 
8618 Abſ. 3 BGB., dahin ausgeſprochen, daß Art und 
Umfang des Schadenserſatzes ſolchenfalls aus den allge⸗ 
meinen Vorſchriften der 88 249 ff. BGB. zu beſtimmen ſeien. 
Weiter hat der 4. ZivSen. in dem Urt. v. 20. Dez. 1924, 
IV 392/24 (JurRdſch. 1925 Rſpr. Nr. 164) die entſprechende 
Anwendung des § 618 Abſ. 3 auf andere Vertrage unter 
Hinweis auf die Entſcheidung in RGB. 77, 410 = JW. 
1912, 191 bei Beurteilung eines auf Auftrag (8670 BGB.) 
geſtützten Schadenserſatzanſpruchs verneint, dabei indes den 
Schadenserſatzanſpruch der mittelbar Geſchädigten auf 
Grund einer ſtillſchweigend getroffenen Vereinbarung zu⸗ 
gunſten Dritter bejaht. Nach Überprüfung dieſer Frage ge⸗ 
langt der Senat unter Aufgabe der in RGZ. 80, 27 = 
JW. 1912, 867 vertretenen Anſicht zur Bejahung der ent⸗ 
ſprechenden Anwendung des 8618 Abſ. 3 auf den Wert- 
vertrag. Dieſer Rechtsſtandpunkt ergibt ſich zunächſt als die 
unmittelbare Folgerung aus der grundſätzlichen Anerken⸗ 
nung der entſprechenden Anwendung des 8 618 Abſ. 1 BGB. 
auf den Werkvertrag und der darin ausgeſprochenen Für⸗ 
ſorgepflicht für den Beſteller unter der bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzung. Es ift dabei freilich nicht zu überſehen, daß bei 
dem ſtark perſönlichen Einſchlag, der das Dienſtvertrags⸗ 
verhältnis kennzeichnet, der geſetzgeberiſche Gedanke nahelag, 
für den Fall der Verletzung der Fürſorgepflicht durch den 
Dienſtberechtigten, auch den mittelbar geſchädigten Ange⸗ 
hörigen gegen ihn einen Schadenserſatzanſpruch zu geben 
(8844 Abf. 2, § 845 BGB.). Dieſer beſondere Vertrags⸗ 
charakter fehlt zwar beim Werkvertrag im Verhältnis zwi⸗ 
ſchen Beſteller und Unternehmer in der Regel. Dennoch er⸗ 
ſcheint es gerechtfertigt in dem geſetzten beſonderen Falle, 
daß der Unternehmer, wie der Dienſtverpflichtete, in den 
Gefahrenbereich des Beſtellers eintritt, an die dann auch 
für den letzteren beſtehende Fürſorgepflicht gegenüber dem 
Unternehmer dieſelbe geſetzliche Folge, wie in § 618 Abſ. 3 
beſtimmt, zu knüpfen und hier bei Verletzung dieſer Pflicht 
den mittelbar Geſchädigten ebenfalls dieſen Erſatzanſpruch 
zu geben. Danach iſt der Anſpruch der Kl. auf die Gewäh⸗ 
rung der Rente nach § 844 Abſ. 2 BGB., der in dem Lei⸗ 
ſtungs⸗ wie auch in dem Feſtſtellungsanſpruch enthalten ift, 
mit dem BG., entgegen der Meinung der Rev., im Grund⸗ 
ſatz zu bejahen .. 

Die Frage, ob und inwieweit eine Witwe, die auf 
Grund des 8844 Abſ. 2 BGB. Schadenserſatz verlangt, ſich 
Einkünfte, die ſie durch ihre infolge Wegfalls oder Minde⸗ 
rung ihrer häuslichen Pflichten (8 1356 BGB.) freigewor⸗ 
dene Arbeitskraft erzielt hat oder hätte erzielen konnen, 
auf ihren Anſpruch anrechnen laſſen muß, ift, wie im BU. 
geſchehen, unter dem rechtlichen Geſichtspunkt der Schadens⸗ 
abwendung (8 254 Abſ. 2 BGB.) zu beurteilen und gemäß 
den Umſtänden des einzeln en Falles nach Treu und Glau- 
ben zu entſcheiden (NGB. 154, 236 = JW. 1937, 17039). 
Es ift dabei anerkannt, daß es insbeſondere einer Witwe, 
die für minderjährige und hilfsbedürftige Kinder zu ſorgen 
hat, nicht zuzumuten iſt, unter Hintanſetzung ihrer Haus» 
frauen- und Mutterpflichten ihre Arbeitskraft dem etwa er⸗ 
erbten Unternehmen zu widmen. Soweit ſie unter Zurück⸗ 
ſrellung dieſer häuslichen Pflichten und sen beſondere über 
den zu Lebzeiten des Mannes gegebenen Rahmen hinaus 
ihre Arbeitskraft zur Erzielung eines Einkommens einſetzt, 
iſt der daraus erzielte Gewinn, weil auf einem mit dem 
Unfall nicht in urſächlichem Zuſammenhang ſtehenden be- 
ſonderen Umſtand beruhend, auf den Schadenserſatzanſpruch 


nicht anzurechnen. Es wäre nicht billig, wenn dieſe beſon⸗ 
dere, nach den ganzen Umſtänden nicht zu verlangende Mehr⸗ 
arbeit der Witwe dem Schädiger zugute käme. 


(Rh., III. Ziv Sen., U. v. 20. Dez. 1938, III 46/38.) [Ba.] 
* 


15. LG. — 8 839 BGB.; Art. 131 RVerf. 8 839 BGB., 
Art. 131 RVerf. finden auf die NSDAP. keine Anwendung. F) 
f Der Angehörige der Hitler⸗Jugend R. S. nahm am 
29. Aug. 1936 am Dienſt feiner H J.⸗Formation teil und er- 
hielt dort von ſeinem Vorgeſetzten den Auftrag, ſäumige 
Kameraden zum Erſcheinen aufzufordern. Die diesbezüglichen 
Befehle ſollte er ſofort austragen und den Weg mit ſeinem 
Fahrrad zurücklegen. Auf dieſem Weg führte er fahrläſſi 
einen Verkehrsunfall herbei, bei dem die Frau A. S. erheblich 
verletzt wurde. Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe, die der Ber- 
letzten Leiſtungen zu gewähren hatte, leitete aus dieſem Un⸗ 
fall Regreßanſprüche gegen den Hitler⸗Jungen R. S. her und 
verklagte ihn. Im erſten Rechtszug hat das zuſtändige AG. 
nach dem Klageantrag erkannt; daraufhin legte der Bekl. Be⸗ 
rufung ein und begründete dieſe damit, daß er ſich zur Unfall⸗ 
zeit auf einer Dienſtfahrt befunden habe, weshalb gemäß 
$ 839 BGB. Art. 131 NBerf. die Haftung der NSDAP. an 
die Stelle ſeiner perſönlichen Haftung trete. 

Das LG. hat die Berufung zurückgewieſen und hat aus⸗ 
geführt, daß der Bekl. den Unfall verſchuldet habe und er zur 
Unfallzeit im Dienſt der HJ. handelte. Zu der grundſatzlichen 
Frage, ob § 839 BGB., Art. 131 RVerf, auf die NS DAP. 
angewendet werden könne, hat das Gericht im einzelnen fol⸗ 
gendes ausgeführt: 

„Daß (nämlich die Tatſache, daß er ſich auf einer Dienſt⸗ 
fahrt befand) befreit ihn (den HJ.⸗Angehörigen R. S.) aber 
nicht von ſeiner Haftung. Denn nach Anſicht der Kammer be⸗ 
ſteht für die Partei keine der Haftpflicht des Staates für die 
Amtsverletzung ſeiner Beamten Dritten gegenüber entſpre⸗ 
chende Haftung für den vom Verklagten auf ſeiner Dienſt⸗ 
fahrt angerichteten Schaden. — Zunächſt braucht darauf nicht 
weiter eingegangen zu werden, daß allerdings nach der herr⸗ 
ſchenden Rſpr. der Staat nach § 839 BGB., Art. 131 NBerf. 
der verletzten Frau A. S. gegenüber, nicht aber auch der ihr 
gegenüber erſaßpflichtigen Kl. gegenüber haften würde, wenn 
der Verklagte Beamter oder Soldat geweſen wäre. Auch dar⸗ 
auf brauchte nicht eingegangen zu werden, wie der Fall zu 
beurteilen wäre, wenn er ſich nach dem 1. Dez. 1936 ereignet 
hätte, alfo nachdem die He. nicht mehr nur eine Organi- 
fation der Partei ift, ſondern eine Organiſation des Reiches 
geworden iſt. 

In der Rſpr. und Rechtslehre ift wiederholt anerkannt 
worden, daß die beamtenrechtlichen Haftungsgrundſätze — 
§ 839 BGB., Art. 131 RVerf. — auf die Angehörigen der 
Gliederungen der Partei entſprechend anzuwenden ſind (vgl. 
wa Urt. des OLG. Stettin v. 25. März 1936: JW. 1937, 
241 f. Haidn⸗Fiſcher, „Das Recht der NSDAP.“, 
S. 86—88; Huber, „Verfaſſung“, S. 175). Dieſer Anſicht 
ſchließt ſich aber die Kammer nicht an, vor allem nicht nach 
der Stellungnahme der Reichsleitung der Partei, des Reihs- 
ſchatzmeiſters, die auch die Billigung des Stellvertreters des 
Führers gefunden hat. - 

Richtig iſt zwar, daß an ſich jeder, der im Rahmen der 
völkiſchen Ordnung berechtigterweiſe öffentliche Gewalt aus⸗ 
übt, Beamter i. S. des € 839 BGB., Art. 131 RVerf. ift 
(Huber S. 175). — Auch der Verklagte hat bei ſeiner Dienſt⸗ 
fahrt öffentliche Gewalt ausgeübt. Denn er als Hitlerjunge 
ift ebenſo wie der Soldat und Beamte vom Führer mit 
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben und mit der Aus⸗ 
übung hoheitlicher Beſugniſſe betraut. Aus dieſer Betäti⸗ 
gung öffentlicher Gewalt durch den Verklagten folgt aber noch 
nicht, daß die Partei auch dafür, daß der Verklagte die ihm 
auf ſeiner Dienſtfahrt der Frau A. S. gegenüber obliegende 
Dienſtpflicht, die Verkehrsvorſchriften genau zu beachten und 
nicht durch deren ſchuldhafte Verletzung jemanden zu gefähr⸗ 
den, ſchuldhaft verletzt und dadurch Schaden angerichtet hat 
an Stelle des Verklagten haftet. — Daß an ſich keine geſetz⸗ 
liche Beſtimmung für eine ſolche Haftung der Partei beſteht, 
kann nicht zweifelhaft ſein. Denn auch wenn die Partei nach 
§ 1 Abſ. 2 Geſ. zur Sicherung der Einheit von Partei und 
Staat v. 1. Dez. 1933 (RGBI. 1016) eine „Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts“ iſt, ſo bedarf es doch keiner weiteren Aus⸗ 
führung, daß ſie, die Trägerin des deutſchen Staatsgedankens, 
keine Koörperſchaft des öffentlichen Rechts im herkömmlichen 
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Sinne, alfo auch nicht i. S. des Art. 131 RVerf. ift. — Die 
Partei hat eine ganz anders geartete und viel höhere Rechts⸗ 
ſtellung als eine öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft im gewöhn⸗ 
lichen Sinne. — Sie unterliegt nicht wie dieſe der Staats⸗ 
aufſicht und leitet ihre hoheitlichen Befugniſſe nicht wie dieſe 
vom Staate ab. — Sie ſteht vielmehr als Garant des Reiches 
mindeſtens gleichwertig neben dem Staat. — Zu prüfen iſt 
alfo nur, ob die Partei etwa entſprechend dem § 839 BGB., 
Art. 131 RVerf. für den Verklagten haftet. — Das iſt aber 
auch zu verneinen. — Bei Prüfung dieſer Frage kann nach 
Anſicht der Kammer zunächſt nicht entſcheidend fein, ob die 
für den Staat maßgebend geweſenen Gründe für die Ein⸗ 
führung der Amtshaftung an ſich auch für die Partei be⸗ 
ſtehen — nämlich Sicherung des Verletzten durch den zah⸗ 
lungsfähigen Staat und die Befreiung des. Beamten von 
einer nicht im Intereſſe des Staates liegenden übergroßen 
Angſtlichkeit bei Erfüllung feiner Dienſtpflicht wegen der 
etwaigen ſpäteren rückſichtsloſen Inanſpruchnahme durch den 
geſchädigten Dritten. — Entſcheidend iſt vielmehr, ob der 
Staat durch ſeine Gerichte in der Lage iſt, der ihm nicht unter⸗ 
geordneten Partei gegebenenfalls gegen ihren Willen eine 
Haftung entſprechend dem § 839 BGG B., Art. 131 NBerf. auf- 
zuerlegen oder nicht. Das erſcheint der Kammer bei der oben 
bereits erwähnten überragenden Stellung der Partei ausge⸗ 
ſchloſſen. — Die Partei ſelbſt hat durch § 1 Abſ. 2 des Ein- 
heitsgeſetzes, wonach ſie eine „Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts“ ift, nichts von ihrer beſonderen Stellung zum Staat 
aufgeben wollen und hat ſich damit auch nicht ſämtlichen 
Staatsgeſetzen freiwillig unterſtellen wollen. — Das ergibt 
eindeutig die vom Stellvertreter des Führers gebilligte Auße⸗ 
rung des Reichsſchatzmeiſters, die ſomit einer authentiſchen 
Interpretation gleichkommt. — Die Bezeichnung „offent 
lich⸗ rechtliche Körperſchaft“ ift, wie es in der 
Außerung weiter heißt, nur aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen gewählt, um der NSDAP. die Teilnahme 
am Rechtsverkehr im Bereich des ſtaatlichen Rechts zu er⸗ 
möglichen. — Der Partei ſteht danach alſo frei, ob und 
gegebenenfalls inwieweit ſie ſich freiwillig an dem Rechts⸗ 
verkehr beteiligen will. Tut ſie es, ſo tut ſie es als öffentlich⸗ 
rechtliche Körperſchaft, ebenſo wie der Staat, wenn er als 
Fiskus auftritt. — Der Beſtimmung des § 1 Abſ. 2 des Cin- 
heitsgeſetzes, die zwar auf der einen Seite zum ſichtbaren 
Unterſchied von den früheren Parteien im Parteienſtaat, denen 
keine irgendwie geartete Rechtsperſönlichkeit zukam, die an 
ſich ſchon ſeit der Machtübernahme vorhanden geweſene be⸗ 
ſondere ſtaatsrechtliche Stellung der Partei anerkennt, kommt 
praktiſch nur im privatrechtlichen Verkehr Bedeutung zu, da 
ſich die Partei inſoweit den Staatsgeſetzen unterworfen hat 
und auch jeweils durch Teilnahme am privatrechtlichen Ver⸗ 
kehr freiwillig unterwirft. — Gegen ihren Willen kann der 
Partei aber die Haftung für ihre Mitglieder und Angehörigen 
ihrer Gliederungen nicht auferlegt werden, da ſie wie geſagt 
dem Staat gleichberechtigt gegenüberſteht. — Dem ſteht auch 
nicht etwa entgegen, daß ſie mit dem Staat unlöslich ver⸗ 
bunden iſt. — Denn dadurch ſind Partei und Staat nicht in⸗ 
einander aufgegangen, alſo nicht weſensgleich geworden. — 
Beide ſind vielmehr die „Träger des Reiches“, neben die ſpäter 
noch die Wehrmacht getreten iſt. — Wie auch der Verklagte 
mit Recht nicht beſtreitet und in der Rechtslehre allgemein 
anerkannt iſt, hat die Partei ebenſo wie der Staat eigene 
Rechtsſetzungsgewalt — und zwar, wie man ohne weiteres 
annehmen muß, ohne Rückſicht darauf, ob ſich dieſe Rechts⸗ 
ſetzungsgewalt nur den Angehörigen der Partei gegenüber 
oder auch den übrigen Volksgenoſſen gegenüber aus⸗ 
wirkt. Es muß deshalb der Partei überlaſſen bleiben, ob 
ſie die Haftung für die Amtspflichtverletzungen ihrer Ange⸗ 
hörigen aus den gleichen Gründen wie der Staat und im 
gleichen Umfang wie der Staat auch für ſich anerkennen will 
oder nicht. — Solange ſie ſie nicht anerkannt hat, kann ſie 
auch nicht von den Gerichten angenommen werden. — Im 
übrigen liegen bei dem beſtehenden gegenſeitigen Treuever⸗ 
hältnis zwiſchen der Partei, ihren Angehörigen im weiteſten 
Sinne und den übrigen Volksgenoſſen, das von vornherein 
und auch ohne beſondere geſetzliche Grundlage tatſächlich jed⸗ 
wede Unbilligkeit und Härte ſo gut wie unmöglich macht, 
keine zwingenden Gründe vor, der Entſcheidung des Führers 
der NSDAP. und des Staatsoberhauptes des Reiches vorzu⸗ 
greifen, wobei in dieſem Zuſammenhang dahinſtehen kann, ob 
das an ſich überhaupt möglich wäre. Da aus dieſen Gründen 
ſchon die Kammer keine Haftung der Partei anerkennt, braucht 
auf die weiter von der Partei vorgebrachten Gründe, die 


gegen ihre Amtshaftung ſprechen ſollen, nicht eingegangen zu 
werden. Sonach haftet der Verklagte. 
(LG. Weimar, Urt. v. 16. Dez. 1938, 5 S 52/38.) 


Anmerkung: Die vorl. Entſch. befaßt ſich mit der in den 
vergangenen Jahren häufig erörterten Frage, ob die Beſtim⸗ 
mungen des § 839 B08 B., Art. 131 RVerf. auf die Ange- 
hörigen der NSDAP. — unmittelbar oder entſprechend — 
anzuwenden ſind. Die herrſchende Meinung ging bisher da⸗ 
hin, daß dieſe Frage bejaht werden müſſe. Das LG. Weimar 
kommt zu dem entgegengeſetzten Ergebnis. 

I. Die Entſch. geht davon aus, daß keine geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung beſteht, die die Frage der Haftpflicht der NSDAP. 
für Dienſtverletzungen ihrer Angehörigen unmittelbar 
regelt. In dieſem Zuſammenhang enthält das Urteil eine zu⸗ 
treffende Würdigung der Bedeutung des Gef. zur Sicherung 
der Einheit von Partei und Staat v. 1. Dez. 1933 und der 
darin für die NSDAP. gewählten Bezeichnung „Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts“. 

Das Gericht hat ſich nicht mit dieſer Feſtſtellung, daß 
keine unmittelbar auf die NSDAP. anwendbare Beſtimmung 
vorhanden ſei, begnügt, ſondern hat weiter die Frage ge⸗ 
prüft, ob die Beſtimmung des § 839 BGB., Art. 131 RVerf. 
auf die Partei entſprechend anzuwenden ſei. Aber auch 
dieſe Frage wird vom LG. Weimar verneint, und zwar mit 
folgender Begründung: „Entſcheidend iſt vielmehr, ob der 
Staat durch ſeine Gerichte in der Lage iſt, der ihm nicht 
untergeordneten Partei, gegebenenfalls gegen ihren Willen, 
eine Haftung entſprechend dem § 839 BGB., Art. 131 RVerf. 
aufzuerlegen oder nicht.“ Dieſe Möglichkeit beſteht — ſo führt 
das Gericht aus — nicht, weil die NSDAP. ſich durch die 
Annahme der Bezeichnung „Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts“ nicht ſämtlichen Staatsgeſetzen freiwillig unterſtellt 
hat, fondern mit der Annahme dieſer Bezeichnung nur die 
Teilnahme am Rechtsverkehr hat ermöglichen wollen. 

Mit dem angeführten für entſcheidend erklärten Satz der 
Begründung hat das Gericht ſelbſtverſtändlich nicht etwa ſagen 
wollen, daß alle Normen des geltenden Rechts auf die 
NSDAP. immer nur dann angewandt werden können, wenn 
ſie ausdrücklich dieſer Anwendung 5 8 hat. Er beſagt 
vielmehr, daß es nicht Aufgabe der ordentlichen 
Gerichte ſein kann, in die inneren Verhältniſſe 
der Partei einzugreifen. Denn die Auferlegung 
einer ſolchen Haftung nach Art. 131 RVerf. würde einen 
ſolchen Eingriff darſtellen. Das iſt ohne weiteres zu erkennen, 
wenn man auf die Grundgedanken zurückgeht, die zur Ein⸗ 
führung der Anitshaftung geführt haben. Es war dies einmal 
der Grundſatz, daß der Beamte nur ſeinem Dienſtherrn gegen⸗ 
über, von dem er Rückſicht auf feine Verhältniſſe erwarten 
darf, verantwortlich ſein ſoll, zum anderen der Gedanke, daß 
der Beamte bei Ausitbung der öffentlichen Gewalt nicht durch 
allzu große Furcht vor wirtſchaftlichen Nachteilen in ſeiner 
Entſchlußkraft gehemmt werden ſoll. Inwieweit aber die 
NSDAP. für ſich die gleichen Bedürfniſſe anerkennt oder 
nicht, iſt eine innere Angelegenheit der Partei, die nur von 
ihr ſelbſt entſchieden werden kann. Daher müßten die ordent⸗ 
lichen Gerichte, wenn fie die Vorſchriften des § 839 BGB., 
Art. 131 RVerf. ohne weiteres auf die Partei anwenden wür⸗ 
den, einen Eingriff in innerorganiſatoriſche Fragen der 
NSDAP. vornehmen, zu dem ſie — wie das Gericht aus 
dem Verhältnis völliger gegenſeitiger Unabhängigkeit mit 
Recht folgert — nicht befugt ſind. 

Allerdings war für die Einführung der Amtshaftung 
auch der Gedanke der Sicherung des Verletzten durch den zah⸗ 
lungsfähigeren Staat entſcheidend. Das Gericht hat aber auch 
dieſen Gedanken nicht gegenüber jener anderen Erwägung 
entſcheidend ſein laſſen: Denn — wie es mit Recht am Ende 
des Urteils heißt — das gegenſeitige Treueverhältnis zwiſchen 
der Partei, ihren Angehörigen im weiteſten Sinne und den 
übrigen Volksgenoſſen macht auch ohne beſondere geſetzliche 
Grundlage jedwede Unbilligkeit und Härte unmöglich. 

II. Soweit hier der Umſtand von Bedeutung ſein könnte, 
daß es ſich bei dem Schädiger um einen Angehörigen der HJ. 
gehandelt hat, iſt noch zu bedenken, daß das Gericht es aus⸗ 
drücklich dahingeſtellt ſein läßt, wie der Fall zu beurteilen 
wäre, wenn er ſich nach dem 1. Dez. 1936 ereignet hatte, nach⸗ 
dem die Aufgabe der Erziehung der geſamten deutſchen Jugend 
in der HJ. dem Reichsjugendführer der NSDAP. übertragen 
worden iſt, der damit gleichzeitig „Jugendführer des Deutſchen 
Reiches“ (vgl. $ 3 Satz 2 Gef. v. 1. Dez. 1936) wurde und die 
Stellung einer oberſten Reichsbehörde erhielt. 
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III. Die Bedeutung der vorl. Entſch. geht weit über das 
eigentliche Gebiet der Amtshaftung hinaus. Denn überall wo 
die Frage des Verhältniſſes von Partei und Staat in ihren 
Auswirkungen auf die Rechtspflege von Bedeutung iſt, muſſen 
ähnliche Erwägungen Platz greifen. Es ſei z. B. an die Frage 
der ſtrafrechtlichen Ahndung von Dienſtpflichtverletzungen der 
Parteiamtsträger erinnert, bei der die Beantwortung der 
Frage, ob das Verhalten des Amtsträgers ſtrafbar iſt, meiſt 
von der Entſch. der Vorfrage abhängt, ob der Amtsträger 
eine beſondere parteidienſtliche Verpflichtung verletzt hat oder 
nicht. Die Anwendung des in der vorl. Entſch. verankerten 
Grundſatzes muß dazu führen, daß die Strafgerichte in ſolchen 
Bun ihre Befugniſſe zur ſelbſtändigen Beurteilung dieſer 
Frage verneinen. Die Folge würde ſein, daß die Strafgerichte 
ſie im Wege der Einholung eines Gutachtens der Dienſtſtelle 
des Parteiamtsträgers oder im Wege der Vernehmung des 
Dienſtvorgeſezten als Sachverſtändigen vorweg zu klären 
hätten. (Dieſe Auswirkungen können hier jedoch nur angedeutet 
werden fbg. „Zur Frage der Mitwirkung der NSDAP. in 
politiſchen Strafſachen“, Barth: DR. 1988, 361 ff. J.) 

Dr. Tegtmeyer, Reichsrechtsamt der NSDAP. 
* 


16. RG. — § 839 BGB.; SS 1426, 1414 RVO. Durch 
den Umtauſch der Karten der Invalidenverſicherung und 
durch die damit in Zuſammenhang ſtehenden Verrichtungen 
werden nicht nur die Belange des Verſicherten, ſondern auch 
die Haftungspflicht des Arbeitgebers betroffen, ſo daß in⸗ 
ſoweit auch er Dritter i. S. des 8839 BGB. hinſichtlich der 
der Krankenkaſſe obliegenden Verpflichtungen iſt. 


I. Nach der ſtändigen Rſpr. des NG. gilt der Art. 131 
Wbim Verf. für alle juriſtiſchen Perſonen, die vom Staate 
mit der Ausübung öffentlicher Gewalt, ſei es der Betäti⸗ 
gung ſtaatlichen Zwanges, ſei es der Ausübung ſtaatlicher 
Fürſorge, betraut worden find (NG. 112, 335 = IW. 
1926, 1442; RGB. 114, 201 = JW. 1926, 2294; NG2. 121, 
256 = ZW. 1928, 22117 u. a.). Zu ſolchen mit der Aus- 
übung ſtaatlicher Fürſorge betrauten öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften gehört nicht bloß die Reichsverſicherungsanſtalt für 
Angeſtellte (jo RG. 112, 335 = JW. 1926, 1442), ſondern 
alle Träger der Sozialverſicherung, alſo auch die Ortskran⸗ 
kenkaſſe. Andererſeits ift nach feſtſtehender Rſpr. des Senats 
(RGB. 105, 335 = SW. 1924, 1360; RGZ. 114, 200 = 
JW. 1926, 2294; RGB. 118, 242 = JW. 1928, 235 NG. 
142, 193 = JW. 1934, 2091) Beamter i. S. des Art. 131 
Weim Verf. und $839 BGB. jede Perſon, die der Staat 
oder eine dazu befugte öffentliche Körperſchaft mit öffent⸗ 
licher Gewalt umkleidet hat, und zwar unabhängig davon, 
ob ihm ſtaatsrechtlich Beamteneigenſchaft zukommt. Dem⸗ 
nach haftet die Bekl. für die Amtspflichtverletzungen ihrer 
Angeſtellten nach §839 BGB. Art. 131 Wein Verf. und find 
die Vorausſetzungen des 8 547 Nr. 2 ZPO. und des 8 71 
Ziff. 2 Nr. 2 GVG. gegeben. 


II. Der Kl. hat in den beiden erſten Rechtszugen ſeine 
Klage darauf geſtützt, daß die Bekl. (eine Allgemeine Orts⸗ 
krankenkaſſe) bei der Umſtellung des Einzugsverfahrens auf 
das Entrichtungsverfahren darauf hingewieſen habe, daß 
nach wie vor die Entrichtung der Invalidenverſicherungs⸗ 
beiträge durch ihre Angeſtellten erledigt werden könnte, er 
daraufhin deren Angeſtellten H. mit dem Beſorgen der Ver⸗ 
ſicherungsmarken und dem Umtauſch der Verſicherungskar⸗ 
ten betraut habe und dieſer nicht nur durch Unterlaſſung 
des Klebens der Verſicherungsmarken gegen ſeine Vertrags⸗ 
pflichten, ſondern durch falſche Ausſtellung von Aufrech⸗ 
nungsbeſcheinigungen und Ausſtellung neuer Invaliden⸗ 
karten auch gegen ſeine Amtspflichten verſtoßen habe und 
dafür die Bekl. hafte. Die Rev. des Kl. kann daher nicht 
geltend machen, daß die Bekl das Beſorgen der Verſiche⸗ 
rungsmarken und den Umtauſch der Verſicherungskarten im 
Rahmen ihrer amtlichen Tätigkeit habe abwickeln laſſen, 
möge ſie damit auch über die ihr übertragenen Amtspflich⸗ 
ten hinausgegangen ſein. Denn das bedeutet nicht nur eine 
andere rechtliche Auswertung derſelben Tatſachen, ſondern 
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ſetzt die Behauptung anderer Tatſachen voraus. Mit einem 
ſolchen Falle der unzuläſſigen Fortſetzung des Einzugsver⸗ 
fahrens durch eine Gemeinde mit der Folge, daß die ge⸗ 
ſamte Behandlung der Verſicherungskarten trotz des an ſich 
geſetzwidrigen Verfahrens Amtstätigkeit der Kaſſe blieb, hat 
fidh der Senat in RG. 156, 220 = JW. 1938, 669 15 bez 
ſchäftigt. Andererſeits konnte die Kaſſe auch das Kleben der 
Marken und den Umtauſch der Karten ſelbſt durch Privat⸗ 
vertrag übernehmen (RGZ3.: JW. 1937, 3114 4%. Dieſe 
Rechtslagen ergeben ſich aber nicht ſchon daraus, daß eine 
Krankenkaſſe einem Arbeitgeber anheimſtellt, einen Kaſſen⸗ 
angeſtellten mit der Beſorgung der ihm obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen zu betrauen, oder dieſer dieſe Aufgaben mit 
Wiſſen ſeiner Behörde übernimmt, ſondern es ſind dazu 
weitergehende Erklärungen erforderlich, die zum mindeſten 
auf den Willen der Kaſſe hindeuten, die dem Arbeitgeber 
bei der Entrichtung der Verſicherungsbeiträge obliegenden 
Pflichten an ſeiner Stelle, ſei es in amtlicher Eigenſchaft 
oder in privatem Auftrage zu erfüllen. Dahin gehende Be⸗ 
hauptungen ſind aber vom Kl. in den beiden Rechtszügen 
nicht vorgebracht. Für die Rev. muß es ſonach dabei ver⸗ 
bleiben, daß H. auf Grund eines mit dem Kl. geſchloſſenen 
Privatvertrages das Kleben der Invalidenmarken und den 
Umtauſch der Invalidenkarten übernommen, beides alſo 
nicht in amtlicher Eigenſchaft getan hat. 

III. Zu Unrecht folgert nun aber das BG. aus der 
privatrechtlichen Übertragung der dem Kl. obliegenden Ver⸗ 
ſicherungspflichten auf einen Angeſtellten der Kaſſe, der bei 
dem Umtauſch der Verſicherungskarten auch in amtlicher 
Eigenſchaft tätig werden mußte, den Ausſchluß der Haftung 
der Bekl. für deſſen Amtspflichtverletzungen. Denn nicht 
ſchon die Verquickung beider Aufgaben, ſondern nur beſon⸗ 
dere Umſtände können die Geltendmachung der Haftung der 
öffentlichen Körperſchaft für die Amtspflichtverletzungen 
ihrer Beamten und Angeſtellten zu einer mißbräuchlichen 
Ausnutzung eines Rechts machen und als gegen geſundes 
Volksempfinden verſtoßend erſcheinen laſſen, ſo etwa, wenn 
die Übertragung privater Aufgaben an Beamte gegen aus⸗ 
drückliches Verbot oder zu unlauteren Zwecken, zur Um- 
gehung der Geſetze erfolgt und dem Vorgeſetzten beſonders 
verheimlicht wird, ſo daß ihm die Möglichkeit genommen 
iſt, Unregelmäßigkeiten zu unterbinden. In dieſer Hinſicht 
hat das BG. aber nichts feſtgeſtellt, es hat im Gegenteil, 
wie die Rev. mit Recht rügt, die Behauptungen und Be⸗ 
weisantritte des Kl. nicht beachtet, daß die Bekl. das Ver⸗ 
fahren ſelbſt angeregt und geduldet, ihr Geſchäftsführer über 
Beitragszahlungen quittiert und dem H. alle Anfragen der 
Landesverſicherungsanſtalt wegen Überſendung der abgelie⸗ 
ferten Verſicherungskarten zur Erledigung überlaſſen und 
gerade dadurch die Unterſchlagungen ermöglicht habe. 

Rechtsirrig iſt auch die Annahme des BG., die Amts⸗ 
pflichten, die H. verletzt habe, hätten ihm nur gegenüber 
dem Verſicherten, nicht gegenüber dem Kl., obgelegen. Zwar 
find dem Arbeitgeber durch § 1426 RVO. nur Pflichten hin- 
ſichtlich der Entrichtung der Beiträge, d. h. des Klebens der 
Marken auferlegt, während die Ausſtellung und den Um⸗ 
tauſch der Karten nach § 1414 RVO. grundſätzlich der Ver⸗ 
ſicherte veranlaſſen muß. Indeſſen iſt dem Arbeitgeber zur 
Erfüllung feiner Verpflichtung aus §8 1426, 1488 RVO. in 
5 1414 Satz 2 die Befugnis erteilt, fih die Verſicherungs⸗ 
karte ſelbſt zu beſchaffen, falls der Verſicherte keine Karte 
hat oder nicht vorlegt, es iſt ihm alſo ein eigenes Antrags⸗ 
recht gegeben. Er kann auch nach der ftändigen Ripr. des 
R ArbGG. (RArbG. 8, 161; 15, 80; ArbRSamml. 26, 92; 2 
363; 31, 49) neben ſeiner Verpflichtung zur Entrichtung 
der Beiträge weitere an ſich dem Verſicherten ſelbſt oblie⸗ 
gende Pflichten, alſo auch den Umtauſch der abgelaufenen 
Karten durch beſonderen Vertrag, ſei es ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend, übernehmen und haftet dann dem Verſicher⸗ 
ten für den aus der Vernachläſſigung dieſer Pflichten ent⸗ 
ſtehenden Schaden. Läßt ſich der Arbeitgeber die Verſiche⸗ 
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rungskarten aushändigen, behält er fie während der gan⸗ 
zen Dauer des Arbeitsverhältniſſes, übergibt er ſie nicht 
zwecks Umtauſch dem Arbeiter, beſorgt er vielmehr dieſen 
ſelbſt, ſo wird darin in der Regel die ſtillſchweigende ver⸗ 
tragliche Übernahme dieſer Verpflichtungen liegen (vgl. auch 
§ 1442 RVO .). Beantragt der Unternehmer den Umtauſch 
der Karten, ſo ſind ihm auch die Aufrechnungsbeſcheini⸗ 
gungen und die neuen Karten auszuhändigen und die der 
Krankenkaſſe in dieſer Hinſicht obliegenden Pflichten liegen 
ihr dann auch dem Arbeitgeber gegenüber ob. Denn nach 
feſtſtehender Rſpr. ift Dritter i. S. des $839 BGB. jeder, 
deſſen Intereſſe nach der beſonderen Natur des Amtsgeſchäf⸗ 
tes berührt wird (NGB. 127, 153 = JW. 1930, 1382 5; 
RGB. 140, 427 = FW. 1934, 25 2 u. a.). Durch den Um- 
tauſch der Karten und die damit im Zuſammenhang ſtehen⸗ 
den Verrichtungen werden nicht nur die Belange des Ver⸗ 
ſicherten, ſondern auch die Haftungspflicht des Arbeitgebers 
betroffen. Denn wenn die abgelaufenen Karten nicht an 
die Verſicherungsanſtalt abgeliefert ſind, ſo wird dadurch 
nicht bloß die Lage des Verſicherten inſofern verſchlechtert, 
als er nunmehr gemäß §8 1420 und 1455 RWO. den Be- 
weis für die Erhaltung der Anwartſchaft führen muß, ſon⸗ 
dern es können ihm auch, wenn die Friſten des § 1442 zur 
Nachentrichtung der Beiträge abgelaufen ſind, u. U. die 
Beitragswochen verloren gehen und dadurch ſeine Rente ſich 
vermindern. Dafür würde aber der Arbeitgeber, der die 
Entrichtung der Beiträge und den Umtauſch der Karten 
vertraglich übernommen hat, haften und er hat deswegen 
auch im allgemeinen ein beſonderes Intereſſe an der Er⸗ 
füllung der amtlichen Pflichten beim Umtauſch. 


Da nun nach dem beiderſeitigen Vorbringen der Kl. 
die Verſicherungskarten ſich von ſeinen Gefolgſchaftsmit⸗ 
gliedern hat aushändigen laſſen und den H. auch gerade 
damit betraut hat, nicht bloß das Kleben der Marken, ſon⸗ 
dern auch den Umtauſch der Karten zu beſorgen, ſo lagen 
alle der Krankenkaſſe bei dem Umtauſch obliegenden Pflich⸗ 
ten ihren Beamten und Angeſtellten auch gegenüber dem 
Kl. ob. 


Zu dieſen Pflichten gehörte aber auch die Prüfung 
der zum Umtauſch eingereichten Karten darauf, ob die Ver⸗ 
ſicherungsmarken ordnungsmäßig verwendet und nicht etwa 
bei der Behandlung der Verſicherungskarten irgendwelche 
Mängel vorhanden waren, die von der LVerſA. ſpäter be- 
anſtandet werden konnten, und weiter die Aufgabe, den 
Einreicher der Karten auf ſolche Mängel hinzuweiſen und 
zur Abſtellung zu veranlaſſen. Aus dieſer Prüfungspflicht 
ergibt ſich als weitere Pflicht der Beamten der Kranken⸗ 
kaſſe, bei dem Unternehmer nachzufragen, wann unvoll⸗ 
ſtändige Karten zum Umtauſch eingereicht werden und für 
die Aufklärung der Unregelmäßigkeiten zu ſorgen. Unterläßt 


ein Kaſſenbeamter ſolche Nachfragen bei dem Unternehnter, 


ſo macht er ſich dieſem gegenüber einer Amtspflichtverlet⸗ 
zung ſchuldig, die die Kaſſe für den Schaden verantwortlich 
machen würde, der dem Unternehmer aus etwaigen Ver⸗ 
fehlungen ſeiner Angeſtellten entſteht. So liegt hier eine 
die Haftung der Bekl. auslöſende Amtspflichtverletzung 
ſchon darin, daß der Kl. nicht auf die offenbaren Unregel⸗ 
mäßigkeiten des H. hingewieſen wurde, als zum erſten Male 
eine Aufrechnungsbeſcheinigung und eine neue Verſiche⸗ 
rungskarte ausgeſtellt wurde, obwohl die umzutauſchende 
Karte nicht oder nicht vollſtändig beklebt war. Dies iſt ohne 
weiteres klar, wenn man annimmt, daß der Umtauſch der 
Karten nicht zum Amtsbereich des H., ſondern eines an- 
deren Beamten gehört hätte und dieſer ſich durch H. hätte 
verleiten laſſen, den Umtauſch vorzunehmen. Es kann aber 
keinen Unterſchied machen und die Bekl. von ihrer Haftung 
für die Amtspflichtverletzungen eines ihrer Beamten nicht 
entlaſten, daß, fei es mit, fei es ohne ihr Willen, die pri- 
vaten und amtlichen Handlungen beim Umtauſch der Kar⸗ 
ten von demſelben Beamten, von H. vorgenommen wur⸗ 
den. Es iſt auch unerheblich, wo H. den Umtauſch der In⸗ 
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(Deutſches Recht ver. mit SW. 
validenkarten vornahm, ob in feiner Wohnung oder in fei- 
nem Dienſtzimmer. Denn er hat jedenfalls die ihm nur in 
amtlicher Eigenſchaft zugänglichen Formulare und Verſiche⸗ 
rungskarten benutzt. Gerade darin, daß er dieſe ausſtellte 
und ſoweit erforderlich dem Kl. oder deſſen Arbeiter aus⸗ 
händigte, um ſeine Unterſchlagungen nicht aufdecken zu müſ⸗ 
ſen, liegt ſeine Amtspflichtverletzung im vorſtehenden Sinne. 


Dieſe Amtspflichtverletzung war auch zum mindeſten 
miturſächlich für den Schaden, der dem Kl. durch die ſpä⸗ 
teren Unterſchlagungen entſtanden iſt. Denn erfüllt der Be⸗ 
amte der Krankenkaſſe ſeine Pflicht, den Unternehmer auf 
etwaige Unregelmäßigkeiten bei Verwendung der Verſiche⸗ 
rungsmarken hinzuweiſen, ſo können Unterſchlagungen der 
mit der Beſorgung der Verſicherungsmarken betrauten Per⸗ 
ſonen, ſeien es Angeſtellte des Unternehmers oder der Kran⸗ 
kenkaſſe, keinen allzugroßen Umfang annehmen, da erfah⸗ 
rungsgemäß bei einer größeren Anzahl von Arbeitern immer 
einige Verſicherungskarten darunter ſind, die mehr oder 
weniger vollgeklebt find und bald umgetauſcht werden müſ⸗ 
ſen. Durch Nachfragen beim Unternehmer müſſen alſo Un⸗ 
terſchlagungen, die durch Machenſchaften mit den Verſiche⸗ 
rungskarten verdeckt werden ſollen, nach einem mehr oder 
weniger kurzen Zeitraum aufgedeckt werden. 


Die Annahme des BG., daß hier ausnahmsweiſe 
gegenüber einem vorſätzlich verurſachten Schaden eine Fahr⸗ 
läſſigkeit des Geſchädigten berückſichtigt werden könne, iſt 
überhaupt rechtsirrig. Denn die Zulaſſung einer ſolchen 
Ausnahme von dem allgemeinen Grundſatz iſt bei vorſätz⸗ 
lichem Beamtenvergehen mit den an die Lauterkeit der Be⸗ 
amten zu ſtellenden Anforderungen unvereinbar. Deshalb 
kann, wie der Senat bereits in JW. 1938, 2399 6 aus- 
geſprochen hat, ein Beamter, der ſein Amt mißbraucht und 
das ihm gerade als Beamten geſchenkte Vertrauen vorſätz⸗ 
lich zur Begehung von Unterſchlagungen ausnutzt, ſich nicht 
zu feiner Entlastung auf die Vertrauensſeligkeit des Drit- 
ten, auf deſſen mitwirkende Fahrläſſigkeit berufen, und auch 
der für ihn haftenden Körperſchaft iſt der Einwand aus 
8254 BGB. inſoweit verſagt. 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 16. Dez. 1938, III 51/38.) [Ba.] 
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17. RG. — 8839 BGB.; § 44 a Gew.; 8 5 BO. ü. 
d. Zuſammenſchluß der Holz- und Forſtwirtſchaft v. 20. Okt. 
1936. Erteilung einer Legitimationskarte nach § 44 a GewO. 
iſt ein geſetzlich gebundener Verwaltungsakt. Amtspflicht⸗ 
verletzung durch ihre verzögerte Erteilung. Der Beurteilung, 
ob ein Beamter ſeine Amtspflicht verletzt hat, kann nur der 
Sachverhalt zugrunde gelegt werden, von dem ſich der Be⸗ 
amte überhaupt nach dem Maße ſeiner Kenntnis der Tat⸗ 
ſachen leiten laſſen konnte. 

Der Kl. verlangt den Erſatz des ihm in der Zeit vom 
27. Febr. bis 23. März 1937 entſtandenen Verdienſtaus⸗ 
falls. Er gründet dieſen Anſpruch auf den rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkt des Schadenserſatzes aus Amtspflichtverletzung, 
indem er darlegt, daß ihm die zur Ausübung ſeines Berufes 
erforderliche Legitimationskarte ($ 44 a GewO.) von der zu- 
ſtändigen Behörde, dem Vorſtand des Amtshauptmannſchaft⸗ 
lichen Zweigamts Y., erft am 23. März 1937 ausgehändigt 
worden ſei, obwohl die geſetzlichen Vorausſetzungen, unter 
denen die Erteilung zu erfolgen habe, ſchon geraume Zeit 
vorher offenbar erfüllt geweſen ſeien und dieſer auch ſonſt 
ein Hindernis nicht entgegengeſtanden habe. 

Mit Recht werden die Ausführungen des BU. von der 
Rev des Kl. angegriffen. Sie find zunächſt fon aus dem 
folgenden Grunde nicht geeignet, die aus ihnen gezogenen 
Folgerungen zu tragen. Sie zielen nur auf den Nachweis ab, 
daß der Vorſtand des Zweigamts ſich, indem er dem Kl. 
die beantragte Legitimationskarte auch weiterhin vorent⸗ 
hielt, durch die Geſichtspunkte hätte leiten laſſen können, 
die das BU. in dieſem Zuſammenhang hervorhebt. Es fehlt 
dagegen die Darlegung, daß der Beamte dieſen Erwägungen 
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wirklich gefolgt iſt und daß es ſich bei ſeinem Verhalten 
nicht vielmehr, was durch die Zuſammenhänge nahegelegt 
wird, lediglich um ein ihm untergelaufenes Verſehen handelt. 
Durch Schreiben an den Kl. v. 5. Febr. 1937 hatte das Zweig⸗ 
amt die Erteilung der Karte davon abhängig gemacht, daß 
der Kl. ſeine Anmeldung bei der Marktvereinigung für Forſt⸗ 
und Holzwirtſchaft — die Aufgaben der Vereinigung, die 
Weiſe ihrer Bildung und die Beſtimmungen über die An⸗ 
meldungspflicht ergeben ſich aus der VO. über den Zuſam⸗ 
menſchluß der Holz- und Forſtwirtſchaft v. 20. Okt. 1936 
(RG Bl. I, 909), insbeſ. aus deren $5 — bewirke. Dasſelbe 
iſt ihm offenbar bei der Unterredung am 10. Febr. 1937 er⸗ 
öffnet worden. Dieſelbe Eröffnung geſchieht ſchließlich an 
den Kl. als Beſcheidung auf ſeine Dienſtaufſichtsbeſchwerde 
unter dem 8. März 1937. Alles das weiſt darauf hin, daß das 
Zweigamt ſich in der Tat bei der weiteren Vorenthaltung 
der Karte nach Rückkunft der Akten von dem Oberbürgermei⸗ 
ſter in ., die am 24. Febr. 1937 erfolgte, nicht von dem Ge⸗ 
danken der Notwendigkeit weiterer Klarſtellungen hat leiten 
laſſen, ſondern daß es ſich in Wahrheit nur darum handelt: 
Als der Kl. ſchon am 20. Febr. 1937 der an ihn geſtellten 
Anforderung genügte, indem er durch das Zweigamt die 
Anmeldung an die Marktvereinigung einreichte, befanden 
ſich die Akten noch bei dem Oberbürgermeiſter in T. So 
konnte es kommen, daß das Zweigamt nach ihrer Rückkunft, 
die vier Tage ſpäter erfolgte, und weiterhin es ſchlechter⸗ 
dings überſehen hat, daß der Kl. der an ihn gerichteten 
Aufforderung bereits genügt hatte, und daß dies eingetreten 
iſt, obwohl das Zweigamt das Anſchreiben des Kl., mit dem 
er ihm ſeine Anmeldung vorgelegt hatte, nicht weitergeſandt, 
ſondern behalten hatte. Mit der ſich aufdrängenden Mög⸗ 
lichkeit eines Verſehens mußte das BG. ſich auseinander⸗ 
ſetzen, wenn es feſtſtellen wollte, von welchen Geſichtspunk⸗ 
ten der Leiter des Zweigamts N. fih beſtimmen ließ, als 
er dem Kl. die Legitimationskarte weiterhin vorenthielt. Das 
war um ſo mehr geboten, als die ferneren Außerungen 
des Zweigamtes den entſcheidenden Punkt, nämlich daß der 
Kl. die von ihm geforderte Anmeldung ſchon am 20. Febr. 
1937 und durch das Zweigamt ſelbſt bewirkt hatte, geradezu 
übergehen. Daß ein derartiges Verſehen, wenn es vorläge, 
eine Verletzung der Amtspflicht darſtellen würde, und zwar 
eine ſchuldhafte, bedarf keiner weiteren Ausführung. 
Darüber hinaus aber verkennen die Darlegungen des 
BG. den Inhalt der Amtspflicht, die dem Vorſtand des 
Zweigamtes im gegebenen Fall oblag, und gelangen daher 
zu unrichtigen Folgerungen über das Maß des Ermeſſens, 


das der Behörde in Fällen dieſer Art durch die von ihr 


anzuwendenden Vorſchriften des Verwaltungsrechtes belaj- 
ſen wird. Das Verwaltungsgeſchäft der Erteilung einer Le⸗ 
gimitationskarte iſt an den Geſetzesinhalt gebunden: Wenn 
in der Perſon des Antragſtellers die Vorausſetzungen des 
844 GewO. gegeben find, der Antrag aus 8 44 a geſtellt 
worden iſt und weder die zwingenden Verſagungsgründe 
nach 857 Abſ. 1 Nr. 1—4, Abſ. 2, 3 noch die fakultativen 
nach 857 b Nr. 2 und 3 — alle dieſe Beſtimmungen i. d. F. 
des Gef. zur Anderung der GewO. v. 3. Juli 1934 (RGBl. I, 
566) — vorliegen, ſo muß die Karte erteilt werden (Land⸗ 
mann, „Gew.“, 9. Aufl., Erl. 5 zu § 44 a, 2. Abſ. a. E.). 
Für irgendein Ermeſſen der Behörde iſt dann kein Raum 
mehr. 

Dieſe Rechtslage iſt auch nicht irgendwie aus anderen 
Beſtimmungen zu ergänzen, die etwa das Zweigamt be- 
rechtigen“, auch bei Vorliegen der ſoeben erörterten Vor⸗ 
ausſetungen die Karte nicht zu erteilen. Insbeſ. kann ein 
derartiger Wille des Geſetzgebers nicht aus der VO. über 
den Zuſammenſchluß der Holz- und Forſtwirtſchaft vom 
20. Okt. 1936 oder aus dem ihr zugrunde liegenden Gef. 
v. 16. Okt. 1935 (RGBl. J, 1239) entnommen werden. Dieſe 
Beſtimmungen ergeben weder nach ihrem Inhalt noch nach 
ihrem Ziel den geringſten Anhalt dafür, daß das Verfahren 
der Erteilung der Legitimationskarte nach Fan GewO. 


auch in dem Wirtſchaftsbereich, auf den ſich jene Vorſchriften 
beziehen, nicht nach wie vor durch die Beſtimmungen der 
GewO. abſchließend geregelt worden ift. Davon, daß folde 
Auffaſſung des Geſetzesinhalts etwa dem Rechtsdenken des 
autoritären Staates widerſpräche, kann keine Rede ſein. 


Erwägungen der Zweckmäßigkeit kann die Verwaltungs⸗ 
behörde in einem derartigen Verfahren mit Bindung an 
den Geſetzesinhalt nur in bezug auf die Maßnahmen der 
Ermittelung walten laſſen, ob die geſetzlichen Vorausſet⸗ 
zungen vorliegen, unter denen dem Geſuch zu entſprechen 
iſt. Wenn das BG, feſtſtellt, das Zweigamt hätte dem Kl., 
nachdem dieſer am 20. Febr. 1937 ſeine Anmeldung über⸗ 
reicht hatte, die Karte ausſtellen „können“, ſo will es damit 
offenbar ſagen, daß eben die Vorausſetzungen der 88 44, 
44 a, 57, 57 b GewO. dargetan waren und daß auch ins- 
bef. wegen des Erforderniſſes der „Zuverläſſigkeit“ nach 
857 b Nr. 2 für das Zweigamt keine Bedenken vorlagen. 
Das konnte aber nur die Folgerung ergeben, daß das Zweig⸗ 
amt die Erteilung vornehmen mußte. Wenn es das nicht 
tat, ſo handelte es damit dem Gebot ſeiner Amtspflicht zu⸗ 
wider, ebenſo wie Behörden überhaupt, wenn ſie trotz Vor⸗ 
liegens der geſetzlichen Erforderniſſe einen Verwaltungsakt 
unterlaſſen, deſſen Vornahme ihnen das Geſetz eben unter 
dieſen Vorausſetzungen vorſchreibt. Es find daher auch in 
dem gegebenen Fall für die rechtliche Beurteilung des Ver⸗ 
haltens der Beamten Geſichtspunkte maßgebend, wie ſie das 
NG. in ſoweit ähnlich liegenden Fällen über die Amtspflicht 
des GBA. (RGWarn. 1927 Nr. 1), des Gerichtskalkulators 
(RG. 80, 406), des Rechtspflegers in Regiſterſachen (Urt. 
v. 21. Juni 1935, III 267/34) herausgeſtellt hat. Anderſeits 
können ſolche Grundſätze, wie ſie etwa anläßlich der Ent⸗ 
ſcheidung rechtlich völlig anders liegender Fälle über die 
Nachprüfung von Ermeſſensentſcheidungen der Verwaltungs⸗ 
behörden durch den Senat dargelegt worden find (RGZ. 
99, 255; 121, 225 = JW. 1928, 2019 7; RGB. 137, 156 = 
JW. 1932, 34524; RG. 147, 183 = JW. 1935, 1931) im 
gegebenen Fall keine Bedeutung gewinnen, da eben in dem 
Verfahren, das bei deſſen Bearbeitung anzuwenden war, 
nach dem Inhalt des Geſetzes für das Ermeſſen der Behörde 
nur der angegebene beſchränkte Raum offenſtand, der ihr 
zudem nach der Lage des Falles in dem hier zu betrachten⸗ 
den Zeitpunkt gemäß den Feſtſtellungen des BU. bereits 
verſchloſſen war, weil die Erfüllung der geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen feſtſtand. 

Sind aus den erörterten Gründen die Darlegungen des 
BG. nicht geeignet, die Entſcheidung zu tragen, jo erhebt 
jih aber anderfeits die Frage, ob fidh die getroffene Ent- 
ſcheidung nicht aus einem anderen Grunde im Ergebnis 
als zutreffend darſtellt. Der Kl., dem ſchon früher eine 
Geldſtrafe wegen Beamtenbeleidigung auferlegt worden 
war, hatte Ende des Jahres 1936 eine gleiche Straftat be⸗ 
gangen; er iſt deswegen in erſter Inſtanz mit 3 Monaten 
Gefängnis, in zweiter Inſtanz — Ende 1937 — ſogar 
mit 9 Monaten Gefängnis beſtraft worden. Das Zweig⸗ 
amt hatte von dieſen Vorgängen in dem hier zu betrach⸗ 
tenden Zeitraum keine Kenntnis erlangt. Hätte es ſie er⸗ 
halten, ſo würde dieſe Kenntnis es nach Meinung des bekl. 
Landes von der Erteilung der Karte abgehalten haben. 
Dazu ift indeſſen darauf hinzuweiſen, daß von den in 
8857, 57 b Nr. 3 GewO. geregelten Tatbeſtänden keiner 
durch den Sachverhalt erfüllt wird. Allein der Mangel der 
erforderlichen Zuverläſſigkeit (§ 57 b Nr. 2) hätte möglicher» 
weiſe von dem Zweigamt aus den Vorgängen, die der ſpä⸗ 
teren Beſtrafung zugrunde lagen, entnommen werden kön⸗ 
nen. Ob das der Fall geweſen wäre, iſt aber in dieſem 
Rechtsſtreit nicht zu unterſuchen. Denn, wie geſagt, haben 
die der Beſtrafung zugrunde liegenden Vorgänge in Wirk⸗ 
lichkeit für das Verhalten des Zweigamts keine Rolle ge⸗ 
ſpielt, da ſie ihm nicht bekannt waren. Der Beurteilung 
aber, ob der Vorſtand der Behörde ſeine Amtspflicht ver⸗ 
letzt hat, kann nur der Sachverhalt zugrunde gelegt wer⸗ 
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den, von dem ſich der Beamte überhaupt nach dem Maße 
ſeiner Kenntnis der Tatſachen leiten laſſen konnte. Die 
Frage iſt, ob er von dieſem Standpunkt aus richtig gehan⸗ 
delt oder ſeine Amtspflicht verletzt hat. Wie dargelegt, iſt 
das letztere der Fall: Hätte der Beamte den geſetzlichen 
Vorſchriften entſprechend gehandelt, ſo wäre dem Kl. die 
Legitimationskarte nach Rückkunft der Akten von dem 
Oberbürgermeiſter in X. erteilt worden. Aus alledem er- 
gibt ſich, daß die Verfehlung, wegen deren der Kl. beſtraft 
worden iſt, für die Beurteilung des Ablaufs der Vorgänge 
ohne Bedeutung iſt. 


An dem Vorliegen der übrigen Vorausſetzungen des 
$ 839 BGB. kann nicht gezweifelt werden. Die Amtspflicht, 
die, wie ausgeführt, dem Vorſtand des Zweigamts bei Vor⸗ 
liegen der geſetzlichen Vorausſetzungen die Erteilung der Le⸗ 
gitimationskarte gebot, lag ihm, wie keiner näheren Dar⸗ 
legung bedarf, dem Kl. gegenüber ob. Daß, wenn die Vor⸗ 
enthaltung der Legitimationskarte auf ein bloßes Verſehen 
des Beamten zurückzuführen ſein ſollte, die darin liegende 
Verletzung dieſer Amtspflicht ſchuldhaft ſein würde, iſt ſchon 
erwähnt worden. Dieſelbe Beurteilung wäre aber für den 
Fall geboten, daß der Beamte ſich wirklich von denjenigen 
Erwägungen hätte leiten laſſen, mit denen, nach Meinung 
des BG. die Vorenthaltung der Karte auch über den 
20. Febr. 1937 hinaus hätte gerechtfertigt werden können: 
Ein Verſchulden des Beamten müßte auch für dieſe Ge⸗ 
ſtaltung als gegeben erachtet werden. Denn es handelt ſich 
bei dem, was oben über die Geſetzesgebundenheit des an⸗ 
zuwendenden Verfahrens dargelegt wurde, um einfache 
Kenntniſſe aus dem Gebiet des Verwaltungsrechtes, wie 
ſie das Zweigamt ſtets bereit haben mußte. Bei der von ihm 
zu verlangenden Überlegung mußte es den Gedanken ab⸗ 
weiſen, daß es bei Vorliegen der in der GewO. geregelten 
Vorausſetzungen dem Kl. die Karte noch vorenthalten dürfe. 
Dazu kam, daß ſich offenſichtlich ein einfacher Weg darbot, 
den Belangen der Marktvereinigung, die das Zweigamt etwa 
hätte wahren wollen, zu genügen, nämlich der, der Markt⸗ 
vereinigung von der Erteilung der Karte an den Kl. Mit⸗ 
teilung zu machen. 


(RG. III. Ziv Sen., U. v. 13. Jan. 1939, III 153/38.) Ba. 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch 


18. RG. — 8 18 EG BGB.; 88 Gef, über die Ande- 
rung und Ergänzung familienrechtlicher Vorſchriften und 
über die Rechtsſtellung der Staatenloſen v. 12. April 1938. 
Für Klagen, mit denen die Ehelichkeit eines Kindes ange⸗ 
ſochten wird, kann der beſondere Gerichtsſtand des 88 ADİ. 2 
dieſes Geſ. nur dann in Anſpruch genommen werden, wenn 
die Vorausſetzungen des §8 Abſ. 1 (= 8 18 Abſ. 2 EGBGB.) 
gegeben find, unter denen trotz ausländiſcher Staatsange⸗ 
hörigkeit des Ehemanns der Mutter doch das deutſche Recht 
anzuwenden iſt. 


Der beſondere Gerichtsſtand am Wohnſitz oder ſtän⸗ 
digen Aufenthalt der Mutter des Kindes, der durch 8 8 
Abſ. 2 des Gef. über die Anderung und Ergänzung 
familienrechtlicher Vorſchriften uſw. v. 12. April 1938 für 
Klagen eingerichtet worden iſt, mit denen die Ehelichkeit 
eines Kindes angefochten wird, ſteht in Zuſammenhang 
mit der durch § 8 Abf. 1 des gen. Geſetzes erfolgten 
Erweiterung der Anwendung des materiellen, die 
Anfechtung der Ehelichkeit betreffenden, deutſchen Rechtes. 
Während nach dem bisherigen Art. 18 EGBGB. die Mn- 
fechtung der Ehelichkeit eines Kindes ſich ausschließlich 
nach dem Heimatrecht des Vaters des Kindes bemaß, 
ift durch $ 8 Abſ. 1 des gen. Geſetzes dem Art. 18 des 
EGBGB. ein zweiter Abſatz hinzugefügt worden, der in 
dem Fall, wenn der Vater Angehöriger eines fremden 
Staates ift, die Mutter aber — etwa durch Wiederber- 
heiratung mit einem Deutſchen nach Scheidung ihrer Ehe 
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mit dem Ausländer oder durch Wiedereinbürgerung in 
Deutſchland — wieder Deutſche geworden iſt, die An⸗ 
wendung des Heimatrechts der Mutter, alſo des deut⸗ 
ſchen Rechts, auf die Anfechtung der Ehelichkeit des Rin- 
des vorſchreibt. Der mit dieſer Erweiterung der An⸗ 
wendung des materiellen deutſchen Anfechtungsrechtes er⸗ 
ſtrebte Erfolg würde nur unvollkommen erreicht, wenn 
man für dieſen Fall nicht auch einen beſonderen Gerichts⸗ 
ſtand geſchaffen haben würde. Aus dieſem Grund hat der 
$ 8 Familienrechts. den Abſ. 2 erhalten, durch den in 
dieſem Fall für die Anfechtungsklage ein beſonderer Ge⸗ 
richtsſtand am Wohnſitz oder ſtändigen Aufenthalt der 
Mutter eingerichtet worden iſt. Auf dieſen Fall iſt 
aber, wie der geſetzgeberiſche Zweck und das Verhältnis, 
in dem die beiden Abſätze des § 8 Familienrechts G. zur 
einander ſtehen, mit Sicherheit ergibt, die Anwendbarkeit 
dieſes beſonderen Gerichtsſtandes beſchränkt. Der Gerichts⸗ 
ſtand des Wohnſitzes oder ſtändigen Aufenthalts der Mut⸗ 
ter kann aljo nicht in Anſpruch genommen werden, wenn 
zur Zeit der Erhebung der Anfechtungsklage beide Eltern 
Ausländer waren. Ebenſo kann dieſer beſondere Gerichts⸗ 
ſtand in umgekehrten Fall, wenn beide Eltern Inländer 
ſind, niemals in Betracht gezogen werden. 

(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 12. Jan. 1939, IV 193/38.) [N.] 
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19. KG. — Art. 18, 19 EGG BGB.; 88 7, 8, 11 BGB.: 
8640 ZPO. 

1. Deutſche Gerichte find auch für Klagen auf Anfech⸗ 
tung der Ehelichkeit zwiſchen Ausländern zuſtändig, ohne daß 
es auf die Anerkennung ſolcher Urteile ankommt oder die Nicht⸗ 
anerkennung zur Verneinung des Feſtſtellungsintereſſes führt, 

2. Das Recht auf Wohnſitzbeſtimmung ergibt ſich aus 
dem Rechtsverhältnis zwiſchen Eltern und ehelichem Kind 
(Art. 19 EH BGB.). 

3. Die Vorfrage, ob das Kind ehelich iſt, iſt hingegen nach 
Art. 18 EGBGB. zu beurteilen. Iſt die Ehe vor Geburt des 
Kindes geſchieden und die Mutter nicht wieder verheiratet, ſo 
entſcheidet das Recht des Ehemanns zur Zeit der Auflöſung 
der Ehe. 

4. Ein geſchäftsunfähiges Kind kann einen anderen 
Wohnſitz als ſein Vater haben. 

I. Grundſätzlich ift ein deutſches Gericht auch bei Klagen 
auf Anfechtung der Ehelichkeit zwiſchen Ausländern zu⸗ 
ſtändig, ohne daß es darauf ankäme, ob der Heimatjtaat 
eines von ihnen das Urteil anerkennt. Das ergibt ſich dar⸗ 
aus, daß der 8 640 BPO. den § 606 BPO. und insbef. 
deſſen Abſ. 4 nicht in Bezug nimmt. 

Die örtliche Zuſtändigkeit richtet fih nach §8 12ff. 
BRD. 8 642, der 8 606 Abſ. 2 ZPO. entſpricht, kann hier 
nicht zur Anwendung kommen, weil beide Parteien die pol⸗ 
niſche Staatsangehörigkeit beſitzen. Entſcheidend iſt alſo, ob 
der Bekl. Wohnſitz in Berlin hat (88 12, 13 38 O.). 

Der Kl. hat zu den Pflegſchaftsakten des AG. Berlin 
eine Erklärung abgegeben, daß er als Wohnſitz des Bekl. 
Berlin beſtimme, wo ſich der Bekl. auch tatſächlich ſeit ſeiner 
Geburt aufgehalten hat. Der Bekl. beſtreitet die rechtliche 
Möglichkeit einer derartigen Wohnſitzbeſtimmung durch den 
Kl. und damit die Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts. Ob 
der Kl. eine derartige Wohnſitzbeſtimmung vornehmen kann, 
richtet ſich bei ehelichen Kindern in entſprechender An⸗ 
wendung des in Art. 19 EH BGB. ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatzes (Warn. 1927 Nr. 12) nach dem Heimatrecht des Vaters. 
Denn nach der Auffaſſung des deutſchen Rechts ift 
die Wohuſitzbeſtimmung ein Ausfluß des Perſonuenſorge⸗ 
rechts des Vaters (8 1631 BGB.), gehört mithin zu dem 
„Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem ehelichen 
Kind“, über das Art. 19 EGBGB. Beſtimmungen trifft. 
Die Vorfrage aber, ob das Kind ein eheliches Kind iſt, iſt 
in entſprechender Anwendung des in Art. 18 EGBGB. 
niedergelegten Gedankens nach dem Heimatrecht des Ehe⸗ 
mannes der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes zu ent- 
ſcheiden (vgl. die Entſch. des Sen.: JW. 1937, 1727). Aller⸗ 
dings iſt die Ehe des Kl. mit der Kindesmutter bereits im 
Sommer 1935 rechtskräftig durch das Kattowitzer Bezirks⸗ 
gericht geſchieden worden. Da die beiden Ehegatten zur Zeit 
der Scheidung polniſche Staatsangehörige waren, beſtehen 
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gegen die Anerkennung dieſes Urteils in Deutſchland auch 
keine Bedenken. Der Bekl. iſt aber erſt am 29. Okt. 1935, 
d. h. alſo nach der rechtskräftigen Scheidung der Ehe des 
Kl. mit der Kindesmutter geboren worden. Art. 18 EGBGB. 
behandelt nur den Fall der Eheauflöſung durch Tod des 
Ehemannes und läßt in dieſem Falle ſeine Staatsangehörig⸗ 
keit zur Zeit des Todes über das anzuwendende Recht, ent⸗ 
ſcheiden. Ebenſo muß aber der Fall der Eheauflöſung durch 
Scheidung behandelt werden, wie auch allgemein angenom⸗ 
men wird (vgl. Staudinger⸗Raape S. 449 m. Nachw.). 
Das entſcheidende Heimatrecht iſt alſo, da der Kl. auch heute 
noch Pole iſt, das polniſche, das auch, was zu beachten wäre, 
eine Rückverweiſung nicht enthält, da es über die eheliche 
Abſtammung eines Kindes ebenfalls das Heimatrecht des 
Ehemannes der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes 
eutfcheiden läßt (vgl. Art. 18 des polniſchen Geſetzes vom 
2. Aug. 1926 über das internationale Privatrecht). 
Das Recht in Polen iſt nicht einheitlich. Es gelten dort viel⸗ 
mehr insgeſamt fünf verſchiedene Rechte. Nach dem polni⸗ 
ſchen interlokalen Recht (vgl. Art. 18. des polniſchen 
Geſetzes v. 2. Aug. 1926 über das für die inneren Verhält⸗ 
niſſe geltende Recht), das der deutſche Richter ebenfalls 
zu beachten hat, entſcheidet über die eheliche Abſtammung 
des Kindes das Recht, dem der Ehemann der Mutter des 
Kindes hinſichtlich ſeiner Perſon zur Zeit der Geburt des 
Kindes unterſtand, d. h. das an ſeinem Wohnſitz geltende 
Recht (vgl. Art. 1 u. 3 Abſ. 1 Satz 1 des letztgenannten pol- 
niſchen Geſetzes). Im Jahre 1935 war der Kl. in Nikiſch⸗ 
Schacht beſchäftigt, das zu dem früheren deutſchen, an Polen 
gefallenen Teil Oberſchleſiens gehört; dort gilt weiter das 
BGB. als polniſches Lokalrecht und demgemäß auch 
88 1591 ff. BG B., ſelbſtverſtändlich ohne die Abänderungen, 
die das deutſche Familienrechtsänderungs. v. 12. April 
1938 gebracht hat. 

Der Bekl. iſt etwa 3 Monate nach der rechtskräftigen 
Auflöſung der Ehe geboren worden. Die Empfängniszeit 
liegt alſo gemäß 8 1592 BGB. in der Zeit, in der die Ehe 
zwiſchen dem Kl. und der Kindesmutter noch beſtand. Gemäß 
§ 1591 Abſ. 2 Satz 1 wird vermutet, daß der Mann inner- 
halb der Empfängniszeit der Frau beigewohnt habe, ſo daß 
demgemäß bis zur rechtskräftigen und erfolgreichen Durch⸗ 
führung des Anfechtungsſtreites (8 1596 Abi. 3 BGB.) der 
Bekl als eheliches Kind des Kl. gilt. Damit iſt aber 
dieſe Vorausſetzung von Art. 19 EGBGB. erfüllt. 

Demgemäß iſt auch hinſichtlich des Rechtsverhältniſſes 
zwiſchen ben E 18 und damit für das W ohnſitzbeſtim⸗ 
mungsrecht des Kl. polniſches Recht anzuwenden, das für 
das Verhältnis zwiſchen Eltern und den ehelichen Kindern 
das gemeinſame Heimatrecht, bei verſchiedenen und ab⸗ 
weichenden Rechten das letzte gemeinſame Heimatrecht ent⸗ 
ſcheiden läßt (Art. 19 Abſ. 1 u. 2 des polniſchen Geſetzes über 
das internationale Privatrecht v. 2. Aug. 1926), alſo eben⸗ 
falls keine Rückverweiſung enthält, die an ſich auch hier zu 
beachten wäre (R.: JW. 1911, 208). Von den verſchie⸗ 
denen in Polen geltenden Lokalrechten entſcheidet das Recht, 
dem die Eltern und Kinder hinſichtlich ihrer Perſon unter⸗ 
ftehen, bei verſchiedenen und abweichenden Rechten das⸗ 
jenige Recht, dem die Parteien zuletzt gemeinſchaftlich unter⸗ 
ſtanden (Art. 19 Abſ. 1 u. 2 des polniſchen Geſetzes über das 
für die inneren Verhältniſſe geltende Recht v. 2. Aug. 1926). 
Für das Perſonenrecht iſt demgemäß in Polen interlokaler 
Anknüpfungspunkt der Wohnſitz (Art. 1 des genannten pol- 
niſchen Geſetzes). k Sb FU 

Handelt es ſich um minderjährige oder unmündige 
eheliche Kinder, ſo teilen dieſe den Wohnſitz des Vaters, 
ohne daß inſofern, d. h. für das polniſche interlokale Recht, 
der Vater die Möglichkeit hätte, den Wohnſitz des Kindes 
nach einem anderen Ort zu verlegen; denn das polniſche 
interlokale Recht enthält ein beſonderes und für ganz Polen 
einheitliches Wohnſitzrecht, das alſo als ſolches von dem 
dann zum Zuge kommenden Lokalrecht abweichen kann 
(Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr Bd IV — 
Eherecht — S. 450 Anm. 270, 1; Hawlitzky: OſtRZ. 1932, 
369) und das das e in inter lokaler Be 

iehung abſchließend regelt. ; . E 

; BERN kommt alſo auch hier das für Niliſch⸗ 
Schacht maßgebende Recht, d. h. das des VGB. als polni⸗ 
ſches Lokalrecht zur Anwendung. Danach teilt an ſich das 
Kind den Wohnſitz des Vaters ( 11 B B.). Dieſer hat 
aber auch das Recht der Wohnſitzbeſtimmung, ein Ausfluß 


ſeines Perſonenſorgerechts (§ 1631), das er behalten hat. 
Denn die Kindesmutter iſt durch das Bezirksgericht in Katto⸗ 
witz für allein ſchuldig an der Scheidung erklärt worden 
(§ 1635 BGB.), wie zwiſchen den Parteien unſtreitig ift, 
ſich im übrigen auch aus dem Schreiben der Kindesmutter 
an das Bezirksgericht in Kattowitz, das bei dieſem am 7. Juli 
1935 eingegangen iſt, ergibt. Dieſes Wohnſitzbeſtimmungs⸗ 
recht hat der Kl. ausgeübt, indem er den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen und auch dem Intereſſe des Kindes Rechnung 
tragend, Berlin als Wohnſitz des Kindes beſtimmte. Es iſt 
nicht erſichtlich, warum das ohne Wirkung ſein ſollte. Es iſt 
auch rechtlich anerkannt, daß ein Kind einen anderen Wohn⸗ 
ſitz als ſein Vater haben kann, und zwar auch dann, wenn 
es geſchäftsunfähig ift (Staudinger, Anm. 2 zu 8 8 
BGB.). Erforderlich ift dann allerdings, daß es den nach 
§ 11 BGB. beſtehenden Wohnſitz aufhebt (§ 7 Abſ. 3 BGB.) 
und einen anderen begründet (8 7 Abſ. 1 8G B.). Das kann 
mit Rückſicht auf die Geſchäftsunfähigkeit des Bekl. nur durch 
feinen geſetzlichen Vertreter geſchehen (§ 8 BGB.). Wer ge- 
ſetzlicher Vertreter in einem derartigen Falle iſt, beſtimmt 
ſich wieder gemäß Art. 19 EGBGB. und den oben ge⸗ 
nannten polniſchen Vorſchriften nach BGB. als polniſches 
Lokalrecht; es iſt der Kl. in ſeiner Eigenſchaft als Vater, 
und zwar ſolange, als die Anfechtung der Ehelichkeit noch 
nicht durchgegriffen hat. Sowohl zur Aufhebung wie 
zur Begründung des Wohnſitzes gehört die Bekundung 
eines entſprechenden Willens (OLG. 12, 238; Warn. 1916 
Nr. 269), der hier alſo vom geſetzlichen Vertreter zu be⸗ 
tätigen ift (8 8 BGB.). Das ift hier ausdrücklich geſchehen, 
ſo daß die Wohnſitzbegründung des Bekl. in Berlin und 
damit auch die Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts ge⸗ 
geben iſt. 

II. Das LG. hat das Feſtſtellungsintereſſe verneint, 
weil ein Rechtsſchutzbedürfnis für den Kl. nicht vorhanden 
ſei, da das Urteil in Polen nicht anerkannt werden würde. 
Das letzte mag der Fall ſein, trotzdem beſteht ein Feſt⸗ 
ſtellungsintereſſe. Denn es, beſteht die Möglichkeit, daß der 
Kl. von den deutſchen Wohlfahrtsbehörden für den von 
dieſen für den Bekl. verauslagten Unterhalt in Anſpruch 
genommen wird, wie es tatſächlich auch bei dem aus dem 
Verhältnis der Kindesmutter mit B. erſtgeborenen Kind der 
Fall geweſen iſt. Im Gegenſatz zu der Anſicht des LG. 
kann alſo hier die Nichtanerkennung des Urteils in Polen 
das Feſtſtellungsintereſſe des Kl. nicht berühren. 

III. Für die Anfechtung kommen nach dem eingangs 
Geſagten gemäß Art. 18 EGBGB. und den unter J. ge- 
nannten polniſchen Geſetzen für die Anfechtung der Ehelich⸗ 
keit des Bekl. die Beſtimmungen des BGB. als dem am 
Wohnſitz des Kl. geltenden polniſchen Lokalrecht, d. h. alſo 
ohne die Abänderungen, die ſich aus dem deutſchen Familien⸗ 
rechtsänderungsch. v. 12. April 1938 ergeben, in Betracht. 
Der Kl. muß alſo nachweiſen, daß es den Umſtänden nach 
offenbar unmöglich ift, daß die Kindesmutter den Bekl. 
vom Kl. empfangen hat (§ 1591 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). 

(KG., 13. ZivSen., Urt. v. 1. Sept. 1938, 13 U 6742/37.) 
* 

20. KG. — Art. 18, 29 EGBGB. i. d. Faſſ. des Gef, 
über die Anderung und Ergänzung familienrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften und über die Rechtsſtellung der Staatenloſen vom 
12. April 1938 (RG Bl. I, 380). 

1. Für die Beſtimmung des Abſtammungsſtatuts bleibt 
ein Staatsangehörigkeitswechfel des Ehemannes nach der Ge- 
burt des Kindes unbeachtet. 

2. Die Anderung des Art. 29 EGBGB. durch das Gef, v. 
12. April 1938 wirkt bei Staatenloſen, die in Deutſchland ſich 
gewöhnlich aufhalten, wie ein Staatsangehörigkeitswechſel, ſo⸗ 
weit ihr letztes Heimatrecht ein nichtdeutſches war. 

Der Kl., der ſeit 1928 von ſeiner Ehefrau getrennt leb 
will die Ehelichkeit der Bekl. anfechten. ee ie 
ſcher Staatsangehöriger und hat bei den Armenierverfol⸗ 
gungen im Jahre 1912 ſeine damalige Staatsangehörigkeit 
verloren. w 

Die eheliche Abſtammung eines Kindes wird 
dem Grundſatz, den Rſpr. und Rechtslehre aus Art 
Abſ. 1 Cc abgeleitet haben (RG.: JW. 1938, 108: 
K.: JW. 1937, 1727), grundſätzlich nach den Geſetzen des 
Staates beurteilt, dem der Ehemann der Mutter zur Zeit 
der Geburt des Kindes angehört. Das Abſtammungs⸗ 
ſtatut iſt alſo unwandelbar. Auf einen ſpäteren Staatsange⸗ 
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hörigkeitswechſel des Ehemannes der Mutter kommt es nicht 
an. Wie ein ſolcher wirkte in dieſem Fall aber auch die 
durch das Geſetz über die Anderung und Ergänzung fami⸗ 
lienrechtlicher Vorſchriften und über die Rechtsſtellung der 
Staatenloſen v. 12. April 1938 (RGBl. I, 380) für Art. 29 
EGBGB. gebrachte Abänderung. Denn während nach ſeiner 
alten Faſſung im vorliegenden Fall das Recht des Staates, 
dem der Kl. zuletzt angehörte, alſo das türkiſche anzuwenden 
war, käme nach der neuen Faſſung von Art. 29 EG BGB. 
das Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsſtaates in Vetracht, 
alſo das deutſche. Mit Rückſicht auf den erwähnten Grund⸗ 
ſatz der Unwandelbarkeit muß das letztere hier außer Be- 
tracht bleiben. 

(KG., 13. ZivSen., Beſchl. v. 18. Aug. 1938, 13 W 4050/38.) 

x 


21. LG. — Art. 139 EG BGB.; 88 50 ff. II 19 ALR.; 
Hofreſkript v. 2. Juli 1801. 

1. Die Bekanntmachung des Erbrechts einer Stadt⸗ 
gemeinde (Fürſorgeverband) nach 88 50 ff. II 19 ALR. ift 
irreführend und daher „nicht gehörig erfolgt“, wenn das ge⸗ 
ſetzlich fih auf den ganzen Nachlaß erſtreckende Erbrecht in 
der Bekanntmachung auf die Höhe der tatſächlich aufgewendeten 
Koſten eingeſchränkt wird. 

Die Stadtgemeinde iſt alsdann mangels ordnungs⸗ 
gemäßer Erbrechtsbekanntmachung nicht Erbin des Verſtor⸗ 
benen geworden, ſondern lediglich in Höhe der aufgewendeten 
Wohlſahrtskoſten Nachlaßgläubigerin. 

2. Eine beſchwerdefähige Entſcheidung liegt auch dann 
vor, wenn in Verbindung mit einer durch Zwiſchenverfügung 
erteilten Mitteilung des Nachlaßgerichts über die von ihm 
beabſichtigten Maßnahmen den Beteiligten eröffnet wird, daß 
ein auf einer abweichenden Rechtsauffaſſung beruhender An⸗ 
trag abgelehnt werden würde. 

Am 8. Okt. 1938 ift in der Diakoniſſenanſtalt in K. 
die ledige Anna M. verſtorben. Sie war dort ſeit dem 
16. Nov. 1936 auf Koſten der Stadt B. (Bezirksfürſorgever⸗ 
band) verpflegt worden. Die von der Stadt B. verauslagten 
Koſten betragen 2049,92 RM. Der Wert des Nachlaſſes bc- 
trägt 1200 K.. Vor der Aufnahme der Erblaſſerin in die 
Anstalt hat der Pfleger der Verſtorbenen am 17. Okt. 1935 
ein Schriftſtück unterzeichnet, wonach ihm bekanntgemacht 
worden ijt, daß der Stadtgemeinde B. gem. Art. 139 EG- 
BGB. und den näheren Beſtimmungen der 88 50—75 II 19 
ALR. und des Hofreſkripts v. 2. Juli 1801 ein Erbrecht auf 
den Nachlaß der von ihr laufend Unterſtützten, jedoch nur 
in Höhe der tatſächlich aufgewendeten Koſten zuſtehe, wenn 
ſie auf Koſten der Stadtgemeinde in eine Anſtalt zur un⸗ 
entgeltlichen Verpflegung aufgenommen und in dieſer Ver⸗ 
pflegung geſtorben ſind, oder wenn ſie bis zu ihrem Ab⸗ 
leben aus ſtädtiſchen Mitteln laufend Armenunterſtützung 
bezogen haben. 

Die Stadt B. hat beantragt, ihr einen Erbſchein als 
Alleinerbin zu erteilen. Das Nachlaßgericht teilte ihr darauf 
durch die Vfg. v. 1. Dez. 1938 mit, daß gegen die Exteilung 
des Erbſcheins folgende Bedenken beſtünden: Nach $ 601119 
ALR. fei Vorausſetzung für die Entſtehung des Erbrechts 
ordnungsgemäße Bekanntmachung in der dort vorgeſchrie⸗ 
benen Form. wed dieſer Vorſchrift fei, daß der Unter- 
ſtützungsempfänger auf den durch den Empfang der Lei⸗ 
ſtungen eintretenden Verluſt ſeines Rechtes zu Verfügungen 
auf den Todesfall (§ 75 a. a. O.) hingewieſen werde, fo daß 
ihm durch die Bekanntmachung die Möglichkeit gegeben 
werden folle, fih darüber ſchlüſſig zu machen, ob 
er die Verpflegung in der Anſtalt unter dieſen Umſtänden 
annehmen wolle (GJ. 31, A 71). Dieſe Möglichkeit fei 
jedoch nach Anſicht des Nachlaßgerichts nicht gegeben, wenn 
in der Erbrechtsbekanntmachung, wie es im vorl. Falle ge⸗ 
ſchehen ſei, die vorgedruckten Worte: „.... wurde bekannt⸗ 
gegeben, daß der Stadtgemeinde B. gemäß .... ein Erbrecht 
auf den ganzen Nachlaß der von ihr laufend Unterſtützten 
zuſteht“ dahin abgeändert würden, daß das Wort „ganzen“ 
(vor dem Wort „Nachlaß“) geſtrichen werde und vor 
dem letzten Wort „zuſteht“ die Worte: „jedoch nur in 
Höhe der tatſächlich aufgewendeten Koſten“ eim 
geſchoben würden. Denn hierdurch werde in dem Unter⸗ 
ſtützungsempfänger oder ſeinem Vertreter eine falſche Vor⸗ 
ſtellung über den Umfang des Erbrechts hervorgerufen, 
welche möglicherweiſe für ſeinen Entſchluß, ob er die Ver⸗ 
pflegung annehmen wolle, beſtimmend geweſen fei. Die Erb- 
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rechtsbekanntmachung könne deshalb im vorl. Fall nicht als 
eine „ordnungsgemäße“ anerkannt werden. 

Unter dieſen Umſtänden werde, zur Vermeidung 
der Zurückweiſung des Erbſcheinsantrags, anheim⸗ 
gegeben, entweder den Antrag binnen 4 Wochen zurückzu- 
nehmen oder innerhalb derſelben Friſt gegen diefe Zwiſchen⸗ 
verfügung Beſchwerde einzulegen. 

Die Stadtgemeinde B. hat gegen dieſe Zwiſchenver⸗ 
ſügung Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage 

1. die angefochtene Verfügung aufzuheben, 

2. den beantragten Erbſchein zu erteilen. 

Die Beſchwerde gegen die vorl. Zwiſchenverfügung ift 
zuläſſig. Zwar ſtellen bloße Mitteilungen über vom Nach⸗ 
laßgericht beabſichtigte Maßnahmen und die Darlegung ſei⸗ 
ner Rechtsauffaſſung in der Regel keine anfechtbaren „Ver⸗ 
fügungen“ dar. Wird aber, wie hier, in Verbindung mit 
einer derartigen Mitteilung oder Darlegung den Beteiligten 
eröffnet, daß ein auf einer abweichenden Rechtsauffaſſung 
beruhender Antrag abgelehnt werden würde, ſo liegt eine 
beſchwerdefähige Eutih. vor (RGGZ. 137, 222 = JW. 1933, 
1611; Brand-Kleef, „Die Nachlaßſachen der gericht⸗ 
lichen Praxis“ 1934 S. 58, $ 31, 1a). 

Sachlich konnte die Beſchwerde aber keinen Erfolg 
haben. Nach dem hier zur Anwendung gelangenden Hof⸗ 
reſkript v. 2. Juli 1801 greifen auch in den von ihm ge⸗ 
regelten Fällen die in SS 50—58 H 19 ALR. enthaltenen 
näheren Veſtimmungen Platz und müſſen dieſe Vorſchriften 
den Almoſenempfängern bei deren Bewilligung nach An⸗ 
leitung des § 60 a. a. O. ausdrücklich bekanntgemacht wer⸗ 
den. § 51 II 19 ALR. lautet: 

„Das Erbrecht erſtreckt ſich auf den ganzen Nachlaß, 
wenn die aufgenommene Perſon nur Verwandte in auf⸗ 
ſteigender oder in Seitenlinie oder einen Ehemann verläßt.“ 

Ein Erbrecht der Anſtalt oder Armenkaſſe „in Höhe der 
tatſächlich aufgewendeten Koſten“ ift in 88 50—75 II 19 
ALR. nicht vorgeſehen. Die vom Nachlaßgericht bean“ andete 
Erbrechtsbekanntmachung im vorl. Fall ift daher irrefüh⸗ 
rend. Sie mußte in der Betreuten den Eindruck erwecken, als 
ob die Stadtgemeinde nur in Höhe der bis zuletzt gewährten 
Unterſtützungen ein Erbrecht erlange, während ſie nach den 
angezogenen Beſtimmungen auf jeden Fall den ganzen 
Nachlaß erbte, da Abkömmlinge der Erblaſſerin nicht vor⸗ 
handen waren. Die Erbrechtsbekanntmachung kann daher 
aus den vom Nachlaßgericht angeführten zutreffenden Grün⸗ 
den nicht als ordnungsgemäß i. ©. des § 60 II 19 ALR. an- 
geſehen werden. Welche Folgen das Unterbleiben einer ord⸗ 
nungsgemäßen Bekanntmachung hat, beſtimmt 8 65 II 19 
ALN. Dieſer lautet: 

„Iſt die Bekanntmachung nicht gehörig erfolgt, ſo kann 
die Anſtalt bloß die Vergütung der für den Aufgenommenen 
verwandten Koſten, als eine Schuld, aus ſeinem Nachlaß 
fordern.“ 

Daraus geht hervor, daß die Stadtgemeinde mangels 
ordnungsgemäßer Erbrechtsbekanntmachung nicht Erbin der 
Verſtorbenen geworden, ſondern lediglich in Höhe der auf⸗ 
gewendeten Koſten Nachlaßgläubigerin ijt. Fehl geht die von 
ihr vertretene Rechtsanſicht, ein Verbot für den Fürſorge⸗ 
verband, ſein Alleinerbrecht bei Verluſt jedes Erbrechts zu 
beſchränken, ſei im Geſetz nicht euthalten und könne auch 
nicht Wille des Geſetzes ſein. Denn ſie kann — abgeſehen 
von einer hier nicht vorliegenden Erbeinſetzung durch Ver⸗ 
fügung von Todes wegen — Erbin nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen der erwähnten Sondergeſetze und nur in dem von 
dieſen Geſetzen vorgeſehenen Umfange werden. Sie ſelbſt 
kann daher auch nicht beſtimmen, in welcher Höhe ihr Erb- 
recht eintreten ſoll. Da die vorl. Bekanntmachung eine ſolche 
geſetzwidrige Beſtimmung enthält, ijt jie nicht ordnungs⸗ 
gemäß. Unzutreffend ift auch der Hinweis der Beſchw ß, fie 
könne nicht mit dem Verluſt des Erbrechts „beſtraft“ werden, 
daß ſie auf die Erblaſſerin und ihre etwaigen Angehörigen 
für den Fall habe Rückſicht nehmen wollen, daß die bis zum 
Tode gewährten Unterſtützungen hinter dem Werte des 
Nachlaſſes zurückblieben. Gewiß mochte es für den Entſchluß 
der Betreuten, ob ſie die Unterſtützungen wegen des dadurch 
eintretenden Erbrechts des Fürſorgeverbandes annehmen 
wollte, von Bedeutung ſein, zu wiſſen, ob die Stadt auch 
dann den ganzen Nachlaß nehmen werde, wenn die Unter 
ſtützungen den Wert des Nachlaſſes nicht erreichten. Wenn 
die Beſchwð Bedenken der Erblaſſerin in dieſer Hinſicht 
ausräumen wollte, ſtand es ihr frei, in der Bekanntmachung 
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zu jagen, daß jie nach den geſetzlichen Vorſchriften zwar den 
ganzen Nachlaß erbe, daß ſie aber auf den Nachlaß zu⸗ 


gunſten der Angehörigen der Betreuten verzichten werde, 


ſoweit er die Leiſtungen überſteige. Bei einer ſolchen Faſſung 
hätte in der Betreuten ein Irrtum über die Rechtsfolgen 
ihrer Betreuung nicht entſtehen können. Der Möglichkeit 
eines ſolchen Hinweiſes war die BeſchwF. fidh zur Zeit der 
Vornahme der Erbrechtsbekanntmachung v. 17. Okt. 1936 
auch bewußt. Denn der letzte Abſatz dieſer Bekanntmachung 
lautet: 

„Dem Erſchienenen wurde weiter erklärt, daß nach Ein⸗ 
tritt des Erbfalls das Wohlfahrtsamt prüfen werde, ob mit 
Rückſicht auf nahe Angehörige auf den Nachlaß ganz oder 
teilweiſe verzichtet werden könne.“ 

Dieſer Hinweis genügte vollkommen, um der Be⸗ 
treuten die Gewißheit zu verichaffen, daß der Bezirksfür⸗ 
ſorgeverband beim Vorhandenſein von Angehörigen nach 
dem Todesfall den Nachlaß nur inſoweit in Auſpruch neh⸗ 
men werde, als er die gewährten Unterſtützungen nicht über; 
ſtieg. Der — ſachlich unrichtige und, wie das Ach. zutreffend 
dargelegt hat, irreführende — weitere Zuſatz über das „Teil- 
erbrecht“ der Stadtgemeinde „in Höhe der gewährten Unter⸗ 
ſtützungen“ war daher, auch von den Billigkeitserwägungen 
der BeſchwF. aus geſehen, überflüſſig. Daß fie infolge dieſes 
unnötigen, geſetzlich nicht zuläſſigen Zuſatzes nicht Erbin ge⸗ 
worden ift, ſtellt keine „Strafe“ dar, ſondern iſt lediglich 
die kraft Geſetzes (8 65 II 19 ACH.) eintretende Folge einer 
durch ihr Verſehen geſchaffenen Unklarheit über den Umfang 
ihres geſetzlichen Erbrechts. 

Danach war die Beſchwerde — nach § 28 RFürſV D. 
gebührenfrei — zurückzuweiſen. 

(28. Berlin, 3. BR., Beſchl. v. 26. Jan. 1939, 203 T 11307 
38/809.) 
* 

22. KGG. — Art. 200 EG BGB.; Art. 51 SS 4, 6 Pr- 
Az BGB.; Pomm Bauern O. v. 15. Mai 1616; Patent vom 
12. Nov. 1804. Im Anwendungsgebiet der Pomm Bauern O. 
v. 15. Mai 1616 kann noch nach Inkrafttreten des BGB. der 
Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaſt — auch — durch 
einſeitiges eigenhändiges Teſtament des Ehemannes aus⸗ 
geſchloſſen werden. 

Am 8. Febr. 1928 verſtarb der Ehemann der Veſchwßß., 
Invalide Friedrich F. Er hatte mit der überlebenden Ehe⸗ 
fran in Gütergemeinſchaft nach der pommerſchen Bauern⸗ 
ordnung v. 15. Mai 1616 gelebt. Aus der Ehe ſind drei 
Kinder vorhanden. Der Erblaſſer hat in einem formgültigen 
eigenhändigen Teſtament v. 1. Febr. 1928 beſtimmt. daß 
fein gejamter Nachlaß feiner Ehefrau gehören, ſeine Kinder 
zu deren Lebzeiten nicht daran, teilhaben ſollten. 

Die Witwe hat die Erteilung eines Erbſcheins dahin 
beantragt, daß ſie Alleinerbin geworden ſei. Das Nachlaß⸗ 
gericht hat den Autrag abgelehnt, weil nach Art. 51 8 6 
AGG BGB., §8 1509 ff. BGB. der Erblaſſer den Eintritt der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch einſeitiges Teſtament 
nicht habe ausſchließen können. Die Antragſtellerin will 
hiergegen Beſchwerde einlegen mit dem beſchrankten An- 
trage auf Erteilung eines Erbſcheins dahin, daß ſie nur 
befreite Vorerbin geworden ſei; ſie hat zu dieſem Zwecke 
die Bewilligung des Armenrechts beantragt. Das LG. hat 
dies abgelehnt. Die hiergegen erhobene Beſchwerde iſt be⸗ 
et pommerſche Bauernordnung v. 15. Mai 1616 (vgl. 
Ockel, „Die eheliche Gütergemeinſchaft nach der pommer⸗ 
ſchen Bauernordnung in Neuvorpommern und Rügen“ S. 2 
Z ff. 2) beſchränkt jih in Tit. X in erbrechtlicher Hinſicht auf 
die Beſtimmung, daß der überlebende Ehegatte von allen 
ehelichen Gütern die Hälfte haben, während die andere 
Hälfte den Kindern, und in Ermangelung von ſolchen den 
nächſten Inteſtaterben zufallen folle. Das zur Bauernord⸗ 
nung ergangene Patent v. 12. Nov. 1804 (vgl, Ð del a. a. O. 
S. 51 ff.) änderte diefe Inteſtaterbfolge in 8 5 dahin, daß 
der überlebende Ehegatte ſein eigenes Ehevermögen vorweg⸗ 
nehmen und an dem Vermögen des verſtorbenen Ehegatten 
beim Vorhandenſein von Kindern einen Liadesanteil, an- 
dernfalls die Hälfte erhalten ſollte. § 6 beſtimmt ſodaun: 

„Verſteht es ſich von ſelbſt, daß durch Vorſtehendes nur 
die Inteſtatſucceſſton beſtimmt und feſtgeſetzt worden, und 
bleibet es dahero den Eheleuten unbenommen, durch Ver⸗ 
trag oder Teſtament ſich ein mehreres einander zuzuwenden, 
ſoweit die Rechte es geſtatten, ſowie auch den Kindern des 
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überlebenden, das Erbrecht an das Vermögen desſelben, 
jedoch mit Vorbehalt ſeiner freien Dispoſitionsbefugnis bis 
zum ſogen. Pflichtteil, und ſoweit es ſonſt rechtlich geſchehen 
kann, hiermit vorbehalten bleibet.“ 

Darüber, ob und in welcher Weiſe unter der Geltung 
der Bauernordnung bei beerbter Ehe fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchaft eintrat, und ob die Ehegatten dies teſtamenta⸗ 
riſch, insbeſ. auch durch einſeitige letztwillige Verfügung aus- 
ſchließen konnten, enthält die Bauernordnung und das Pa⸗ 
tent nichts. Die nähere Ausgeſtaltung des Rechts der 
pommerſchen Bauernordnung von 1616 vollzog ſich ge⸗ 
wohnheitsrechtlich in Anlehnung an die Grundſätze des in 
den meiſten pommerſchen Städten geltenden Lübiſchen Rechts 
(Ockel a. a. O. S. 1, 8; Begründung zum A G BGB. 
S. 174). Nach den Vorſchriften des Lübiſchen Rechts ſetzte 
der überlebende Ehegatte bei beerbter Ehe mangels ander⸗ 
weiter letztwilliger Beſtimmung die Gütergemeinſchaft mit 
den Kindern fort. Die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
wurde gewohnheitsrechtlich auch bei der pommerſchen Bauern⸗ 
ordnung von 1616 die Regel (Begr. zum ABGB. a. a. O., 
Ockel S. 8). Für das Lübiſche Recht war die Befugnis der 
Ehegatten anerkannt, auch durch einſeitiges Teſtament den 
Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft auszuſchließen 
und den überlebenden Ehegatten über das Maß des geſetz⸗ 
lichen Erbrechts hinaus zu bedenken (o. Wilmowski, 
„Lübiſches Recht in Pommern“ S. 276 u. 284; Kahle, 
„Das Lübiſche Geſetzbuch und die pommerſche Bauernord⸗ 
nung“ S. 23; Begr. zum ABGB. S. 174 Ziff. 1a f.). Da 
das Lübiſche Recht dem Recht der Bauernordnung von 1616, 
ſoweit dieſe und die ſie ergänzenden Landesgeſetze keine be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen trafen, als Vorbild gedient hatte, 
und es dem Weſen des Rechts der Bauernordnung nicht 
widerſtreitet, kann unbedenklich angenommen werden, daß 
im Anwendungsgebiet der Bauernordnung vor Inkraft⸗ 
treten des BGB. die Ehegatten in der Lage waren, letzt⸗ 
willig einander über das geſetzliche Erbrecht hinaus unter 
Ausſchluß der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu bedenken. 

Nach Art. 200 EGBGB. bleiben die erbrechtlichen Wir⸗ 
kungen der für eine Ehe maßgebend geweſenen landesgeſetz⸗ 
lichen Güterſtände beſtehen. Das Ach BGB. behandelt die 
Überleitung der Güterſtände des Lübiſchen Rechts und der 
pommerſchen Bauernordnung v. 15. Mai 1616 zuſammen⸗ 
hängend in Art. 51 wie folgt: 

„S 4 Abſ. 2. Wird eine Ehe, für die bisher der geſetz⸗ 
liche Güterſtand des in Neuvorpommern und Rügen gelten⸗ 
den Lübiſchen Rechts beſtanden hat und nach § 1 oder 2 die 
allgemeine Gütergemeinſchaft des BGB. eingetreten iſt, 
durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt, ſo ſind für 
die Teilung die bisherigen Geſetze maßgebend ... 

8 4 Abſ. 3. Soweit nach dem bisherigen Recht der Ehe- 
mann befugt iſt, für den Fall, daß die Ehe durch ſeinen Tod 
aufgelöſt wird, die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft aus⸗ 
zuſchließen, bleibt dieſe Befugnis unberührt. 

86. Im Falle der Auflöſung der Ehe durch den Tod 
eines der Ehegatten finden, wenn für die Ehe bisher die 
Bauernordnung v. 16. Mai 1616 galt, die Vorſchriften des 
§ 4 Abſ. 2 Anwendung.“ 

Es kann im Gegenſatz zu der Anſicht der Vorinſtanzen 
nicht anerkannt werden, daß die Nichterwähnung des 8 4 
Abf. 3 in 86 zu der Auslegung zwingt, daß im Anwen⸗ 
dungsgebiet der pommerſchen Bauernordnung von 1616 nach 
Inkrafttreten des BGB. die Ehegatten nicht mehr das 
Recht haben ſollten, einander letztwillig über das geſetzliche 
Erbrecht hinaus zu Erben einzuſetzen und dadurch den Ein⸗ 
tritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft auszuſchließen. Die 
Begr. zum AG BGB. hebt ausdrücklich hervor, daß die 
pommerſche Bauernordnung von 1616 ſich gewohnheitsrecht⸗ 
lich den Grundſätzen des Lübiſchen Rechts in allen weſent⸗ 
lichen Fragen angepaßt habe (S. 174). Über die Gründe 
für die Nichterwähnung des § 4 Abſ. 3 in 8 6 iſt in der 
Begründung nichts geſagt. Da aber das Güter⸗ und Erb⸗ 
recht der Bauernordnung, wie die Begründung an der an⸗ 
geführten Stelle ſelbſt ausdrücklich anerkennt, gewohnheits⸗ 
rechtlich in allen weſentlichen Fragen dem Lübiſchen Recht 
gefolgt iſt und, wie bereits oben bemerkt wurde, die 
Bauernordnung ſelbſt und die ſie ergänzenden Landesgeſetze 
keinerlei Beſtimmungen enthalten, aus denen gefolgert wer⸗ 
den könnte, daß die Zuläſſigkeit des Ausſchluſſes der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft bei der Bauernordnung im Gegen⸗ 
ſatz zu dem Lübiſchen Recht den für die Behandlung des 


32 


Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


fraglichen Rechtsgebiets im Geltungsbereich der Bauern⸗ 
ordnung maßgebend geweſenen Grundanſchauungen wider⸗ 
ſtreitet und deshalb von der Zuläſſigkeit ſolcher teſtamen⸗ 
tariſcher Anordnung vor Inkrafttreten des BGB. ausge⸗ 
gangen werden muß, iſt kein Grund erſichtlich, warum die 
erbrechtlichen Wirkungen der pommerſchen Bauernordnung 
hinſichtlich der Zuläſſigkeit eines teſtamentariſchen Ausſchluſ⸗ 
ſes des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bei der 
Überleitung anders zu behandeln ſein ſollten als die 
erbrechtlichen Wirkungen der Ehen des Lübiſchen Rechts. 
Wäre dies beabſichtigt geweſen, ſo wäre bei der ſonſtigen 
Weſensgleichartigkeit beider ehelicher Güter- und Erbrechte 
eine die Anwendung des 8 4 Abſ. 3 ausdrücklich aug- 
ſchließende Beſtimmung am Platze geweſen. Die bloße 
Nichterwähnung dieſer Beſtimmung in $ 6 kann daher bei 
der Gleichartigkeit der güter⸗ und erbrechtlichen Regelung 
beider Rechte einerſeits und dem Fehlen irgendwelcher An⸗ 
gaben über die Gründe der Nichterwähnung des § 4 Abſ. 3 
bei 8 6 in der Begründung andererſeits nicht als eine 
Außerkraftſetzung des unter der Geltung der pommerſchen 
Bauernordnung vorhanden geweſenen Rechts der Ehegatten, 
den Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft teſtamen⸗ 
tariſch auszuſchließen, aufgefaßt werden. 

Hinſichtlich der Zuläſſigkeit des teſtamentariſchen Aus⸗ 
ſchluſſes der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zwiſchen öffent⸗ 
lichen und privaten Teſtamenten zu unterſcheiden, fehlt jeder 
vernünftige Grund. Die Entſch. des KG.: JFG. 15, 325 
JW. 1937, 2520, die übrigens die Frage nach dem BGB. 
zu beurteilen hatte, beſagt nicht, daß der Ausſchluß des 
Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nur durch 
öffentliches Teſtament erfolgen könne. Daß die Entſch. nicht 
in dieſem Sinne zu verſtehen iſt, ergibt ſich u. a. daraus, 
daß fie die Entſch. des DLG. München: JFG. 13, 357 als 
grundſätzlich übereinſtimmend anführt, obwohl dieſe einen 
durch eigenhändiges gemeinſchaftliches Teſtament angeord⸗ 
neten Ausſchluß behandelt und für zuläſſig erachtet. 

(KG, 1. ZivSen., Beſchl. v. 16. Febr. 1939, 1 Wx 34/39.) [H.] 
* 


23. KG. — Art. 213 EGBGB.; Gemeine Recht; 88 23, 
25 NEG; SS 2197 ff. BGB. 

1. Nach gemeinem Recht iſt die Einſetzung auf ein be⸗ 
ſtimmtes Vermögensſtück (3. B. auf einen Hof) kein Erbſchafts⸗ 
vermächtnis, ſondern ein Einzelvermächtnis, das unter Um- 
ſtänden dingliche Wirkung haben und ferner als ſukzeſſives 
Vermächtnis (fideikommiſſariſche Subſtitution) begründet wer⸗ 
den kann. 

2. Ein Bauer kann in ſeiner Verfügung von Todes wegen 
innerhalb der Grenzen des 8 25 NEG die Anerben für die 
einzelnen Erbhöfe ſelbſt beſtimmen und dadurch das Wahlrecht 
des § 23 REG ausſchließen. 

3. Für einen Erbhof kann eine Teſtamentsvollſtreckung 
nicht angeordnet werden. 


Der am 5. Nov. 1897 verſtorbene Proprietär Oye R. hatte 
in feinem Teſtament v. 25. Mai 1897 unter Ziff. II insgeſamt 
zehn Perſonen, darunter Albert und Claas R., die Söhne ſeiner 
beiden Neffen, zu feinen Erben eingeſetzt. Unter Ziff. V, VI 
hatte er beſtimmt, daß Albert R. das Landgut M. und Claas R. 
die Landgüter G. und F. erhält; unter Ziff. XI hatte er an⸗ 
geordnet, daß, falls Albert oder Claas R. ohne Leibeserben 
verſterben ſollten, dieſe beiden ſich in ihren Erbteilen in jeder 
Beziehung in Rechten und Pflichten ſubſtituiert fein ſollten. Auf 
Grund des Teſtaments wurden das Landgut M. auf Albert R. 
und die Landgüter G. und F. auf Claas R. im Grundbuch ums 
geſchrieben. Nachdem Claas R. i. J. 1917 kinderlos verſtorben 
war, wurden die Landgüter G. und F. auf Grund einer unter 
Bezug auf Ziff. II des Teſtaments erklärten Auflaſſung ſeitens 
der alleinigen Erbin des Claas R. auf Albert R. umgeſchrieben. 
Am 30. März 1935 wurden die drei Landgüter als drei felb- 
ſtändige Erbhöfe für Albert R. in die Erbhöferolle eingetragen. 

Am 17. Okt. 1937 verſtarb Albert R. unter Hinterlaſſung 
eines Teſtaments v. 14. Febr. 1935. In dieſem hatte er u. a. 
die Luiſe H., das Kind ſeiner vorverſtorbenen Tochter, als An⸗ 
erbin des Erbhofs M., ſeine Ehefrau Anna R. geb. St. als 
Anerbin des Erbhofes G. und ſeinen Schwager Johann St. 
als Anerben des Erbhofes F. eingeſetzt, ſeiner Ehefrau die 
lebenslänglihe Verwaltung und Nutznießung an den Erbhöfen 
M. und F. vermacht und den Auktionator Fi. zum Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ernannt, ſoweit ein folder bezüglich ſeines Nach⸗ 
laſſes tätig werden könne und keine Beſtimmungen des MEG 
entgegenſtänden. 


Am 12. Juli 1938 erteilte das Nachlaßgericht den im 
Teſtament von 1935 eingeſetzten Anerben ein Hoffolgezeugnis 
dahin, daß Luiſe H. Anerbin des Erbhofes M. die Witwe 
Anna R. Anerbin des Erbhofs G. und Johann St. Anerbe des 
Erbhofs F. geworden ſei. 

Denmächſt regten die Ehefrau Marie Dr. geb. R., eine 
Schweſter des Claas R., und deren beiden Söhne, die Landwirte 
Carl und Heinrich Dr., die Einziehung des Zeugniſſes an, in⸗ 
dem ſie geltend machten: Albert R. ſei gar nicht Eigentümer 
der drei Landgüter geweſen, ſondern lediglich Vermächtnis⸗ 
nehmer nach Oye R. Die Erbfolge nach letzterem richte ſich nach 
dem früheren Recht. Mit dem Tode von Albert R. ſeien die 
Güter gemäß dem in Ziff. XI des Teſtaments von 1897 an⸗ 
geordneten Familienfideikommiß an ſie als die nächſten Sippen⸗ 
angehörigen des Oye R. gefallen. Das Teſtament des Albert R. 
ſei daher unwirkſam. Die Einziehung des Zeugniſſes wurde in 
allen Rechtszügen abgelehnt. 

Die Erbfolge nach dem im Jahre 1897 verſtorbenen 
Oye R. richtet ſich nach dem vor 1900 geltenden Recht. Gemäß 
Art. 1 des Gef. für das Herzogtum Oldenburg, betr. das Erb⸗ 
recht, v. 24. April 1873 i. Verb. m. Art. 1 EinfG. vom gleichen 
Tage (Oldenb. GS. 22, 1871—1873 S. 679, 689) galt mit Wir- 
kung v. 1. Jan. 1874 ab in Oldenburg — von hier nicht in 
Betracht kommenden Ausnahmen abgeſehen — das gemeine 
Erbrecht. Nach gemeinem Recht iſt die Einſetzung auf ein be⸗ 
ſtimmtes Vermögensſtück kein Erbſchaftsvermächtnis (Univerſal⸗ 
fideikommiß), ſondern ein Einzelvermächtnis, das unter Um⸗ 
ſtänden auch dingliche Wirkung haben und das auch als ſukzeſ⸗ 
ſives Vermächtnis (fideikommiſſariſche Subſtitution) begründet 
werden kann. Dieſe Auffaſſung hat der Senat erſt kurzlich in 
einem, einen gleichliegenden Tatbeſtand betr. Beſchluß vom 
15. Dez. 1938 in 1 WX 621/38 mit folgenden Erwägungen be⸗ 
gründet: 

„Die Einſetzung auf ein beſtimmtes Vermögensſtück, wie 
im vorl. Falle auf den Hof, leidet nach gemeinrechtlicher Lehre 
an einem Widerſpruch in ſich (vgl. Windſcheid⸗Kipp, 
Lehrbuch des Pandektenrechts“, 8. Aufl. 1901, 3. Bd. S. 252). 
Dieſe Einſetzung wird nicht als Erbeseinſetzung auf eine dem 
Werte dieſes Gegenſtandes entſprechende Quote angeſehen. Wer 
einen anderen zum Erben auf einen beſtimmten Vermögens⸗ 
gegenſtand einſetzt, wolle eben, daß er auf dieſes Vermögens⸗ 
ſtück Erbe werden folle, an eine Quote denke er nicht. Hat der 
Erblaſſer erkennbar den Willen gehabt, den Eingeſetzten auf 
den genannten Gegenſtand zu beſchränken und iſt zugleich mit 
Sicherheit zu erkennen, wem er den übrigen Nachlaß hat zu- 
wenden wollen, indem der auf das beſtimmte Vermögensſtück 
Eingeſetzte anderen Erben gegenüberſteht, die im ſelben Teſta⸗ 
ment auf Bruchteile oder, wie hier, ſchlechthin eingeſetzt ſind, 
ſo wird nach gemeinrechtlicher Lehre der Eingeſetzte betrachtet 
als Erbe, beſchwert mit dem Vermächtnis, denjenigen Teil des 
Nachlaſſes, welchen der Erblaſſer ihm nicht hat zuwenden wol- 
len, an die anderen Eingeſetzten herauszugeben; das ihm ob⸗ 
liegende Vermächtnis ift aber kein Einzelvermächtnis, ſondern 
ein ‚Erbſchaftsvermächtnis“; denn es hat keinen Einzelgegen⸗ 
gegenſtand zum Inhalt, ſondern die Herausgabe ſeines Erb⸗ 
teiles. (Das Erbſchaftsvermächtnis, in der gemeinrechtlichen 
Lehre im allgemeinen „Univerſalfideikommiß“ genannt, hat die 
ganze Erbſchaft oder einen Bruchteil derſelben zum Gegenſtand; 
ogl. Windſcheid Kipp, S. 667/668). Der auf den Einzel⸗ 
egenſtand Eingeſetzte erhält das ihm zugewieſene Vermögens⸗ 
hi kraft eines in der Zuweiſung liegenden, den anderen Erben 
auferlegten Einzelvermächtniſſes“ (vgl. Windſcheid⸗Kipp 
a. a. O. S. 254). Der Eingeſetzte erſcheint den Miterben gegen- 
über im praktiſchen Ergebnis nur als Vermächtnisnehmer auf 
das ihm zugewieſene Vermögensſtuck, im übrigen aber bleibt 
feine Erbenſtellung erhalten (Windſcheid ©. 255 mit Schrift⸗ 
tumsangaben). Hierbei kommt es auf das Wertverhältnis des 
Einzelgegenſtandes zum ſonſtigen Nachlaß nicht entſcheidend an. 

Während das Erbſchaftsvermächtnis des gemeinen Rechtes 
nicht dingliche, ſondern, wie das Vermächtnis des BGB. nur 
ſchuldrechtliche Wirkung hat, gewährt das Einzel⸗ oder Singu⸗ 
larvermächtnis des gemeinen Rechtes dem Bedachten unter Um- 
ſtänden auch ein dingliches Recht an dem vermachten Gegen⸗ 
ſtand. Vorausſetzung hierfür ift, daß der Erblaſſer den ding⸗ 
lichen Rechtserwerb nicht beſtimmt ausgeſchloſſen hat und daß 
der Gegenſtand dem Erblaſſer ſelbſt zu Eigentum gehörte (vgl. 
Windſcheid⸗ Kipp S. 609 und 670; Roßhirt, ‚Die Lehre 
von den Vermachtniſſen', 1835, Bd. I S. 289 und 293; Dern- 
burg⸗ Sokolowski, „Syſtem des römiſchen Rechts“ 1912, 
8. Aufl., S. 972). ... 

Das Vermächtnis zugunſten des W. war aber mit einem 
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und F. 
Erbſchaſtsvermächtuns bezeichnet. Sie enthält vielmehr ein Ein⸗ 
zelvermächtnis, das mangels eines abweichenden Willens des 
Erblaſſers dingliche Wirkung hat. Dieſe unrichtige Bezeichnung 
ſeitens des LG. iſt aber ohne Einfluß auf das Ergebnis ſeiner 
Entſch. Denn es iſt jedenfalls rechtlich nicht zu beanſtanden, 
wenn das LG. die Beſtimmung unter Ziff. XI als ein ſukzeſſives 
Vermächtnis auslegt, das mit dem Tode des kinderlos ver⸗ 
ſtorbenen Claas R. den Übergang der Güter G. und F. — auch 
ohne Auflaſſung — auf Albert R. zur Folge hatte und damit 
für die Zukunft gegenſtandslos wurde, fo daß in dieſem Beit- 
punkt der von Albert R. unmittelbar bzw. auf dem Wege über 
Claas R. von Dye R. ererbte Grundbeſitz in feiner, des Mi- 
bert R. Hand unbeſchränktes Eigentum wurde. 
Die Bejmy. find der Auffaſſung, daß die Beſtimmung in 
Ziff. XI ſich als Anordnung eines Familienfideikommiſſes dar⸗ 
itelle. Die Rüge it unbegründet. Es trifft allerdings zu, daß 
nach gemeinem Recht die Anordnung eines — von dem deutſch⸗ 
rechtlichen Familienfideikommiß verſchiedenen — Familienfidei⸗ 
kommiſſes zuläſſig war. Das gemein rechtliche Familienfideikom⸗ 
miß war eine Unterart des ſukzeſſiven Vermachtniſſes, der fidei⸗ 
kommiſſariſchen Subſtitution, und ſetzte eine Anordnung des 
Erblaſſers voraus, nach der ein beſtimmtes Vermögensſtück auf 
immer der Familie erhalten bleiben ſolle, wobei ſtreitig war, 
wann ein ſolches Vermächtnis, insbeſ. ob es in der Hand des 
vierten Inhabers erloſch und welchen näheren Inhalt es im 
übrigen hatte (vgl. Windſcheid⸗Kipp S. 549, 583; Dern- 
burg⸗Sokolowski S. 994, 995; Sintenis S. 688, 690; 
Arndts „Lehrbuch der Pandekten“, 9. Aufl. 1877, 8 549 
S. 878). Dafür aber, daß Oye R. ein Familienfideikommiß in 
dieſem Sinne habe anordnen wollen, fehlt es an ausreichenden 
Anhaltspunkten. à b 
Hiernach war Albert R. unbeſchränkter Eigentümer der 
drei Landgüter. Er konnte infolgedeſſen über die als Erbhöfe 
eingetragenen Güter nach Maßgabe der Erbhofgeſetzgebung ver- 
fügen. Die Schweſter des Erblaſſers Albert R., die Witwe 
Helene W. geb. R., hatte nach der Feſtſtellung des OG. auf 
das Anerbenrecht ſormgerecht verzichtet (vgl. über die Bu- 
läſſigteit eines ſolchen Verzichts Vogels, guck „4. Aufl., 
821 Anm. 3—4 und Rech 2, 232 = JW. 1936, 184725; 
AEE urg nd e iczeeh a 
y 79 6 NEHO 5, 1 = IW. 1938, 1062 64). Als ein- 
De AE blieb daher die Enkelin Luiſe H. übrig, 
die der Erblaſſer als Anerbin des Erbhofes M eingeſetzt hat. 
Der Erblaſſer hat ferner als Anerbin des Erbhofes G. ſeine 
Witwe Anna R. und als Anerbin des Erbhofes F. ſeinen 
Schwager Johann Gt. beſtimmt. Es fragt ſich, ob dieſe Beſtim⸗ 
mungen wirkſam ſind, obwohl fie das in 8 23 NEG vorgeſehene 
Wahlrecht der Anerben ausschließen. Die Frage ift zu bejahen. 
Gem. 824 Abs 1 REG kann der Erblaſſer die Erbfolge kraft 
Anerbenrechts durch Verfügung bon Todes wegen nicht aus- 
ſchließen oder beſchränken. Wenn aber ein Bauer, der mehrere 
Erbhöfe hat, in ſeiner Verfügung von Todes wegen die An⸗ 


erben der einzelnen Erbhöfe ſelbſt beſtimmt, ſo iſt das keine 
unzuläſſige Beſchränkung der Erbfolge kraft Anerbenrechts, 
ſondern nur eine nähere Ausgeſtaltung derſelben. Sie erſetzt 
die Wahlerklärungen, die der Geſetzgeber nicht im Intereſſe der 
Anerben, ſondern deshalb aufgeſtellt hat, um das Zuſammen⸗ 
fallen mehrerer Erbhöfe in einer Hand zu verhindern. Nur ſo⸗ 
weit der Erblaſſer bei der Beſtimmung der Anerben einen als 
Anerben Berufenen übergehen will, bedarf es dazu im Rahmen 
des 825 NEG der Zuſtimmung des AEG. Danach kann ein 
Bauer in ſeiner Verfügung von Todes wegen innerhalb der 
Grenzen des § 25 Rech die Anerben für die einzelnen Erbhöfe 
ſelbſt beſtimmen (ebenſo Vogels, „REG“, § 23 Anm. 4; 
Wöhrmann, 2. Aufl., § 23 Anm. 4 S. 133; CHG Olden⸗ 
burg v. 8. Okt. 1934 in Vogels⸗Hopp, „Ecſpr.“, 8 24 
Nr. 4 mit zuſtimmender Anm. von Erhard). 

Die im Teſtament von 1935 der Witwe des Erblaſſers 
zugewendete lebenslängliche Verwaltung und Nutznießung an 
den Erbhöfen M. und F. it gem. § 26 REG, 8 11 EHRB au- 
läſſig. Eine derartige Anordnung muß aber ſowohl in einen 
allgemeinen Erbſchein nach einem Bauern wie auch in ein Hof⸗ 
folgezeugnis (815 Abſ. 1, 2 Ec hRV) aufgenommen werden 
(vgl. KG.: IFG. 13, 240 = JW. 1936, 133; Vogels, 815 
ERV Anm. 2). Das Hoffolgezeugnis v. 12. Juli 1938 ift alfo 
wegen Nichterwähnung der Anordnung der Verwaltung und 
Nutznießung unrichtig und unterliegt der amtswegigen Ein⸗ 
ziehung durch das Nachlaßgericht. Eine Ergänzung des Zeug⸗ 
miſſes iſt unzuläſſig. Die Einziehung des Zeugniſſes aus dieſem 
Grunde zu betreiben, find aber die Beſchwß. nicht befugt, weil 
ſie nicht zu den Anerben gehören. 

Die Teſtamentsvollſtreckung endlich iſt ausdrücklich nur in⸗ 


ſoweit angeordnet worden, als geſetzliche Beſtimmungen nicht 


entgegenſtehen. Sie bezieht ſich nicht auf die Erbhöfe, da bei 
ſolchen die Anordnung einer Teſtamentsvollſtreckung, weil dieſe 
das Anerbenrecht unzuläſſig beſchränken würde (§ 24 Abf. 1 
REG), unſtatthaft ift (vgl. Vogels, 824 Anm. 8 mit weiteren 
Nachweiſen, und Palandt, „BchB.“, Einführung Nr. 9 vor 
8 2197), erſtreckt fih aljo nur auf den erbhoffreien Nachlaß. 

Hiernach erweiſt ſich die weitere Beſchwerde als unbe⸗ 
gründet. 


(RO, 1. ZivSen., Beſchl. v. 23. Febr. 1939, 1 Wx 13/39.) 
[9-] 


Patentrecht, 

Urheberrecht und gewerblicher nechtsſchutz 

24. RG. — §8 1 ff. PatG. 

1. Wenn innerhalb einer zuſammengeſetzten, im gegen⸗ 
ſeitigen Wirkungszuſammenhang ſtehenden Vorrichtung ge⸗ 
ſchützte Teile notwendig mit anderen, den geſchützten Erfin⸗ 
dungsgedanken nicht verwirklichenden Teilen zuſammenwir⸗ 
ken müſſen, fallen die letzteren gemäß ſtändiger Nipr. des 
NG. nicht in den Patentſchutz der geſchützten Teile, ſelbſt 
wenn beide (ungeſchützte wie geſchützte Teile) in engem tech⸗ 
niſchen Zuſammenhang ſtehen. 

2. Der Erwerber einer patentierten Geſamtvorrichtung 
darf kraft ſeines Gebrauchsrechts einen verhältnismäßig 
untergeordneten — vom Erfindungsgedanken ergriffenen — 
Einzelteil, deſſen wiederholte Auswechſlung während der 
normalen Lebensdauer der Geſamtvorrichtung notwendig 
und von vornherein vorgeſehen iſt, erneuern. Dies iſt als 
zuläſſige Ausbeſſerung anzuſehen. Daher begeht auch der- 
jenige keine Patentverletzung, der ihm den Erſatzteil liefert. 

Die Bekl. ſtellt u. a. her und vertreibt Erſatzteile für 
die von der Kl. gelieferten Luftpumpen (an deren Abneh⸗ 
mer), nämlich angepaßte Führungsbuchſen für den Stößel 
der Hilfsſteuerung dieſer Pumpe. Die Kl. macht geltend, 
das verſtoße gegen ihre Schutzrechte. 

1. Das KG. gelangt zu dem — von der Rev. der Kl. nur 
teilweiſe angegriffenen — Ergebnis, weder der Stößel des 
Hilfsſchiebers noch ſeine Führungsbuchſe gehörten zu den 
i. S. des Schutzrechtes der Kl. erfindungsweſentlichen Teilen 
der Pumpe, diefe Pumpe ſtelle allerdings einen umfaſſenden 
Wirkungszuſammenhang dar; innerhalb dieſes Zuſammen⸗ 
hanges verwirklichten aber der Stößel des Hilfsſchiebers und 
feine Führungsbuchſe den (vom Patent I der Kl.) geſchützten 
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Erfindungsgedanken nicht; dieſer Gedanke verkörpere ſich in 
ihnen nicht. 

Allerdings iſt der Stößel ein notwendiges Glied inner⸗ 
halb der zuſammengeſetzten Vorrichtung, die die Geſamt⸗ 
ſteuerung der Luftpumpe darſtellt. Ebenſo iſt im Einklang 
mit der Rev. in dieſem Rechtszuge zu unterſtellen, daß die 
Führung des Stößels in einer Führungsbuchſe notwendig 
und betriebsweſentlich iſt, um Dampfaustritte und Klem⸗ 
mungen zu vermeiden, weil "er Tatrichter dahinzielende Be- 
hauptungen der Kl. dahingeſtellt gelaſſen hat. Daraus mag 
auch mit der Rev. für dieſen Rechtszug zu folgern ſein, daß 
die Führungsbuchſe des Stößels mittelbar mit dazu 
beiträgt, diejenige Kammer des Hilfsſchiebers abzudichten, 
der durch die im Anſpruch des Patentes geſchützte Leitung 
zeitweilig unter Druck das Treibmittel aus dem Hochdruck⸗ 
zylinder zugeführt wird, obwohl die Bekl. ſeinerzeit unter 
Vorlage entſprechender Verſuchsergebniſſe beſtritten hatte, 
daß die Führung des Stößels in einer Buchſe für die eigent⸗ 
liche Steuerungsfunktion des Hilfsſchiebers weſentlich jet. 
Auch daraus ergibt ſich aber noch nicht, wie die Rev. will, 
daß der Stößel und ſeine Führung von dem Erfindungs⸗ 
gedanken des Anſpruchs ergriffen werden, der innerhalb des 
Geſamtmechanismus lediglich die Lehre ſchützt, die an⸗ 
geſtoßene Seite des Hilfsſchiebers durch eine beſondere Lei⸗ 
tung zeitweilig dem im Hochdruckzylinder herrſchenden Druck 
auszuſetzen, um den Schieber während dieſer Zeit in ſeiner 
Lage feſtzuhalten. Daß die Kammer, in die dieſer zeitwei⸗ 
lige Dampfüberdruck geleitet wird, möglichſt dampfdicht ſein 
ſoll, iſt ſelbſtverſtändlich, aber kein eines beſonderen Patent⸗ 
ſchutzes fähiges Merkmal des Erfindungsgedankens. Wohl 
aber folgt auch aus dieſer Erwägung der Rev. wie übrigens 
aus dem Geſamtſachverhalt der — auch vom KG. gezogene 
— Schluß, daß die Führung des Stößels in einer Buchſe 
notwendig und betriebsweſentlich ſein mag, um das ord⸗ 
nungsgemäße Arbeiten des Geſamtſteuermechanismus ein⸗ 
ſchließlich des Hilfsſchiebers zu gewährleiſten und damit auch 
zu ermöglichen, daß ſich die im DRP. (Patent I der Kl.) 
geſchützten, einen beſtimmten Bau des Hilfsſchiebers betr. 
Erfindungsgedanken verwirklichen. 

Die vom KG. zu entſcheidende Rechtsfrage ging alſo 
dahin: Wenn innerhalb einer zuſammengeſetzten, im gegen⸗ 
ſeitigen Wirkungszuſammenhang ſtehenden Vorrichtung ge⸗ 
ſchützte Teile notwendig mit anderen, den geſchützten Erfin⸗ 
dungsgedanken nicht verwirklichenden Teilen zuſammenwir⸗ 
ken müſſen, fallen dieje letzteren Teile dann ſchon um des- 
willen in den Patentſchutz der geſchützten Teile, weil beide 
zur Erreichung des Geſamtzweckes der Vorrichtung und da⸗ 
mit auch des Teilzweckes der geſchützten Teile notwendig zu⸗ 
ſammenwirken müſſen? Dieſe Frage hat das KG. im An⸗ 
ſchluß an die ſtändige Rſpr. des RG. (RGR. 32, 55; 130, 
242 = ZW. 1931, 403 3, RGB. 142, 325 = JW. 1934, 757 © 
m. Anm.) mit Recht verneint. Insbeſ findet entgegen dem 
Reviſionsangriff auf den vorl. Fall der Grundgedanke von 
RGR. 142, 325 = ZW. 1934, 7576 m. Anm. unmittelbar 
Anwendung. An dieſer Rſpr. hat der Senat erſt kürzlich in 
RG.: JW. 1938, 33016 ausdrücklich feſtgehalten. Die Rev. 
führt demgegenüber aus, in einem ſolchen Falle müßten auch 
diejenigen Teile geſchützt werden, die mit den den Erfin⸗ 
dungsgedanken verwirklichenden Teilen in engem techniſchem 
Zuſammenhang ſtünden. Dem kann ſchon deswegen nicht 
gefolgt werden, weil damit der Patentſchutz nur in einer völ- 
lig unſcharfen, jede klare Grenzziehung unmöglich maden- 
den Weiſe beſtimmt werden könnte. Weſentlich iſt vielmehr, 
daß dem Erfinder nur das geſchützt ſein kann, worum er 
die Technik bereichert hat (vgl. auch von Pietzker, 
„Pat.“, 84 Anm. 2 b, Anm. 15 Abſ. 1 a. E.). 

Von dieſem Standpunkte aus konnte das KG. mit Recht 
die Fragen dahingeſtellt ſein laſſen, in welchem Maße die 
Abdicht⸗ und Führungswirkung der Stößelbuchſe für den 
Geſamtzweck weſentlich ſei. Ebenſo ſtellte ſich nicht die von 
der Rep. erörterte Frage, ob das Lieferungsrecht der Bekl. 
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etwa aus dem Rechte der Abnehmerin zur Erneuerung der 
verhältnismaßig ſchnell verſchleißenden Lagerbuchſen folge. 
Das etwaige Erneuerungsrecht des Erwerbers einer paten⸗ 
tierten Vorrichtung bezieht ſich ſeinem Begriffe nach nur auf 
ſolche Teile, die an fich von dem geſchützten Erfindungsgedan⸗ 
ken umfaßt werden. 

2. Die Parteien ſind ſich darüber einig, daß die Füh⸗ 
rungsbuchſen des Stößels der Pumpe im Verhältnis zu den 
übrigen Teilen einem ziemlich raſchen Verſchleiß ausgeſetzt 
jind und während der natürlichen Lebensdauer der Geſamt⸗ 
vorrichtung regelmäßig mehrmals erneuert werden müſſen. 
Für den Fall, daß der Erfindungsgedanke des DRP. 
(Patent II der Kl.) dieſe Führungsbuchſen ergreifen ſollte, 
ſtellt ſich daher die Frage, ob nicht der Erwerber der paten⸗ 
tierten Geſamtvorrichtung kraft ſeines Gebrauchsrechtes die⸗ 
ſen verhältnismäßig untergeordneten Einzelteil, deſſen wie⸗ 
derholte Auswechſelung während der normalen Lebensdauer 
der Geſamtvorrichtung notwendig und von vornherein vor⸗ 
geſehen iſt, erneuern darf, ohne daß das rechtlich als ein 
teilweiſes Neuherſtellen des geſchützten Gegenſtandes anzu⸗ 
ſehen wäre. Dieſe Frage iſt im Anſchluß an die Grundſätze 
in RG.: Mu W. 26, 52; 29, 506 zu bejahen (f. auch Ohne- 
forge: Mitt. der deutſch. Patentanw. 1937, 38 und RG.: 
JW. 1938, 330118). Unter den Umſtänden des vorl. Falles 
kann die Auswechſelung der Führungsbuchſen, die nur der 
Aufrechterhaltung des urſprünglichen Betriebszuſtandes der 
Geſamtvorrichtung während ihrer natürlichen Lebensdauer 
dienen, unbedenklich als zuläſſige Ausbeſſerung angeſehen 
werden. Iſt aber der Erwerber der Vorrichtung berechtigt, 
die Führungsbuchſen auszuwechſeln, ſo begeht auch derjenige 
keine Patentverletzung, der ſie ihm zu dieſem Zwecke liefert. 

(RG., I. ZivSen., U. v. 16. Jan. 1939, 1123/38.) [Ba] 


* 


25. ORG, — § 15 LiturhG. Die im Zeitpunkt der Bor- 
nahme der Vervielfältigung gemäß § 15 Litürh. zuläſſige 
Handlung wird nicht nachträglich unzuläſſig, falls der perſön⸗ 
liche Gebrauch überſchritten wird. F) 

Der Bekl. hat ein in einem Buche erſchienenes Gedicht 
des Kl. im Mai 1936 in 6 bis 7 Stücken zum Gebrauch 
innerhalb der von ihm geleiteten HJ.⸗Schar vervielfältigt, 
wobei er an Stelle des urſprünglichen Titels einen Git- 
leitungsſatz (Gedenkt am 15. Jahrestag des Annaberg⸗Stur⸗ 
mes der gefallenen Helden der Freikorps Roßbach uſw.) und 
darunter das Zeichen „ror“ geſetzt hatte, und dann im 
Aug. 1937 aus einem anderen Anlaß eines dieſer Verviel⸗ 
fältigungsſtücke mit einem Begleitſchreiben, über deſſen ge⸗ 
mauen Wortlaut Streit herrſcht, an den Verleger einer Beit- 
ſchrift eingeſandt. Das LG. hatte den Bekl. unbeſchränkt zur 
Unterlaſſung jeder Vervielfältigung von Werken des Kl. 
und der Einſendung ſolcher Vervielfältigungsſtücke an Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften verurteilt. Das OLG. Dresden kam 
wegen der Vervielfältigung nur zu einer beſchränkten Ver⸗ 
urteilung. 

Der Bekl. hat eingewendet, er habe die Vervielfältigung 
(6 bis 7 Schreibmaſchinenſtücke) bereits im Mai 1936 vor⸗ 
genommen gehabt zum Gebrauch der Vervielfältigungsſtücke 
innerhalb feiner HJ. Schar und er habe dann lediglich 
ſpäter, unabhängig davon, auf die in der Zeitſchrift er⸗ 
gangene Aufforderung zur Einſendung von Freikorpsfahnen⸗ 
bildern u. dgl. hin auch eines jener Vervielfältigungsſtücke 
mit eingeſandt. Dieſer Darſtellung hat der Kl. nichts 
Weſentliches entgegenſetzen können, ſie iſt auch nach dem Tat⸗ 
beſtand des angefochtenen Urteils unſtreitig geweſen. Die 
Vervielfältigung zum Gebrauch innerhalb der HJ.⸗Schar hat 
das LG. ohne Rechtsirrtum als Vervielfältigung zum per- 
ſönlichen Gebrauch angeſehen; dafür, daß eine Einnahme 
daraus bezweckt worden ſei, bietet ſich kein Anhalt. Dieſe 
Vervielfältigung war demnach unter dem Geſichtspunkt des 
815 Abſ. 2 zuläſſig. 

Anders ſtünde es dann, wenn der Bekl. die Verviel⸗ 
fältigung auch ſchon zu dem Zwecke mit vorgenommen ge⸗ 
habt hätte, fpäter bei paſſender Gelegenheit Vervielfälti⸗ 
gungsſtücke auch außerhalb der HJ. ⸗Schar zu verbreiten. 
(Daß dies nicht erwieſen iſt, wird ausgeführt.) 

Auch das angefochtene Urteil hat nichts Gegenteiliges 
feſtgeſtellt. Es hat vielmehr die Verurteilung zur Unters 
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laſſung nun damit begründet, daß eine zunächſt nur zum 
perſönlichen Gebrauch angefertigte Vervielfältigung durch 
ſpäteren über dieſen Rahmen hinausgehenden Gebrauch doch 
unter das grundſätzliche Verbot des § 15 Abi. 1 falle. 
Dieſe Auffaſſung bekampft die Berufung mit Recht. Der 
Bekl. will die Merkmale des § 15 Abſ. 2 zutreffend auf den 
Vervielfältigungszeitpunkt abgeſtellt wijfen. Der landgericht⸗ 
liche Standpunkt findet weder in der ſonſtigen Ripr. eine 
Stütze noch läßt er ſich rechtfertigen aus dem — an ſich 
richtigen — Hinweis darauf, daß das grundſätzliche Ver⸗ 
vielfältigungsverbot nicht auf die in Verbreitungsabſicht be⸗ 
gangene Vervielfältigung beſchränkt ſei. Der Gebrauchszweck 
des § 15 Abſ. 2 läßt fih von der mit der Vervielfältigung 
verbundenen Abſicht nicht trennen. Auch der Kl. vermag 
nichts Weiteres zur Stützung der von ihm gebilligten land- 
gerichtlichen Auffaſſung anzuführen. j 

Gleichwohl ift die klägeriſche Beanſtandung der Ver⸗ 
vielfältigung nicht ſchlechthin unbegründet. Der Beil. hat 
nämlich nicht lediglich eine Teilvervielfältigung vorgenom⸗ 
men, ſondern eine veränderte Vervielfältigung des Geſamt⸗ 
werks: er hat, worauf ſchon in der Klage hingewieſen war, 
den unverändert wiedergegebenen Gedichttext mit einer neuen 
überſchrift verſehen und unter dem Werk ein Buchſtaben⸗ 
zeichen angebracht. Das iſt zwar nicht unter dem Geſichts⸗ 
punkt des — ſei es urheberrechtlichen (vgl. RG. 139, 328 ff. 
= QW. 1933, 22767), fei es wettbewerblichen (vgl. § 16 
Unl WG.) — Titelſchutzes bemerkenswert, da der Bekl. ja 
einen ganz anderen, mit dem klägeriſchen unverwechſelbaren 
Titel verwendet hat. Aber es iſt eine nach SS 11 Abſ. 1, 
12 Abſ. 1 Liturhch. dem Urheber vorbehaltene Bearbeitung 
des einheitlichen Geſamtwerkes. Eine nach § 13 LitlUrhch. 
zuläſſige freie Benutzung liegt in der bloßen überſchrift⸗ 
erſetzung bei einem Gedicht naturgemäß noch nicht, und daß 
die Vervielfältigung auch nicht unter dem Geſichtspunkt des 
Klein⸗ oder Großzitats (8 19 Ziff. 1, 2 LitUrhc.) als zu- 
läſſig angeſehen werden konnte, bedarf erſt recht keiner Aus⸗ 
führung. Die vorgenommene Veränderung hat alſo nicht 
etwa als unerheblich überhaupt aus der Betrachtung auszu⸗ 
ſcheiden. Gerade die der Ausnahme des § 15 Abſ. 2 inne- 
wohnenden Gefahren nötigen zu beſonders einſchränkender 
Beurteilung bei Vervielfältigungsabweichungen; eine danach 
zugelaſſene Vervielfältigung kann leicht ohne oder wider 
den Willen des Vervielfältigers in Mißbrauch oder Irrefüh 
rung auslaufen, zumal wenn wie hier noch ein nicht ohne 
weiteres deutbares Zeichen in der Vervielfältigung erſcheint. 
Ob und inwiefern günſtigere Grenzen gezogen werden könn 
ten, wenn es ſich um eine Vervielfältigung zum eigenen 
Gebrauch handelte (was ſchon das anger. Urteil als nicht 
zufammenfalfend mit dem perſönlichen Gebrauch gekenn⸗ 
zeichnet hat), kann unerörtert bleiben, da es ſich im vorl. 
Kall unzweifelhaft um perſönlichen Gebrauch handelte. Jn- 
ſoweit und aus dieſem Grunde iſt alſo doch eine Unzuläſſig⸗ 
keit der erfolgten Vervielfältigung feſtzuſtellen. 

Daraus folgt freilich nur die Grundlage für einen 
gegenüber dem Klagantrag beſchränkteren Unterlaſſungsau⸗ 
ſpruch hinſichtlich der Vervielfältigung. Der Bekl. hat es zu 
unterlaſſen, literariſche Werke, insbeſ. Gedichte des Kl. mit 
anderen als den vom Kl. gegebenen üÜberſchriften und mit 
der Unterzeichnung „rbr“ zu vervielfältigen. 

(Os G. Dresden, Urt. v. 12. Jan. 1939, 4 U 107/38.) 


lnmerkung: Das Urteil hatte fih mit der in der 
e Schrifttum noch nicht behandelten Frage zu 
befaſſen, ob ein zunächſt ausſchließlich zum perſonlichen Ge- 
brauch beſtimmtes Vervielfältigungsſtück, deſſen Anfertigung 
gem. § 15 Abf. 2 SitUrHb. zuläſſig it, rückwirkend ungu- 
läſſig wird, wenn nachträglich von dieſem Stück ein über den 
perſönlichen Gebrauch hinausgehender Gebrauch gemacht 
wird. Das OLG. Dresden ſtellt ſich auf den Standpunkt, 
daß die im Zeitpunkt der Vornahme der Vervielfältigung 
gem. 8 15 Abs. 2 zuläſſige Handlung nicht nachträglich unzu⸗ 
läſſig wird, falls der perſönliche Gebrauch überſchritten wird. 
Dem ift zuzuſtimmen. Deun das Vervielfältigen iſt ab⸗ 
geſchloſſen mit der Herſtellung des Vervieljältigungsexem⸗ 
plares, und in dieſem Augenblicke waren im Streitfalle die 
Vorausſetzungen für die Zuläſſigkeit dieſer Herſtellung ge⸗ 
geben. Wenn dann ſpäter dieſe Vorausſetzungen wegfallen, 
ip bleibt das Vervielfältigungsſtück ein rechtmäßig her- 
geſtelltes (genau wie beim Verlagsvertrag das Verviel⸗ 
fältigungsſtück zuläſſigerweiſe hergeſtellt bleibt, auch wenn 
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ſpäter der Verlagsvertrag durch irgendeinen Grund gelöſt 
wird und damit das dem Verlag erteilte Verlagsrecht endet). 

Wenn alſo das Vervielfältigungsſtück auch rechtmäßig 
hergeſtellt worden iſt, ſo liegt doch in dem Augenblick ein 
Eingriff in das Urheberrecht vor, wenn dieſes Stück ver⸗ 
breitet wird. Denn keineswegs folgt daraus, daß gegen die 
Herſtellung eines Vervielfältigungsſtücks keine Bedenken be- 
ſtehen, daß auch deſſen Verbreitung zuläſſig ift. Im vorl. 
Falle liegt — ganz abgeſehen davon, daß der Vervielfälti⸗ 
gende eine Veränderung am Werk vorgenommen hat — eine 
unzuläſſige Verbreitungshandlung darin, daß der Verviel⸗ 
fältigende ein Stück der zuläſſigerweiſe hergeſtellten Exem⸗ 
plare einem Dritten überließ, womit der perſönliche Ge⸗ 
brauch überſchritten und einem Dritten, der an der Her⸗ 
ſtellung dieſer Vervielfältigungsexemplare nicht beteiligt war, 
Kenntnis vom Werk gegeben wurde. 

Ein Recht zur Verbreitung aber hat der Vervielfälti⸗ 
gende nicht gehabt. Ihm war lediglich, wie jedem, geſtattet, 
das Werk zu ſeinem eigenperſönlichen Gebrauch zu ver⸗ 
werten, ſo wie auch jeder ein Buch leſen, ein Tonkunſtwerk 
aufführen kann. Ging er über dieſen perſönlichen Gebrauch 
der von ihm zuläſſigerweiſe angefertigten Verpielfältigungs⸗ 
ſtücke hinaus, verbreitete er ein ſolches Stück, fo griff er mit 
dieſer Verbreitungshandlung in das Recht des Urhebers ein. 

Der von beiden Initanzen gemachte Unterſchied zwiſchen 
perſönlichem Gebrauch und eigenem Gebrauch iſt nach gel⸗ 
tendem Recht nicht anzuerkennen, denn die beiden Urheber⸗ 
rechtsgeſetze gebrauchen zur Bezeichnung des gleichen Rechts⸗ 
gedankens nebeneinander die Worte „perſönlicher Gebrauch“ 
in 8 15 Abſ. 2 Litürhcg. und „eigener Gebrauch“ im § 18 
Abſ. 1 KunſtSchch. 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 
* 

26. RG. — 884, 16, 25 WEG; §8 1, 3 Unl WG. 
Ein dem allgemeinen Sprachgebrauch entnommenes Tätig⸗ 
keitswort kann fih im Verkehr als Kennzeichen durchſetzen, 
wenn es dem Verkehr mehr ſagt, als der Begriff im Allge⸗ 
meingebrauch ausdrückt. Um ſo mehr kann ſich ein neu⸗ 
artiges Tätigkeitswort dem Leſer einprägen, ſelbſt wenn 
es in der Werbung nicht hervorgehoben iſt. — Der anſtän⸗ 
dige Kaufmann lehnt es ab, fih ohne Not der Warenbezeich⸗ 
nung eines Mitbewerbers ſo zu nähern, daß eine Verwechſe⸗ 
lungsgefahr beſteht. 

1. Das LG. hat auf Grund der erholten Auskünfte 
für erwieſen erachtet, die Bezeichnung „Eloxier⸗Verfah⸗ 
ren“ habe ſich bei einem nicht unbeträchtlichen Teile der 
in Frage kommenden Verkehrskreiſe als Benennung eines 
ganz beſtimmten Oxydationsverfahrens, nämlich des Ver- 
fahrens der Kl. eingebürgert. Eine andere Firma dürfe 
deshalb zur Vermeidung von Verwechſlungen nicht mit 
der gleichen oder einer ähnlich klingenden Bezeichnung 
für ihr davon abweichendes Verfahren werben. Es handle 
ſich allerdings weder um einen Namens⸗, Zeichen⸗ oder 
Ausſtattungsſchutz i. S. des 8 16 UnlWG., 85 24, 25 
WRG., noch um eine Irreführung des Verkehrs i. S. 
des 83 UnlWG. Die Bekl. verſtoße aber gegen 81 
UnlWG., wenn fie ihr Oxydationsverfahren unter der Be- 
zeichnung Aloxier⸗Verfahren anbiete; denn die Ausdrücke 
17 und Eloxier feien im hohen Grade verwechſlungs⸗ 
ähig. 

Das BG. tritt dem LG. darin bei, die Anwendung 
der genannten Beſtimmungen des WIG. und der 8E 3 
und 16 UnlWG. kämen nicht in Betracht. Das BG. nimmt 
offenbar mit dem LG. die Verwechſlungsfähigkeit von 
„aloxieren“ und „eloxieren“ an. Denn nach Verneinung 
einer Verwechſlungsgefahr zwiſchen dem Zeichenwort der 
Kl. „Eloxal“ und den Bezeichnungen der Bekl. „Aloxier⸗ 
Verfahren“, „Aloxierung“ und „Aloxier⸗Anlage“ wird im 
DU. fortgefahren: „Wenn auch zuzugeben iſt, daß es 
keinen Unterſchied ausmache, ob die Bekl. am Anfang ihrer 
Bezeichnungen den Buchſtaben a“ gebraucht oder das 
von der Kl. verwendete „e“. Denn für den flüchtigen 
Hörer klingt „alox ieren oft ebenſo wie eloxieren“. Das 
BG. legt aber weiter dar, die Bezeichnungen der Bekl. 
wieſen darauf hin, daß ihre Anlagen erſt dazu dienen 
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ſollten, ein Erzeugnis durch „Aloxierung“ herzuſtellen. 
„Aloxieren“ könne deshalb auch in Verbindung mit „Ver⸗ 
fahren“ oder „Anlage“ nicht Herkunftsangabe ſein. Wörter 
mit der Endung „ieren“ bezeichneten nach deutſchem 
Sprachgebrauch eine Tätigkeit. Die Ausdrücke Aloxierung 
und Aloxier in Verbindung mit Verfahren und Anlage 
feien Beſtimmungsangaben i. S. des § 16 WJG., die 
jeder gebrauchen könne, ohne ein Warenzeichen zu ver⸗ 
letzen. Aus dem gleichen Grunde ſcheide auch eine Aus⸗ 
ſtattungsverletzung aus, weil auch die Ausſtattung nur 
Kennzeichen der Herkunft der Ware ſei. Zugleich komme 
eine Verletzung des $ 16 Unl WG. nicht mehr in Betracht, 
weil auch dort nur Herkunftsangaben geſchützt ſeien. 

Schon dieſe Erwägungen des BG. ſind von Rechts⸗ 
irrtum beeinflußt. $1 WO. ſtellt an die Kennzeichnung, 
die der Unterſcheidung der Waren des Inhabers von 
Waren anderer Herſteller dienen ſoll, keine weiteren An⸗ 
forderungen, als daß ſie dieſem Unterſcheidungszweck ge⸗ 
nügen. Es iſt deshalb nicht richtig, wenn das BG. an⸗ 
ſcheinend alle Wörter, die mit der Endung „ieren“ auf 
eine Tätigkeit hinweiſen, ſchon deshalb und auch in Bu- 
ſammenſetzungen mit Verfahren und Anlage als Her⸗ 
kunftsbezeichnung ausſchließen will. Das Kennzeichnungs⸗ 
wort muß weder ein Dingwort ſein, noch braucht es auch 
nur einen Sinn zu haben. Auch ein reines Phantaſie⸗ 
wort kann Warenzeichen ſein. Richtig iſt auch nur, daß 
die Verbindung der Endſilbe „ieren“ mit einem dem 
deutſchen Sprachſchatz angehörenden Wortſtamm (in der 
Regel ſind es Lehnwörter) ein Tätigkeitswort und damit 
eine Angabe über die Art der Herſtellung oder über die 
Beſtimmung in den Verbindungen mit Verfahren oder 
Anlage ergeben wird. Solche Wörter ſind nach § 4 Abſ. 2 
Nr. 1 WJG. allerdings von der Eintragung als Waren- 
zeichen ausgeſchloſſen. 

Für den Ausſtattungsſchutz des $ 25 WEG. gilt 
aber keineswegs die gleiche Beſchränkung. Darüber, was 
im Verkehr als Kennzeichen der Waren aus einent be⸗ 
ſtimmten Geſchäftsbereich gilt, entſcheidet allein die Auf⸗ 
faſſung des Verkehrs (die ſich erfahrungsgemäß auch an 
die Sprachregeln nicht immer hält). Ein dem allgemeinen 
Sprachgebrauch entnommenes Tätigkeitswort wird aller⸗ 
dings an ſich wenig geeignet ſein, die Aufmerkſamkeit des 
Leſers oder Hörers der Werbung zu erregen und ſich ihm 
einzuprägen. Deshalb ift es an fih nicht wahrſchelulich, 
daß ein ſolches Wort als Hinweis auf die Herkunft der 
Ware aus dem Geſchäftsbetrieb betrachtet wird, der es 
gebraucht. Das Wort kann aber dieſen Erfolg haben, 
wenn es aus irgendeinem Grund, z. B. wegen der beſon⸗ 
deren Art, des beſonderen Sinnes, in dem es die Wer⸗ 
bung benutzt, aber auch ohne einen erkennbaren Grund 
dem Verkehr mehr ſagt, als der Begriff im allgemeinen 
Gebrauch ausdrückt. Um ſo mehr kann ſich ein neu⸗ 
artiges Tätigkeitswort dem Leſer einprägen, ſelbſt wenn 
es in der Werbung nicht hervorgehoben iſt. Es iſt im 
VZO. ſelbſt anerkannt, daß fih auch Angaben über Her- 
ſtellung, Beſchaffenheit oder Beſtimmung der Ware im 
Verkehr als Kennzeichen für ihre Herkunft durchſetzen 
können. Denn nach § 4 Abſ. 3 WRG. erlangen fie daun 
ſogar die Fähigkeit, als Warenzeichen eingetragen zu 
werden. Die Wortbildungen „eloxieren“ und „Eloxierung“ 
waren deshalb keinesfalls aus dem vom BG. angenomme⸗ 
nen Grunde als Ausſtattung i. S. des § 25 WAG. un- 
möglich, auch wenn ſie „keine Sache bezeichneten“. Dabei 
ift dem BG. auch entgangen, daß Eloxier⸗Aulage eine echte 
Warenbezeichnung auch in dieſem Sinne wäre oder doch 
ſein könnte, wenn die Kl., wie ſie behauptet hat, auch ſolche 
Anlagen, d. h. die Geräte zur Eloxierung vertreibt. Daß 
Träger der Ausſtattung auch die Werbung allein ſein 
kann, hat der Sen. wiederholt ausgeſprochen (vgl. GRUR. 
1937, 711). Es war an ſich auch kein Hindernis für die 
Erlangung der Verkehrsgeltung, wenn die Wörter nur als 
Tätigkeitsbegriffe gebraucht wurden. Dem BG. iſt auch 
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nicht zu folgen, wenn feine Ausführungen dahin verſtanden 
werden müßten, an der Benennung eines allgemein freien 
Verfahrens, wie des elektrolytiſchen Oxydationsverfahrens, 
könne der Geſchäftsinhaber, der den Namen geprägt und 
zuerſt benutzt hat, keinen Ausſtattungsſchutz erlangen; eine 
ſolche Benennung müſſe dem allgemeinen Gebrauch offen⸗ 
gehalten werden. Denn müßte man auch entgegen der Be⸗ 
hauptung der Kl. annehmen, fie habe mit „eloxieren“ nur 
einen kürzeren Ausdruck für elektrolytiſch Oxydieren ge- 
funden, ſo entſchied doch der Verkehr allein darüber, ob 
er den Ausdruck für den allgemeinen Gebrauch der Wirt⸗ 
ſchaft übernehmen oder ob er die Benennung nur auf das 
Oxydationsverfahren der Kl. beziehen wollte. Es kann nicht 
Aufgabe des Gerichts ſein, an Stelle des Verkehrs eine 
ſolche Entſch. zu treffen; das Gericht könnte es ſchon deshalb 
nicht, weil ganz ungewiß iſt, ob und wann es zu einem 
Streit darüber kommt, welchen Sinn der Verkehr mit einer 
neuen Benennung verbindet. Aufgabe des Gerichts kann 
nur ſein, im Streitfall feſtzuſtellen, wie der Verkehr eine 
Benennung aufgefaßt hat und verſteht. Es iſt deshalb auch 
nur bedingt richtig, wenn das BG. der Einführung eines 
Ausdruckes in den Verkehr beſondere Bedeutung beimißt. 
Beſchreibende Bezeichnungen können ſich ſelbſt zum Kenn⸗ 
und Schlagwort und damit zur Namensbezeichnung für 
ein beſtimmtes Unternehmen (8 12 BOB., § 16 Unl WG.) 
im Verkehr entwickeln mit der Folge, daß der an ſich und 
dem Sprachgebrauch nach farbloſe und einer Unterſchei⸗ 
dungskraft entbehrende Ausdruck durch die Anerkennung 
des Verkehrs als Namensbezeichnung eines beſtimmten 
Unternehmens Unterſcheidungskraft erlangt (vgl. Mu. 
1932, 537 = GRUN. 1932, 1052). 

Entgegen der Meinung des BG. ließ ſich aus der Be⸗ 
ſtimmung des 8 16 WAG. nichts für die Auffaſſung ge- 
winnen, die Kl. habe für den Ausdruck eloxieren und ſeine 
Zuſammenſetzungen Ausſtattungsſchutz nicht erlangen kön⸗ 
nen. § 16 WRO., der auf die Ausſtattung (8 25 WIE.) 
finngemäß anzuwenden iſt, zieht dem ausſchließlichen Rechte 
des Schutzinhabers, ſich im geſchäftlichen Verkehr des 
Zeichens (der Ausſtattung) zur Unterſcheidung ſeiner Waren 
zu bedienen (58 15, 25 WRO.) gewiſſe Grenzen. Er will 
verhüten, daß geſchützte Zeichen über ihren Keunzeich⸗ 
uungszweck hinaus das Zeichenwort dem allgemeinen 
Gebrauch entziehen, daß — auf den Streitfall angewendet — 
3. B. eine Kennzeichnung, deren Bedeutung an ſich eine 
Herſtellungs-, Beſchaffenheits- oder Beſtimmungsangabe 
iſt, auch in dieſer Bedeutung dem allgemeinen Gebrauch 
künftig vorenthalten würde. Es war aber ſchon zu 8 13 
alten WRG., dem 8 16 des geltenden Geſetzes entſpricht, 
in der Rſpr. anerkannt, daß der Schutz der Geſetzesbeſtim⸗ 
mung nur dem zukommt, deſſen Wortbenutzung den Durch⸗ 
ſchuittsleſer klar erkennen läßt, daß er damit nur eine Here 
ſtellungs⸗, Beſchaffenheits⸗ oder Beſtimmungsangabe macht 
und nicht etwa das Wort zur Kennzeichnung und Unter⸗ 
ſcheidung ſeiner Ware von den Waren anderer Herſteller 
gebraucht (RGR. 149, 340 = ZW. 1936, 872 18 m. Anm.). 
Im 8 16 neuen WRG. ift es im letzten Halbſatz nun ang- 
drücklich geſagt. Das BG. überſieht, daß die Bekl. die be⸗ 
anſtandeten Ausdrücke Aloxier⸗Anlage uſw. offenſichtlich 
gerade kennzeichnungsmäßig benutzt, wenn ſie auf ihren 
Werbeſchriften das Wort „Aloxier(-Anlage)“ in beſonders 
großem und ſtarkem Druck als Name und Bezeichnung der 
angebotenen Ware hervorhebt. 

Die Kl. hat zwar ihre Anſprüche auf Ausſtattungs⸗ 
ſchutz nicht gegründet. Der aufgezeigte rechtliche Irrtum 
des BG. war aber auch für die wettbewerbsrechtliche Be- 
urteilung von Wichtigkeit. Denn die Richtigkeit oder Un⸗ 
richtigkeit einer Werbeangabe i. S. des 83 UnlWG. kann 
gerade darauf beruhen, daß eine Bezeichnung als Kenn⸗ 
zeichnungsmittel im geſchaftlichen Verkehr gewählt wird, 
die im Verkehr als Hinweis auf die Herkunft der Ware aus 
einem anderen Betrieb Geltung hat. 

2. Das BG. läßt (u. a. weiter) unberückſichtigt, daß 
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beim Fehlen eines Zeichen- oder Ausſtattungsſchutzes die 
Mitbenutzung einer fremden Warenbezeichnung ſehr wohl 
einen Verſtoß nach 8 1 UnlWG. enthalten kann. Der an- 
ſtändige Kaufmann lehnt es ab, ſich ohne Not der Waren⸗ 
bezeichnung eines Mitbewerbers ſo zu nähern, daß eine 
Verwechſlungsgefahr entſteht. Das BG. hätte deshalb pri- 
fen müſſen, ob nicht ſchon deshalb das Verhalten der Bell. 
in Widerſpruch mit den Grundſätzen lauteren Geſchäfts⸗ 
gebarens ſtand. Dabei war ohne Bedeutung, wie die Bekl. 
zu dem Ausdruck Aloxier⸗Anlage gekommen war. Denn fie 
hat die Kenntnis der von der Kl. benutzten Ausdrücke nicht 
nur nicht beſtritten, ſondern behauptet, ſie ſeien Ausdrücke 
des allgemeinen Sprachgebrauchs. 
Unabhängig davon, ob die Kl. an ihren Ausdrücken 
Schutzrechte erlangt hat, war die Tatſache ihrer Benutzung 
während einer Reihe von Jahren. Daß die Kl. mit der 
Werbung für Eloxal und Eloxierung erheblichen Erfolg 
gehabt haben, ergab ſich aus dem eigenen Vortrag der 
Bekl. Deshalb hätte das BG. auch prüfen müſſen, ob nicht 
idon ein Verſtoß gegen 8 1 Unl WG. darin lag, daß die 
Bekl. in unzuläſſiger Weiſe dieſe Umſtände für ſich aus⸗ 
nützte. Es widerſpricht den Grundſätzen anſtändiger Kauf⸗ 
leute, den guten Ruf, den eine Ware durch die Werbung 
eines anderen erlangt hat, dadurch für ſich auszunutzen 
und damit zugleich den allein Berechtigten zu ſchädigen, 
daß eine verwechſlungsfähige Warenbezeichnung gewählt 
wird (vgl. ROJ 146, 219 JW. 1935, 930°; Rig. 
120, 96). Die vom Rechtsempfinden des deutſchen Volkes 
mißbilligte rechtswidrige Ausnutzung fremder Arbeitserfolge 
als Vorſpann für die eigene Werbung hat nichts mit ge⸗ 
ſundem Leiſtungswettbewerb zu tun und auch nichts damit, 
daß in der gewerblichen Wirtſchaft bis zu einem gewiſſen 
Grade jeder auf dem aufbaut, was ein anderer geſchaffen 
hat. Denn beides erfordert in aller Regel nicht, daß der, 
dem die Benutzung fremder Gedanken und Erfahrungen 
möglich wird, auch noch durch die Wahl einer an die Be⸗ 
zeichnung des anderen anklingenden Warennamens deſſen 
Werbeerfolge ſich zunutze macht. Der Unterlaſſungsanſpruch 
aus 8 1 WG. erfordert nicht, daß die wettbewerbs⸗ 
mäßige Handlung ſchuldhaft begangen iſt. Es iſt deshalb 
hier — anders für den Schadenserſatzanſpruch — belang⸗ 
los, was die Bekl. zur Wahl der beanſtandeten Bezeich⸗ 
nungen geführt hat. Wenn das BG. dahin verſtanden 
werden müßte, daß entgegen den Darlegungen am Ein⸗ 
gang der Urteilsgründe doch zweifelhaft ſein könne, ob 
aforieren und eloxieren verwechſlungsfähig find, fo wäre 
dem nicht zu folgen. Denn die Verwechſelbarkeit der Worte 
nach Wortbild, Klang und Sinn läßt ſich nicht ernſtlich 
beſtreiten. Sie iſt vom LG. zutreffend feſtgeſtellt worden. 
(RG, II. Ziv Sen., U. v. 7. Jan. 1939, I] 101/38.) [Ba] 


27. NG. — 88 24, 25, 31 Wich. 83 Un WG. Das 
Verſehen der Ware mit dem geſchützten Zeichen eines 
anderen iſt für ſich allein ſchon eine Verletzung des Zeichen⸗ 
rechtes, wenn es mit dem Willen geſchieht, die ſo bezeichnete 
Ware in den Verkehr zu bringen. Unerheblich iſt es hierbei, 
daß die Ware im Ausland verkauft werden ſoll. Für die 
geſchützte Ausſtattung kann nichts anderes gelten. — Zum 
Vorliegen einer Wiederholungsgefahr. 5 ° 

Die Bekl hat geltend gemacht, fie habe die Bezeichnung 
Demand in Deutſchland nicht benutzt; die Bezeichnung ſei 
nur für Lieferungen nach Indien im Auftrage ihrer dor⸗ 
tigen Abnehmerin verwendet worden. In Indien genieße 
die Kl. weder Warenzeichen⸗ noch Ausſtattungsſchutz. Die 
Bekl., die ihre Waren im Inland ebenſo wie in Indien 
nur unter dem Namen „3. vertreibe, habe kein Inter⸗ 
eſſe an der Bezeichnung Demand. Die Bekl. habe ſich einer 
Verletzung des Warenzeichen oder des Ausſtattungsrechtes 

il, ni (dig gemacht. 
= ne Hufſaſfung des BO, beſteht keine Gefahr einer 
Verwechſlung der Bezeichnung Demand mit dem Zeichen⸗ 
worte der Kl. Daimon. 
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1. Ob ein Wortzeichen durch ein anderes Kennzeich⸗ 
nungswort verletzt wird (8924, 31 WG.), beurteilt jid 
danach, ob die Ahnlichkeit des Wortbildes, Wortklanges oder 
der begrifflichen Bedeutung der beiden Ausdrücke die Ge⸗ 
fahr ihrer Verwechſlung im Verkehr begründet. Das BG. 
geht deshalb von einer rechtlich zutreffenden Betrachtungs⸗ 
weiſe aus, wenn es die Verwechſelbarkeit der beiden Mus- 
drücke nach dieſen Geſichtspunkten prüft. Das BG. ſcheidet 
eine begriffliche Ahnlichkeit aus der Betrachtung aus, weil 
Daimon ebenſo wie Demand Phantaſiebezeichnungen ſeien, 
mit denen der Verkehr keinen beſtimmten Sinn verbinden 
könne. Dem iſt zuzuſtimmen; die Rev. der Kl. hat dagegen 
auch kein Bedenken erhoben. Die Möglichkeit der Verwechſ⸗ 
lung konnte dann nur noch im Wortbild oder Wortklang 
liegen. Dabei kam es auf eine Ahnlichkeit des Wortklanges, 
wie das BG. zutreffend ausführt, beſonders an, weil gerade 
der Klang einer an ſich ſinnloſen Phantaſiebezeichnung im 
Verkehr erfahrungsgemäß von größerer Bedeutung iſt als 
das Erinnerungsbild des geſchriebenen Wortes (GRUR. 
1926, 170). Das BG. meint, die Wortbilder wichen trotz 
der gleichen Zahl der Buchſtaben und trotz der Übereinſtim⸗ 
mung einiger Mitlaute ſchon erheblich voneinander ab. Ent⸗ 
gegen der Auffaſſung des LG., die beiden Ausdrücke enthiel⸗ 
ten in ihren beiden Silben ähnlich klingende Selbſtlaute, 
hält das BG. ihre Klangwirkung für ganz verſchieden. Zur 
Begründung führt das BG. nur an, das ſei ſchon bei deut⸗ 
ſcher Ausſprache, erſt recht aber dann der Fall, wenn die Be⸗ 
zeichnungen engliſch ausgeſprochen würden. Daraus ergibt 
ſich ein rechtlicher Irrtum des BG. Der Schutz des deutſchen 
Warenzeichens reicht nicht über die deutſche Grenze hinaus 
(vgl. RG. 118, 76 = JW. 1928, 347 m. Anm.). Deshalb 
kann es für die warenzeichenrechtliche Betrachtung auch nur 
darauf ankommen, ob der deutſche Verkehr Demand als mit 
Daimon gleichklingend empfindet. Die Rev. verfällt dem 
gleichen Irrtum wie das BU., wenn ſie rügt, das BG. habe 
unberückſichtigt gelaſſen, daß die Abnehmer der Fabrikate der 
Bekl. vorwiegend indiſche Eingeborene ſeien, denen die eng⸗ 
liſche Sprache nicht geläufig fei. Die Gefahr einer Verwechſ⸗ 
lung von Bezeichnungen im Verkehr kann allerdings durch 
die beſonderen Umſtände des Gebrauches erhöht werden. Ob 
das BG. ſolche Umſtände, wie die Rev. meint, überſehen 
hat, ergibt ſich nicht mit hinreichender Sicherheit aus den 
Urteilsgründen. Die Hinzufügung der Zahl Nr. 270 zum 
Wortzeichen der Kl. (auf deren Fabrikaten) wäre aber 
jedenfalls nicht durch den Zeichenſchutz gedeckt worden. Denn 
das Warenzeichen genießt den geſetzlichen Schutz nur in der 
Form der Eintragung, nicht auch in der willkürlich ge⸗ 
änderten Gebrauchsform (vgl. RG. 115, 235 = JW. 1927, 
102). 

2. Auch die Ausführungen des BU. zur Frage eines 
widerrechtlichen Zeichenge brauchs find nicht bedenken⸗ 
frei. Iſt, wie ſchon dargelegt worden iſt, der Zeichenſchutz 
auf das Deutſche Reichsgebiet beſchränkt, ſo konnte es auch 
für die Frage des Verſehens mit dem Zeichen und des In⸗ 
verkehrbringens von Waren mit dem Zeichen auf die Ver⸗ 
hältniſſe in Indien nicht ankommen. 


Auch auf Verletzung des behaupteten Ausſtattungs⸗ 
ſchutzes der Kl. war die Klage geſtützt. Das Beſtehen eines 
Ausſtattungsſchutzes der Kl. an ihrem Zeichenwort Daimon 
war durch die Zeicheneintragung nicht ausgeſchloſſen. Ein 
Ausſtattungsſchutz an dem Worte Daimon allein konnte 
allerdings durch die Bezeichnung Demand nicht verletzt ſein, 
wenn die Auffaſſung des BG. zutraf, ſie ſei mit Daimon 
nicht verwechſlungsfähig (8525, 31 WZG.). Die Kl. hatte 
aber behauptet, ihre ſeit vielen Jahren mit dem weiteren 
Kennzeichen Nr. 270 verſehenen Fabrikate würden nicht nur 
an dem Worte Daimon, ſondern auch an der Bezeichnung 
Nr. 270 von den beteiligten Verkehrskreiſen erkannt. Frei⸗ 
lich hatte die Kl. dabei ſelbſt betont, ihre mit Wort und Zahl 
bezeichneten Fabrikate würden insbeſ. in Indien ſeit vielen 
Jahren vertrieben, und ſie hatte gerade dieſem Umſtand 
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für die Entſcheidung beſondere Bedeutung beigemeſſen. Dar⸗ 
auf kam es nur für die wettbewerbsrechtliche Betrachtung 
an. Denn auch der Ausſtattungsſchutz des § 25 WRG. ijt 
auf das deutſche Reichsgebiet beſchränkt. Sind aber die 
Fabrikate der Bekl. im Inland mit der Bezeichnung De- 
mand und der Nr. 280 verſehen worden, ſo wäre gerade 
für die Frage der Verletzung des $25 WJG. von Beden- 
tung, ob die Kl. im Inland für die Bezeichnung Daimon 
und die Nr. 270 oder etwa für die Nr. 270 allein Ver⸗ 
kehrsgeltung i. S. eines Hinweiſes der ſo bezeichneten Waren 
auf die Herkunft aus ihrem Betriebe erlangt hatte. Damit 
hat ſich das BG. nicht befaßt. 

3. Wäre eine Ausſtattung der Kl. an der Kennzeich⸗ 
nung ihrer Fabrikate und weiter anzunehmen, damit ſei die 
Aufmachung der Bekl. verwechſlungsfähig, fo konnte ſich 
daraus die Berechtigung der Klage auch dann ergeben, wenn 
die Auffaſſung des BG. zuträfe, die Bekl. habe das Waren⸗ 
zeichen der Kl. nicht verletzt. Denn es blieb auch beim Man⸗ 
gel einer Verwechſlungsgefahr der Ausdrücke Daimon und 
Demand die Möglichkeit, daß beim Hinzutreten der Nummer 
oder durch die Nummer allein eine Verwechſlungsgefahr be⸗ 
gründet wurde. Das BG. tritt zu Unrecht der Darlegung 
des LG. entgegen, ſchon das Verſehen der zur Lieferung 
nach Indien beſtimmten Waren mit einer das Zeichen der 
Kl. verletzenden Bezeichnung habe den Tatbeſtand des § 24 
Abſ. 1 WRO. erfüllt. Das Verſehen der Ware mit dem 
geſchützten Zeichen eines anderen iſt für ſich allein ſchon 
eine Verletzung des Zeichenrechtes, wenn es mit dem Wil⸗ 
len geſchieht, die ſo bezeichnete Ware in den Verkehr zu 
bringen. Es iſt unerheblich und beſeitigt den Tatbeſtand 
der Zeichenverletzung nicht, wenn die Ware im Ausland ver⸗ 
kauft werden fol. Das hat der Senat in NGR. 110, 176 
JW. 1925, 1287 eingehend dargelegt. Für die geſchützte 
Ausſtattung kann nichts anderes gelten. Nach 825 WZ. 
verletzt ſchon das Verſehen einer Ware mit der im Ver⸗ 
kehr anerkannten Ausſtattung eines anderen den Ausſtat⸗ 
tungsſchutz. Die gleichlautende Faſſung der Verletzungstat⸗ 
beſtände in den §§ 24 und 25 WEIS. ſchließt eine unter⸗ 
ſchiedliche Handhabung dieſer Beſtimmungen aus. Als ein⸗ 
ziges ſubjektives Merkmal kam die unbeſtrittene Abſicht der 
Bekl., ihre Fabrikate (in Indien) in den Verkehr zu bringen, 
in Betracht. Im übrigen handelt es ſich für die Prüfung 
des Unterlaſſungsanſpruchs aus den genannten Beſtimmun⸗ 
gen des WG. allein um die Feſtſtellung der objektiven 
Zeichen» oder Ausſtattungsverletzung durch den unberech⸗ 
tigten Gebrauch einer gleichen oder verwechſlungsfähigen 
(831 WRG.) Bezeichnung. Das BG. verkennt, wie die Rev. 
zutreffend rügt, dieſe Rechtsgrundſätze in der Darlegung, 
die Bekl. habe nur auf Wunſch der indiſchen Beſteller und 
nach ihren Angaben die für Indien beſtimmten Waren mit 
den beanſtandeten Etiketten verſehen; ſie ſelbſt habe ihre 
Fabrikate immer nur unter dem Namen „Z...“ angeboten 
und an den Demand⸗Etiketten kein Intereſſe gehabt; ſie 
habe auch nicht damit zu rechnen brauchen, daß die mit den 
Etiketten bezeichneten Waren irgendwie auf den deutſchen 
Markt gelangen konnten. Dieſe Umſtände konnten nur für 
die Frage des Verſchuldens der Bekl. und damit für ihre 
etwaige Schadenserſatzpflicht von Bedeutung ſein, zu deren 
Prüfung das BG. (infolge Klageabweiſung) nicht gekom⸗ 
men iſt. 

Kommt das BG. bei der neuen Prüfung zur Feſtſtel⸗ 
lung einer Warenzeichen- oder Ausſtattungsverletzung oder 
eines Wettbewerbsverſtoßes der Bekl., ſo wäre bei der dann 
notwendigen wiederholten Prüfung der Frage des Be⸗ 
ſtehens einer Wiederholungsgefahr zu berückſichtigen, daß 
bei Verſtößen im geſchäftlichen Verkehr nach anerkannter 
Rſpr. die Gefahr der Wiederholung an fich naheliegt. Auch 
wenn nach der Einigung der indiſchen Abnehmer der Bekl. 
mit der Kl. eine die Rechte der Kl. gefährdende neue Waren⸗ 
beſtellung von deren Seite nicht zu befürchten wäre, käme 
noch in Betracht, ob nicht ein als rechtswidrig erkanntes 
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Verhalten der Bekl. im Streitfall die Beſorgnis begründet, 
ſie werde bei einer künftigen Beſtellung von anderer Seite 
in gleicher Weiſe verfahren. 
(NG., II. Ziv Sen., U. v. 18. Jan. 1939, IT 111/38.) [Ba.] 
x 


28. NG. — 83 WniWG. Wenn das BG. aus den von 
ihm angeführten Umſtäuden ſchließt, es fei der Bekl. guzu- 
trauen, daß ſie auch weiterhin irgendwie verſuchen werde, 
ihre Waren unter falſchen Bezeichnungen in den Verkehr 
zu bringen, ſo vermag dieſe Erwägung die Annahme einer 
damit gegebenen Wiederholungsgefahr nicht zu rechtfertigen. 
Eine ſolche beſtünde nur, wenn zu befürchten wäre, daß ſich 
die Bekl. gerade die Verfehlungen zuſchulden kommen laſ⸗ 
fen werde, deren Unterlaſſung von ihr verlangt wird. Es 
müßte die ernſtliche Beſorgnis begründet ſein, daß es bei 
den bisher vorgekommenen Fällen eines beſtimmten, be⸗ 
reits verwirklichten widerrechtlichen Verhalteus nicht be- 
wenden werde. Dieſem Erfordernis iſt jedoch nicht genügt, 
wenn lediglich vermutet werden kann, die Bekl. werde 
ſich wie bisher, ſo auch in Zukunft in irgendeiner 
Weiſe über die Anforderungen einer wahrheitsgemäßen 
Warenbezeichnung hinwegſetzen. Es fehlt ſolchenfalls an 
einem ausreichenden Anhalt dafür, daß ſich ihre Unzuver⸗ 
läſſigkeit wiederum gerade in der Weiſe auswirken werde, 
wie es bisher der Fall war. 

(RG., II. ZivSen., U. v. 4. Jan. 1939, II 116/38.) [Ba.] 
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29. Kc. — 88 823 Abſ. 2, 830, 840, 426, 254 BGB.; 
817 Kraftſc. 

1. Gegen die Annahme des Haftungsausſchluſſes des 
Halters gegenüber ſeinem nahe verwandten Inſaſſen bei nur 
leichter Fahrläſſigkeit oder auf Grund Vereinbarung mit Wir⸗ 
kung gegen den ausgleichungsberechtigten, vom Inſaſſen in 
Auſpruch genommenen Halter des anderen Fahrzeugs (DLG. 
Naumburg: JW. 1938, 2355) beſtehen Bedenken. 

2. Bei Zuſammenſtoß mehrerer Fahrzeuge hat der Hal⸗ 
ter des einen bei Verſtoß des anderen gegen die Verkehrsvor⸗ 
ſchriften einen ſelbſtändigen, durch Q17 KraftfG. nicht bes 
ſchräukten Anſpruch auf völligen oder teilweiſen Erſaß der Anj- 
wendungen, die er zur Befriedigung der Anſprüche des In⸗ 
ſaſſen des anderen Fahrzeugs gehabt hat. +) 

Am 8. Nov. 1936 fand ein Zuſammenſtoß zwiſchen dem 
von dem Bekl. geſteuerten Opel⸗Pa W. und dem vom Kl. 
geſteuerten Hanomag⸗P W. an der Kreuzung der A.⸗Allee 
mit der R. Str. in B. ſtatt. Bei dieſem Zuſammenſtoß wur⸗ 
den beide Parteien und die in dem Wagen des Bekl. ſitzende 
Mutter des Bell, Witwe E,, verletzt, ferner wurden auch 
beide Fahrzeuge beſchädigt. Der Wagen des Bekl. befand 
ſich damals noch im Eigentum der Firma K. Aus Anlaß 
dieſes Unfalls haben mehrere Rechtsſtreite geſchwebt. Zu⸗ 
nächſt hat die Firma X. gegen den jetzigen Kl. eine Scha⸗ 
denserſatzklage wegen Beſchädigung des Wagens angeſtrengt 
und gegen ihn ein obſiegendes Urkeil erwirkt. 

Ferner hat die Mutter des Bekl., Witwe E., gegen den 
jetzigen Kl. eine Schadenserſatzklage angeſtrengt, und zwar 
auf Erſtattung des geſamten ihr durch den Unfall zu⸗ 
gefügten Schadens. Durch Teilurteil v. 24. Dez. 1937 iſt der 
jetzige Kl. verurteilt worden, an fie 3507,49 RA nebſt Zinſen 
zu zahlen, und es iſt ferner feſtgeſtellt worden, daß er ver⸗ 
pflichtet ſei, ihr auch den weiteren Unfallſchaden zu er⸗ 
ſetzen. Im Verlaufe des vorl. Rechtsſtreits ift dann der Kl. 
noch durch Schlußurteil v. 27. April 1938 zur Zahlung wei⸗ 
terer 1400 RM nebjt Zinſen verurteilt worden. Schließlich 
iſt wegen des durch letzteres Urteil abgewieſenen Schadens 
in der Ber Inſt. im Vergleichswege der Mutter des Bell. 
noch ein weiterer Betrag von 350 AM für ihren Sachſchaden 
zugeſprochen worden. 

Weiterhin hat der jetzige Bekl. gegen deu jetzigen Kl. 
eine Klage auf Erſtattung des ihm ſelbſt entſtandenen 
Sach- und Perſonenſchadens erhoben. Durch Grundurteil des 
28. v. 10. März 1937 iğ fein Zahlungsanſpruch dem 
Grunde nach zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt worden, 
während er mit ſeinem weitergehenden Anſpruch abgewieſen 
worden ift. Die Berufungen beider Parteien wurden durch 
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Urteil des auch jetzt erk. Sen. v. 25. Sept. 1937 zurückgewie⸗ 
ſen. In dieſem Urteil wurde in übereinſtimmung mit dem 
QG. ein beiderſeitiges Verſchulden der Parteien je zur 
Hälfte angenommen, und zwar wurde das Verſchulden des 
jetzigen Kl. darin erblickt, daß er das Vorfahrtsrecht des 
Bekl. verletzt habe, das Verſchulden des jetzigen Berl aber 
darin, daß er „durch unbekümmerte und gegen den Grund⸗ 
gedanken des — damaligen — 8 25 RStraßVerkd. ver⸗ 
ſtoßende Fahrweiſe in erheblichem Umfange dazu beigetragen 
habe, daß der Unfall ſich überhaupt ereignen und ſo ſchwer⸗ 
wiegende Folgen haben konnte“. “ 

Kl. verlangt die Hälfte der an die Mutter des Bet. 
bewirkten Leiſtungen. s 

Durch Urteil des QO. v. 1. Juni 1938 iſt der Bekl. nach 
dem Klageantrage und zur Tragung der Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits verurteilt worden. 

Die Berufung wurde zurückgewieſen. d 

Der Ausgleichsanſpruch des Kl. bezüglich der von ihm 
auf Grund des gegen ihn ergangenen Urteils in Sachen 
231 0 355/36 bewirkten Zahlungen ift zunachſt, wie das LG. 
mit Recht bemerkt, unzweifelhaft begründet. Wenn es auch 
richtig iſt, daß in dem Vorprozeſſe zwiſchen den Parteien 
— 231.0 345/36 — nur über den dort von dem jetzigen 
Bekl. geltend gemachten eigenen Schaden eine rechtskräftige 
Entſch ergangen ift, fo daß Nic) die Rechtskraft dieſer Entſch. 
nicht ohne weiteres auch auf den von der Firma X. geltend 
gemachten Schaden erſtreckt, ſo müſſen doch die in dem Vor⸗ 
prozeß der Parteien angeſtellten Erwägungen über das 
beiderſeitige gleichzuwertende Verſchulden auch in derſelben 
Weiſe für den der Firma K. durch den Unfall zugefügten 
Schaden gelten. Der Senat ſieht jedenfalls keinerlei Anlaß, 
von ſeinem, in dem Vorprozeß der Parteien eingenommenen 
und dort ausdrücklich begründeten Standpunkt hinſichtlich 
des der Firma X. entſtandenen Schadens abzugehen. Danach 
iſt aber die Ausgleichspflicht des Bekl. auf Grund des 817 
Satz 1 KraftfG. bezüglich dieſes Schadens ohne weiteres zu 
bejahen. a Te, 

Die Ausgleichspflicht des Bekl. muß auch im übrigen be⸗ 
i den, 
150 ER, des landgerichtlichen Urteils kann der 
Senat allerdings in dieſer Hinſicht nicht beitreten; die 
Mutter des Bekl. war als Dritte, auch wenn ſie Fahrgaſt 
ihres Sohnes war, nicht gehindert, ihren vollen Schaden 
gegen den jetzigen Kl. geltend zu machen. Sie wurde daran 
auch nicht durch den vom Bekl. behaupteten, Haftungsaus⸗ 
ſchluß dieſem gegenüber verhindert und iſt keineswegs 
in Höhe der Hälfte dieſes Schadens auf Koſten des Kl. als 
ungerechtfertigt bereichert anzuſehen. Im vorl. Rechtsſtreit 
handelt es ſich vielmehr lediglich um die Frage, ob der Kl. 
die Hälfte des Schadens, den er infolge ſeiner Inanſpruch⸗ 
nahme durch die Mutter des Bekl. erlitten hat, im Aus⸗ 
gleichswege auf den Bell. abwälzen kann. Der Anſpruch der 
Mutler, den Kl. als den Halter und Fahrer eines der beiden 
am Unfalle beteiligten Fahrzeuge wegen ihres geſamten 
Schadens in Anſpruch zu nehmen, wird aber dadurch nicht 
berührt (nal. auch M üller, „Straßen⸗Verkehrsordnunge, 
12 Aufl, 1938 S. 438). Ein Ausgleichsanſpruch des RL, 
gegen den Bell. auf Grund des § 17 Satz 1 Kraftf®. muß 
nun zunächſt inſofern verneint werden, als eine Haftung des 
Bekl. gegenüber ſeiner Mutter aus dem Kraftf®. mit Nüd- 
ſicht auf die Vorſchrift des 8 8 Kraftfch. ausgeſchloſſen ift. 
Dies muß gemäß der letzten in dieſer Frage ergangenen 
maßgebenden Entſch. des RG.: NGR. 146, EIT - JW. 1935, 
854% (m, Anm.) feſtgeſtellt werden Das RO. betont in dieſer 
Entſch., daß eine Ausgleichspflicht nach § 17 Sap 1 nur 
daun gegeben fei, wenn die weitere geſetzliche Vorausſetzung 
erfüllt ſei, daß die beteiligten Fahrzeughalter dem Dritten 
kraft Geſe zes zum Erſatz des Schadens verpflichtet ſeien; 
denn die Ausgleichspflicht ſei nur eine Wirkung der Scha⸗ 
denserſaßpflicht. Das NO. lehnt deshalb auch die in 
früheren Auflagen von Mü! er vertretene Auffaſſung ab, 
daß in einem Falle der vorl. Art mit Rückſicht auf die 
allgemeine Gefährdungshaftung eme Ausgleichspflicht be⸗ 
gründet ſei. Es erkennt dies nur für den Fall des 8 17 
Satz 2 an, wenn der Halter ſelbſt Inſaſſe ſeines Fahrzeuges 
geweſen ſei. In dieſem Falle läßt es eine Berufung des 
Halters auf 8 8 nicht zu, weil er ſich die von ſeinem eigenen 
Kraftfahrzeug ausgehende Betriebsgefahr enkgegenhalten laſ⸗ 
fen müſſe und bei anderen Auſſaſſung auch der Vorſchrift 
des 8 17 das weitaus größte Anwendungsgebiet entzogen 
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ſein würde. Handelt es ſich dagegen nicht um den Halter 
ſelbſt, ſondern um einen Dritten als Fahrgaſt, dann greift 
88 Kraftfcö. als Haftungsausſchließungsgrund durch. In 
übereinſtimmung mit dieſer Anſicht hat denn auch Müller 
a. a. O. in ſeiner jetzigen letzten Auflage ſeine frühere An⸗ 
ſicht aufgegeben und gleichfalls für einen Fall der vorl. Art 
ausgeführt, daß der in Anſpruch genommene Halter ſeine 
Heranziehung zur Ausgleichung mit dem Hinweiſe auf § 8 
Nr. 1 Kraftf®. ablehnen könne (müller a. a. O. S. 437 u. 
438, ebenſo auch OLG. Kiel: HöchſtRRſpr. 1936, 1835 und 
KG.: VerkRdſch. 1936, 191). 

Eine Ausgleichspflicht gem. 8 17 Satz 1 Kraftf®. könnte 
ſich daher nur auf eine Haftung des Ausgleichsbekl. gegen⸗ 
über dem geſchädigten Dritten aus § 823 BOB. gründen. 
In dieſer Hinſicht macht der Bekl. nun geltend, daß erſtens 
eine Haftung für einfache Fahrläſſigkeit grundſätzlich als 
ſtillſchweigend ausgeſchloſſen auzuſehen fei, insbeſ. mit Rück⸗ 
ſicht auf fein nahes Verwandtſchaftsverhältnis zu der Ge- 
ſchädigten, daß im übrigen aber auch ein Haftungsausſchluß 
ausdrücklich vereinbart worden ſei. 

Ob ein Haftungsausſchluß im Hinblick auf das nahe 
Verwandtſchafksverhältnis des Bekl. mit der Geſchädigten 
als ſtillſchweigend vereinbart gelten kann, muß zweifelhaft 
erſcheinen. Wenn der Bekl. ſich in dieſer Hinſicht auf die 
Eutih. des OLG. Naumburg: JW. 1938, 2355 bezieht, ſo iſt 
dem entgegenzuhalten, daß es ſich im dortigen Falle um 
die Ehefrau des Halters handelte und die Entſch. gerade auf 
das Verhältnis zwiſchen Eheleuten in erſter Linie geſtützt 
iſt. Im übrigen werden gegen dieſe Entſch. auch in den 
anſchließenden Bemerkungen des RA. Carl, Düſſeldorf, 
beachtliche Bedenken erhoben. 

Der Senat hat aber geglaubt, dieſe Frage dahingeſtellt 
fein laſſen und ebenſo auch von einer Beweisaufnahme bara 
über abjehen zu können, ob, wie der Bekl. behauptet, ein 
ausdrücklicher Haftungsausſchluß zwiſchen ihm und ſeiner 
Mutter vereinbart worden iſt, weil die Haftung des Bekl. 
ſich aus einem anderen Grunde ergibt. 

In der oben bereits angeführten Entſch. des KG. vom 
6. Dez. 1935 in der VerkRdſch. 1936, 191 wird mit Recht 
nämlich folgendes ausgeführt: In einem Fall der vorl. Art 
ſtehe dem Ausgleichskl. ein eigener unmittelbarer Schadens⸗ 
erſatzanſpruch wegen Verſtoßes gegen & 823 Abſ. 2 BOB. 
gegen den Ausgleichsbekl. zu, falls dieſem ein Verſtoß gegen 
eine Vorſchrift der StraßVerkO. zur Laſt falle. Dieſer Ver⸗ 
ſtoß wurde im dortigen Falle darin erblickt, daß der dortige 
Bekl. gegen § 24 der VO. v. 10. Mai 1932 über das Bor- 
fahrtsrecht verſtoßen habe. Es wurde ausgeführt, daß dieſe 
Beſtimmung nicht bloß zum Schutze der Allgemeinheit auf⸗ 
geſtellt worden ſei, ſondern insbeſ. dem Schutze des einzelnen 
Verkehrsteilnehmers diene, dem das Vorfahrtsrecht zuge⸗ 
billigt werden folle. Es handele fih daher um ein Schutz⸗ 
geſetz nach 8 823 Abſ. 2 BGB. Der zu erſetzende Schaden 
umfaſſe aber auch die Verpflichtung zur Entſchädigung des 
geſchädigten Dritten. 

Dieſen Ausführungen ſchließt ſich der Senat aber auch 
in vollem Umfange für den vorl. Fall an. Hier handelt es 
ſich allerdings nicht um eine Verletzung des Vorfahrtsrechts 
ſeitens des Bekl., vielmehr fällt dieſer Verſtoß gerade dem 
Kl. zur Laſt. Wohl aber hat der Bell, wie in dem Urteil des 
Senats in dem Vorprozeſſe der Parteien ausgeführt worden 
iſt, ſeinerſeits gegen den § 25 der damals geltenden Straß⸗ 
VerkO. v. 28. Mai 1934 (RG Bl. I, 455) verſtoßen, welcher 
beſtimmt, daß jeder Teilnehmer am öffentlichen Verkehr ſich 
ſo zu verhalten habe, daß er keinen anderen ſchädige oder 
mehr als nach den Umſtänden unvermeidbar behindere oder 
beläſtige. Auch dieſe Vorſchrift iſt trotz ihrer allgemeinen 
Faſſung als ein Schutzgeſetz i. S. des § 823 Abſ. 2 BGB. 
anzuſehen, und zwar aus den oben angeführten, in der 
Eutih. des KG. v. 6. Dez. 1935 angegebenen Gründen. Daß 
der Bekl. gegen diefe Schutzvorſchrift des 8 25 RStraß⸗ 
Verk. verſtoßen habe, ift aber in dem Vorprozeß zwiſchen 
den Parteien mit näherer Begründung, an der der Senat 
auch heute feſthält, ausgeführt worden. 

{ Das LG. hat die Heranziehung des 8 823 Abſ. 2 aller- 
dings in dem angefochtenen Urteil abgelehnt mit der Begrün⸗ 
dung, der Kl. ſei nicht auf Grund der unerlaubten Handlung 
des Bell, ſondern auf Grund eigener unerlaubter Hand- 
lung der Mutter des Bekl. ſchadenserſatzpflichtig geworden. 
Dieſe Auffaſſung, welche ſich der Bekl. im vorl. Rechtsſtreit 
zu eigen macht, erſcheint aber unbegründet. Es handelt ſich 
hier nicht um die Frage, aus welchem Rechtsgrunde der Kl. 
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der Mutter des Bekl. ſchadenserſatzpflichtig ift, ſondern 
lediglich um die Frage, ob der Kl. verpflichtet iſt, den von 
ihm mit Recht erforderten Schaden der Mutter des Bekl. 
allein zu tragen, oder ob er berechtigt iſt, mit Rückſicht auf 
das mitwirkende Verſchulden des Bekl. an dem Unfall, die 
Hälfte des Schadens auf ihn abzuwälzen. Dieſe Frage muß 
aber zugunſten des Kl. bejaht werden. Dadurch, daß der 
Bekl. gegen § 25 der früher geltenden StraßVerkd. und 
damit gegen ein zum Schutze der Verkehrsteilnehmer be⸗ 
ſtehendes Schutzgeſetz verſtoßen hat, hat er den geſamten 
Unfallſchaden zur Hälfte mit verurſacht. Der Schaden des 
Kl. aus dem Unfall beſteht aber auch u. a. darin, daß er 
eben der Mutter des Bekl. zum vollen Schadenserſatz ver⸗ 
pflichtet iſt Er kann deshalb auch verlangen, daß der 
Bekl. dieſen wie jeden ſonſtigen ihm erwachſenen Schaden 
zur Hälfte mit trägt und braucht ſich — im Rahmen des 
§ 823 Abſ. 2 BGB. — nicht um die Frage zu kümmern, ob 
der Bekl. ſeinerſeits ſeiner Mutter ſchadenserſatzpflichtig ſei 
oder nicht. 

Die hier vertretene Auffaſſung wird auch allein der 
Sachlage gerecht. Es wird auf dieſe Weiſe vermieden, daß 
ein Halter durch Vereinbarung des Haftungsausſchluſſes 
mit ſeinem Fahrgaſte den geſamten, dieſem entſtehenden 
Schaden auf andere Halter abwälzen kann, ſelbſt wenn ihn 
nicht nur ein gleichmäßiges, ſondern ſogar ein überwiegendes 
Verſchulden an dem Unfall trifft. Es ſei weiterhin auch auf 
die oben bereits erwähnten Ausführungen des RA. Carl: 
JW. 1938, 2356 verwieſen. 

Die Bejahung der Haftung des Bekl. entſpricht aber 
auch um ſo mehr der Billigkeit, als er ſeine Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft wegen des Ausgleichs ſeinerſeits in Anſpruch 
nimmt und im erſten Rechtszuge auch inſofern bereits ein 
obſiegendes Urteil erwirkt hat. 

Nach alledem mußte aus den oben dargelegten Grün⸗ 
den der Ausgleichsanſpruch des Kl. in vollem Umfange als 
berechtigt angeſehen werden. 


(KG., 30, Ziv Sen., Urt. v. 9. Nov. 1938, 30 U 4022/38.) 


Anmerkung: Der Entſch. ift zuzuſtimmen. 

r 1. Sie betrifft die häufig behandelte Frage, wie und 
in welchem Umfange bei Zuſammenſtoß zweier Kraftfahr⸗ 
zeuge der Halter und Fahrer des einen Kraftfahrzeugs ſich 
Erſatz bei dem Halter und Fahrer des anderen verſchaffen 
kann für die ausſchließliche Inanſpruchnahme von deſſen 
Inſaſſen. Auf einige Schwierigkeiten derartiger Fälle iſt 
jhon in der Anm.: JW. 1936, 16027 hingewieſen. Daß die 
Haftung „kraft Geſetzes“ als Vorausſetzung der Ans- 
gleichsanſprüche nach 8 17 oft zu bedenklichen Ergebniſſen 
führt, ift von Müller n § 17 CI 4 u. 5 dargelegt. 

2. Das vom KG. angeführte Urteil OLG. Naumburg: 
JW. 1938, 235577 hat angenommen, daß die mitfahrende 
Ehefrau des einen Fahrers und Halters den anderen Fahrer 
voll in Anſpruch nehmen könne, daß dieſer aber bei nur 
leichter Fahrläſſigkeit des Ehemannes keinen Rückgriff auf 
dieſen nehmen könne. Auf die gegen dieſen Standpunkt und 
ſeine Folgen: 

„Je inniger das Familienverhältnis zwiſchen Halter 
und Inſaſſen, um ſo ſicherer voller Schadensausgleich 
für dieſe Familiengemeinſchaft zu Laſten des dritten 
Halters“ 

beſtehenden Bedenken habe ich JW. a. a. O. hingewieſen. 
Auf dieſe Ausführungen kann ich hier Bezug nehmen, ſoweit 
es fih um die vom KG. offengelaſſene Frage handelt, ob 
ein nahes Verwandtſchaftsverhältnis zum Ausſchluß der 
Haftung — mindeſtens für leichte — Fahrläſſigkeit führt. 
Daß das oben gekennzeichnete Ergebnis eine beſonders ge- 
naue Prüfung notwendig macht und ſich mit den vom 
OLG. Naumburg gegebenen Gründen nicht rechtfertigen 
läßt, ſcheint auch das vorſtehende Urteil anzunehmen. 

3. Von beſonderem Intereſſe ift der Weg, den das KG. 
geht, um eine unmittelbare Haftung des Ausgleichs⸗ 
bekl. aus 8 823 Abſ. 2 anzunehmen. Verſtoß des Bekl., 
der den verletzten Inſaſſen befördert hat, gegen Verkehrs 
porſchriften, dieſe find Schntzgeſetz zum Schutze des einzelnen 
(vgl. RENKomm. 8 823 Anm. 141 und Rſpr. unter III b, 
insbeſ. JW. 1911, 75917 und 1931, 859 1), alfo Erſatzpflicht 
für den durch dieſe übertretung des Bekl. auch dem Kl. 
durch ſeine Inanſpruchnahme entſtandenen Schaden, alſo 
Freiſtellung — wenigſtens teilweiſe — vom Schaden, den die 
Mutter des Bekl. gegen den Kl. geltend gemacht hat. Der 


Weg ſcheint zwingend, beun an der Eigenſchaft der Ver- 
kehrsvorſchriften als Schutzbeſtimmung auch zugunſten der 
auderen Kraftfahrer kann ebenſowenig ein Zweifel beſtehen 
wie an der Tatſache, daß die Anſprüche gegen den anderen 
Halter für dieſen einen Schaden, nämlich eine Verminderung 
feines Vermögens (vgl. RG.: JW. 1937, 2981 26) darſtellen, 
wie ſchließlich auch daran, daß ein ſolcher im Laufe des 
vorausſehbaren urſächlichen Zuſammenhanges liegt. Aber ob 
die Ausgleichsbeſtimmung des Kraftfch. für eine ſolche An- 
ſpruchsbegründung Raum läßt, ſcheint mir zweifelhaft. Daß 
5 17 Kraftfch. bei Zuſammenwirken mehrerer Kraftfahr⸗ 
zeuge auschließlich Anwendung findet und nicht Da- 
neben noch 5 9 Kraftfcß. und § 254 BGB., ift anerkannt 
(vgl. RG. 154, 126 = IM. 1937, 13121 Carl 1939 
Nr. 241 a). Daß § 17 auch außerhalb der Gefährdungs⸗ 
haftung anwendbar ift (auch im Falle des § 8 Nr. 2), iſt 
durch RG. VI 277/36 = ZW. 1937, 1769 klargeſtellt. Wenn 
5.17 Krafti. derartige Fälle abſchließend regelt, fo 
ſcheint es grundſätzlich unzulaſſig, daneben eine Erſaßpflicht 
nach 8823 Abſ. 2 BGB. unter den beteiligten Kraftfahrzeug⸗ 
haltern zuzulaſſen. Denn Ausgleichungspflicht beſteht 
bei Geſamtſchuldverhältnis nach BGB. auf Grund der Be- 
ſtimmung der 88 420, 426 f., bei unerlaubter Handlung 
nach $ 840 BGB., wobei es auf die Gleichheit des Haftungs⸗ 
grundes der beiden Verpflichteten nicht ankommt: Auch wenn 
der eine nur aus Vertrag, der andere nur auf Grund geſetz⸗ 
licher Haftpflicht wegen unerlaubter Handlung haftet, kann 
zwiſchen ihnen eine Ausgleichungspflicht beſtehen (vgl. RGR. 
138,5 = JW. 1932, 37117). Gerade hier greift § 17 KraftfG. 
den häufigſten Fall heraus und ſchafft eine ſelbſtändige 
Ausgleichungsregel nach ſelbſtändigen Grundſätzen. Wenn 
dieſe Beſtimmung für einen beſonders häufigen und weſent⸗ 
lichen Fall, nämlich den, daß beide Fahrer ein Verſchulden 
trifft, ausgeſchloſſen und dem Ausgleichskl. die ſelb⸗ 
ſtändige Berufung auf § 823 BGB. mit der Wirkung der 
Anwendbarkeit der 88 840, 426 uſw. BGB. ermöglicht 
würde, jo wäre eine abſchließende Regelung für ein 
beſtimmtes Gebiet, nämlich den Unfall, bei dem mehrere 
Kraftfahrzeuge zu einem Unfall und ſchädlichen Folgen für 
einen Dritten zuſammengewirkt haben, durch 8 17 
Kraftf®. nicht erreicht. Denn an die Stelle der Verurſachung 
würde auch bei kleinſtem Verſchulden des auf Ausgleichung 
in Anſpruch Genommenen (würde hier auch die Verſchul⸗ 
deusvermutung des $ 18 Platz greifen?) der Grundſatz der 
Haftungsverteilung nach dem Ausmaß des Verſchuldens 
treten. Auch wenn der praktiſche Unterſchied nicht immer 
von der Bedeutung iſt, wie das bei der Betonung des 
Verurſachungsgrundſatzes ſcheinen mag, wäre das doch eine 
jo erhebliche Einſchränkung des Auwendungsbereiches des 
§ 17 Kraftf., daß bei dem klaren Wortlaut des 8 17 eine 
ſolche Einſchränkung nicht gerechtfertigt erſcheint. 

Mit dem Wortlaut der Beſtimmung ſteht dieſe Ein⸗ 
ſchränkung ebeuſowenig in Einklang wie mit dem Beſtreben, 
§ 17 ohne Rückſicht auf den Grund der Haftung zum Maß⸗ 
ſtab der Haftungsverteilung werden zu laſſen. 

4. Die Überlegungen des Urteils ſind hauptſächlich auf 
das Beſtreben zurückzuführen, derart unbefriedigende Urteile, 
wie die des OLG. Naumburg oder hier das Freiwerden 
des mitſchuldigen, aber mit dem Juſaſſen verwandten Hal⸗ 
ters von allen Anſprüchen — auf Grund ſeines Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältniſſes! — zu verhindern. Es gehört zum menſch⸗ 
lichen Schickſal, daß gerade nahe Verwandtſchaft dazu führt, 
daß man die Fahrläſſigkeit des Naheſtehenden mitbüßen 
muß, ob ſie nun in der Vermögensverwaltung oder ſonſt 
im wirtſchaftlichen Leben zutage tritt. Das Urteil hat das 
durchaus richtige Gefühl dafür, daß § 17 nicht den Sinn 
und Zweck hatte, für ſein Gebiet plötzlich den entgegen⸗ 
geſetzten Erfolg zu erzielen. 4 

5. Aber des vom KG. gewählten Umweges hätte es 
m. E. nicht bedurft. Ich glaube JW. 1938, 2356 f. unter 
Hinweis auf entſprechende Urteile von RG. und verſchie⸗ 
denen OLG. dargetan zu haben, daß die Rſpr. nicht davon 
ausgeht, daß bei Gefälligkeitsfahrt, Mitnahme von Ver⸗ 
wandten uſw. für leichte Fahrläſſigkeit nicht gehaftet werde. 
Auch im Schrifttum iſt gegen dieſe Meinung, wie dargelegt, 
ſehr erheblicher Widerſpruch erhoben. Geht man aber davon 
aus, daß im vorl, Falle kraft Geſetzes, d. h. zunächſt 
einmal ohne Rückſicht auf etwaige vertragliche Abrede Haf⸗ 
tung des Bekl. ſeiner Mutter gegenüber eingetreten wäre, 
weil er die ihr obliegende Verkehrsſorgfalt außer acht ge⸗ 
laſſen hat, ſo kommt m. E. die Ausgleichung nach 8 17 
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Kraftfchß. unmittelbar zum Zuge. Denn an der Haftung 
des Ausgleichungspflichtigen „kraft Geſetzes“ ändert ſich 
durch vertragliche Vereinbarungen nichts. Wie 8 17 auf 
der einen Seite die Verurſachung für maßgeblich erklärt, ſo 
ſoll andererſeits eine allgemeine Regelung für alle 
Fälle herbeigeführt werden, in denen das Geſetz eine Haf⸗ 
tung vorſieht: Liegt ein ſolcher Fall vor, ſo hindert 8 17 die 
Verſchechterung der Rechtsſtellung des Dritten ohne ſeine 
Zuſtimmung: Auf entgegenſtehende Vereinbarungen zwiſchen 
dem Ausgleichungspflichtigen und deſſen Inſaſſen braucht er 
ſich nicht verweiſen zu laſſen. Ein Hinweis auf ein Beiſpiel 
aus dem BBG., bei dem es ſich um eine grundſätzliche Frage 
handelt, ift hier vielleicht angebracht: Der Verſicherungsſchutz 
gegen Anſprüche aus „geſetzlicher Haftpflicht“ umfaßt auch 
Anſprüche aus Vertragspflichten, ſofern die für die Ver⸗ 
tragsart kraft Geſetzes geltende Haftpflicht nicht durch be⸗ 
ſondere Abrede verſchärft ift (NG. VII 231/86 — JW. 1937, 
149714 Anm. Prölß — Carl: über). 1939, 311b) . 

Als Spiegelbild dieſes auf einem allgemeinen 
Rechtsgedanken beruhenden Grundſatzes ergibt ſich für die 
Ausgleichungspflicht, daß § 17 Kraftfch. jede Haftung kraft 
Geſetzes erfaßt, gleichviel, ob ein Ereignis allein die 
Haftung auslöſt (unerlaubte Handlung) oder eine Haftung 
aus Vertrag in dem Umfange, wie das Geſetz ſie für die 
betreffende Vertragsart (etwa Beförderungsvertrag) vor 
ſieht. Der Ausgleichungspflichtige kann m. E den Umfang 
ſeiner auch den Ausgleichungskl. ſehr intereſſierenden Haf⸗ 
tung nicht durch vertragliche Vereinbarungen erweitern 
oder beſchränken: Gegenüber dem Ausgleichungsberech⸗ 
tigten ſchränkt 8 17 Kraftfcß. die Verfügungsbefugnis des 
Dritten und des Ausgleichungspflichtigen über die An⸗ 
ſprüche ein. i pe 3 l 

Dieſe Auslegung ſcheint mir in Weg und Ergebnis 
gleichermaßen gangbar und befriedigend. Es bliebe ſonſt zur 
Vermeidung von Unbilligkeiten nur der Weg, daß man dem 
in Anſpruch genommenen Ausgleichungsberechtigten ermög⸗ 
lichen würde, ſeinerſeits auf die Rechtsbeziehung zivi. 
ſchen Inſaſſen und Halter des anderen Fahrzeugs zurück⸗ 
zugreifen: Man müßte ihm allgemein die Möglichkeit geben, 
ſich darauf zu berufen, daß der Anſpruch des Dritten in⸗ 
folge Verzichts gegenüber dem Ausgleichungsverpflichteten 
nur noch beſchränkt beſtehe und daß der Ausgleichungs⸗ 
berechtigte ſich auf dieſe Veſchränkung müſſe berufen können. 
Für Einzelheiten der Erörterung fehlt hier der Raum. Hin- 
gewieſen ſei aber darauf, daß dieſer Weg zu erheblichen 
prozeſſualen Schwierigkeiten führen kann, wenn elwa der 
Verzicht nicht zutage tritt oder erſt nach Abſchluß des erſten 
Schadensprozeſſes offenbar wird uſw. 

6. Zuſammenfaſſend ſcheint mir alſo dem Ergebnis des 
KuUrteils zuzuſtimmen, der Weg ſcheint mir bedenklich und 
eine beſondere Rechtsgrundlage des Ausgleichungsanſpruches 
neben § 17 raftf®. nicht gegeben. 7 

RA. Carl, Düſſeldorf. 
* 


30. RG. — KraftfG.; 8823 BGB. Wer Verſtöße 
gegen die Regeln des Straßenverkehrs bei anderen bemerkt, 
muß fich nach feſtſtehender Rſpr. ſelbſt darauf einſtellen und 
darf nicht unbekümmert feine Fahrt, die bis dahin einwand⸗ 
frei war, ſortſetzen. ER EEE. | 

ging am 19. Dez. 1936 mittags, während de 
e im Ber Verein Werk W., von ſeiner Ar⸗ 
beitsſtätte in Richtung H. auf dem linken Bürgerſteig der 
Kohlenſtraße in B. Hier wurde er vom Bekl. zu Mi mit dem 
Laſtkraftwagen der Bekl. zu 2, der in gleicher Richtung 
fuhr und dem vor ihm die Straße überquerenden Rad⸗ 
fahrer L. im letzten Augenblick nach links auszuweichen 
ſuchte, angefahren und erheblich verletzt. L. jatu auf der 
9m breiten Kohlenſtraße in das Tor 15 des Werks ein» 
biegen wollen. Im Strafverfahren iſt L. freigeſprochen 
und der Bekl. zu 1 mit 50 RM Geldſtrafe beſtraft worden. 

Der Kl. verlangt jetzt von den Bekl. Schadenserſatz, 
von dem Bekl. zu 1 auch Zahlung eines Schmerzens⸗ 
geldes, weil dieſer den Unfall ſchuldhaft herbeigeführt habe. 
Die Bekl. wenden ein, daß L. allein verantwortlich fei 

Das LG. Bochum hat durch Urte v. 10. Sept. 1997, 
im weſentlichen den Anträgen des Kl. entſprechend, die 
Bekl. als Geſamtſchuldner zur Zahlung von 489 AM, 
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den Bekl. zu 1 auch zu einem Schmerzensgeld von 750 AM 
verurteilt und feſtgeſtellt, daß die Bekl. als Geſamt⸗ 
ſchuldner verpflichtet ſeien, dem Kl. allen weiteren ihm 
aus dem Unfall entſtandenen und noch entſtehenden Scha⸗ 
den (der Bekl. zu 2 jedoch nur im Rahmen des Kraftfch.) 
zu erſetzen, ſoweit die Anſprüche nicht auf öffentlich- recht⸗ 
liche Verſicherungsträger übergegangen ſeien. Das OLG. 
hat die Berufung der Bekl. zurückgewieſen. 

Die Rev. war erfolglos. 

Das BG. läßt die Frage offen, ob der Radfahrer L. 
vor dem Abbiegen nach links ein Zeichen gegeben hat, 
mißt aber, auch wenn dies nicht der Fall geweſen fein 
ſollte, dem Bekl. zu 1 eine Schuld an der Verletzung des 
Kl. auf dem Bürgerſteige bei, ſo daß es zur Verurteilung 
des Bekl. zu 1 auf Grund des § 823 BGB., des Bekl. zu 2 
auf Grund des 87 Kraftf®. kommt. Es ſtellt hierzu feft, 
daß der Bekl. zu 1 mit einer nach den beſonderen Um⸗ 
ſtänden unzuläſſig hohen Geſchwindigkeit gefahren ſei; 
ſchon der während des Schichtwechſels lebhafte Verkehr 
auf den Bürgerſteigen hätte ihn zu langſamerem Fahren 
veranlaſſen müſſen. Der Bekl. zu 1 habe aber außerdem 
den vor ihm fahrenden L. ſchon eine Zeitlang beobachtet 
und den Eindruck gewonnen, daß L. nicht fahren könne 
oder ein paar Glas Bier getrunken habe. Dieſes unſichere 
Fahren hätte ihn zu beſonderer Vorſicht veranlaſſen 
müſſen, um ſo mehr als er ſah, daß L. auch noch um Fuhr⸗ 
werke herumfahren mußte, die auf der rechten Straßen⸗ 
ſeite hielten. In ſolcher Lage hätte der Bekl. zu 1 von der 
Überholung abſehen oder weit genug links ausbiegen 
müſſen. 

Zu Unrecht glaubt die Rev., dieſe Ausführungen und 
das Ergebnis, zu dem das BG. kommt, rechtlich beanſtanden 
zu können. Das BG. ſtellte ausdrücklich feſt, der Bekl. 
zu 1 habe die unſichere Fahrweiſe des L. ſchon eine Zeit⸗ 
lang beobachtet gehabt, als er ohne Rückſicht darauf über⸗ 
holte. Das konnte ihm als Verſchulden angerechnet werden. 
Um ſo mehr, als die Feſtſtellung hinzukommt, L. habe ſich 
infolge ſeines eigenen Uberholungsmanövers mehr auf der 
Mitte der Straße bewegt. Bei dieſer Sachlage mußte der 
Bekl. zu 1 in der Tat jederzeit auf neue plötzliche Rich⸗ 
tungsänderungen L.s gefaßt fein. Der Hinweis der Rev. 
darauf, daß der eine überſichtliche Fahrbahn benutzende 
Kraftwagenführer nicht mit deren plötzlichem Überkreuzen 
durch andere Straßenbenutzer zu rechnen brauche, iſt im 
allgemeinen richtig, trifft aber für den hier vorliegenden 
Sonderfall nicht zu, weil der Bekl. zu 1 bereits erkannt 
hatte, daß L. verkehrswidrig fuhr, und ſich deswegen eben 
nicht mehr auf die Beobachtung der Verkehrsvorſchriften 
durch ihn verlaſſen durfte. Wer Verſtöße gegen die Regeln 
des Straßenverkehrs bei anderen bemerkt, muß ſich nach 
feſtſtehender Rſpr. ſelbſt darauf einſtellen und darf nicht 
unbekümmert darum ſeine Fahrt, die bis dahin einwandfrei 
war, fortſetzen. Das Gegenteil ſagt auch Heining nicht 
in ſeinem von der Rev. angeführten Aufſatze „Vertrauen 
und Verkehrsſicherheit“ („Deutſches Recht“ 1938, 335). 
Hiergegen hat der Bekl. zu 1 verſtoßen, und deswegen 
iſt ihm mit Recht ein Verſchulden zur Laſt gelegt, der 
Entlaſtungsbeweis des Bekl. zu 2 gemäß § 7 Abi. 2 
KraftfG. aber nicht als geführt angeſehen worden. 

(RG., VI. Ziv Sen., U. v. 4. Febr. 1939, VI 172/38.) 


* 

31. RG. — 8 26 Abſ. 6 Straß VerkO. a. F. Der Ber 
griff des Überholens i. S. des § 26 Abſ. 6 Straß VerkO. 
v. 28. Mai 1934 ſetzt voraus, daß es ſich um zwei in Be⸗ 
wegung befindliche Fahrzeuge handelt. 

Zu Unrecht beruft ſich der bekl. Kraftfahrzeugführer, 
der mit dem Handwagen des Kl. zuſammengefahren iſt, auf 
526 Abf. 6 StraßVerkO. v. 28. Mai 1934, der beſtimmt: 

Dem ſchnelleren Verkehrsteilnehmer hat der Ein⸗ 
geholte das Überholen durch Einhalten der äußerſten rech⸗ 
ten Seite zu ermöglichen und zu erkennen zu geben, daß 
er bereit iſt, ſich überholen zu laſſen. 
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Dieſe Vorſchrift ſcheidet hier ſchon deshalb aus, weil 
der Begriff des Überholens i. S. dieſer Vorſchrift voraus⸗ 
ſetzt, daß es ſich um zwei in Bewegung befindliche Fahr⸗ 
zeuge handelt. Hierzu fei auf die umfangreiche Rſpr. ver- 
wieſen, wie ſie bei Müller, „Straßenverkehrsrecht“, 
11. Aufl., in Nr. 6 zu § 26 RStraßVerkO. und bei Floc- 
gel, „Straßenverkehrsrecht“, 4. Aufl., in Nr. 10 ebenda wie⸗ 
dergegeben wird. Im vorl. Fall aber waren beide Fahr⸗ 
zeuge, ehe ſie ſich in Bewegung ſetzten und der Zuſammen⸗ 
ſtoß erfolgte, zum Stillſtand gekommen. 

(RG., VI. ZivSen., U. v. 17. Dez. 1938, VI 196/38.) [N.] 
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32. OLG. — 8 899 Abſ. 1 RVO. trifft, ſofern nicht im 
einzelnen Falle beſondere Umſtände vorliegen, auf die Tätig⸗ 
keit des angeſtellten Kraftwagenführers nicht zu. 

Die Möbeltransportfirma S. in H. hatte am 30. Juni 
1937 mit ihrem Laſtkraftzuge einen Umzug von R. nach W. 
zu bewerkſtelligen. Der bei ihr als Packmeiſter angeſtelte Kl. 
hatte mit den ihm beigegebenen Packern das Beladen und 
Ausladen auszuführen. Der Bekl. ihr damaliger Laſtwagen⸗ 
führer, hatte den von ihm nach R. gebrachten Laſtzug nach 
Beladung von dort nach W. zu fahren. Auf der Fahrt nach 
W. iſt der Laſtzug beim Hinunterfahren eines Berges ver⸗ 
unglückt. Er rannte in einer Biegung der Straße infolge 
Verſagens der Bremſen gegen einen Straßenbaum. Der auf 
dem Laſtzuge als Inſaſſe mitfahrende Kl. wurde dabei er⸗ 
heblich verletzt, ebenſo auch mehr oder weniger die ebenfalls 
mitfahrenden Packer. Der Bekl. iſt deshalb wegen fahr⸗ 
läſſiger Körperverletzung rechtskräftig zu einer Gefängnis⸗ 
ſtrafe verurteilt worden. Der Kl. verlangt vom Bekl. als 
dem Führer des Laſtzugs Erſatz des ihm durch den Unfall 
erwachſenen Schadens, weil der Bekl. den Unfall dadurch 
fahrläſſig verſchuldet habe, daß er den zum Teil ſtark ab⸗ 
fallenden langen Berg im Leerlauf hinuntergefahren ſei, 
und das dazu noch getan habe, obwohl er gewußt habe oder 
doch habe wiſſen müſſen, daß die Bremſen allein infolge 
Verölung keine ausreichende Bremswirkung bergab gehabt 
hätten. Der Bekl., der das beſtritt, machte u. a. vor allem 
geltend, daß er dem Kl. für den Unfallſchaden auf Grund 
des 8899 Abſ. 1 RVO., da er den Unfall nicht vorſätzlich 
herbeigeführt habe, überhaupt nicht hafte, weil er als Leiter 
des damaligen Möbeltransports und danach als Bevoll⸗ 
mächtigter der Firma S. und als ihr Betriebsaufſeher i. S. 
des 8 899 anzuſehen jet. 

Der Senat hat dem Bekl. den Schutz des 8 899 RVO. 
verſagt, weil er, auch wenn alles das, was er in dieſer Hin⸗ 
fiht in tatſächlicher Beziehung vorgetragen hat, zutreffen 
ſollte, doch weder Bevollmächtigter ſeiner Firma noch auch 
deren Betriebsaufſeher in dem Sinne, wie das § 899 im 
Auge hat (vgl. dazu auch RG. 136, 345 ff., 350 = JW. 1932, 
253117), bei dem damaligen Transport geweſen iſt. 

Daß er ermächtigt war, auf ſeinen Fahrten unterwegs 
für den nötigen Betriebsſtoff zu ſorgen, deſſen Art und 
Menge zu beſtimmen, dafür die ihm zu dieſem Zwecke von 
ſeiner Firma eingehändigten Gutſcheine auszugeben, auch 
vorkommendenfalls Beſchädigungen an ſeinem Wagen ſelbſt 
in der nächſten Reparaturwerkſtatt beſeitigen zu laſſen, bei 
Betriebsunfällen das etwa nötige Abſchleppen der Wagen 
zu veranlaſſen und ähnliches, machte ihn nicht ſchon zu 
einem Bevollmächtigten der Firma i. S. des 8899. Als Ve- 
vollmächtigter im dortigen Sinne iſt nur anzuſehen, wer 
ermächtigt und demgemäß dann auch verpflichtet iſt, an 
Stelle des Unternehmers für dieſen innerhalb des Betriebes 
in wenn auch gegenſtändlich oder räumlich begrenzter, ſo 
doch immer allgemeinerer, nicht bloß auf eine ihm jeweils 
einzeln übertragene, mehr untergeordnete Obliegenheit be⸗ 
ſchränkter Vertretungsbefugnis ſelbſtändig und mit eigener 
Verantwortung zu handeln. Von einer ſolchen Ermächtigung 
kann hier beim Bekl. nicht die Rede ſein. Er war lediglich 
befugt, das zu tun, was auch ſonſt regelmäßig dem in 
einem Gewerbebetriebe angeſtellten Kraftwagenführer ob- 
liegt: er hatte die ihm übertragenen Fahrten auftragsgemäß 
auszuführen und hatte dabei allenfalls nur inſoweit nach 
eigenem Ermeſſen tätig zu werden, als es ſich um mit der 
Fahrtausführung unbedingt verbundene, unaufſchiebbare 
Angelegenheiten handelt, wie fie eben jede Fahrt eines an- 
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geſtellten Kraftwagenführers mit ſich zu bringen pflegt oder 
ausnahmsweiſe auch wohl mal mit ſich bringen kann. Zu 
irgendwelchem ſelbſtändigen Handeln über dieſen gegenſtänd⸗ 
lich wie auch dem Umfange nach eng auf die Ausführung 
der ihm jeweils übertragenen Fahrt beſchränkten Rahmen 
hinaus war er nicht befugt. Er war danach nichts weiter 
als der von ſeiner Firma zur Bewerkſtelligung ihrer Be⸗ 
triebsfahrten, insbeſ. von Möbeltrausporten, angenommene 
und damit jeweils beauftragte Kraftwagenführer. Bevoll⸗ 
mächtigter für den Betrieb des Unternehmers ſelbſt war 
er nicht. 

Ebenſowenig hatte er die Stellung eines Betriebs- 
aufſehers gehabt. Er war von ſeiner Firma beauftragt ge⸗ 
weſen, den Laſtzug zur Bewerkſtelligung des Umzugs nach 
R. und von da nach erfolgter Beladung durch das Pader- 
perfonal mit dieſen nach dem neuen Beſtimmungsorte W. 
zu fahren. Seine Aufgabe war es alſo, dafür zu ſorgen, daß 
die Fahrt ordnungsmäßig verlief, d. h. daß er den Laſtzug 
mit dem Möbeltrausport, ohne Schaden zu nehmen, nach 
ſeinem Beſtimmungsorte brachte. Man mag ihn darum als 
Transportleiter für die Dauer der Fahrt bezeichnen. Daraus 
folgt aber noch keineswegs, daß er auch als Betriebsaufſeher 
i. S. von 8 899 zu gelten hat. Seine Tätigkeit beſchränkte 
fih auf den Fahrbetrieb des Laſtzugs; es lag ihm alfo 
nichts anderes ob, als alles das bei der Fahrt zu tun, was 
auch ſonſt jeder Kraftwagenführer beim Betriebe des ihm 
anvertrauten Fahrzeugs tun muß. Irgendwelche Aufſicht im 
Geſchäftsbetriebe ſelbſt war ihm weder im allgemeinen über⸗ 
tragen, noch ſtand ihm während der Fahrt die Aufſicht über 
die anderen an dem Möbeltransport beteiligten Augeſtellten 
des Unternehmers, alſo über den Kl. als den für den Umzug 
beſtimmten Packmeiſter und die dieſem als Packer beigegebe- 
nen Leute zu. Insbeſ. beſtand zwiſchen ihnen und ihm auch 
kein Unterordnungsverhältnis, was, wenn auch nicht not- 
wendige Vorausſetzung einer Aufſichtsbefugnis, doch in der 
Regel der Ausfluß einer ſolchen und das äußerliche An⸗ 
zeichen dafür meiſt iſt. Der Kl. war als Packmeiſter, wie 
das bei dergleichen Umzügen der Fall iſt, mit den ihm 
dafür, nicht dem Bekl. unterſtellten Packern für die ord⸗ 
nungsmäßige Verladung und Entladung des Umzuggutes 
ſelbſtändig für ſich verantwortlich und der Bekl. ſeinerſeits 
für ſich für die richtige Beförderung des Laſtzugs nach 
ſeinem Beſtimmungsorte. Der eine hatte dem anderen in 
das, was jeder von ihnen nach der vom Betriebsunter⸗ 
nehmer erhaltenen Anweiſung für ſeinen Teil zu tun hatte, 
nicht das geringſte hineinzureden. Jeder hatte die ihm über⸗ 
tragene Tätigkeit fo ordnungsmäßig und gewiſſenhaft aua- 
zuführen, daß er für ſich, unerachtet deſſen, was der andere 
zu tun hatte, vor dem Betriebsunternehmer beſtehen und 
es verantworten konnte. Dafür, daß das vom Unternehmer 
für den damaligen Transport abweichend von dieſem regel⸗ 
mäßigen Arbeits⸗ und Geſchäftsgang geregelt geweſen wäre, 
fehlt jeder Anhalt. 

Der Bekl. hat daher für den ihm zugeſtoßenen Unfall 
in ganz der gleichen Weiſe zu haften, wie das bei jedem 
anderen Kraftwagenführer der Fall ſein würde. Die vom 
Bekl. vertretene gegenteilige Auffaſſung würde ſchließlichen 
Endes ja doch auch zu dem ganz unannehmbaren Ergeb⸗ 
nis führen, daß mehr oder weniger jedem in einem verſiche⸗ 
rungspflichtigen Betriebe angeſtellten Kraftwagenführer die 
Sonderſtellung des 8899 RVO. zugebilligt werden müßte, 
daß alſo dieſe Ausnahmevorſchrift entgegen ihrem Sinn und 
Zweck die Regel bilden würde. 
(OLG. Naumburg, Urt. v. 14. Febr. 1939, 7 U 173/38.) 

* 

* 33. NG. — 8 13 GG.; § 194 AngVerſch.; 89 Anga 
Verſch. a. F.; § 1459 RVO. Durch die Beſtimmungen des 
§ 1459 RBO., 8 194 AugBerf®. wird der Rechtsweg aus⸗ 
geſchloſſen für alle Streitigkeiten, deren Grundlage die 
Pflicht zur Entrichtung von Beiträgen für die ſoziale Ver⸗ 
ſicherung bildet. Der Rechtsweg ift daher auch ausgeſchloſ⸗ 
ſen, wenn jemand mit der Begründung, ein anderer ſei zur 
Abführung von Beiträgen für die Angeſtelltenverſicherung 
verpflichtet geweſen, von dieſem Erſtattung der Beträge ver⸗ 
langt, die er für eine andersartige Verſorgung an Stelle 
einer ſonſt notwendigen Angeſtelltenverſicherung gezahlt hat. f) 

An den bayeriſchen Volksſchulen wird der Religions⸗ 
unterricht teils durch die ſtaatlich angeſtellten Volksſchul⸗ 
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lehrer, teils aber auch durch die zuſtändigen Seelſorgegeiſt⸗ 
lichen und, ſoweit ſolche in ausreichender Zahl nicht vor⸗ 
handen ſind, durch beſondere von den Religionsgeſellſchaften 
zur Verfügung geſtellte Religionslehrer erteilt. Die kla⸗ 
gende Evangeliſch⸗lutheriſche Landeskirche bildet dieſe ſog. 
Katecheten in einem beſonderen Seminar heran. In der 
kirchlichen BO. b. 23. Dez. 1921 (Kirchl. Amtsblatt 174) ſind 
deren rechtliche Verhältniſſe geregelt; danach fol ſich ihre 
Beſoldung nach Gruppe 6 und 7 der BauBeſold O. richten. 
Staatlicherſeits erfolgte eine Regelung durch Art. 29 Bay⸗ 
Schulbedarf. v. 14. Aug. 1919 (GVBl. 489) i. d. Faſſ. 
v. 1. Aug. 1923 (GVBl. 337) dahin, daß dieſe Lehrkräfte 
Bezüge aus Staatsmitteln erhalten ſollten. Staatsbeamte 
wurden ſie nicht, ſondern Angeſtellte. In Vollzug dieſer Vor⸗ 
ſchriften erging eine Entſchließung des Staatsmin. für Un- 
terricht und Kultus am 7. Mai 1924 Nr. IV 9239 Abſchn. III, 
durch welche die Beſoldungsbezüge der Beſoldungsgruppe 6 
für die Katecheten feſtgeſetzt wurden. 

Die Mittel für die Beſoldung hatte der Staat alſo 
gewährt, die Übernahme der Ruheſtands⸗ und Hinterbliebe⸗ 
nenverſorgung aber hatte er mit aller Entſchiedenheit ſchon 
vor Erlaß der kirchlichen VO. v. 28. Dez. 1921 abgelehnt. 
Die Katecheten fielen an ſich unter die Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung. Da der Staat jede Zahlung für ihre ſpätere Verſor⸗ 

gung abgelehnt hatte und die Kl. damals der Meinung 
war, daß ſie ſelbſt die Pflicht zur Leiſtung der Beiträge für 
die Angeſtelltenverſicherung träfe, ſo vereinbarte ſie eine ent⸗ 
ſprechende Verſorgungsregelung mit dem Bay. Verſorgungs⸗ 
verband, an den ſie ſelbſt die erforderlichen Beiträge für 
die Katecheten entrichtete. Auf Grund hiervon ftellte das 
Staatsmin. für ſoziale Fürſorge mit Beſcheid v. 18. Juni 
1923 gemäß 89 AngVerſc. (a. F.) feft, daß den Katecheten 
die Anwartſchaft nach 8 9 AngVerſcG. gewährleiſtet jet und 
daß hinſichtlich der Hilfskatecheten die Vorausſetzungen des 
8 10 AngVerſch (a. F.) vorlägen, und das LVerfA. beſtimmte 
durch Entſchließung v. 18. Mai 1923 gemäß § 170 RVO. 
(a. J.), daß die Katecheten verſicherungsfrei ſind, ſoweit ſie 
unwiderruflich und mit dem Anrecht auf Ruhegehalt an- 
geſtellt ſind. i 

Da die Kl. anfänglich davon überzeugt war, ſelbſt zur 
Leiſtung der Verſicherungsbeiträge für die Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung verpflichtet zu ſein, hatte ſie von ſich aus die Rege⸗ 
lung mit dem Verſorgungsverband getroffen Sie iſt dann 
aber im Jahre 1925 der Meinung geworden, die Pflicht zur 
Angeſtelltenverſicherung treffe den Staat; ſie will daher 
nunmehr die Beiträge an den Verſorgungsverband aus dem 
Geſichtspunkt der unbeauftragten Geſchäftsfuhrung weiter 
entrichtet haben, um Nachteile von den Lehrkräften fern⸗ 
zuhalten. Das RVerfA. hat die Rechtsauffaſſung der Kl. 
anläßlich eines die Nachverſicherung einer Hilfskatechetin 
betreffenden Einzelfalles in einem Beſchl v. 18. Jan. 1932 
auch geteilt. Der Bekl. hält jedoch dieſe Eutſch. für rechts⸗ 
trrtümlich. Die Kl. hat v. 1. April 1924 bis 31. März 1932 
im ganzen 43 493,34 AM an die Verſorgungsanſtalt ge- 
zahlt und verlangt nunmehr mit der Klage von dem Lande 
Bayern unter dem rechtlichen Geſichtspunkt von Bereiche⸗ 
rung und unbeauftragter Geſchäftsführung die Exſtattung 
eines Teilbetrags von 7000 RM, nachdem die beteiligten 
Siaatsminiſterien die Erſatzanſprüche abgelehnt haben. 

Das LG. hat die Klage abgewicjen; das BO. hat den 
Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die 
Ken. des Bekl. führte zur Aufhebung des BU. Tay 

gG. und BG. haben den Rechtsweg für zuläſſig er⸗ 
achtet. Die Rev. bittet um 5 dieſer Frage. Der 

iſt in der Tat verſagt. 
er ſich allerdings in älteren Entſcheidungen 
(ogl. z. B. JW. 1923, 78°; RGZ. 108, 391 [394) = JW. 
1925 2248) dahin ausgeſprochen, ein aus ſeiner Rſpr. ab⸗ 
zuleitender allgemeiner Rechtsgrundſatz gehe dahin, daß 
eine Perſon des öffentlichen Rechts, welche für eine an⸗ 
dere Perſon des öffentlichen Rechts deren öffentlich- rechtliche 


Geſchäfte beſorgt habe, einen ihr etwa zuſtehenden Anſpruch 
auf Erſtattung von Aufwendungen im ordentlichen Rechts⸗ 
weg verfolgen dürfe. Dieſer Grundſatz iſt aber jedenfalls 
nicht unterſchiedlos auf alle Gebiete zu erſtrecken (vgl. z. B. 
RGA. 133, 244 [246] JW. 1931, 3555 '%). Die beſondere 
geſetzliche Regelung im Einzelfall iſt zu beachten. Aus ihr 
ergibt ſich hier der Ausſchluß des Rechtswegs. 


Der Auſpruch wird im vorl. Rechtsſtreit nicht etwa 
auf eine beſondere Verpflichtung vertraglicher oder auch 
geſetzlicher Art geſtützt, durch welche dem Staat über die 
Beſoldung der Dienſtjahre hinaus auch für die weitere Ver⸗ 
ſorgung der Katecheten irgendwelche Leiſtungen aufgebürdet 
worden wären. Die Klagegrundlage bildet vielmehr allein 
die angebliche geſetzliche Verpflichtung des Staates zur Lei⸗ 
ſtung von Verſicherungsbeiträgen für die Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung. Dieſe Verpflichtung iſt beſtritten. Ein weiterer 
Streitpunkt beſteht überhaupt nicht. Es werden nicht ein⸗ 
mal beſondere Folgerungen daraus gezogen, daß die Kl. 
nicht die Verſicherungsbeiträge ſelbſt entrichtet, ſondern vor⸗ 
gezogen hat, ſtatt deren eine andere, nach ihrer Meinung 
einfachere und billigere Verſorgung herbeizuführen. Die 
Kl. geht nicht etwa davon aus, daß der Staat verpflichtet 
geweſen wäre, einen Vertrag mit dem Verſorg A. abzu⸗ 
ſchließen oder in den beſtehenden Vertrag der Kl. einzu⸗ 
treten, oder daß er gehalten ſei, die von ihr an den Ver⸗ 
ſorgungsverband gezahlten Beiträge ſchlechthin und un⸗ 
abhängig von dem Betrage zu erſtatten, den er als Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge hätte leiſten müſſen. Aus dem mit dem 
Verſorgungsverband abgeſchloſſenen Vertrage macht die Kl. 
alſo keine beſonderen Anſprüche geltend. Sie verlangt viel⸗ 
mehr nur das erſetzt, was ſie gezahlt hat und der Staat 
durch dieſe ihre Zahlung deswegen erſpart haben ſoll, weil 
er von der Leiſtung der Verſicherungsbeiträge durch ihr Ein⸗ 
treten befreit worden ſei. 

Das ganze Gebiet der ſozialen Verſicherungen gehört 
dem öffentlichen Recht an. Das gilt insbeſ. von der Ver⸗ 
pflichtung, wer Beiträge für die Sozialverſicherung zu lei⸗ 
ſten hat, und auch von der Frage, wer der richtige Arbeit⸗ 
geber iſt und die Anteile des Arbeitgebers zu tragen hat. 
Die Entſcheidung eines Streits hierüber unter 2 in Be⸗ 
tracht kommenden Arbeitgebern — das iſt in Rſpr. und 
Schrifttum anerkannt — gehört zur Zuſtändigkeit der Ver⸗ 
ſicherungsbehörde (§ 194 AngVerſG.; vgl. z. B. Beſchluß des 
NVerſA. v. 30. Sept. 1900: Amtl. Nachrichten des RVerſA. 
1900, 831; Komm. der Mitgl. des RVerſA. § 1459 Anm. 1 
RVO). Der Umſtand, daß im vorl. Rechtsſtreit nicht Ber- 
ſicherungsbeiträge erſetzt verlangt werden, ſondern Leiſtun⸗ 
gen in Höhe der Verſicherungsbeiträge, die für eine anders⸗ 
artige Verſorgung gezahlt worden ſind an Stelle einer ſonſt 
notwendigen Angeſtelltenverſicherung, ändert an dem Cha⸗ 
rakter des Anſpruches nichts. Denn dieſe anderweite Ver⸗ 
ſorgung ift nicht losgelöſt von der durch das AngBerf®. 
auferlegten Pflicht gewählt worden. Das Geſetz ſieht als 
Verpflichtung zwar nur die Leiſtung zur Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung vor. Dieſe Art der Leiſtung iſt aber nicht Selbſtzweck. 
Auf die Verſorgung der zu betreuenden Perſonen kommt es 
dem Geſetz an. Indem es die im Geſetz begründete Ver⸗ 
pflichtung entfallen läßt, wenn eine andere anerkannte aus⸗ 
reichende Verſorgung beſteht, eröffnet es zugleich die Mög⸗ 
lichkeit, der durch das Geſetz begründeten Verpflichtung in 
anderer Weiſe zu genügen. Das Geſetz verpflichtet alſo im 
Ergebnis zur Verſorgung auf dem einen oder auf dem an⸗ 
deren Wege. Zur Erfüllung dieſer Verſorgungspflicht iſt die 
Kl. den Vertrag mit der Verſorgungsanſtalt eingegangen. 
Sie hat fidh lediglich im Rahmen der durch das AngBerf®. 
begründeten Verpflichtungen gehalten, ohne ſich in ihren 
Handlungen auf ein anderes Rechtsgebiet öffentlich⸗recht⸗ 
licher oder bürgerlich⸗rechtlicher Art zu begeben. Daher iſt 
auch der geltend gemachte Anſpruch allein nach den im Ang⸗ 
Beri®. gegebenen Vorſchriften zu beurteilen. Für dieſen 
Streit müſſen aljo auch, was die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
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weges betrifft, die Beſtimmungen dieſes Geſetzes maßgebend 
fein, aljo auch die oben erwähnte Beſtimmung des § 194 
Anger. Sie entſpricht der des § 155 Inv Verſch. und 
des § 1459 RBO. Ihre Bedeutung ergibt fih aus den 
Begründungen dieſer Geſetze. In der Begründung zum Inv⸗ 
Beri®. v. 13. Juli 1899 heißt es (S. 343): 

Gegenüber Zweifeln in der Praxis iſt hervorzuheben, 
daß die Beſtimmung des § 122 vorbehaltlich der Fälle des 
§ 124 auf alle aus Anlaß der Beitragsentrichtung mög 
lichen Streitigkeiten anzuwenden und nicht etwa auf ſolche 
rein verſicherungsrechtlicher Natur zu beſchränken ift. Hier⸗ 
nach haben die Verwaltungsbehörden auch über die Bei⸗ 
tragsentrichtung berührende Streitigkeiten tatſächlicher Na 
tur zu entſcheiden, insbeſ. darüber, ob der Arbeitgeber, wel⸗ 
chem eine nachträgliche Beitragsleiſtung oder Beitragserftat- 
tung (§§ 111, 111 a) angeſonnen wird, feiner Beitragspflicht 
jhon genügt hat, wer im Einzelfall als der zur Beitrags- 
leiſtung verpflichtete Arbeitgeber anzuſehen, in welchem Um⸗ 
fang und zu welchem Zeitpunkte Beiträge zu entrichten 
ſind. Dieſe Fragen häugen ihrer Natur nach auch mit 
denjenigen zuſammen, welche den beſonderen Inſtanzen des 
Inv VerſG. zugewieſen find, und es erſcheint nicht angängig, 
zu ihrer Entſcheidung etwa die Mitwirkung der bürgerlichen 
Gerichte in Anſpruch zu nehmen. 

In der Begründung zur RVO. wird ausgeführt 
(S. 431): 

Der den § 155 InbVerſG. erſetzende § 1441 des Ent⸗ 
wurfs ſieht zunächſt davon ab, die Parteien beſonders zu 
bezeichnen, zwiſchen denen Streit entſtehen kann. Wer an 
der Beitragsleiſtung beteiligt iſt, kann das Beitragsſtreit⸗ 
verfahren betreiben. Ferner ſind die Worte „ob und zu 
welcher Verſicherungsanſtalt oder in welcher Lohnklaſſe“ 
Beiträge zu entrichten ſind, erſetzt durch die Worte: „über 
die Beitragsleiſtung“. Dieſe allgemeine Faſſung entſpricht 
der Begründung zum InvVerſG. und der Rſpr. des RVerſAl. 
Danach gilt § 155 für alle aus An laß einer Beitrags⸗ 
entrichtung möglichen Streitigkeiten. Die jetzige Faſſung 
„zu entrichten ſind“ iſt nicht ganz genau, weil es danach 
den Anſchein hat, als ſei das Streitverfahren nur zuläſſig, 
wenn ein Beitrag noch nicht entrichtet iſt. Das Streitver⸗ 
fahren iſt aber auch dann zuläſſig, wenn Beiträge ſchon 
entrichtet ſind und nur ihre Gültigkeit in Frage ſteht. 

Aus dieſen Begründungen ergibt ſich, daß die Zuſtän⸗ 
digkeit der Verſicherungsbehörde auf alle aus Anlaß 
einer Beitragsentrichtung möglichen Streitigkeiten und die 
ihrer Natur nach damit zuſammenhängenden Fragen aus- 
gedehnt, die bürgerlichen Gerichte jedenfalls aber aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollten. Die Einheitlichkeit der Entſchei⸗ 
dung von grundſätzlichen Fragen über die Beitragspflicht 
ſicherzuſtellen, war das Ziel des Geſetzes (vgl. Begründung 
zur RVO. 432). Zwar iſt in den Begründungen meiſt 
von der Beitragsentrichtung die Rede. Daß auch 
Streitigkeiten betroffen würden, die ihren Grund allein in 
der Beitragspflicht hatten, ohne daß es aber zu einer 
Beitragsentrichtung ſelbſt kommen konnte, ift in den 
Begründungen nicht erörtert worden. Ob die Zuſtändigkeit 
der Verſicherungsbehörden auch auf dieſen Fall zu erſtrecken 
iſt, iſt hier nicht zu entſcheiden und nicht ausſchlaggebend. 
Denn auch aus dem Umſtande, daß etwa ein verwaltungs⸗ 
gerichtlicher Rechtsſchutz fehlen würde, ergäbe ſich nicht die 
Statthaftigkeit des Rechtsweges (vgl. RG. 154, 176 180 
= 1937, 1704; R&B. 137, 133 [137] JW. 1932, 
3449 4). Nach den Geſetzesbegründungen hat der Rechtsweg 
jedenfalls ausgeſchloſſen fein ſollen bei Streitigkeiten, deren 
Grundlage allein der Streit um die Beitragspflicht bildet. 

Durch dieſe Rechtslage unterſcheidet ſich der vorl. 
Rechtsſtreit von den Tatbeſtänden der Urteile, die in Strei⸗ 
tigkeiten über Gehalts- und Penſionszahlungen von Lehrern 
ergangen find, auf welche der RevBekl. aufmerkſam gemacht 
hat. Für Streitigkeiten über Gehalts⸗ und Penſionszahlun⸗ 
gen iſt der Rechtsweg bisher gegeben. Für ſolche über die 
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Pflicht zur Beitragsentrichtung für eine Sozialverſicherung 
iſt er verſagt. 
(NG., IV. Ziv Sen., U. v. 9. Jan. 1939, IV 132/38.) [N.] 


Anmerkung: Dem Urteil, das von erheblicher Trag- 
weite iſt, kann nicht beigepflichtet werden. Es ſtützt ſich 
für die Abweiſung der Klage wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges auf die Vorſchriften des $ 194 AngVerſch. 
i. Verb. m. der zu dem entſprechenden $ 1459 RVO. er- 
gangenen Begründung, würdigt dabei aber nicht, daß 
durch die zuſtändigen Verwaltungsbehörden die Verſiche⸗ 
rungsfreiheit der Katecheten und Hilfskatecheten gemäß 
88 9, 10 AngVerſch. a. F. (jetzt 88 11, 12) ausgeſprochen 
war und deshalb für ein Verfahren nach § 194 kein Raum 
mehr ift. 8 194 AngVerſch. fegt einen „Streit über die 
Beitragsleiſtung“ voraus, d. h. einen Streit über die 
Leiſtung von Beiträgen an die RM. als Träger der fo- 
zialen Angeſtelltenverſicherung (ebenſo $ 1459 RVO. für 
die Invalidenverſicherung). Es muß affo eine Beitrags- 
forderung ſtreitig ſein. Handelt es ſich, wie hier, um Per⸗ 
ſonen, deren Verſicherungsfreiheit feſtſteht, ſo kann eine 
Entſch. im Verfahren nach § 194 darüber, ob fie ver- 
ſicherungspflichtig ſein würden, wenn ſie nicht von der 
Verſicherungspflicht befreit wären, nicht herbeigeführt wer⸗ 
den (Allendorff⸗Haueiſen, „AngVerſch.“, $ 11 
Anm. 9, § 12 Anm. 10; Derſch, „AngVerſcG.“, 3. Aufl., 
§ 9 Anm. Za, $ 11 Anm. 7, 9, § 12 Anm. 8; RfA Nachr. 
15, 154). Denn da die Entſch. der Verwaltungsbehörden 
für die Inſtanzen der Angeſtelltenverſicherung (Invaliden⸗ 
verſicherung) bindend ift (Heller⸗Kurzwelhly, „Ang⸗ 
Verſch.“, 8 11 Anm. 4), kann für die Dauer der Verſiche⸗ 
rungsfreiheit weder über die Beitragspflicht noch über die 
Beitragsentrichtung ein Streit entſtehen. Ein ſolcher käme 
nur für die Zeit in Frage, für die Verſicherungsfreiheit 
noch nicht oder nicht mehr beſteht (Heller⸗Kurzwelly 
a. a. O., § 11 Anm. 5; Beſchluß des RVerſA. v. 26. Okt. 
1932 [nicht v. 12. Jan. 1932, wie es im Urteil heißt]: 
ANachrfRVerſ. 1933, 31 = EuM. 1933, 354 Nr. 127). 
Im vorl. Falle handelt es ſich aber gerade darum, wer 
die Beiträge an den Bayeriſchen Verſorgungsverband, die 
für die Zeit der Verſicherungsfreiheit ge⸗ 
leiſtet find, zu tragen hat. Deshalb ift ſchon der Aus⸗ 
gangspunkt des Urteils, die Klagegrundlage bilde allein 
die angebliche geſetzliche Verpflichtung des bay. Staa⸗ 
tes zur Leiſtung von Verſicherungsbeiträgen für die An⸗ 
geſtelltenverſicherung, irrig. Streitig iſt vielmehr, wer 
verpflichtet iſt, durch Zahlung der Beiträge an den Ver⸗ 
ſorgungsverband die Vorausſetzungen für die Verſiche⸗ 
rungsfreiheit der Katecheten und Hilfskatecheten (Anwart⸗ 
ſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten im Min⸗ 
deſtbetrage der ihrem Dienſteinkommen entſprechenden 
Höhe) zu ſchaffen. In beiden Fällen iſt die Frage, wer 
Arbeitgeber der befreiten Perſonen iſt, entſcheidend. Sie 
kann aber im vorl. Falle nach der geſetzlichen Regelung 
nicht von den Inſtanzen der Angeſtelltenverſicherung ent⸗ 
ſchieden werden. Das ſagen weder die Begründungen zu 
den entſprechenden Vorſchriften des InvVerſch. und der 
RVD., die in allen Fällen einen Streit um die Beitrags⸗ 
pflicht oder Beitragsentrichtung gegenüber einem ſozialen 
Verſicherungsträger vorausſetzen, noch der Beſchluß des 
RVerſA. v. 30. Sept. 1900 (RVerſANachr. 1900, 831), 
der ebenfalls hiervon ausgeht. Die Inſtanzen der Mn- 
geſtelltenverſicherung müßten vielmehr, weil eine von ihnen 
im vort. Falle nach § 194 AngVerf. verlangte Entſch. 
darüber, wer Arbeitgeber der befreiten Perſonen iſt, wegen 
der für ſie bindend ausgeſprochenen Verſicherungsfreiheit 
keine praktiſche, ſondern nur fiktive Bedeutung hätte, einen 
entſprechenden Antrag wegen mangelnder geſetzlicher Vor⸗ 
ausſetzungen ohne Sachentſcheidung ablehnen. Die vom 
RG. bejahte Frage, ob jeder Streit über die Verſiche⸗ 
rungspflicht unter $ 194 fällt, ift daher für den Fall der 
Verſicherungsfreiheit zu verneinen. Der Standpunkt des 
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RG. läßt ſich auch nicht mit der Begründung halten, das 
ganze Gebiet der ſozialen Verſicherungen gehöre dem 
öffentlichen Recht an. Einmal dreht es ſich hier nicht um 
die ſoziale Verſicherungspflicht, ſondern gerade um das 
Gegenteil davon, nämlich die Befreiung von dieſer Pflicht 
durch Verſicherung bei einer landesrechtlichen ſog. öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Anſtalt, d. h. im Gegenſatz zu den ſozialen 
Verſicherungsträgern „privaten“ Verſicherungsgeſellſchaft. 
Und zum anderen gibt es auch im Gebiet des öffentlichen 
Rechts Ausnahmen. Das hat das RG. in einem ähnlich 
liegenden Falle, dem der öffentlichen Fürſorge, ſelbſt aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen (vgl. einerſeits RGB. 133, 244 = 
JW. 1931, 3555 1%, andrerſeits JW. 1936, 1596, 1965 5). 
Deshalb reicht auch die am Schluſſe der Gründe ausgeſpro⸗ 
chene Hilfsbegründung, aus dem Umſtand, daß ein verwal⸗ 
tungsgerichtlicher Rechtsſchutz (überhaupt) fehlen würde, er⸗ 
gebe ſich noch nicht die Zuläſſigkeit des Rechtsweges, nicht 
aus. Zur Entſcheidung dieſer Frage muß das Problem 
vielmehr umgekehrt angefaßt werden. ’ 

Nach 8 13 GVG. gehören vor die ordentlichen Ge⸗ 
richte alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, für die nicht 
entweder die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder 
-gerichten begründet ift oder, was hier nicht in Frage 
kommt, reichsgeſetzlich beſondere Gerichte beſtellt oder zu⸗ 
gelaſſen ſind. Die erſte Ausnahme läßt ſich, wie dargelegt, 
aus dem Recht der ſozialen Verſicherung nicht begründen. 
Auch die Möglichkeit, die Streitfrage nach dem für den Bay⸗ 
riſchen Verſorgungsverband geltenden Verfahren zu ent⸗ 
ſcheiden, iſt nicht gegeben. Es handelt ſich bei dieſem Ver⸗ 
band, wie geſagt, um eine öffentlich⸗rechtliche Verſiche⸗ 
rungsanſtalt nach bay. Landesrecht (Art. 1, 41—43 bay. 
Gef. über das öffentliche Verſicherungsweſen v. 7. Dez. 
1933 [GVO Bl. für Bayern 467]; Kerſting, „Das 
Recht der deutſchen Verſicherung“, 242, 254), alſo nicht 
um einen ſozialen Verſicherungsträger. Das in Art. 63 ff. 
gen. Gef. vorgejehene Schiedsverfahren (Serting a 
O. 259) findet auch nur bei Streitigkeiten zwiſchen dem 
Verbande und ſeinen Verſicherten oder ſonſtigen Berech⸗ 
tigten ſtatt. Iſt hiernach für den vorl. Streit die Zuſtän⸗ 
digkeit einer Verwaltungsbehörde oder eines Verwaltungs⸗ 
gerichts nicht gegeben, ſo könnte die Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges nur damit begründet werden, daß es ſich nicht 
um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit handelt. Ye 

Für die Entſch. dieſer Frage ift nach der ſtändigen 
Ripr. des RG. (ogl. u. a. SW. 1936, 1597, 1775, 1965) 
die rechtliche Natur des Klageanſpruchs ausſchlaggebend. 
Iſt dieſer Anſpruch bürgerlich⸗rechtlicher Art, ſo iſt der 
Rechtsweg zuläſſig, es ſei denn, daß unter Mißbrauch des 
bürgerlichen Rechtes öſſentlich⸗rechtliche Anſprüche ver⸗ 
folgt werden. Im vorl. Falle ſtützt ſich die Kl. auf die 
Vorſchriften der Bereicherung und der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag. Das find zweifellos bürgerlich⸗rechtliche 
Vorſchriften. Ob die Verpflichtung des Geſchäftsherrn, 
deren Erfüllung der Geſchäftsführer beforgt hat, auf 
öffentlichem Recht beruht, ift nach dem RG. ohne Be- 
lang. Wenn der von der klagenden Partei verfolgte An⸗ 
ſpruch eine bürgerlich rechtliche Grundlage hat, ſo liegt 
eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit im Sine des 8 13 
GBG. vor. Das it ſelbſt dann der Fall, wenn ſich 
die Notwendigkeit ergibt, zur Ente). des Streites über 
Fragen und Verhältniſſc zu befinden, die dem öffentlichen 
Rechte angehören NOB. 76, Bad „JW. 1911, 719; 
NGR. 113, 180; JW. 1936, 1597, 1965). Ich kann mich 
auf dieſen Standpunkt des RG. mit um ſo größerer Un⸗ 
befangenheit berufen, als das RG. meine für das SS 
der öffentlichen Fürſorge aufgeſtellte, Gegenanſicht (JW. 
1934, 1932 6, 2724) in JW. 1936, 1965 als irrig erklärt 
hat. Selbſt wenn alſo im vorl. Fall die Fragen nach dem 
Arbeitgeber der verſicherungsfreien Perſonen und ge⸗ 
gebenenfalls nach ihrer etwaigen Verſicherungspflicht in 
der Angeſtelltenverſicherung dem offentlichen Rechte an⸗ 
gehören, wären es nur Vorſragen für die eigentliche Ent- 
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ſcheidung, für deren Prüfung und Beantwortung die or⸗ 
dentlichen Gerichte zuſtändig ſein würden. Schließlich kann 
auch hier m. E. von einem Mißbrauch bürgerlich⸗recht⸗ 
licher Formen durch die Kl. nicht die Rede ſein. Einen 
anderen Weg, die Frage, wer Arbeitgeber der in Rede 
ſtehenden Perſonen iſt, zur Entſch. zu bringen, gibt es — 
im Gegenſatz zu dem von mir ſeinerzeit beſprochenen 
Falle der Geltendmachung von Anſprüchen auf öffentliche 
Fürſorge (ogl. oben) — nicht. Ich komme deshalb zu dem 
Ergebnis, daß hier der Rechtsweg im Gegenſatz zur An⸗ 
ſicht des RG. zuläſſig war. 
Sen Präſ. Kerſting, Berlin. 


Schuldenbereinigungsgeſetz 


34. KG. — 81 Abſ. 1 Schuld Bereincß. Wenn der 
Sicherungsnehmer auf Grund eines erwirkten Urteils im Voll⸗ 
ſtreckungswege dem Sicherungsgeber den dieſem zunächſt ver⸗ 
bliebenen unmittelbaren Beſitz an den Gegenſtänden des Siche⸗ 
rungsübereignungsvertrages entzieht, und wenn diefe Gegen⸗ 
Hände die weſenkliche wirtſchaftliche Grundlage der ſelbſtän⸗ 
digen Lebenshaltung des Schuldners bis zur Fortnahme bil⸗ 
deten, ſo kann hierin eine durch Vollſtreckung erzwungene Ver⸗ 
mögenshingabe zur Befriedigung der Gläubiger i. S. des Ge⸗ 
ſetzes erblickt werden. 

Der Schuldner erwarb 1931 ein Kolonialwarengeſchäft 
mit Gaſtwirtſchaft, das er im Frühjahr 1931 infolge der all⸗ 
gemeinen Wirtſchaftsnot aufgeben mußte. Im Januar 1932 
hatte er ſeine weſentlichſten Einrichtungsgegenſtände und 
eine Reihe von Haushaltungsgegenſtänden einer Gläubigerin, 
der Firma K. ſicherungshalber übereignet. Am 3. April 1933 
ließ dieſe Firma auf Grund eines Verſäumnisurteils die 
übereigneten Sachen dem Schuldner durch den Gerichts⸗ 
vollzieher wegnehmen. 

Das AG. wies den Antrag des Schuldners auf richter⸗ 
liche Vertragshilfe zurück mit der Begründung, es hätten 
allert ugs Vollſtreckungen in fein Vermögen ſtattgefunden, 
jedoch, mit einer Ausnahme, fruchtlos. Der Schuldner habe 
alſo ſein Vermögen nicht zur Befriedigung der Gläubiger 
hingegeben. Die Einrichtungsgegenſtände und Möbel habe er 
bereits vor dem Zuſammenbruch der Gläubigerin übereignet. 
Die Beſchwerde des Schuldners blieb ohne Erfolg. Seiner 
weiteren Beſchwerde gab das KG. ſtatt. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Schuldner zu dem 
Abſchluß der Verträge mit K. durch Vollſtreckungsmaßnah⸗ 
men anderer Gläubiger gedrängt wurde, und ob dies dem 
Erfordernis des Geſetzes genügen würde, daß der Schuldner 
wegen ſich häufender Zwangsvollſtreckungen in ſein beweg⸗ 
liches Vermögen dasjenige Vermögen, welches die wirt⸗ 
ſchaftliche Grundlage ſeiner bisher ſelbſtandigen Lebens⸗ 
haltung gebildet hat, den Gläubigern zur Befriedigung hin⸗ 
gegeben hat. Ebenſo kann dahingeſtellt bleiben, ob die 
Gläubigerin K. ſpäter durch die Pfändungen anderer Gläu⸗ 
biger zu der Wegnahme der Sachen aus dem unmittelbaren 
Beſitz des Schuldners veranlaßt wurde, und ob ein ſolcher 
Zuſammenhang zwiſchen Vollſtreckungsmaßnahmen eines 
Gläubigers und der Wegnahme der Sachen durch den Siche⸗ 
rungsnehmer den geſetzlichen Erforderniſſen der erzwungenen 
Vermögenshingabe genügen würde. Auf jeden Fall recht⸗ 
fertigt ſich eine von dem Beſchluſſe des LG. abweichende 
Entſch. aus der Natur der Sicherungsübereignung. 

Das Weſen dieſer Übereignung, ſoweit bewegliche Sachen 
in Frage ſtehen, liegt darin, daß die dingliche Übereignung 
unter der ſchuldrechtlichen Abrede erfolgt, daß der Eigen⸗ 
tumsübergang kein endgültiger ſein, ſondern nur ſo lange 
Beſtand haben ſoll, als eine zu ſichernde Forderung des 
Sicherungsnehmers an den Sicherungsgeber beſteht. Für 
das Weſen dieſes Rechtsvorganges iſt es unerheblich, ob, 
wie in den vorliegenden beiden Übereignungsverträgen, mit 
der Erfüllung der Verpflichtungen durch den Schuldner als 
dem Eintritt der auflöſenden Bedingung das Eigentum ohne 
weiteres an den Schuldner zurückfallen oder ob dem Schuld⸗ 
ner bei Erfüllung der Verpflichtungen nur ein ſchuldrecht⸗ 
licher Anſpruch gegen den Sicherungsnehmer auf Rücküber⸗ 
eignung zuſtehen ſoll. Bleibt — wie regelmäßig bei der im 
Wirtſchaftsverkehr entwickelten und von der Ripr. zugelaf- 
ſenen Sicherungsübereignung, und ſo auch im vorl. Falle — 
die Sache zunächſt im unmittelbaren Beſitz des Schuldners, 
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jo kommt hierin beſonders jinnfällig die eigentümliche Natur 
dieſes Eigentumsüberganges zum Ausdruck, nur ein vor⸗ 
übergehendes Sicherungsmittel zu ſein. Man mag es mit der 
in der Rſpr. herrſchenden Auffaſſung im allgemeinen ab⸗ 
lehnen, dem Sicherungsnehmer nur ein „formelles“ Eigen⸗ 
tum zuzuſprechen, während dem Sicherungsgeber das „mas 
terielle oder wirtſchaftliche“ Eigentum verbleibe. Solche Be⸗ 
trachtungsweiſe mag mit Rückſicht auf den geſetzlich feſt⸗ 
gelegten Inhalt des Eigentums da abzulehnen ſein, wo eine 
rein rechtliche Würdigung geboten iſt. Auf dem Gebiet 
der Schuldenbereinigung iſt aber nach dem Zwecke dieſes Ge⸗ 
ſetzes eine mehr wirtſchaftliche Betrachlungsweiſe er⸗ 
forderlich. Dieſe führt dazu, dem Sicherungsnehmer, ſolange 
der Schuldner ſeine Pflichten erfüllt und demzufolge im un⸗ 
mittelbaren Beſitze der Sachen bleibt, eine bloße dem Pfand⸗ 
gläubiger ähnliche Stellung zuzuſprechen. Sein Eigentum 
ijt ſchuldrechtlich jo gebunden, daß es, wirtſchaftlich be- 
trachtet, noch nicht dem Vermögen des Schuldners end- 
gültig entzogen und noch nicht ſeinem, des Gläubigers, Ver⸗ 
mögen endgültig eingegliedert iſt. Dies ändert ſich erſt, 
wenn der Gläubiger bei Nichterfüllung feitens des Schuld⸗ 
ners kraft ſeines Eigentums, nunmehr durch keine ſchuld⸗ 
rechtliche Bindung mehr gehemmt, den unmittelbaren Be⸗ 
jiġ der Sachen an ſich zieht. Sein Eigentum ift nun, recht⸗ 
lich betrachtet, nicht mehr durch ſchuldrechtliche Abreden 
gebunden, und die Gegenſtände ſcheiden, wirtſchaftlich 
betrachtet, nunmehr endgültig aus dem Vermögen des 
Schuldners aus und treten endgültig in das Vermögen des 
Gläubigers ein. 

Da im vorl. Falle auf Grund des Urt. v. 14. März 
1933 die Wegnahme aller noch in Betracht kommenden 
Vermögensſtücke des Schuldners aus ſeinem unmittelbaren 
Beſitz am 3. April 1933 erfolgte, ſo beſteht kein Bedenken, 
i. S. von § 1 Abf. 1 Schuld Bereinch. eine durch Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen erzwungene Hin⸗ 
gabe der wirtſchafklichen Grundlage ſeiner ſelbſtändigen 
Lebenshaltung anzunehmen Daß das Geſetz von „ſich häu⸗ 
fenden Zwangsvollſtreckungen“ ſpricht, ſteht dem nicht eut- 
gegen: Auch wenn man im vorl. Falle die ſonſtigen Voll⸗ 
ſtreckungen außer Betracht läßt, ſo genügt die Vollſtreckung, 
welche dem Schuldner alles noch in Betracht kommende Ver⸗ 
mögen und damit die Grundlage ſeines ſelbſtändigen Be⸗ 
rufes als Kaufmann und Gaſtwirt entzog, um die Voraus⸗ 
ſetzungen einer durch Vollſtreckung erzwungenen Vermögens⸗ 
auflöſung zu bejahen. Es unterliegt auch keinen Bedenken, 
daß die Gegenſtände zur Befriedigung der Gläubiger — d. h. 
im vorl. Falle der Hauptgläubigerin — hingegeben ſind; 
denn die Wegnahme erfolgte gerade ſeitens der Sicherungs⸗ 
nehmerin, um ſich hieraus wegen ihrer Forderung zu be⸗ 
friedigen. Endlich iſt auch bedenkenfrei, anzunehmen, daß der 
Zuſammenbruch des Schuldners bei der Ausübung ſeines 
ſelbſtändigen Berufes vor dem 1. Jan. 1934 infolge der 
Wirtſchaftsnot ſtattgefunden hat. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 2. Febr. 1939, 1 WX 678/38.) [H.] 
* 


35. LG. — § 1 SchuldBerein®. Rechtsnachfolger find in 
der Regel nicht berechtigt, die Bereinigung der Schulden ihres 
Rechtsvorgängers zu verlangen. 

Die Antragſteller haben mit Schreiben v. 22. Nov. 1938 
die richterliche Vertragshilfe zwecks Vereinigung ihrer alten 
Schulden beantragt. Das AG. in M. hat dieſen Antrag durch 
Beſchluß v. 18. Jan. 1939 zurückgewieſen. 

Die Beſchwerden blieben erfolglos. 

Die Antragſteller ſind Erben des am 15. April 1936 ver⸗ 
ſtorbenen Malermeiſters M. in M. Sie bewohnen ein im 
Jahre 1927 erbautes Haus, in dem ſich Mietwohnungen und 
ein von ihnen geführtes Kolonialwarengeſchäft befinden. Die 
Antragſteller haben nach ihrer Darſtellung eine Reihe von Schul⸗ 
den des Erblaſſers übernommen und hierfür die Eröffnung des 
Schuldenbereinigungsverfahrens beantragt. 

Der geſtellte Antrag iſt 1 den angef. Beſchluß zu⸗ 
treffend zurückgewieſen worden, da die Vorausſetzungen des $ 1 
des Geſ. über eine Bereinigung alter Schulden v. 17. Aug. 1938 
nicht gegeben find. Die Antragſteller führen das im Jahre 
1924 gegründete Kolonfalwarengeſchäft heute noch als Grund- 
lage hier ſelbſtändigen Lebenshaltung fort. Es haben zwar 
Zwangsvollſtreckungen ſtattgefunden. Ein wirtſchaftlicher Zu⸗ 
ſammenbruch i. S. des 8 1 Schuld Verein. ift jedoch nicht ein 
getreten. Auch das Zwangsverſteigerungsverfahren iſt nicht 
durchgeführt worden. Ein Verluſt des Grundbeſitzes i. S. des 8 1 
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Abſ. 2 Schuld BereinGg. ift daher ebenfalls nicht eingetreten. 
Die Vorausſetzungen für die Einleitung des Schuldenbereini⸗ 
gungsverfahrens find daher nicht gegeben. 

Es kommt hinzu, daß die Rechtsnachfolger, alſo auch die 
Erben eines vor 1934 wirtſchafrlich zuſammengebrochenen 
Schuldners in der Regel nicht berechtigt find, eine Vereinigung 
der Schulden ihres Rechtsvorgängers zu verlangen. Sie haben 
die Möglichkeit, die Erbſchaft auszuſchlagen oder die Einrede der 
beſchränkten Erbenhaftung gem. den 88 1975 ff. BOB. geltend 
zu machen. Durch dieſe Beſtimmungen ſind ihre Rechte aus⸗ 
reichend gewahrt (opl. auch Gerken ⸗-Vogel, Anm. 1 zu 81). 
Der Antrag auf Einleitung des Schuldenregelungsverfahrens 
iſt daher auch aus dieſem Grunde nicht gerechtfertigt. 

(LG. Schneidemühl, Beſchl. v. 23. Febr. 1939, 3 J 63/39.) 
* 


36. LG. — 8 1 Abſ. 4 SchuldBereind. Bei Verurtei⸗ 
lung zu einer längeren Freiheitsſtrafe in einem Gebiet, das in 
einem inneren Zuſammenhang zur Schuldenbereinigung ſelbſt 
ſteht, iſt der Schutz des Geſetzes nicht gegeben. 

Mit Schreiben v. 11. Okt. 1938 haben die Antragſteller die 
Gewährung der richterlichen Vertragshilfe zur Vereinigung ihrer 
alten Schulden auf Grund des Gef. v. 17. Aug. 1938 (RGBl. I, 
1033) beantragt. 

Das AG. hat durch den Beſchluß v. 2. Febr. 1939 dieſen 
Antrag mit der Begründung abgelehnt, daß der Antragſteller 
wegen Konkursverbrechens verurkeilt und einer Schuldenberei⸗ 
nigung nicht würdig ſei, und daß für die Antragſtellerin die 
Vorausſetzungen für die Eröffnung des Schuldenbereinigungs⸗ 
verfahrens nicht gegeben feien. 

Die Beſchwerden waren erfolglos. 

Über das Vermögen der Firma H., Warengroßhandlung in 
S., iſt in den Jahren 1929/32 das Konkursverfahren bei dem 
AG. in S. durchgeführt worden. Der Antragſteller Erich H. iſt 
in dem Strafverfahren J 8/29 durch Urteil des erweiterten 
Schöffch. in S. v. 6. Sept. 1930 wegen Konkursverbrechens zu 
zwei Jahren Zuchthaus verurteilt worden. Die Antragſtellerin 
Eliſabeth H. wurde durch das gleiche Urteil wegen Beihilfe zum 
Konkursverbrechen zu 50 AM Geldſtrafe, erſatzweiſe zu fünf 
Tagen Gefängnis verurteilt. In den Gründen dieſes Urteils 
ſind das hartnäckige Leugnen des Antragſtellers, ſeine Lügen 
und die Skrupelloſigkeit, mit der er zu Werke gegangen iſt, als 
ſtrafſchärfend berückſichtigt worden. Auf ſeine Berufung wurde 
der Antragſteller durch Urteil der Gr. Str. v. 7. Dez. 1930 
wegen Konkursverbrechens zu zwei Jahren Gefängnis ver⸗ 
urteilt. Das Gericht hat ihm zwar mildernde Umſtände zuge⸗ 
billigt und deshalb auf Gefängnis erkannt. In dem Urteil iſt 
jedoch feſtgeſtellt worden, daß der Autragſteller von vornherein 
planmäßig und mit großer Geriſſenheit zu Werke gegangen iſt, 
wodurch die Ermittlungen ſtark erſchwert worden ſind. Die An⸗ 
tragſtellerin Eliſabeth H. iſt in dieſem Urteil freigeſprochen 
worden, weil es trotz ſtarker Verdachtsgründe an dem ſicheren 
Nachweis einer beſtimmten Beihilfehandlung gefehlt habe. 

Das AG. hat zutreffend feſtgeſtellt, daß die Vorausſetzun⸗ 
gen für die Einleitung des Schuldenbereinigungsverfahrens für 
den Antragſteller Erich H. nicht gegeben ſind, weil er des nach 
dem Geſetz zu gewährenden Schutzes nicht würdig iſt (§ 1 Ubi. 4 
des Gef. v. 17. Ang. 1938). Der Antragſteller ift wegen Kon- 
kursverbrechens zu einer längeren Freiheitsſtrafe verurteilt wor- 
den. Da dieſe Straftat ſich auf ein Gebiet bezieht, das in einem 
inneren Zuſanmenhang zu der Frage der Schuldenbereinigung 
ſelbſt ſteht, iſt der Vorwurf der Unehrenhaftigkeit durchaus ge⸗ 
rechtfertigt (vgl. auch Gerken ⸗Vogel, „Die Schuldenbereini⸗ 
gung“, Anm. IV Ia zu 8 1, S. 61/2). Die Ausführungen des 
BeſchwF. können eine andere Beurteilung nicht rechtfertigen. 
Der von ihm geſtellte Antrag ift daher von dem AG. zutreffend 
abgelehnt worden. Seine Beſchwerde war daher zurückzuweiſen. 

Der Autrag der Ankragſtellerin Eliſabeth H. it ebenfalls 
unbegründet. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ſie als würdig 
eines Schuldenbereinigungsverfahrens i. S. des 8 1 Abſ. 4 des 
Gef. angeſehen werden kann. Eine Hilfe wäre nur dann mög- 
lich, wenn bei ihr ſelbſtandig die Vorausſetzungen für die Er⸗ 
öffnung eines Schuldenbereinigungsverfahrens vorlägen (ogl. 
Gerken⸗Vogel, Anm. 6 Abſ. 4 zu 93) Dies iſt jedoch, wie 
auch ſchon das AG. zutreffend feſtgeſtellt hat, nicht der Fall, 
da ſie in einem ſelbſtändigen Beruf wirtſchaftlich nicht zu⸗ 
ſammengebrochen ift und da fic ein Eigenheim oder Grundbeſitz 
nicht verloren hat. Ihre Beſchwerde war daher ebenfalls zu⸗ 
rückzuweiſen. 

(LG. Schneidemühl, 3. 3 K., Beſchl. v. 23. Febr. 1939, 3 
69/39.) i 3 ji ö EN 
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a 37. RG. — 85599, 600 ZBO.; 88 64 Nr. 5, 79, 80 
Abſ. 2 BR And. Vorbehaltsurteile des Urkundenprozeſſes 
ſind, ſolange ſie nicht auf Rechtsmittel des Unterlegenen hin 
aufgehoben worden ſind, für die weitere Beurteilung des 
ſtreitigen Rechtsverhältniſſes inſoweit bindend, als die 
in ihnen getroffene Entſcheidung nicht gerade auf der eigen⸗ 
tümlichen Beſchränkung des Urkundenprozeſſes beruht. Dieſe 
Bindung erſtreckt ſich insbeſ. auch auf die durch das Vor⸗ 
behaltsurteil bejahte Zuläſſigkeit des Rechtsweges ſowie auf 
al le diejenigen gegenſtändlichen Anſpruchsvorausſetzungen, 
ohne deren Beurteilung zugunſten des Kl. das Vorbehalts⸗ 
urteil nicht hätte ergehen dürfen. f) 

Die Klage will die Fortzahlung von Bezügen er⸗ 
reichen, die der Kl. von der bell. Stadtgemeinde deren 
Beamter er geweſen iſt, bis zum 28. Febr. 1935 auf 
Grund eines Vertrages an Stelle des ihm aus ſeinem 
Beamtenverhältnis zuſtehenden geſetzlichen Ruhegehalts er⸗ 
halten hat. Würden die dem Kl. ſeitdem vorenthalteuen 
Leiſtungen, wie er ausführt, auf einem dem bürgerlichen 
Recht entnommenen Rechtsgrunde beruhen und würde ſich 
auch das BG. auf dieſen Standpunkt geſtellt haben, jo 
würde ſich auf Grund der Vorſchrift des § 546 Abſ. 1 
ZPO. die Unzuläſſigkeit der Rev. ergeben, da die Ne- 
viſionsſumme nicht erreicht wird; die aus § 547 Nr. 2 
NO. und § 71 Abſ. 3 GVG. 1. Verb. m. 827 Sächſ⸗ 
A000 Vc. v. 1. März 1879 (Sächſ. G.⸗ u. VS Bl. 59 zu 
entnehmenden Vorausſetzungen, unter denen die Rev. 
ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes 
zuläſſig wäre, würden in dieſem Falle nicht zur Anwen⸗ 
dung gelangen. Indeſſen hat das BG. den erhobenen 
Anſpruch als einen ſolchen behandelt, der aus dem frü⸗ 
heren Beamtenverhältnis des Kl. fließe und daher öffent⸗ 
lich⸗ rechtlicher Natur fei. Auf Grund des 8 547 Nr. 2 
AWO. ergibt ſich daher die Zuläſſigkeit der Rev., ohne 
daß auf die Frage, ob die gekennzeichnete Auffaſſung 
des BG. zutreffend iſt oder nicht, an dieſer Stelle ein⸗ 
gegangen zu werden brauchte. 8 

Bei der Beurteilung der Streitlage in verfahrens⸗ 
mäßiger Hinſicht hat das BG., wie die Rev. mit Recht 
hervorhebt, einen allgemeinen rechtlichen Geſichtspunkt 
außer Betracht gelaſſen und iſt ſo dazu gelangt, auf eine 
Reihe von Streitpunkten gegenſtändlich einzugehen, ohne 
daß dies noch verfahrensmäßig zuläſſig geweſen wäre Es 
hat die Wirkung des Vorbehaltsurteils v. 20. Okt. 1936 
nicht berückſichtigt. f 

[Der Kl. hatte im Urkundenprozeß geklagt, in dem 
das LcUrt. v. 20. Okt. 1936 erging. Dies Urteil hielt das 
SGlrt. v. 8. Dez. 1936 unter Wegfall des Vorbehalts 
aufrecht. Die Bekl. hat (nur) gegen das Urteil v. 8. Dez. 
Berufung eingelegt. — Das LG wies in dem Vorbehalts⸗ 
urteil (nur) darauf hin, daß der Klageanſpruch aus der 
unbeſtrittenen Urkunde v. 31. Juli 1932 hervorgehe; was 
die Strectteile über ihre Gültigkeit oder Nichtigkeit vor⸗ 
brächten, könne im Urkundenprozeß nicht geprüft werden.] 

Wie ſich aus den Beſtimmungen der 88 599, 600 
ARD. ergibt, Find Vorbehaltsurteile des Urkundenpro⸗ 
zeſſes ſolange ſie nicht auf ein von dem unterlegenen 
Walt eingelegtes Rechtemittel ($ 599 Abi. 3 BPO.) auf- 

aud. für die weitere Beurteilung des ftrei- 
gehoben worden find, für La die in ih 
tigen Rechtsverhaltniſſes inſoweit bindend, als ie in ihnen 
9 5 Entſch. nicht gerade auf der eigentümlichen, Be⸗ 
ſchränkung des Urkundenprozeſſes beruht. 20. 0 Shen 
Geſichtspunkte iſt die Tragweite des Urt. v. 20. Okt. 199 
u prüfen Unerheblich ift dabei zwar, daß jenes Urteil, 
ſedenfalls nach Mahgabe der Beſtimmung im zweiten Halb 
iag des 8 516 BRO., mit Rechtsmitteln nicht mehr an⸗ 
krr werden kann. 11 in e 
rief ei rielle Rechtskraft 1. O. g 36 DPA. 
ih ee Vorbehaltsurteile als bloße Zwiſchen 
entf. einer ſolchen nicht fähig find (RG. 47, 186). 
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Wohl aber können diejenigen Teile des Streitverhältniſſes, 
die in dem Vorbehaltsurteil, damit es überhaupt erlaſſen 
werden konnte, endgültig beſchieden werden mußten, ſelbſt 
wenn ſie in dieſem nicht ausdrücklich behandelt worden 
find, im Nachverfahren nicht weiter in Frage geſtellt 
werden. Ein Streitteil, der das nicht hinnehmen will, iſt 
darauf angewieſen, das Vorbehaltsurteil durch den Ge⸗ 
brauch der Rechtsmittel zu beſeitigen (RGB. 62, 93). 

Das trifft zunächſt auf die Prüfung der Frage zu, 
ob für den erhobenen Anſpruch der Rechtsweg zuläſſig iſt. 
Ohne ſie zu bejahen, konnte der Richter, der das Urteil 
v. 20. Okt. 1936 erlaſſen hat, überhaupt nicht zu jener 
Entſch. gelangen. Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges für 
die Geltendmachung des erhobenen Anſpruchs ſteht daher 
infolge der Bindung des Nachverfahrens an das Vor⸗ 
behaltsurteil v. 20. Okt. 1936 feſt. Daß auch inſoweit eine 
Bindung an das Vorbehaltsurteil eingetreten iſt und daß 
nicht etwa die Zuläſſigkeit des Rechtsweges, die freilich an 
ſich in jeder Lage eines Rechtsſtreits von Amts wegen zu 
prüfen iſt, aus dieſem Grunde von ſolcher Wirkung aus⸗ 
zunehmen iſt, kann nicht bezweifelt werden. Es hat in 
dieſer Hinſicht dasſelbe zu gelten, wie wegen der Wirkung 
von rechtskräftigen Urteilen, die die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges bejahen oder verneinen. Entſcheidungen dieſes In⸗ 
halts kommt eine den ſpäteren Richter hinſichtlich dieſer 
Prozeßvorausſetzung bindende Rechtskraftwirkung zu (RG⸗ 
Warn. 1910 Nr. 354; 1912 Nr. 454). Das ergibt ſich ein⸗ 
mal daraus, daß die Regeln über die Rechtskraft nicht auf 
ſachentſcheidende Urteile zu beſchränken, ſondern auch auf 
bloße Prozeßurteile mit Wirkung auf den in ihnen be⸗ 
handelten verfahrensmäßigen Punkt zu erſtrecken ſind. So⸗ 
dann würde ſich die gegenteilige Annahme mit denjenigen 
Auffaſſungen in Widerſpruch ſetzen, die über die Tragweite 
richterlicher Urteile überhaupt geboten ſind. Aus ent⸗ 
ſprechenden Gründen hatte die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges für die Richter des Nachverfahrens auf Grund des 
Urteils v., 20. Okt. 1936 feſtzuſtehen. 

Die Bindung der Enlſch. an das Vorbehaltsurteil 
hatte ſich ferner in der Behandlung derjenigen gegenſtänd⸗ 
lichen Anſpruchsvorausſetzungen auszuwirken, ohne deren 
Beurteilung zugunſten des Kl. das Vorbehaltsurteil nicht 
hätte ergehen dürfen. Das BG. hat mit eigener Begrün⸗ 
dung eingehend dargelegt, daß das Abkommen v. 31. Juli 
1932 in Hinſicht feines äußerlichen Zuſtandekommens — 
der Form der Willenserklärung, der Mitwirkung der zu 
ihrer Abgabe, Nachprüfung und Beſtätigung berufenen 
Verwaltungsſtellen — den Anforderungen genüge, die an 
Erklärungen zu ſtellen ſind, durch die einer ſächſ. Stadt⸗ 
gemeinde geldliche Verpflichtungen des in Rede ſtehenden 
Inhalts auferlegt werden. Wie die Rev. mit Recht hervor⸗ 
hebt, hat das BG. aber auch bei dieſer Zurückführung der 
Vorgänge auf die von ihm bezeichneten Rechtsvorſchriften, 
die übrigens ausſchließlich dem ſächſ. Landesrecht ange⸗ 
hören, überſehen, daß es ſich inſoweit um rechtliche Zu⸗ 
ſammenhänge handelt, deren Prüfung ebenfalls abgejchlof- 
ſen ſein mußte, damit das Vorbehaltsurteil erlaſſen wer⸗ 
den konnte, und über die daher durch dieſes in einer für 
den weiteren Verlauf des Rechtsſtreits bindenden Weiſe 
entſchieden worden war. Die Erfüllung dieſer Erforder⸗ 
niſſe konnte daher in dem Berufungsverfahren nicht mehr 
in Zweifel gezogen werden. 

Dasſelbe gilt hinſichtlich der Behandlung der Frage, 
ob das Abkommen v. 31. Juli 1932 gegen zwingende ge⸗ 
ſetzliche Vorſchriften verſtieß. Die Unterſuchung deſſen hatte 
der Richter anzustellen, bevor er das Vorbehaltsurteil er- 
ließ. Er hatte ſich dieſer Prüfung zu unterziehen, auch 
wenn er nicht von der Bekl. auf ſie hingewieſen wurde, 
da es ſich dabei um einen die Eutſtehung des erhobenen 
Anſpruchs ſelbſt betreffenden, von Amts wegen zu berüd- 
ſichtigenden Punkt handelte. Dadurch, daß er das Vor⸗ 
behaltsurteil erließ, entſchied er dieſe Frage im Sinne des 
Kl. Auch dieſe Beurteilung konnte von der Bekl. alſo nur 


31 


266 


Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


durch Einlegung eines Rechtsmittels gegen das Urteil vom 
20. Okt. 1936 beſeitigt werden. Das BGG. war dement⸗ 
ſprechend nicht in der Lage, in eine neue gegenſtändliche 
Beſcheidung dieſes Punktes einzutreten. 

Vor allem hatte ſchließlich der verfahrensmäßige 
Grund der Bindung an das Urteil v. 20. Okt. 1936 das 
BG. bei der Behandlung des Geſichtspunktes zu leiten, 
unter dem es dazu gelangt iſt, das Urteil des LG. mit 
einer nur geringen Einſchränkung im Sinne der Ab⸗ 
weiſung der Klage zu ändern. Es begründet das damit, daß 
der Inhalt des Anſpruchs des Kl. durch die Einwirkung 
des BRAndch. v. 30. Juni 1933 (RGBl. I, 433) und der 
auf Grund ſeiner erlaſſenen landesrechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen eine Anderung erfahren habe. Die Rev. hat ſich in 
dieſem Zuſammenhang zunächſt dagegen gewendet, daß das 
BG. Vorſchriften des Kap. VIII (SS 40 ff. BRelndck.) für 
anwendbar erachtet habe. Indeſſen hat das BU. diefe Be- 
ſtimmungen nur erwähnt, ohne irgendwelche Folgerungen 
aus ihnen herzuleiten. Als die Vorſchriften, die zu dem 
Ergebnis führten, daß der Anſpruch des Kl. zum über⸗ 
wiegenden Teil nicht gerechtfertigt ſei, bezeichnet das BG. 
vielmehr die § 64 Nr. 5, 88 79, 80 Abſ. 2 BRNG. und 
die auf Grund der Ermächtigung in § 80 Abſ. 2 BNR- 
And. ergangene Sächſ. VO. v. 30. Aug. 1933 (Sächſ⸗ 
VerwBl. 583). Es bemerkt dazu, nach Ziff. 9 dieſer VO. 
gelte die reichsgeſetzliche Regelung auch für die Gemeinde⸗ 
beamten und faßt deren Inhalt dahin zuſammen, daß das 
Ruhegehalt eines Ruheſtandsbeamten, der aus einer neuen 
Stellung im öffentlichen Dienſt ein Einkommen beziehe, 
nur inſoweit gewährt werde, als das neue Einkommen 
hinter dem für denſelben Zeitraum bemeſſenen Dienſtein⸗ 
kommen zurückbleibe, aus dem das Ruhegehalt berechnet 
werde. Das BG. würdigt die Zuſammenhänge dahin, daß 
die im Abkommen v. 31. Juli 1932 vereinbarte Rente ein 
ſolches Ruhegehalt darſtelle und kommt durch den Vergleich 
des derzeitigen Dienſteinkommens des Kl. mit dem von 
ihm vor ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand bezogenen zu 
dem Ergebnis, daß die Rente bis auf die dem Kl. zu⸗ 
erkannten geringfügigen Beträge von der Bekl. an ihn 
nicht mehr zu entrichten ſei. 

Mit Unrecht bekämpft die Rev. die Ausführungen des 
BU. mit der Geltendmachung, daß es ſich bei der „Rente“ 
nicht um einen Ruhegehaltsanſpruch, ſondern um einen 
ſolchen aus einem Vertrage handle, der dem bürgerlichen 
Recht angehöre. Dieſe Annahme trifft nicht zu. Der ur⸗ 
ſprüngliche Anſpruch des Kl. auf das geſetzliche Ruhegehalt 
war zwar ein vermögensrechtlicher Anſpruch; aber er wur⸗ 
zelte im öffentlichen Recht. Über dieſen Anſpruch wurde in 
dem Vertrage v. 31. Juli 1932 befunden; er wurde durch 
die Vereinbarung anderer wiederkehrender Leiſtungen der 
Bekl. erſetzt. Auch dieſe Abmachung bewegte ſich auf dem 
Gebiet des öffentlichen Rechts. Denn es beſteht im Rahmen 
des öffentlich⸗rechtlichen, freilich durch einſeitigen Staats⸗ 
akt begründeten Beamtenverhältniſſes ſehr wohl die Mög⸗ 
lichkeit, daß zwiſchen Staat und Beamten Vereinbarungen 
getroffen werden, vorausgeſetzt, daß dieſe Abreden nicht 
dem Weſen des Beamtenverhältniſſes widerſprechen. Der⸗ 
artige Vereinbarungen ſind, der Natur der von ihnen ge⸗ 
regelten Rechtsverhältniſſe entſprechend, ſelbſt dem Geblet 
des öffentlichen Rechts angehörige Vorgänge (RGR. 125, 
295 JW. 1929, 33753; RG. 148, 266 = JW. 1935, 
31511). Auch die aus folden Abreden hervorgehenden Ver 
pflichtungen des (früheren) Dienſtherrn verlieren den Cha⸗ 
rakter als ſolcher öffentlich⸗rechtlicher Art jedenfalls dann 
nicht, wenn es ſich, wie im gegebenen Fall, lediglich dar- 
um handelt, daß an Stelle der geſetzlichen Bezüge andere 
wiederkehrende Leiſtungen geldlicher Art treten ſollen; es 
wird dann nur eine Anderung — im gegebenen Fall eine 
an gewiſſe Bedingungen geknüpfte Herabſetzung — der ge⸗ 
ſetzlichen Bezüge feſtgeſetzt. 

Die Unhaltbarkeit des Ergebniſſes, zu dem das BG. 
gelangt ift, ergibt ſich ebenfalls aus dem verfahrensrecht⸗ 


lichen Geſichtspunkt der Bindung der Entſch. im Nachver⸗ 
fahren an das Urt. v. 20. Okt. 1936. Das, worum es ſich 
handelt, iſt die Frage, ob der für den Kl. durch das Ab⸗ 
kommen v. 31. Juli 1932 begründete Anſpruch durch die 
zuvor genaunten beamtenrechtlichen Beſtimmungen hin⸗ 
ſichtlich ſeines Beſtandes eine Beeinträchtigung erfahren 
hat. Um das zu entſcheiden, reichte dasjenige, was der Kl. 
über die Entſtehung des Anſpruchs in der Klageſchrift vor⸗ 
getragen hatte, vollkommen aus, indem es für die Be⸗ 
urteilung jenen beamtenrechtlichen Beſtimmungen unter- 
ſtellt wurde. Die Einwirkung dieſer Vorſchriften ferner 
beruhte, wenn ſie gegeben war, allein auf der Erfüllung 
der Merkmale des Geſetzes; ſie erforderte, im Gegenſatz zu 
den Angleichungsmaßnahmen der 88 40 ff. B Rand., 
weder das Tätigwerden amtlicher Stellen außerhalb des 
Rechtsſtreits noch die Geltendmachung einer auf ſie ge⸗ 
gründeten Rechtsverteidigung in dieſem ſeitens der Bell. 
Es handelte ſich alſo nicht um einen rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt, den der Richter des Vorbehaltsurteils nur auf eine 
entſprechende Einwendung oder Einrede der Bekl. als 
rechtsändernde Tatſache oder als Gegenrecht hätte berück⸗ 
ſichtigen dürfen, ſondern um das durch den Richter von 
Amts wegen anzuwendende allgemeine Recht. Wenn der 
Richter ſich durch deſſen Beſchaffenheit nicht daran gehin⸗ 
dert ſah, dem Kl. den geltend gemachten Anſpruch zuzu⸗ 
ſprechen, ſo entſchied er damit, daß dieſer in ſeinem Be⸗ 
ſtande durch jene Vorſchriften nicht verändert worden war. 
Unerheblich iſt dabei, ob der Richter, als er das Vorbe⸗ 
haltsurteil erließ, die letzteren bewußt in den Kreis ſeiner 
Betrachtung gezogen hat, ja ob er den Anſpruch überhaupt 
in feiner dargelegten Natur als einen öffentlich⸗rechtlichen, 
aus dem früheren Beamtenverhältnis des Kl. fließenden 
erkannt hat. Entſcheidend iſt vielmehr, daß der Richter, 
wenn er das anzuwendende Recht in ſeiner Vollſtändigkeit 
überjah, zu der in dem Vorbehaltsurteil getroffenen Eni- 
ſcheidung nur gelangen konnte, indem er die Anwendbar⸗ 
keit der erörterten beamtenrechtlichen Beſtimmungen aus 
irgendeinem Grunde verneinte, ſei es etwa, daß er den 
Auſpruch des Kl. als einen ſolchen des bürgerlichen Rechts 
ſah, ſei es, daß er, obwohl er ihn als beamtenrechtlichen 
erkannte, jene Vorſchriften ſo auslegte, daß ihre Anwen⸗ 
dung im gegebenen Falle trotzdem zu unterbleiben hatte. 
Da es ſich hiernach um nichts weiter handelt, als um die 
Anwendung des zur Zeit des Erlaſſes des Vorbehalts⸗ 
urteils geltenden Rechts, iſt auch der Umſtand bedeutungs⸗ 
los, daß die Bekl. damals die Einwirkung der auf Grund 
des BRAndG. ergangenen Beſtimmungen nicht geltend ge- 
macht hatte. Wenn ſie erſt nach Einlegung der Berufung 
gegen das Urteil im Nachverfahren mit dieſer Verteidi⸗ 
gung hervorgetreten iſt, ſo ſtellte das alſo nur den Hin⸗ 
weis auf einen rechtlichen Geſichtspunkt dar, den der Rich⸗ 
ter daher vor jeder Entſch. ohnehin hätte beachten müſſen, 
nicht aber die Geltendmachung einer neuen Tatſache, deren 
Vorbringen freilich beachtlich geweſen wäre, auch wenn es 
erſt im Nachverfahren erfolgte. Da es ſich nach alledem 
um einen rechtlichen Geſichtspunkt handelt, deſſen Beſchei⸗ 
dung der Richter nicht dem Nachverfahren überlaſſen 
konnte, iſt über ihn unter allen Umſtänden durch das Ur⸗ 
teil v. 20. Okt. 1936 endgültig befunden worden. 

Dieſe Erwägungen hatten die mit dem Nachverfahren 
befaßten Gerichte daran zu hindern, in dieſem noch in eine 
Prüfung der Frage einzutreten, ob der erhobene Anſpruch 
durch die genaunten beamtenrechtlichen Vorſchriften eine 
Veränderung erfahren hat. Das war durch das Vorbehalts⸗ 
urteil endgültig verneint worden. 


(RG, III. ZivSen., U. v. 13. Jan. 1939, III 89/38.) 
Ba. 


Anmerkung: Das Urteil iſt im Ergebnis und in der 
Begründung richtig. Den Kernpunkt der Entſch. bildet die 
Frage der Wirkung eines im Urkundenprozeß ergangenen 
Vorbehaltsurteils für das Nachverfahren. Vorbehaltsur⸗ 
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teile im Urkunden⸗ und Wechſelprozeß ($ 599 JPD.) oder 
bei Aufrechnung durch den Bekl. mit einer nicht konnexen 
und nicht entſcheidungsreifen Gegenforderung (8 302 
BRO.) find durch ihre Aufhebung im Nachverfahren auf⸗ 
löſend bedingte Endurteile, aber keine „Zwiſchenentſchei⸗ 
dungen“ — wie das NG. ungenau ſagt —, alſo keine 
Zwiſchenurteile i. ©. des § 303 ZPO. (ganz überwiegende 
Meinung; auch RZ. 47, 190 ſteht dem nicht entgegen). 
Sie ſind zwar der formellen Rechtskraft fähig (8 599 
Abs. 3 ZRO.), erwachſen aber nicht in materielle Rechts⸗ 
kraft, da ſie noch keine endgültige Entſch. enthalten. 
Gleichwohl iſt das Vorbehaltsurteil des Urkundenprozeſſes, 
wie allgemein mit Recht angenommen wird (ſtatt aller. 
Jonas, 8599 III und $600 V 2), aus dem Geſichts⸗ 
punkt der Bindung des Gerichts an die von ihm erlaſſenen 
Urteile (8 318 BRD.) für das Nachverfahren inſoweit bin⸗ 
dend, als es nicht auf den dem Urkundenprozeß eigentüm⸗ 
lichen Beſchränkungen des Beweiſes beruht; Urkunden⸗ 
prozeß und Nachverfahren ſtellen einen einheitlichen Pro⸗ 
zeß dar. Wer jedoch, wie es zuweilen geſchieht, dem Vor⸗ 
behaltsurteil materielle Rechtskraft zuerkennt, für den iſt 
die Frage genau die gleiche, nur eben nicht auf dem Boden 
der Bindung des Richters an ſeine Urteile, ſondern auf 
dem der Rechtskraft. . 

Es ergibt ſich mithin, daß, wie im Vorverfahren vor⸗ 
genommene Prozeßhandlungen und vor dem Schluß der 
Verhandlung im Urkundenprozeß eingetretene Präkluſionen 
ihre volle Wirkung für das Nachverfahren behalten, die 
rechtliche Beurteilung der Klage und der Einwendungen in 
prozeſſualer wie materiellrechtlicher Hinſicht auch weiter⸗ 
hin maßgebend bleibt. So können weder die im Vorver⸗ 
fahren geprüften Prozeßvorausſetzungen, mag es ſich um 
verzichtbare oder unverzichtbare handeln, noch die mate⸗ 
riellen Auſpruchsvorausſetzungen einer nochmaligen Prü⸗ 
fung unterzogen noch im Vorbehaltsurteil als matertell 
unbegründet verworfene Einwendungen geltend gemacht 
werden. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob das Vor⸗ 
behaltsurteil ausdrücklich oder bloß mittelbar (ſtillſchwei⸗ 
gend) dieſe Fragen entſchieden hat, ſofern es überhaupt 
nur nach deren Prüfung erlaſſen werden konnte. 

Mit Recht hat daher das RG. im Entſcheidungsfalle 
die Zuläſſigkeit des Rechtswegs als für das Nachverfahren 
bindend feſtgeſtellt erachtet. Denn ohne dieſe Sachurteils⸗ 
vorausſetzung konnte eine Sachentſch. ja nicht ergehen, und 
es mußte daher ihre Feſtſtellung im Vorbehaltsurteil, ge⸗ 
nau ſo wie die der Zuſtändigkeit, als geſchehen gelten, 
auch wenn ſie eine ausdrückliche Erwähnung nicht gefunden 
hat. Das gleiche hat das RG. aber auch hinſichtlich der 
Gültigkeit des zwiſchen den Prozeßparteien getroffenen Ab⸗ 
kommens und der Einwirkung der Beſtimmungen des 
Band. und der ergänzenden SächſVoO. auf den kläge⸗ 
riſchen Anſpruch zutreffend angenommen, handelt es ſich 
duch nicht etwa um das noch zuläffige Vorbringen neuer 
Tatſachen oder die Geltendmachung von Einwendungen, 
über die noch gar nicht entſchieden worden war. Vielmehr 
ſtanden hierbei lediglich Fragen der Vorausſetzungen des 
materiellen Anſpruchs ſelbſt und der Anwendung des mate⸗ 
rielen Rechts in Rede, ohne deren Entſch. zugunſten des 
Kl. ein Vorbehaltsurteil nicht hätte ergehen können und 
die daher durch das W ein für allemal ihre 
Erledigung gefunden haben. . , 
ER nel ift inſofern lehrreich, als es zeigt, wie ge- 
fährlich es für den Bekl. ſein kann, das Schwergewicht 
feiner Verteidigung auf das Nachverfahren zu verlegen, 
ſtatt im Urkundenprozeß felbit, gegebenenfalls im Wege 
des Rechtsmittels gegen das Vorbehaltsurteil, alle recht⸗ 
lichen Geſichtspunkte auszuſchöpfen — ein Problem, deſſen 
praktiſche Tragweite in verwandtem Zuſammenhang, näm⸗ 
lich beim Zwiſchenurteil über den Grund des Anſpruchs 
(8 304 30850), noch größer iſtt. i 
Prof. Dr. Gerhard Schiedermair, Königsberg (Pr.). 
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38. RG. — 8 606 ZPO.; Art. 3 Deutſch⸗Schweiz. Vollſtr⸗ 
Abk. v. 2. Nov. 1929 (RG Bl. 1930, II, 1066 und 1270). 

1. Ein in der Schweiz über Reichsdeutſche ergangenes 
Scheidungsurteil iſt in Deutſchland nur dann anzuerkennen, 
wenn nach der deutſchen Zuſländigkeits O. ein ſchweizeriſches 
Gericht zuſtändig war. 

2. Ob Wohnſitz in der Schweiz vorhanden war (§ 606 
Abſ. 1 ZPO.) ift dann alfo ebenfalls nach deutſchem Recht 
zu beurteilen. 

Das BG. hatte nur über die von der Bell. erhobene 
Einrede der Rechtshängigkeit zu eutſcheiden, nachdem 
abgeſonderte Verhandlung ſeitens des LG. angeordnet und 
über die Einrede durch Zwiſchenurteil entſchieden worden 
war (88 274, 275 BPO). 

Der Kl. hat zunächſt die Klage auf Herſtellung der 
ehelichen Gemeinſchaft erhoben. Zur Scheidungsklage iſt 
er erft in der Verhandlung v. 5. Juni 1937 übergegangen. 
Erſt in dieſem Zeitpunkt iſt ſeine Scheidungsklage beim LG. 
Berlin rechtshängig geworden. Demgegenüber hat die Bell. 
ihre Scheidungsklage bei dem AG. Bern (Schwetz) am 
8. April 1937 eingereicht. Darüber, wann dieſe Klage rechts⸗ 
hängig geworden iſt und welche Wirkung die Rechts⸗ 
hängigkeit hat, kann nur das ausländiſche Prozeßrecht 
entſcheiden, bier alſo die berniſche BPD., deren Art. 150 
beſtimmt, daß die Einreichung der Klageſchrift bereits die 
Rechtshängigkeit begründet. Die Scheidungsklage der Beil. 
beim A®. Bern iſt alſo am 8. April 1937 und damit vor 
der vom Kl. beim LG. Berlin erhobenen rechtshängig ge- 
worden. Auf dieſe Rechtshängigkeit kann ſich die Bekl. aber 
nur daun mit Erfolg berufen, wenn das auf ihre Klage 
ergehende Urteil des ſchweizeriſchen Gerichts in Deutſchland 
anzuerkennen ift. Entſcheidend für diefe Frage ift das am 
1. Dez. 1930 in Kraft getretene Abkommen des Deutſchen 
Reiches und der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft über die 
gegenſeitige Anerkennung und Vollſtreckung von gerichtlichen 
Eutſch. v. 2. Nov. 1929 (RG Bl. 1930, II 1066 u. 1270). 
In deſſen Artikel 3 heißt es: 

„Die in nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen Angehörigen eines der beiden Staaten oder beider 
Staaten ergangenen rechtskräftigen Entſcheidungen der 
bürgerlichen Gerichte des einen Staates werden im Ge⸗ 
biete des anderen Staates anerkannt, es ſei denn, daß an 
dem Rechtsſtreit ein Angehöriger des Staates, in dem 
die Entſcheidung geltend gemacht wird, beteiligt war und 
nach dem Rechte dieſes Staates die Zuſtändigkeit eines 
Gerichts des anderen Staates nicht begründet war. Dies 
gilt auch inſoweit als die in einer nicht vermögensrecht⸗ 
lichen Streitigkeit ergangene Entſcheidung ſich auf einen 
vermögensrechtlichen Anſpruch mit erſtreckt, der von dem 
in ihr feſtgeſtellten Rechtsverhältnis abhängt.“ 

Das Abkommen geht alfo von der grundſätzlichen 
gegenſeitigen Anerkennung der Entſch. eines Staates im 
anderen Staate aus, behandelt aber nicht ſämtliche Fälle 
gleich, ſondern unterſcheidet in Art. 3 drei Gruppen (vgl. 
auch Jonas: JW. 1936, 3578): a) beide Eheleute ſind 
Angehörige des Urteilsſtaates, b) beide ſind Angehörige 
des Anerkennungsſtaates, c) ein Ehegatte gehört dem einen, 
der andere Ehegatte dem anderen Staate an. Die Anerken⸗ 


nung des Urteils im Falle a) findet im anderen Staat ohne 


weiteres ſtatt. Im Falle b) und c) iſt das jedoch nur dann 
der Fall, wenn nach dem Recht des Anerkennungsſtaates 
bei irgendeinem Gericht des Urteilsſtaates ein Gerichtsſtand 
gegeben war. Hier liegt Fall b) vor. Das Urteil des ſchwei⸗ 
zeriſchen Gerichts kann alſo nur dann in Deutſch⸗ 
land Anerkennung finden, wenn nach dem deut⸗ 
ſchen Rechte die Zuſtändigkeit eines Schweizer Gerichts 
begründet war. 

Das LG. Berlin und ebenſo das AG. Bern haben 
nun für die Frage, ob der Kl. in der Schweiz noch Wohnſitz 
gehabt habe, ſchweizeriſches Recht angewendet, allerdings 
infolge einer verſchiedenen Würdigung der gegebenen Tat⸗ 
ſachen mit entgegengeſetztem Ergebnis. Das AG. Bern ing- 
beſondere iſt dazu gekommen, daß, da der Kl. nach ſchweize⸗ 
riſchem Recht noch am 8. April 1937, dem Tage des Rechts⸗ 
hängigwerdens des ſchweizeriſchen Scheidungsſtreits, in der 
Schweiz Wohnſitz gehabt habe, das ſchweizeriſche Gericht auch 
zuſtändig ſei. Dieſe Zuſtändigkeit des angerufenen ſchweize⸗ 
riſchen Gerichts verträgt ſich jedoch im vorl. Falle nicht 
mit dem Vollſtreckungsabkommen. Schon der Text des Ab⸗ 
kommens muß bedenklich ſtimmen, wenn es da heißt: 
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„Und nach dem Rechte dieſes Staates die Zuſtändig⸗ 
keit eines Gerichts des anderen Staates nicht begründet 
war.“ 


Was hier gemeint iſt, ergibt klarer das gemeinſame 
Sitzungsprotokoll der deutſchen und ſchweizeriſchen Delega 
tionen, die folgendes feſtgeſtellt haben (ogl. dazu die ſchweiz. 
Denkſchrift i. Schweiz. Bundesbl. 1929 Teil III S. 536, in der 
die Stelle des Sitzungsprotokolls wörtlich eingerückt iſt, und 
die amtliche deutſche Denkſchrift — Reichstagsdruckſache 2236 
aus 1928 —, in der ſich dieſer Teil des Sitzungsprotokolls 
ebenfalls befindet): 

„Die in Artikel 3 enthaltene Zuſtändigkeitsbeſtimmung 
bedeutet, daß der Richter des Staates, in dem das Urteil 
geltend gemacht wird, nachzuprüfen hat, ob eine der in 
ſeinem Recht für den in Frage kommenden Rechtsſtreit 
aufgeſtellten Zuſtändigkeitsvorausſetzungen im Gebiete des 
anderen Staates erfüllt war.“ 

Daraus ergibt fidh, daß der deutſche Richter bei der Aner⸗ 
kennung von ſchweizeriſchen Urteilen zu prüfen hätte, ob 
eine der nach deutſchem Recht, d. h. der deutſchen 
3 PO. aufgeſtellten Zuſtändigkeitsvorausſetzungen im Ge- 
biet der Schweiz erfüllt iſt. Zu den Zuſtändigkeits⸗ 
vorausſetzungen gehören nicht nur die Juſtändigkeits⸗ 
vorſchriften im engeren Sinne, ſondern z. B. auch die 
über den Wohnſitz, auf den die deutſche Zuſtändigkeitsord⸗ 
nung in perſonenrechtlichen Streitigkeiten im allgemeinen 
abſtellt (bgl. insbeſ. SS 606 Abſ. 1, 13, 16 3 O.) und die 
als ein Teil der deutſchen Zuſkändigkeitsvorſchriften angu- 
ſehen find (RZ. 67, 193, auch die Entſch. des Sen.: 
JW. 1936, 3651). Wenn alfo auch dem LG. darin beizu⸗ 
pflichten iſt, daß die Frage, ob jemand, gleichgültig ob In 
oder Ausländer, im Ausland Wohnſitz hat, gruudſätzlich 
nach ausländiſchem Recht zu beantworten ift (MB. 102, 
86, die angeführte Eutſch. des erk. Sen.), fo gilt das nicht, 
wenn zu prüfen ijt, ob ein ſchweizeriſches Urteil im Rahmen 
des Art. 3 des Vollſtreckungsabkommens anzuerkennen iſt. 
Handelt es ſich um ein Scheidungsurteil über Reichsdentſche, 
das in der Schweiz ergangen iſt, ſo iſt die Rechtslage viel⸗ 
mehr fo anzusehen, als ob die deutſche Zuſtändigkeitsrege⸗ 
lung auch in der Schweiz gilt, und es iſt zu prüfen, ob nach 
dieſen deutſchen Vorſchriften bei einem Gericht in der Schweiz 
Zuſtändigkeit begründet wäre, ohne daß fich allerdings da- 
nach die Zuſtändigkeit des im konkreten Falle gerade ange- 
rufenen Gerichts ergeben müßte („die Zuſtändigkeit eines 
Gerichts des anderen Staates“; ebenſo Jonas: JW. 1930, 
3286). Umgekehrt müßte alſo dann, wenn ſchweizeriſche 
Staatsangehörige ſich in Deutſchland ſcheiden laſſen wollten, 
bei einer Anerkennung des deutſchen Scheidungsurteils in 
der Schweiz vom ſchweizeriſchen Richter geprüft werden, ob 
nach ſchweizeriſchem Recht, wenn es in Deutſchland gälte, 
bei irgendeinem Gericht in Deutſchlaud ein Gerichtsſtand 
vorhanden wäre (Jonas: JW. 1936, 3578). Das führt 
dann, wenn ein ſchweizeriſcher Ehegatte in der Schweiz 
Wohnſitz hat, dazu, daß er in der Schweiz die Klage er 
heben muß (Art. 144 BGY.) und daß ein Urteil, das auf 
eine von dieſem Ehegatten in Deutſchland erhobene Klage in 
Deutſchland ergangen wäre, vom ſchweizeriſchen Richter nicht 
anerkannt werden könnte, weil Art. 7g Abf. 3 des ſchweizeri⸗ 


ſchen Bundesgeſetzes betreffend die zivilrechtlichen Verhält⸗ 


niſſe der Niedergelaſſenen und Aufenthalter, der durch 
Art. 59 Schlußtitel zum ZGB. jenem eingefügt iſt, hier nicht 
zutrifft (ogl. auch beide Denkſchriften zum Vollſtreckungs 
abkommen, die beide Fälle in gleicher Weife darſtellen, und 
Jonas: JW. 1930, 3286 u. 1936, 3578; ferner auch 
Beck bei Gmür, Komm. z. 36 B. Art. 7g Note 25ff. u. 180). 
Andererſeits führen beide Denkſchriften übereinſtimmend 
aus, daß deutſche Ehegatten, die in der Schweiz 
Wohnung haben, auch mit Wirkung für Deutſchland 
durch ein ſchweizeriſches Gericht geſchieden werden können. 
„Wenn dagegen“, fo heißt es in der ſchweizeriſchen Dent 
ſchrift weiter, „ein deutſcher Ehemann, der früher in der 
Schweiz wohnte, feinen Wohnſitz wieder in Deutſchland ge 
nommen hat, und die in der Schweiz zurückgebliebene Ehe⸗ 
frau die Scheidungsllage erheben will, jo kann der in 
Art. Th des zit. Bundesgeſetzes (gemeint ift das über die 
rechtlichen Verhältniſſe der Niedergelaſſenen und Aufent- 
halter) geforderte Nachweis nicht erbracht werden, weil nach 
dentſchem Recht, wenn der Ehemann in Deutſchlaud 
wohnt, die Scheidungsklage nur am Gerichtsſtaud ſeines 
Wohnſitzes durchgeführt werden kann.“ Eutſprechendes ſagt 


die deutſche Denkſchrift. Wenn in dem Urteil des AG. Bern 
alſo nach ſchweizeriſchem Recht die Zuſtändigkeit, d. h. vor 
allem der Wohnſitz des Kl., der im dortigen Rechtsſtreit der 
Beklagte iſt, geprüft wurde, ſo vermag der Senat ſich dem 
weder unter dem Geſichtspunkt des ſchweizeriſchen ZGB. 
noch des erwähnten Vollſtreckungsabkommens auzuſchließen. 
Anzuwenden war auf dieſe Fragen deutſches Recht, das, 
wie noch darzuſtellen iſt, die ausſchließliche Zuſtändigkeit des 
deutſchen Gerichts ergibt. 

Im vorliegenden Streit über die Nechtshängigkeit er⸗ 
gibt ſich demnach folgendes: 

Da nach den deutſchen Zuſtändigkeitsvorſchriften zu 
prüfen ift, ob für die Scheidungsklage der Bekl. in der 
Schweiz eine Zuſtändigkeit begründet war, kommt es alfo 
darauf an, ob der Ehemann dort ſeinen allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand im Sinne der deutſchen Vorſchriften hatte (88 606 
Abſ. 1, 13, 16 ZPO.), nicht aber, wie das nach ſchweize⸗ 
riſchem Recht der Fall ift (Art. 144 30 B.), ob der flage- 
erhebende Ehegatte dort ſeinen Wohnſitz hatte. Auch für die 
Prüfung des Wohnſitzes iſt, wie ſchon hervorgehoben wurde, 
deutſches Recht maßgebend. Würde alfo der Kl. zur Zeit 
der Klagerhebung ſeitens der Bekl. in der Schweiz noch 
ſeinen Wohnſitz gehabt haben, ſo würde das dortige Gericht 
allerdings zuſtändig geweſen ſein. Ebenſo wäre die Rechts⸗ 
lage zu beurteilen, wenn der Kl. zwar in Deutſchland ſchon 
Wohnſitz begründet, den in der Schweiz aber zur Zeit der 
Einreichung der Scheidungsklage durch die Bekl., d. h. am 
8. April 1937, noch nicht aufgegeben hätte; denn da das 
deutſche Recht ($ 7 Abſ. 2 BGB.) im Gegenſatz zum ſchwei⸗ 
zeriſchen (Art. 23 Abſ. 2 ZGB.) Doppelwohnſitz zuläßt, be- 
ſtünde auch dann an jedem dieſer Orte ein allgemeiner 
Gerichtsſtand des Ehemanns (vgl. auch RZ. 102, 86). 
Hätte hingegen der Ehemann ſeinen Wohnſitz in der Schweiz 
aufgegeben, ſo wäre, ſelbſt wenn er in Deutſchland noch 
feinen Wohnſitz wieder begründet hätte, das Gericht ſeines 
Aufenthaltsortes zuſtändig (816 ZRO.). Es kommt alſo 
keinesfalls die Vorſchrift des ſchweizeriſchen Rechts, wonach 
der einmal begründete Wohnſitz einer Perſon bis zum Er- 
werbe eines neuen Wohnſitzes beſtehen bleibt (Art. 24 Abf. 1 
36B.), zugunſten der Bekl. zur Anwendung. 

Der durch den Aufenthalt begründete Gerichtsſtand 
wird durch die deutſche ZPO. ausdrlicklich ebenfalls als all 
gemeiner bezeichnet. Der allgemeine Gerichtsſtand des Che- 
manns ift nach deutſchem Recht (§ 606 Abſ. 1 BPD.) aber ein 
ausſchließlicher, die Anbringung der Klage vor einem an⸗ 
deren deutſchen Gericht, bei dem kein allgemeiner Gerichts⸗ 
ſtand begründet iſt, und im Rahmen des Vollſtreckungs⸗ 
abkommens auch vor einem ſchweizeriſchen Gericht, dem nach 
dem oben Geſagten unter dem Geſichtspunkt des deutſchen 
Rechts nicht die Eigenſchaft als allgemeiner Gerichtsſtand 
des Ehemanns zukäme, iſt alſo unzuläſſig, ein daraufhin er⸗ 
gangenes Urteil könnte nicht anerkannt werden. Demgemäß 
haben auch ſchweizeriſche Gerichte ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des Vollſtreckungsabkommens ſtets die Scheidung 
von deutſchen Ehegatten abgelehnt, wenn in Deutſchland ein 
ſolcher ausſchließlicher Gerichtsſtand des Ehemanns be- 
gründet war (vgl. die ſchweiz. Deukſchrift; Entſch. des 
ſchweiz. Bundesgerichts 38 JI 47; Beck a. a. O. Art. 7h 
Schlußtit. Note 119). Hier hat aber der Ehemann, der ſich 
ſeitdem in Deutſchland aufhält, wenn nicht gar hier wohnt, 
ſeinen Wohnſitz bereits zur Zeit der Klagerhebung ſeitens der 
Bekl. in der Schweiz aufgegeben (wird ausgeführt), ſo daß ein 
etwa in der Schweiz ergehendes Urteil in Deutſchland nicht 
anerkannt werden könnte und die Bekl. ſich auf die Rechts⸗ 
hängigkeit bei den ſchweizeriſchen Gerichten nicht berufen kann. 


(O, 13. ZivSen., Urt. v. 4. April 1938, 13 U 5568/37.) 
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39. LG. — 85 828 f. RPO. 

1. Die Frage, ob der Schuldner gegen den Drittſchuld⸗ 
ner einen klagbaren Rechtsanſpruch auf Zahlung der Weih⸗ 
nachtsgratifikation hat oder ob das Weihnachtsgeld ihm frei⸗ 
willig gezahlt wird, kaun nicht im Vollſtreckungsverfahren ge⸗ 
prüft werden, da durch den Pfändungsbeſchluß nur „angeb⸗ 
liche Anſprüche“ des Schuldners gepfändet werden. 

2. Die h. M. bejaht grundſäßlich die Pfändbarkeit der 
klagbaren — Weihnachtsgratiſikation. Es entſpricht jedoch 
dem geſunden Volksempfinden, fie nicht in vollem Umfange für 
pfändbar zu erklären. — Zur Frage der Errechnung des pfänd⸗ 
baren Teils der Gratiſikatiou. f) 


Durch den ſpäter mehrfach abgeänderten Pfändungs- und 
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überweiſungsbeſchluß v. 27. April 1938 hat der Gläubiger die 
angeblichen Forderungen des Schuldners an die F.⸗Lebensver⸗ 
ſicherungs A.-G. in B. auf Zahlung von Gehalt, Proviſion, Gpe- 
ſen und ſonſtige Bezüge pfänden und ſich zur Einziehung über⸗ 
weiſen laſſen. Durch den angef. Beſchluß hat das AG. a) die 
Pfändungsgrenze für die Pfändung des laufenden Gehalts des 
Schuldners neu feſtgeſetzt, b) beſtimmt, daß von der angeblich 
dem Schuldner zuſtehenden Weihnachtsgratifikation (die brutto 
289,40 AM, netto 280,72 AM beträgt, fog. 13. Monatsgehalt) 
40 RM unpfändbar find, während der Reſtbetrag pfändbar 
ſein ſoll. 

Die ſofortige Beſchwerde, mit der der Schuldner die Ent⸗ 
ſcheidung zu b) angreift und einen Ausſpruch der volligen Ün- 
pfändbarkeit der Weihnachtsgratifikation begehrt, iſt im weſent⸗ 
lichen begründet. Ae des 

Im Pfändungsbeſchluß find nur angebliche Anſprüche de 
Schuldners e 80 ſie beſtehen, kann das Vollſtreckungs⸗ 
gericht nicht prüfen. Insbeſ. kann es nicht der Frage nachgehen, 
ob der Schuldner einen klagbaren Rechtsanſpruch auf Zahlung 
der Weihnachtsgratifikation hat. Dieſe Frage kann nur in 
einem Rechtsſtreit zwiſchen dem Gläubiger und der Drittſchuld⸗ 
nerin geklärt werden. Hier ift davon auszugehen, daß den 
Schuldner ein Rechtsanſpruch auf Zahlung der Gratifikation zu⸗ 
ſteht und daß dieſer „angebliche“ Anſpruch nach dem Wortlaut 
des Pfändungsbeſchluſſes mit gepfändet ift. Zur Klarſtellung ſei 
jedoch hier gleich bemerkt, daß dann, wenn ein Rechtsanſpruch 
auf die Zahlung des Weihnachtsgeldes nicht beſtehen ſollte das 
ſcheint die Auffaſſung der Drittſchuldnerin zu fem), die Pfän⸗ 
dung inſoweit ins Leere geht. Indeſſen kann die Kammer — 
und in dieſem Punkte weicht fie von der Entſch. des AG. 
Stolberg v. 16. Dez. 1938 (JW. 1939, 250) ab — dieſe Frage 
nicht von ſich aus eutſcheiden, weil ein Vollſtreckungsverfahren 
auf eine derartige Prüfung nicht zugeſchnitten iſt. Zudem iſt die 
Frage, ob nicht trotz der Betonung der Freiwilligkeit der Ge- 
währung einer ſolchen Gratifikation ein Rechtsanſpruch auf 
diefe beſteht, durchaus zweifelhaft (vgl. NALBS.: JW. 1935, 
2226 30; 1938, 2850 46; RArbch. 18, 159). an 

Grundſätzlich hat die herrſchende Meinung die Pfändbarkeit 
der — klagbaren — Weihnachtsgratifikation noch bis in die 
letzte Zeit bejaht, weil ſie in dem Weihnachtsgeld eine Arbeits⸗ 
vergütung ſieht (Jonas, „JO“, 15. Aufl., Anm. 1 4 zu 
8850 b). Indeſſen entſpricht es dem geſunden Volltsempfinden, 
die Gratifikation nicht in vollem Umfange für pfändbar zu er 
klären. Nimmt man an, daß die Sratifikation als ein Teil des 
Arbeitsentgeltes dem durch den Auszahlungszeitpunkt beſtunm⸗ 
ten Lohnabſchnitt voll zuzurechnen ift (. 3. B. JW. 1068. 87), ſo 
ergibt fich, daß von ihr / unpfandbar find, aljo 190 2H. Dem 
Schutzbedürfnis des Schuldners wird durch bfefe Regelung ber 
reits in erheblichem Umfange Genüge getan. Man hann aber 
auch anders rechnen und annehmen, daß die in dem Weihnachts 
geld ſteckenden Haushalts⸗ und Kinderzulagen von 115 RM 
ebenfo wie beim laufenden Gehalt auch in dieſem Falle un« 
pfändbar fein müffen. Dann blieben noch etwa 165 AA übrig. 
Sie ganz dem Gläubiger zu überlaſſen, wäre unbillig. Denn 
nach heutiger Auffaſſung muß doch gerade der, für den die eine 
Anerkennung ſeiner Gefolgſchaftstrene darſtellende Gratiſika⸗ 
tion beſtimmt ift, auch elwas von ihr haben. Das wird nur dar 
durch erreicht, daß man von den 165 RM noch etwa die Hälfte 
für unpfändbar erklärt. Bei dieſer Verechnungsweiſe Kommt 
man ebenfalls auf einen unpfündbaren Vetrag von etwa 190. K. 
Mehr als eine folme teilweife Freiſtellung der Sonderver 
ütung von der Pfündung kommt indeſſen mit Rückſicht auf 
die Gläubigerbelange nicht in Betracht. Nur der Umſtand, daß 
der Schuldner drei Kinder hat, die des beſonderen Schutzes be 
dürfen und die mit ben Kinderzulagen allein nicht zu ernähren 
find (KH.: JW 1938, 249331), läßt es gerechtfertigt erſcheinen, 
ihm von der Weihnachtsvergülung noch einen kleineren weiteren 
Betra u beiaſſen. Deshalb kommt die Kammer dazu, von der 
Weih p Tavet insgeſamt 235 RH netto für unpfändbar 

cl ih In Diesen Umfange war der angefochtene Beschluß 
ene während die weitergehende Beſchwerde des Schuld⸗ 


ners zurückzuwelſen war. 
(LG. Potsdam, 1b DH Be 


vorſtehende 10 1 die 18805 

u. gr wel der Weihnachtsgratifikatien, die in leiter 
Zeit emen Maße die unteren Gerichte beſchäftigt bat, 
wobei fih das Fehlen einer neueren höchſtrichterlichen Entſch. 
als fühlbarer Mangel zeigte. Die herrſchende Meinung in Schrift 
tum und Mr. hält die Pfändung der en für zu 
läſſig. Das Ach. Stolberg (Harz) und daß AG. Charlottenburg 
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haben durch Beſchluß v. 16. bzw. 15. Dez. 1938 (JW. 1939, 250 
und 316 4% in eingehender Begründung die Zuläſſigkeit ver⸗ 
neint. Der vorl. Beſchwerdeentſcheid ſtreift dieſe Frage, ohne in⸗ 
des zu ihr eindeutig Stellung zu nehmen. Formale Bedenken 
beeinflußten eine fachliche Entſch. Da dieſes eine grunde 
ſätzliche Frage der Rechtsfindung berührt, kann m. E. die 
Entſch. nicht unwiderſprochen bleiben. 

Ob die Weihnachtsgratifikation pfändbar iſt, glaubt das 
LG. deshalb nicht prüfen zu dürfen, weil nur angebliche An⸗ 
ſprüche des Schuldners gepfändet find. Vom Standpunkt des 
Juriſten iſt dieſe Auffaſſung zutreffend, vom Standpunkt des 
Rechtswahrers erſcheint ſie mir hingegen unbefriedigend. 
Mit dürren Worten ſagt ſie: wir Richter könnten zwar die 
ſchwierige und zweifelhafte Frage der Pfändbarkeit entſcheiden, 
wir brauchen es aber nicht, ſondern wollen die Entſch. dem 
Driktſchuldner (zumeiſt einem Laien!) überlaſſen. Dieſer mag 
ſich dann mit der herrſchenden Lehre und Praxis und mit den 
neueren Erkenntniſſen auseinanderſetzen und danach handeln. 
Macht er es falſch, dann muß er ſich verklagen laſſen. Dann 
werden wir ihm unſer Geheimnis verraten. Gewiß, in den 
meiſten Fällen kann und ſoll das Vollſtreckungsgericht gar nicht 
prüfen, ob die angebliche Forderung beſteht. Ihr Beſtehen kann 
der Drittſchuldner vielfach ſelbſt beurteilen oder, wenn es zwei⸗ 
felhaft ift, durch Richterspruch feſtſtellen laſſen. Hier handelt es 
ſich aber genau geſehen nicht um einen vielleicht zweifelhaften 
Tatbeſtand, ſondern lediglich um eine rechtliche Beurteilung. 
Denn das Beſtehen der Forderung hängt ausſchließlich von der 
rechtlichen Beurteilung ab, ob die Weihnachtsgratifikation ein 
Geſchenk ift oder ein Teil des Arbeitslohne s. Warum foll 
dieſe Frage nicht gleich vom Vollſtreckungsgericht geprüft wer⸗ 
den, wenn das ohne umfangreiche Beweiserhebungen möglich 
iſt? Eine weſentliche Aufgabe der nationalſozialiſtiſchen Gerichte 
iſt auch die vorbeugende Rechtspflege. Weshalb alſo die 
Entſch. über die Pfändbarkeit, die der Schuldner doch ausdrück⸗ 
lich begehrte, einem beſonderen Prozeß vor demſelben Gericht 
überlaſſen? Ein Prozeß, der den Parteien beträchtliche Koſten 
und Arger, dem Gericht entbehrliche Mehrarbeit verurſacht? Ob 
die Gratifikation Geſchenk oder Lohn (ſog. 13. Monat) iſt, 
Rann, von Sonderfällen abgeſehen, leicht und ſchnell feſtgeſtellt 
werden. Der Drittſchuldner iſt im vorl. Falle eine große Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft. Bei dieſen ift die Gratifikationsfrage im 
allgemeinen grundſätzlich geregelt. Ein telephoniſcher Anruf im 
Rechts⸗ oder Lohnbüro, eine ſchriftliche Rußerung der Direktion, 
eine Einſichtnahme in Arbeitstarif oder Arbeitsvertrag kann in 
vielen Fällen bereits Klarheit darüber bringen, welche Grund⸗ 
lage die Weihnachtsgratifikation hat. Das ſchafft im allgemeinen 
die Klarheit, die allen Parteien wegen der Zweifelhaftigkeit er⸗ 
wünſcht iſt. Läßt der Pfändungsbeſchluß dieſe Frage offen, ſo 
überläßt er die Rechtsfindung der Auffaſſung des Drittſchuld⸗ 
ners. Der Wert des Veſchluſſes it damit praktiſch in Frage 
geſtellt. Wer aus der Praxis weiß, welche Verwirrung ſchon der 
gewöhnliche Pfändungsbeſchluß infolge ſeiner unglücklichen juri⸗ 
ſtiſchen Formulierung bei den beteiligten Laien anrichtet, wird 
ermeſſen können, welche Empfindungen ein folder komplizier⸗ 
ter Beſchluß bei ihnen auslöſt. Beſtenfalls wird ein nicht vor⸗ 
gebildeter Drittſchuldner das Wort „angeblich“ in ſeiner Be⸗ 
deutung nicht erkennen und annehmen, daß das Gericht eben 
die Pfändung der Gratifikation angeordnet habe, und danach 
handeln. Spricht ſich das Vollſtreckungsgericht aber ſofort über 
die Pfändbarkeit der Gratifikation aus, ſo iſt den Parteien 
wenigſtens durch dieſe Klarſtellung geholfen. 

Ich verkenne nicht, daß man mit dieſem Verfahren den 
Rahmen unſerer gültigen geſetzlichen Vorſchriften ſprengt. Wenn 
das aber dazu beiträgt, die als zu ſtarr empfundenen forma⸗ 
liſtiſchen Ketten zugunſten der Findung des Rechtes zu brechen, 
ſo kann das m. E. nur begrüßt werden. Die Rechtsentwicklung 
im nationalſozialiſtiſchen Reich iſt ſchon über eine Reihe anderer 
uns früher als bindend erſchienener formaliſtiſcher Erwägungen 
hinweggegangen, ohne daß man ihnen eine Träne nachgeweint 
hatte. Ordnende Vorſchriften follen helfen, die richtige Entſch. 
auf dem kürzeſten und ſicherſten Wege zu finden, nicht aber eine 
ſachliche Entſch. hindern, ſofern nicht ausnahmsweiſe höhere 
Geſichtspunkte eine ſolche Einengung fordern. Gerade bei der 
Frage der „angeblichen Forderung“ hat die Praxis der unteren 
Gerichte in zunehmendem Mafe Feſſeln geſprengt. Nach dem 
methodiſchen Aufbau unſeres Vollſtreckungsrechtes erſchien es 
uns früher als ſelbſtverſtändlich, daß dem Antrag auf Erlaß 
eines Pfändungsbeſchluſſes ſtattgegeben wurde, wenn der An⸗ 
trag ſchlüſſig war. Der Lohn eines Arbeiters wurde beiſpiels⸗ 
weiſe gepfändet, ohne Rückſicht auf den Familienſtand und be⸗ 
ſondere Umſtände. Dem Schuldner blieb es überlaſſen, unter 
Darlegung ſeiner Verhältniſſe dagegen Erinnerung einzulegen. 
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War der Schuldner dem Befehle gehorſam und unberateu, jo 
ließ er fih trog Frau und Kinder den etwa 18 AM überſteigen⸗ 
den Lohn wegpfänden und hungerte. War er beſſer beraten, ſo 
erreichte er durch Erinnerungen die (oft mehrfachen) Abände⸗ 
rungen des Beſchluſſes. Beide Möglichkeiten ſind unerfreulich. 
Denn auch in letzterem Falle trägt der fehlerhafte Stantsakt 
des unrichtigen Pfändungsbeſchluſſes nicht dazu bei, das Ver⸗ 
trauen des einfachen Vollesgenoſſen zum Gericht zu erhöhen. 
Der nationalſozialiſtiſche Richter und Rechtspfleger wird von 
ſich aus dem Antragſteller eine entſprechende Anderung des An⸗ 
trages anheimgeben, wenn ihm erhebliche perſönliche Verhält⸗ 
niſſe des Schuldners bekannt ſind, ja er wird ſogar einfache 
Ermittlungen nach Lohn und Familienſtand des Schuldners an⸗ 
ftellen. Beſonders in ländlichen Verhältniſſen genügt hierzu oft 
eine fernmündliche Anfrage beim Arbeitgeber, beim Bürger- 
meiſter oder einfache Ermittlungen durch die Polizei. Der auf 
den berichtigten Antrag hin ergehende Beſchluß iſt alsdann in 
den meiſten Fallen auch ſachlich richtig. Er erhöht das not⸗ 
wendige Vertrauen zum Gericht, ſchadet niemanden, ſpart Arger 
und Arbeit. Auch hier könnte man einwenden, daß ja nur der 
angebliche Auſpruch gepfändet wurde, daß zu den einfachen 
Ermittlungen das Vollſtreckungsgericht gar nicht berechtigt war. 
Doch wer wird ernſtlich dieſe Sachbehandlung tadeln wollen? 
Was vernünftig und zweckentſprechend ift, ift richtig. Wie anders 
liegt es, von Ausnahmen abgeſehen, bei der angeblichen 
Forderung auf Weihnachtsgratifikation? 

Der in der vorſtehenden Entſch. enthaltene Grundſatz for- 
malen Denkens muß überwunden werden. Ordnende Vorſchriften 
dürfen eine ſachliche Entſch. nur dann beeinfluſſen, wenn ganz 
zwingende Gründe dieſes fordern. Solche vermag ich hier nicht 
zu erkennen. Die Entſch. hilft im Grundſätzlichen nicht den 
drei Parteien, ſie befriedigt auch nicht den Rechtswahrer, felbft 
wenn ſie juriſtiſch einwandfrei iſt. Eine Stellungnahme zu der 
Frage der Pfändbarkeit war m. E. geboten. 

Hiervon abgeſehen, zeigt die Entſch. im letzten Abſatz ein 
erfreuliches Eingehen auf den Gedanken der Gefolgſchaftstreue 
und auf die beſonderen Familienverhältniſſe des Schuldners. 
Wenn die Pfändung der Gratifikation grundſätzlich bejaht wird, 
ware eine Erörterung wünſchenswert geweſen, ob die Grati⸗ 
fikation dann nicht ihrem Sinne gemäß auf 12 Monate zu 
verteilen und nur mit der Maßgabe zu pfänden geweſen wäre. 
Eine praktiſche Bedeutung kommt dieſer Frage im vorl. Falle 
bei dem weitgehend gewährten Pfändungsſchutz jedoch nicht zu. 

AGR. Dr. Sommer, Stolberg (Harz). 
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[x Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen 
des Reichsfinanzhofs abgedruckt] 


x 40. 8 4 Abſ. 1 Ziff. 6 KörpSt®. 1934. Wirtſchaftliche 
Geſchäftsbetriebe, die von einem Kriegsblindenverein zur Er⸗ 
füllung ſeiner Fürſorgeaufgaben unterhalten werden müſſen, 
find von der Steuer freizuſtellen, wenn ſie ſich auf den Ver⸗ 
trieb der von den Kriegsblinden ſelbſt gefertigten Er⸗ 
zeugniſſe beſchränken. Der Vertrieb von zugekauften Zu⸗ 
ſatzwaren kann dabei außer Betracht gelaſſen werden, ſoweit 
er zur Erzielung eines beſſeren Umſatzes der Hauptwaren för⸗ 
derlich erſcheint und ſich in angemeſſenen Grenzen hält. 

(RIY. 6a Sen., Urt. v. 28. Jan. 1939, VIa 53/38.) 

* 


X 41.86 Satz 1, 58 14, 15 Abſ. 1 KörpStG. 1934; 82 
Abſ. 2 EinkStG. 1934; §7 Abſ. 1 Ziff. 1 Abſ. 3 der 2. Umw⸗ 
StDurchfVO. Bei der Ermittlung des ſteuerpflichtigen Be⸗ 
triebsgewinns aus dem letzten Wirtſchaftsjahr (Rumpfwirt⸗ 
ſchaftsjahr) einer umgewandelten oder aufgelöſten Kapital⸗ 
geſellſchaft nach 87 Abſ. 3 der 2. UmwStdurchf VO. darf ein 
Umwandlungsverluſt nur inſoweit abgezogen werden, als er 
auf die Herabſetzung der Buchwerte der übertragenen Wirt⸗ 
ſchaftsgüter auf den niedrigeren Teilwert zurückzuführen ijt. +) 

Die beſchwerdeführende Aktiengeſellſchaft ift auf Grund 
des Ummandl®. v. 5. Juli 1934 mit Wirkung v. 1. Nov. 
1936 an in eine Kommcheſ. umgewandelt worden. In dem 
Rumpfwirtſchaftsjahr v. 1. Jan. bis 31. Okt. 1936 hat die 
Geſellſchaft einen Gewinn von 190 782,65 AM erzielt. In 
der Umwandlungsbilanz auf den 31. Okt. 1986, die der Um⸗ 
wandlung zugrunde gelegt wurde, hat ſie die Grundſtücke, die 
ihr bereits am 31. Dez. 1934 gehört hatten und die in der 
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Steuerabſchlußbilanz auf den 31. Okt. 1936 mit 174 166,55 AM 
(in der Handelsbilanz auf den gleichen Tag mit 77 475 RM) 
bewertet find, in Ausnutzung der Bewertungsfrefheit des 87 
Abſ. 1 Ziff. 1 der 2. DurchfVO. zum UmwandlStcz. (2. Um- 
wandlStDurchfVoO.) nur mit 115 875,90 AK angeſetzt. Da- 
Duro hat ſich ein Umwandlungsverluſt von 58290 AM er- 
geben. 

Streitig ift, ob dieſer Verluſt von dem Gewinn des letzten 
Rumpfwpirtſchaftsjahrs abgezogen werden darf. Das Fin A. hat 
die Frage bei der Körperſchaftſteuerveranlagung für den letzten 
Beſteuerungszeitraum (1. Jan. bis 31. Okt. 1936) verneint 
und den letzten Betriebsgewinn in voller Höhe zur Körper⸗ 
ſchaftſteuer herangezogen. Die Geſellſchaft hat demgegenüber 
die Abſetzung des Umwandlungsverluſtes verlangt, da für den 
letzten Beſteuerungszeitraum eine einheitliche Veranlagung 
ſtattzufinden habe, bei der nach den Grundſätzen des Körper⸗ 
ſchaftſteuerrechts Teilergebniſſe — hier das Betriebserfolgs⸗ 
ergebnis und das Ergebnis der Umwandlung — zuſammen⸗ 
fee alſo gegebenenfalls gegeneinander auszugleichen 
eien. 

Die Sprungberufung der Geſellſchaft ift erfolglos ge- 
blieben. Ihre RBeſchw. iſt begründet. 

Werden bei der Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft in 
eine Perſonengeſellſchaft auf Grund des Umwandlcg. Wirt- 
ſchaftsgüter, die mindeſtens ſeit dem Ende des Wirtſchafts⸗ 
jahrs 1934 zum Betriebsvermögen der Aktiengeſellſchaft ge⸗ 
hört haben, in das im Inland belegene Betriebsvermögen der 
Perſonengeſellſchaft übernommen, ſo dürfen dieſe Wirtſchafts⸗ 
guter nach §7 Abſ. 1 Ziff. 1 der 2. UmwandlStDurchf VO. in 
der Umwandlungsbilanz mit einem beliebigen Wert, höchſtens 
aber mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Übertragung des Ver⸗ 
mögens eingefetzt werden (Ziff. 1 Satz 2 a. a. O.). Je nachdem 
die umgewandelte Aktiengeſellſchaft von dieſer Bewertungsfrei⸗ 
heit Gebrauch macht — ſei es durch Erhöhung oder durch 
Herabſetzung der letzten Buchwerte —, können Umwandlungs⸗ 
gewinne oder Umwandlungsverluſte entſtehen. Von den Um⸗ 
wandlungsgewinnen wird die Körperſchaftſteuer nur in Hohe 
eines Drittels erhoben (Ziff. 1 Satz 3 a. a. O.), über die Be⸗ 
handlung der Umwandlungsverluſte ift in den Steuerbeguͤn⸗ 
ſtigungsvorſchriften nichts beſtimmt. 

Das Fincher. ift zur Begründung feiner Entſcheidung, 
daß ein ſolcher Umwandlungsverluſt an dem Betriebsgewinn 
des letzten Beſteuerungszeitraums nicht abgeſetzt werden könne, 
von der Vorſchrift des $7 Abſ. 3 der 2. UmwandlStDurchfVO. 
ausgegangen, wonach der bis zur Übertragung des Ver⸗ 
mögens auf die Perſonengeſellſchaft aus der bisherigen Be⸗ 
triebsgebarung der inzwiſchen erloſchenen Aktiengeſellſchaft ſich 
ergebende Gewinn nach den allgemeinen Vorſchriften in vol⸗ 
lem Umfang zur Körperſchaftſteuer heranzuziehen ſei. Zum 
Zweck der Ermittlung dieſes Gewinns müſſe daher neben der 
Umwandlungsbilanz auf den gleichen Stichtag unter Berück⸗ 
ſichtigung der allgemeinen ſteuerrechtlichen Vorſchriften 
eine Abſch lu ß bilanz aufgeſtellt werden, die den laufen⸗ 
den Betriebsgewinn des durch die Umwandlung beendeten 
letzten Rumpfwirtſchaftsjahrs ausweiſe. In den hierbei zu 
beachtenden Vorſchriften des EintSt®. und KörpS tc. fei ein 
Verluſtausgleich nur in ganz beſtimmten, hier nicht in Be⸗ 
tracht kommenden Fällen vorgeſehen. Überdies könne ein Ver⸗ 
luſtausgleich jedenfalls dann nicht Platz greifen, wenn der 
Verluſt nicht innerhalb des Rumpfwirtſchaftsjahrs ſelbſt und 
im Zuſammenhang mit der Betriebsgebarung der inzwiſchen 
erloſchenen Kapitalgeſellſchaft, ſondern nachträglich dadurch 
entſtanden ſei, daß bei der Übertragung des Vermögens auf 
die neue Perſonengeſellſchaft von der dabei zugelaſſenen Be- 
wertungsfreiheit Gebrauch gemacht worden fei. 

Dieſer Gedankengang des Finßer. ift nicht frei von Be- 
denken. In 8 2 Abſ. 2 EintSt%. 1934 ift für die Ermittlung 
des Einkommens der Ausgleich zwiſchen Gewinnen und Ber- 
luſten, die ſich bei verſchiedenen Einkunftsarten ergeben haben, 
allgemein vorgeſchrieben. Es iſt unbeſtritten, daß dieſer grund⸗ 
ſätzliche Ausgleich auch dann ſtattzufinden hat, wenn Ge⸗ 
winne und Verluſte nicht bei verſchiedenen Einkunftsarten, 
ſondern bei verſchiedenen Vorgängen innerhalb der gleichen 
Einkunftsart aufgetreten ſind. Für den beſonderen Fall der 
Veräußerung eines Betriebs im Ganzen, der dem der Um⸗ 
wandlung einer Kapitalgeſellſchaft in eine Perſonengeſellſchaft 
ähnlich ift, hat z. B. der NEG. in dem Urt. v. 11. Okt. 1934, 
VIA 1331/32 (REAL. 1935, 613 = SW, 1935 Nr. 19) die 
Zuläſſigkeit des Ausgleichs zwiſchen einem Betriebsgewinn und 
einem Veräußerungsverluſt, wie auch zwiſchen einem Veräuße⸗ 
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rungsgewinn und einem Betriebsverluſt ausdrücklich an⸗ 
erkannt (vgl. auch Veranlagungsrichtlinien 1937 unter O H 3 a 
Abſ. 2; [RSBI 1938, 206). 

Die Auffaſſung des Fincher., daß die Vorſchrift des 8 2 
Abſ. 2 EintSt®. 1934 im Streitfall nicht in Betracht komme, 
ift unzutreffend. Denn diefe Vorſchrift gilt in allen Fällen 
der ſteuerlichen Einkommensermittlung auf dem Gebiet der 
Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer, ſoweit nicht im Ge⸗ 
fe EinkStiß. oder KörpStch.) der Verluſtausgleich ausdrück⸗ 
lich ausgeſchloſſen ift (vgl. z. B. § 17 Abſ. 2 EinkStcz. 1934, 
8 23 Abſ. 4 Satz 2 Eint&t®. 1934) oder feine Anwendung zu 
dem Sinn und Zweck einer beſonderen Steuervorſchrift in 
offenbarem Widerſpruch ſtehen würde. Im Streitfall ſteht der 
Vornahme des Verluſtausgleichs insbeſ. nicht etwa entgegen, 
daß infolge der ſteuerlichen Begünſtigung des Umwandlungs⸗ 
gewinns dieſer getrennt von dem letzten Betriebsgewinn er- 
mittelt werden muß. Das Fincher. irrt, wenn es glaubt, 
daß die Vorſchriften der 88 14, 15 KörpStG. 1934 in den 
Fällen der ſteuerbegünſtigten Umwandlung überhaupt aus⸗ 
zuſcheiden haben. Sie ſind lediglich für dieſe Fälle durch 87 
der 2. UmwandlStDurchfVoO. zugunſten ber umgewandelten 
Kapitalgeſellſchaften in beſtimmten Punkten abgewandelt. Im 
übrigen haben ſie auch hier Anwendung zu finden. Dies gilt 
insbeſ. von dem ſich aus § 14 Abſ. 4 KorpSt®. 1934 (vgl. 
815 Abſ. 1 a. a. O.) ergebenden Grundſatz, daß das Betriebs⸗ 
ergebnis des mit dem Zeitpunkt der Umwandlung endenden 
Rumpfwirtſchaftsjahrs und das Erfolgsergebnis der Um⸗ 
wandlung zuſammen einen einheitlichen Steuergegenſtand bil⸗ 
den, der für den gleichen Beſteuerungszeitraum zur Steuer 
heranzuziehen iſt. Die Notwendigkeit der getrennten Ermitt⸗ 
lung von Teilen des Einkommens eines beſtimmten Beſteue⸗ 
rungszeitraums tritt auch ſonſt ſtets ein, wenn Teile des 
Einkommens einem ermäßigten Steuerſatz unterliegen, jo 
z. B. in den Fällen des § 19 Abſ. 2 KörpStG. 1934. Es ſteht 
zweifelsfrei feſt, daß in dieſen Fallen die getrennte Einkom⸗ 
mensermittlung nicht etwa auch eine getrennte Veranlagung 
— gewiſſermaßen für zwei verſchiedene Beſteuerungszeiträume 
— bedingt, wodurch der Verluſtausgleich ausgeſchloſſen ware. 

Ein ausdrückliches Verbot des Verluſtausgleichs iſt für 
die Falle der ſteuerbegünſtigten Umwandlung nicht ausgeſpro⸗ 
chen. Für den Ausgleich eines Umwandlungeverluſtes kann 
ein ſolches insbeſ. nicht etwa aus der Vorſchrift des §7 Abi. 3 
der 2. UmwStDurchfVO. gefolgert werden. Wenn hier die 
Heranziehung des letzten Bekriebsgewinns zur Korperſchaft⸗ 
ſteuer nach den allgemeinen Vorſchriften ver⸗ 
langt ift, fo wird dadurch die Anwendung des in § 2 Ab. 2 
EinkStch 1934 zugelaſſenen Verluſtausgleichs nicht aus- 
geſchloſſen. Denn diefe Vorſchrift gehört gemäß 8 6 Satz! 
Mirate, 1934 zu den allgemeinen Einkommensermittlungs⸗ 
vorſchriften für die Körperſchaftſteuer. h 

Eine andere Frage ift allerdings, ob nicht der Verluſt⸗ 
ausgleich dem Sinn und Zweck der Vorſchrift des §97 Abf. 3 
der 2. UmwStDurchf BO. widerſpricht. Man wird ſchon all⸗ 
gemein annehmen müſſen, daß ein Gewinn, der nach be⸗ 
ſtimmten geſetzlichen Regeln, insbeſ. unter Einhaltung be⸗ 
ſtimmter Bewertungsrichtlinien ermittelt werden muß, wie es 
beim regelmäßigen gewerblichen Betriebsgewinn zutrifft, nicht 
anz oder zum Teil durch einen Verluſt ausgeglichen wer⸗ 
— hart der ſich bei einem Einkommenskeil ergibt, für bef- 
ſen Ermittlung ſolche Regeln nicht gelten Dieſe Annahme 
wird beſonders dann berechtigt ſein, wenn durch einen ſolchen 
Verluſtausgleich gerade die Einhaltung der für die Ermitt⸗ 
lung des Vetriebsgewinns vorgeſchriebenen Bewerten sgrund⸗ 
füge mehr oder weniger hinfällig gemacht würde. Diele Mög 
lichkeit würde bei unbeſchränkter Zulaſſung des Ausgleichs 
eines Umwandlungsverluſtes mit dem letzten Betriebsgewinn 

ch der Art und Weiſe der Ermittlung des Umwandlungs- 
y 5 ff 3 beſtehen. Für die Bewertung der Wirtſchaftsgüter, 
ie der rage Hapitalgeſellſchaft ſeit dem Ende des 
Wirtſchaftsjahrs 1934 (1933/8340 gehort haben, in der Um⸗ 
dlungsbilanz ift in 87 Abf. Ziff. 1 a. a. O. nach unten 
A lan e geſetzl. Die umgewandelte Kapitalgeſellſchaft hat 
8 daher vielfach in der Hand, durch entſprechend niedrige 
Bewektug einen Umwandlungsverluſt herbeizuführen, der 
bei Zulaſſtgteit des Verluſtausgleichs ihren letzten Betriebs⸗ 
gewinn aufzehren würde. Das könnte wirkſam auch nicht etwa 
i halten werden, daß die herabgeſetzten Werte 

a ei ünftigungsvorfchrift die Ausgangswerte für 
— ittlung bei der Perſonengeſell⸗ 
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delt iſt, und daß daher bei dieſer einmal — im Zeitpunkt der 
Veräußerung der niedrig bewerteten Wirtſchaftsgüter — die 
abgeſchriebenen Beträge von der Steuer erfaßt werden. Denn 
wenn, wie im Streitfall, lediglich die Werte von betriebs⸗ 
notwendigen Anlagegütern, die nicht der Abnutzung unterlie⸗ 
gen, herabgeſetzt werden, ſo braucht mit der Veräußerung die⸗ 
ſer Wirtſchaftsgüter und mit der dann eintretenden Ver⸗ 
ſteuerung der in den herabgeſetzten Werten ſteckenden ſtillen 
Reſerven in abſehbarer Zeit nicht ernſtlich gerechnet zu wer⸗ 
den. Im übrigen würde ſich auch bei abnutzbaren Anlage⸗ 
gütern der Ausgleich der durch die Wertherabſetzung bei der 
Umwandlung erreichten Steuererſparnis u. U. erſt in längerer 
Zeit und alljährlich nur in geringem Umfang herbeiführen 
laſſen, ſo daß dem großen bei der Umwandlung erzielten 
ſteuerlichen Vorteil kein gleichwertiger Nachteil in der Zu⸗ 
kunft gegenüberſtehen würde. 

Mit dem Sinn und Zweck des 87 Abſ. 3 der 2. Um- 

wandlStDurchfVO. wäre es hiernach nicht vereinbar, daß 
die umgewandelte Kapitalgeſellſchaft nach Belieben ihren letz⸗ 
ten Betriebsgewinn durch entſprechende Unterbewertung von 
Wirtſchaftsgütern in der Umwandlungsbilanz ganz oder zum 
Teil der Steuer entziehen könnte. Um eine ſolche Möglichkeit 
auszuschalten, ift es aber nicht erforderlich, den Ausgleich 
zwiſchen letztem Betriebsgewinn und Umwandlungsverluſt 
überhaupt als unzuläſſig zu erklären. Es braucht vielmehr 
nur ein Mißbrauch der Bewertungsfreiheit verhindert zu wer⸗ 
den. Ein ſolcher Mißbrauch liegt aber offenbar nicht vor, 
wenn etwa den Teilwert überſteigende Buchwerte der letzten 
Abſchlußbilanz der umgewandelten Kapitalgeſellſchaft in der 
Umwandlungsbilanz auf den Teilwert herabgeſetzt werden. 
Wenn lediglich dadurch ein Umwandlungsverluſt entſteht, ſo 
ſteht ſeinem Ausgleich mit dem letzten Betriebsgewinn nichts 
entgegen. Dann iſt auch die oben angeführte Vorausſetzung 
für die Zuläſſigkeit des Verluſtausgleichs erfüllt, da auch bei 
der Ermittlung des Umwandlungsverluſtes die allgemeinen 
Bewertungsvorſchriften ($6 EintStG. 1934), die den Über- 
gang zu dem niedrigeren Teilwert geſtatten, beachtet ſind. 
Überdies würde in ſolchen Fallen die Verweigerung des Ver⸗ 
luſtausgleichs u. U. dazu führen können, daß ſich eine um⸗ 
gewandelte Kapitalgeſellſchaft, die von der Steuervergünſti⸗ 
gung des 87 Abſ. 1 Ziff. 1 der 2. UmwandlStDurchf VO. Ge- 
brauch macht, ſteuerlich ſchlechter ſtellen würde, als wenn ſie 
den Gewinn ihres letzten Beſteuerungszeitraums nach den 
Vorſchriften der §8 14, 15 Abf. 1 KörpStcG. 1934 verſteuern 
würde. Denn dann würde ein durch den Anſatz der über⸗ 
tragenen Wirtſchaftsgüter mit dem gemeinen Wert bei der 
Feſtſtellung des Abwicklungsendvermögens bewirkter Um⸗ 
wandlungsverluſt ohne weiteres mit dem Betriebsgewinn des 
letzten Rumpfwirtſchaftsjahrs ausgeglichen. 
Gegen das Ergebnis dieſer Erwägungen kann nicht etwa 
eingewendet werden, daß es vom Verordnungsgeber als ge⸗ 
wollt nicht angeſehen werden könne, weil ſonſt die in 87 
Abf. 1 Ziff. 1 der 2. UmwandlStDurchf VO. zugelaſſene Be- 
wertungsfreiheit keine praktiſche Bedeutung hatte. Denn letzte⸗ 
res trifft nicht zu. Die Bewertungsfreiheit bezieht ſich auf 
die einzelnen Wirtſchaftsgüter. Es kann alſo z. B. durch die 
Unterbewertung eines Wirtſchaftsguts die Werterhohung bei 
einem anderen Wirtſchaftsgut ganz oder zum Teil ausgegli⸗ 
chen und dadurch die Entſtehung eines ſteuerpflichtigen Um⸗ 
wandlungsgewinns ganz oder zum Teil verhindert werden. 

Die nach dem Ausgeführten gebotene Einſchränkung der 
Zuläſſigkeit des Ausgleichs eines Umwandlungsverluſtes ſteht 
ſchließlich auch nicht im Widerſpruch zu dem Sinn und Zweck 
der Umwandlungsſteuergeſetzgebung. Die hier für das Ge⸗ 
biet der Körperſchaftſteuer vorgeſehenen Steuervergünſtigun⸗ 
gen, durch deren Einführung mit zur Umwandlung von Kapi⸗ 
talgeſellſchaften in Perſonengeſellſchaften oder Einzelunter⸗ 
nehmen angeregt werden ſollte, haben offenbar folgende dop⸗ 
pelte Bedeutung. Es ſollte einmal — ebenſo wie es für die 
Umwandlung von einer Kapitalgeſellſchaft in eine andere in 
§ 15 Abſ. 2 KörpSt®. 1934 zugelaſſen ift — der ſteuerfreie 
Übergang von ſtillen Reſerven der umgewandelten Kapital⸗ 
geſellſchaft auf die Perſonengeſellſchaft oder das Einzelunter⸗ 
nehmen ermöglicht werden. Zweitens ſollte die Auflöſung 
ſtiller Reſerven bei der Umwandlung dadurch erleichtert wer- 
den, daß der durch dieſe Auflöſung entſtehende Gewinn nur 
zu einer ermäßigten Körperſchaftſteuer herangezogen wird. 
Daß daneben aber auch noch die Erhöhung der in den letzten 
Buchwerten der umgewandelten Kapitalgeſellſchaft ſteckenden 
ſtillen Reſerven oder die Bildung neuer ſtiller Reſerven hätte 
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begünſtigt werden follen — wozu die uubeſchränkte Zulaſſung 

des Ausgleichs eines Umwandlungsverluſtes führen würde —, 

dafür laſſen ſich zuverläſſige Anhaltspunkte nicht auffinden. 
(Ri., 1. Sen., Urt. v. 17. Jan. 1939, 191/38.) 


Anmerkung: Eine jede Ausnahmegeſetzgebung bringt es 
mit ſich, daß trotz aller Sorgfalt bei der Abfaſſung der Ge⸗ 
ſetze immer wieder neue Zweifelsfragen auftauchen, die erſt 
allmählich durch die Rſpr. geklärt werden können. Streitfra⸗ 
gen aus dem Gebiet des UmwandlStG. find erft im Laufe 
des Jahres 1938 an den Riß H. gekommen, es ift dann aber 
in ziemlich kurzer Zeit eine recht weitgehende Klärung von 
Zweifelsfragen erfolgt. Hingewieſen ſei dabei z. B. auf die 
Frage der Behandlung alter und neuer Darlehen, die als 
Gewinnausſchüttung zu behandeln ſind (Urt. v. 26. Jan. 1938 
VI 33/38: SW. Nr. 159] und v. 1. Juni 1938 [VI 334/38: 
StW. Nr. 148 = RSHI. 7230), über die Behandlung nicht 
ausgeſchütteter Gewinne (Urt. v. 16. Febr. 1938 [VI 88/38: 
SB. Nr. 158 = RSB 492), über die Auflöſung von 
Reſerven, insbeſ. der Rückſtellung für die Grunderwerbſteuer 
der toten Hand (Urt. v. 13. Juli 1938 [J 73/38: NFH. 44, 
247 = SW. Nr. 445 = RSBL 871]), über die Auswir⸗ 
kung des UmwandlStch. auf die Frage der Mindeſtbeſteue⸗ 
rung (Urt. v. 8. Juli 1938 [I 368/37: REP. 44, 203 = 
StW. Nr. 446 = RSHI. 998]) und über die Fortführung oder 
Veränderung alter Buchwerte (Urt. v. 14. Juni 1988 [I 282/32: 
St W. Nr. 447 = RESET. 980] und v. 20. Sept. 1938 [I 112/38: 

SBI. 1939, 661). Dazu find getreten die Entſch. über die 
Bindung der ſteuerrechtlichen an die handelsrechtliche Um⸗ 
wandlungsbilanz (Urt. v. 22. Nov. 1938 [I 364/38: RFH. 45, 
227 = SW. 1939 Nr. 760) und äber die Ermittelung des 
Einſtandspreiſes der Beteiligung (Urt. v. 23. Nov. 1938 [VI 
491/38: StW. 1939 Nr. 77 = REBI. 1939, 262] und v. 
14. Dez. 1938 [VI 711/38: Kartei Rſpr. 14 zu § 7. 5 

Nunmehr hat der REH. Gelegenheit gehabt, eine Frage 
zu entſcheiden, von der man auf den erſten Blick hätte glau⸗ 
ben mögen, daß ſie einer beſonderen Entſcheidung gar nicht 
bedurft hätte. Das UmwandlStG. ſetzt ja keine ſelbſtändige 
und keine neue Steuerverpflichtung feſt, ſondern enthält nur 
ſteuerliche Vergünſtigungen für ſolche Fälle, die nach den all⸗ 
gemeinen ſteuerlichen Vorſchriften einer Steuer bereits un⸗ 
terworfen ſind. Wenn und inſoweit nach dieſen allgemeinen 
Vorſchriften eine Steuerpflicht nicht entſtanden wäre, wird 
fie auch durch das UmmwandlSt®. nicht begründet. So geht 
die Steuerpflicht des Umwandlungsgewinns der aufgelöſten 
Geſellſchaft auf die Vorſchrift des § 15 KörpStG. zurück, 
wonach im Falle einer Vermögensübertragung die Vorſchrif⸗ 
ten des § 14 über den Auflöſungs⸗ oder Abwicklungsgewinn 
entſprechende Anwendung finden. Dieſer § 14 rechnet nun aber 
das Ergebnis des letzten Rumpfgeſchäftsjahrs vor dem Be⸗ 
ginn der Abwicklung ohne weiteres mit in den Abwicklungs⸗ 
zeitraum hinein, ſo daß ſich Gewinn und Verluſt der beiden 
Teile des einheitlichen Steuerabſchnittes ohne weiteres mit⸗ 
einander ausgleichen. Der gleiche Gedanke iſt durch das Urt. 
v. 11. Okt. 1934 (VI A 1381/32: JW. 1935, 447 mit meiner 
Anm.) auf das Gebiet der Einkommenſteuer übertragen wor- 
den. Deshalb folte es für die Frage einer ſolchen Ausgleichs- 
möglichkeit im Falle der Umwandlung gar keiner beſonderen 
Erörterung bedürfen. 

„Die praktiſche Bedeutung der Entſcheidung 4 liegt denn 
auch im weſentlichen nicht ſo ſehr in der grundſätzlichen Bu: 
laſſung eines Ausgleichs, als in deren Beſchränkung auf 
ſoſche Umwandlungsverluſte, die durch Herabſetzung der Buch 
werte auf die Teilwerte entjtehen, Inſoweit hätte man viel- 
leicht auch ſchon auf einem einfacheren Wege zu dem gleichen 
Ergebnis kommen können. Die Gefellſchaft war ja ohne wei 
teres berechtigt, in der Zwiſchenbilanz, die der Berechnung 
des Gewinns für das Rumpfgeſchäftsjahr zugrunde liegt, ihre 
Buchwerte auf die Teilwerte herabzuſetzen; dann wären die 
daraus ſich ergebenden Buchverluſte unmittelbar als Minder- 
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lungsverluſt. Es beſteht aljo kein Anlaß, der Geſellſchaft in- 
ſoweit die Aufrechnung eines Umwandlungsverluſtes gegen 
über dem Gewinn des Rumpffahres zu verjagen. Daß eine 
Geſellſchaft nicht berechtigt iſt, über dieſe Grenze hinaus einen 
Umwandlungsverluſt gegen den laufenden Geſchäftsgewinn 
aufzurechnen, erſchelnt ſelbſtverſtändlich und bedarf keiner be 
ſonderen Begründung. 
Für die Praxis laffen ſich aus den Eutſcheidungen fol 
gende Grundſätze herſtellen: 
1. der laufende Betriebsverluſt kann von dem Umwand 
lungsgewinn ohne jede Einſchränkung abgezogen mwer- 
den; ſteuerpflichtig bleibt dann nur der Reſt des Umwand⸗ 
lungsgewinns, ntaßgebend ift der ermäßigte Steuerſatz 
des UnmwandlSt®.; 
ein Umwandlungsverluſt kann vom laufenden Betriebs 
gewinn inſoweit abgezogen werden, als der Verluſt auch 
ohne die beſondere Bewertungsfreiheit des Umwand⸗ 
lungsſteuerrechts entſtanden wäre. Es tft alfo unerheb 
lich, ob die Abſchreibung auf den Teilwert beim lau 
fenden Betriebsgewinn oder als beſonderer Umwand 
lungsverluſt erſcheint. Für den verbleibenden Reſt des 
lauſenden Betriebsgewinns gilt der volle Steuerſatz des 
KörpStch.; 
ein Umwandlungsverluſt, der nur durch die völlige Be⸗ 
wertungsfreiheit des Umwandl St. entſteht, kann gegen 
den laufenden Betriebsgewinn nicht verrechnet werden. 
RA. u. Notar Dr. Delbrück, Stettin, 
Fachanwalt für Steuerrecht. 
E 
X 42, 8 6 Satz 1, 88 14, 15 Abſ. 1 KörpStG. 1934: $ 2 
Abſ. 2 EinkStcz. 1934; 87 Abſ. 1 Ziff. 1, Abſ. 3 der 2. Um- 
wandlStDurchf VO. Bei der Ermittlung des ſteuerpflichtigen 
Umwandlungsgewinns i. S. des 87 Abſ. 1 Ziff. 1 der 2. Um- 
wandlStDurchfVO. darf ein ſleuerlich anzuerkennender Be- 
triebsverluſt des letzten Wirtſchaftsjahrs (Numpfwirtſchafts⸗ 
jahrs) abgeſetzt werden. 
(NFH, 1. Sen., Urt. v. 17. Jan. 1939, 1262/38.) 
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[** Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſichexrung 
(Neue Folge der Amtl. Nachrichten des RVerſdl.) abgedruckt 
[O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, heraus 
gegeben von Mitgliedern des RVerſ. (EuM.), abgedruckt! 


** O 43. § 384 Abſ. 1 RVO. Eine erhöhte betriebseigene 
Erkrankungsgefahr kann bei Reichsautobahn⸗ und Heeres⸗ 
bauten n. U. gerade darin erblickt werden, daß diefe unter 
erſchwerten Arbeitsbedingungen zum Wohle der Vollsgeſamt⸗ 
heit möglichſt beſchleunigt fertiggeſtellt und bei ihnen daher 
unter Berückſichtigung der heutigen Verhältniſſe im Arbeits⸗ 
einſatz auch körperlich und fachlich an ſich nicht voll geeignete 
Arbeiter verwendet werden müſſen, die vielſach den beſonderen 
an ihre Leiſtungsfähigkeit zu ſtellenden Anſorderungen des 
Betriebes nicht genügen. 

(MVerfſal., Beſchlsen. der Abt. für Kranken- und Juvaliden⸗ 
verſicherung, Beſchl. v. 19. Okt. 1938, II K 54/38 BS.) [K.] 

* 


O 44. 8 1265 RVO. n. F.; 88 18, 117 Abſ. 1 RAus⸗ 
band. Einem Bexſicherten, der nach eingetretener Invali⸗ 
dität vor dem Jahre 1936 mit ſeinem Anſpruch auf Inva⸗ 
lidenrente wegen Anwartſchaftsverluſtes abgewieſen worden 
iſt, kann die Altersinvalidenrente wegen vorhandener Halb⸗ 
deckung gewährt werden, wenn er inzwiſchen das 65. Lebens⸗ 
jahr vollendet hat. 

(RVerſA., 7. RevSen., Urt. v. 13. Dez. 1938, IT a 1874/38 7.) 
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gewinn des Rumpfjahres erſchienen und nicht als Umwand⸗ [K.] 
Hauptſchriftleiter: Profeſſor Dr. Reinhard Höhn, Stellvertreter: Rechtsanwalt Erich Schmidt, beide Berlin. — Für die 


Anzeigen verantwortlich: Hans Neumaun⸗Hofer, Berlin. Schriftleitung: Berlin W 35, Lützowufer 18 II. Fernruf: 21 3718, 
Verlag: Deutſcher Rechtsverlag GmbH., Berlin W 35, Hildebraudſtr. 8. Fernruf: 22 4054; Leipzig C 1, Inſelſtr. 10. Fernruf: 72566: 
Wien I, Riemergaffe 1. Fernruf: R 27216. Poſtſcheckkonten des Verlages: für Bezugsgebühren Leipzig Nr. 74242, für Anzeigenbeträge 


Berlin Nr. 4517). Es gilt die Anzeigenpreisliſte Nr. : 


vom 1. April 1939. Druck: Oscar Brandſtetter, Leipzig. 


Auflage dieſes 


Heftes 22000. Bezugspreis: monatlich 2,50 AA, Vorzugspreis für Junge Rechtswahrer monatlich 2, — AH; Einzelheft 1. — A. 


BAD-NAUHEI 


Herz- und Kreislauf- 
Erkrankungen Rheuma 


Nervenleiden - 


Katarrhe der Luftwege 


Bad-Nauheim, Sanalorium Sanitälsrai Dr. Hahn 


Karlstraße 27 und Ferdinand-Werner-Sirafße 9 


Neuzeitliche Diätkuren bei Herzleiden, speziell bei hohem Blutdruck und Arterienverkalkung e Herzmuskel- 
schwäche e Rheuma e Gicht @ 2 Ärzte e Ganzjährig geöffnet @ Prospekte e Anschrift: nur Karlstraße 27 


ZUCKER-GALLEN- LEBER- 
MAGEN-DARM- UND 
NIERENLEIDEN 


Auskunft durch: W 
Sanatorlum 
Dr. Foerster prosp. kostenl. 


Dr. Külz Spezlal-Sanotorlum 
für Zuckerkranke —Prosp. kostenl. 


torium 


ilquellon 
= Geller 


Kur-Sana 
mit Zuleitung aus den L 
Leitender Arzt Prol. Dr. 
Kurhotel 


phat und mit 
inmitten der Koronlogen 
Zuleitung ovs den Heilquellen 


— — 
Werdet Mitglied der 


Bilz 


S 


Rheinhotel 
M. Joh. Kühnle. Modernstes u 
Terrassen-Restaurant mit Aussie 
Ehrenbreitstein. Zimmer a 


Maus in det Sonne 
Knelpp-Kurheim u. -Sanatorlum 


Wald-Sieversdorf bei Ber I rn 
(M irk. Höhenland). Ruf: Buckow 21. 


Dr. Lahmanns Sanatorium 


„Weißer Hirsch“ seit 1888 
in Bad Weißer Hirsch-Dresden. 


Die klinisch geleitete vorbildl. physikal.-diät. 
Heilanstalt für innere u. Nervenkrankheiten 


7 Fachärzte / Alle neuzeitlichen diagnostischen und 
therapeutischen Einrichtungen Auffrischungskuren 


(Im Kurort: Golfplatz, Tennieplätze, Schwimmbad). Man verlange Werbeechrift J. 


Klimatischer Höhen- 
kurort für Nerven, 
Innere und Stoff- 


wechsel, Grippe, 
Erhalung, Ruhe in 
Höhenlult, Wald, 
Sonnen- und 
Schwimmbad. 
Unterkunftsmöglich: 
keit J. jed.Preislage. 


x Kurort der 
natürlichen Höhensonne 


Telefon 261 8t. Blaslen. Prospekt duroh den Kurverein 


Kurhaus Höchenschwand. Das neu renovierte Hotel und 
vornehme Kurhaus für Wintersport und Winterkuren. Herr- 
liches Skigelände bei Wintersonne und Alpensicht. Diätkuren 
aller Art. Pension ab RM.8.- Prospekt durch die Direktion. 


RVÖS-ERSCHÖPFTE 


Spezlalkuranstalt Hofheim 36 (Taunus) 
bei Frankfurt am Main. Telephon 214. Mäßige Preise 


DRESDEN - RADEBEUL 


Naturheilkuran — 


Koblenz früher HotelKoblenzerHof 
nd schönstes Haus am Mittelrhein. 
ht auf den Rhein und die Festung 


b RM 


—— En 


S.-R. Dr. M. Schulze-Kahleyss, Nervenarzt 


anatorium 


Diätkuren 


Für Referendare z. Assessorekamen 


Pension Stengert 


Berlin W 30, Viktoria-Luise-Platz4 
Telefon: 25 38 65 
U.-Bhf. Viktoria-Luise- Platz v. d. Hause, 
Zimmer mit Frühstück 2.50 RM., mit 
Abendessen Incl, Tee 350 RM. Monats- 
preise billiger. Schöne, sonnige Lage. 
Teilweise fließendes Wasser. 
Beste Empfehlungen aus Juristenkreisen, 
Jahre — 


3,50. Groß-Garage. Ruf; 4421. 


FREMDENHEIM 
Kümmelbacherhof 


bei Heidelberg, erhöhte Lage am Neckar 
und Wald, eigene Landwirtſchaft, neus 
zeltlich eingericht. Südzimmer m. Balkon, 
Zentralh., flick. k. u. w. Waff. Penſions⸗ 
preis 4.50 bis 7.— NM. Proſpelta. Wunſch. 


Hospiz am Bhf. Friedrichstr. R 


Fordern Sie bitte Prospekt DR an, 


Neuhaus 
am Schliersee 
850 Meter Höhe 


Te 


Haus Schwarzdrossel, 
das Haus in der Sonne, mit höchstem Komfort. 
Im Sommer wie im Winter — ein Paradies. 
Balkon-Zimmer mit Frühstück ab RM. 3,50 


Friedrichstraße. Tel.-Adr. : Friebahn- 
hospiz Berlin. Telephon: 425744 


Hospiz am Askanischen Platz 
Soarlandstroßa 74, gegenüber dem 
Anhalter Bhf. Tel.-Adr.: Askahosplz 
Berlin. Tel.; 496044, Naturgarten 


lefonı Schliersee 222 


ORKUN Reiseziele 
5078 fjr aum his 


| ellen 


Indikationen : 
Asthma, konstitution. 
Schwäche, Anfällig- 
keit, Katarrhe der 


KU 


Kurmittel 
kalte und warme 
Seebäder, Luft- und 
Sonnenbäder, 
Meerwasser- 
Inhalationen usw. 
2. T. Schlickbäder, 


Meerwasser-Trinkkuren 
„Reisewinke” 
gratis durch den 
Landestfremdenverkehrsverband 
Ostfriesland Emden 


2 
Alprechtstr 8, 3 Minuten vom Bhf. Berlin 


Alls Bequsmllchkelten d. Neuzelt i. d. Zimm., 


BAD - BERTRICH 
Sanatorium Dr. Dillenburg 


tur Magen-, Darm-, Leber-, Gallen- 
leiden. Penslon von RM. 8.— en. 


BAD HARZBURG 
Hotel Der Parkhof« 


in bester Kurlage, 70 Betten, mod. 
Komfort, bietet jede Behaglichkeit 
bei la Verpflegung. Pens. 5—6.—, 

Vorsaison ab 4.50. Te! 471 


8806880000909 9090900600999 90000099 9999999099 


Wo wohnt der Rechtswahrer in Berlin? 


09999900609 9909 99990009999 99 9 9990900999999 


Pension Central am Zoo, Berlin 


Joachimsthaler Str. 11. Ecke Kurfürstend. 
Tel.: 91 55 06. Neuer Besitzer. Renoviert. Cen- 
tralh., fließ. W., Tel. in jed. Zim. Lift. Ab 3 RM. 


Pension Naumann 
Inh. Frau verw. Rechtsanwalt Käte Burtin 
BERLIN-WILMERSDORF, 
Nikolsburger Platz 6/7, U.-Bhf. 
Hohenzollernpl., Tel.: H7 4704 u. 4708. 
Fließ. Wasser u. Tel. in jedem Zimmer. 


2 Vorzügl.Verpflegung. Zeitgem. Preise. 


Hospiz am Gendarmenmarkt 


Mohrenstr. 27/28, Station d. Unter- 
grundbahn Friedrichstadt. Tel.-Adr. 
Mohrenhospiz Berlin. Tel.: 166011 


Stöcker-Hospiz 
Saarlandstraße 59, Siebentes Haus 


vom Anhalter Bahnhof. Tel.-Adr. 
Missionshospiz Berlin. Tel. 191546 


Zirhz., Tel., fl. Wasser, Bädar/Sitzungsräume 


SS 164, 166, 177, 714 BGB.; 
Nr. 2, 4 Abſ. 2 HGB.; Kontokorrentvertrag. 

Eine Lohnſchleiferei, von mehreren betrie⸗ 
ben, die über handwerksmäßigen Umfang nicht 
hinausgeht, iſt kein Betrieb eines Handelsge⸗ 
werbes. Alleinvertretungsbefugnis der Geſell⸗ 
ſchafter beſteht daher nicht ohne beſondere Ver⸗ 
einbarung oder Ermächtigung für den Einzel⸗ 
fall. 

Eine Vollmacht auf Eröffnung eines Konto⸗ 
korrentauszuges iſt in ſolchen Fallen nicht ohne 
weiteres als Vollmacht auf Aufnahme eines 
Kredits anzuſehen. OLG.: DRW. 1939, 238 
Nr. 13 (Groſchuff) 

§§ 618, 844 Abſ. 2 BGB. Bei § 618 Abſ. 1 
handelt es ſich um den Niederſchlag eines all⸗ 
gemeinen Rechtsgedankens. § 618 Abſ. 1 BGB. 
ift daher ſtungemäß anwendbar auf einen 
Werkvertrag, wenn der Unternehmer zur Her⸗ 
ſtellung des Werks ebenfalls einen Raum des 
Beſtellers betreten muß oder ſonſt mit deſſen 
Vorrichtungen oder Gerätſchaften zu arbeiten 
hat. Dann iſt zugleich auch 8 618 Abſ. 3 ent⸗ 
ſprechend anwendbar (Aufgabe der in 
Rec Z. 80, 27 = JW. 1912, 867 vertretenen 
gegenteiligen Anficht). — Beſondere Mehrar- 
beit der Witwe kommt dem Schädiger nicht 
zugute. RG.: DR W. 1989, 239 Nr. 14 


§ 839 BGB.; Art. 131 RVerf. § 839 BGB., 
Art. 131 RVerf. finden auf die NSDAP. keine 


Anwendung. LG.: DRW. 1939, 241 Nr. 15 


(Barth) 

$ 839 BGB.; $E 1426, 1414 RVO. Durch 
den Umtauſch der Karten der Invalidenver⸗ 
fiherung und durch die damit in Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden Verrichtungen werden nicht 
nur die Belange des Verſicherten, ſondern auch 
die Haftungspflicht des Arbeitgebers betroffen, 
jo daß inſoweit auch er Dritter i. S. des § 839 
BGB. hinſichtlich der der Krankenkaſſe ob» 
liegenden Verpflichtungen ijt. NG.: DR W. 
1939, 243 Nr. 16 

$ 839 BGB.; § 44 a GewO.; § 5 BO. über 
den Zuſammenſchluß der Holz⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft v. 20. Okt. 1936. Erteilung einer Legiti⸗ 
mationskarte nach § 44 a GewO. tft ein gefetz⸗ 
lich gebundener Verwaltungsakt. Amtspflicht⸗ 
verletzung durch ihre verzögerte Erteilung. Der 
Beurteilung, ob ein Beamter ſeine Amtspflicht 
verletzt hat, kann nur der Sachverhalt zugrunde 
elegt werden, von dem ſich der Beamte über: 
1 nach dem Maße ſeiner Kenntnis der 
Tatſachen leiten laffen konnte. NG.: DR W. 
1939, 244 Nr. 17 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen 
Geſetzbuch 

§ 18 EGBGB B.; § 8 Gef. über die Anderung 
und Ergänzung familtenrechtlicher Vorſchriften 
und über die Rechtsſtellung der Staatenloſen 
v. 12. April 1938. Für Klagen, mit denen die 
Ehelichkeit eines Kindes angefochten wird, kann 
der beſondere Gerichtsſtand des § 8 Abſ. 2 die⸗ 
ſes Geſetzes nur dann in Anſpruch genommen 
werden, wenn die Vorausſetzungen des § 8 
Abſ. 1 (= § 18 Abſ. 2 EGBGB.) gegeben ſind, 
unter denen trotz ausländiſcher Staatsange⸗ 
hörigkeit des Ehemanns der Mutter doch das 
deutſche Recht anzuwenden ift. RNG.: DR W. 
1939, 246 Nr. 18 


Art. 18, 19 EG BGB.; 88 7, 8, 11 BGB.; 
§ 640 ZPO. 

Deutſche Gerichte find auch für Klagen auf 
Anfechtung der Ehelichkeit zwiſchen Ausländern 
zuſtändig, ohne daß es auf die Anerkennung 
ſolcher Urteile ankommt oder die Nichtanerken⸗ 
nung zur Verneinung des Feſtſtellungsinter⸗ 
eſſes führt. 

Das Recht auf Wohnſitzbeſtimmung ergibt 
ſich aus dem Rechtsverhältnis zwiſchen Eltern 
und ehelichem Kind (Art. 19 EGBGB.) 

Die Vorfrage, ob das Kind ehelich iſt, iſt 
hingegen nach Art. 18 EGBGB. zu beurteilen. 
Iſt die Ehe vor Geburt des Kindes geſchieden 
und die Mutter nicht wieder verheiratet, fo 
entſcheidet das Recht des Ehemanns zur Zeit 
der Auflöſung der Ehe. 


ss 1 Abi. 2 


Ein gefhäftsunfahiges Kind kann einen an- 
deren Wohnſitz als fein Vater haben. KG.: 
DRW. 1939, 246 Nr. 19 

Art. 18, 29 EGBGB. i. d. Fall. des Gef. über 
die Anderung und Ergänzung familienrecht⸗ 
licher Vorſchriften und über die Rechtsſtellung 
der Staatenloſen v. 12 April 1938 (RGBl. IF, 
380). 

Für die Beſtimmung des Abſtammungs⸗ 
ſtatuts bleibt ein Staatsaugehörigkeitswechſel 
des Ehemannes nach der Geburt des Kindes 
unbeachtet. 

Die Anderung des Art. 29 EGBGB. durch 
das Gef. v. 12. April 1938 wirkt bei Staaten⸗ 
loſen, die in Deutſchland ſich gewöhnlich auf⸗ 
halten, wie ein Staatsangehörigkeitswechſel, fo- 
weit ihr letztes Heimatrecht ein nichtdeutſches 
war. KG.: DRW. 1939, 247 Nr. 20 

Art. 139 EG BGB.; 88 50 ff. II 19 AL R.; 
Hofreſkript v. 2. Juli 1801. 

Die Bekanntmachung des Erbrechts einer 
Stadtgemeinde (Fürforgeverband) nach 8s 50 ff. 
II 19 ALR. iſt irreführend und daher „nicht 
gehörig erfolgt“, wenn das geſetzlich ſich auf 
den ganzen Nachlaß erſtreckende Erbrecht in 
der Bekanntmachung auf die Höhe der tatſäch⸗ 
lich aufgewendeten Koſten eingeſchränkt wird. 

Die Stadtgemeinde ift alsdann mangels ord⸗ 
nungsgemäßer Erbrechtsbekanntmachung nicht 
Erbin des Verſtorbenen geworden, ſondern 
lediglich in Höhe der aufgewendeten Wohl⸗ 
fahrtskoſten Nachlaßgläubigerin. LG.: DRB. 
1939, 248 Nr. 21 

Art. 200 EG BGB.; Art. 51 ss 4, 6 PrAG⸗ 
BGB.; Pomm Bauern O. v. 15. Mai 1616; Ba- 
tent v. 12. Nov. 1804. Im Anwendungsgebiet 
der PommBauern O. v. 15. Mai 1616 kann 
noch nach Inkrafttreten des VOV, der Eintritt 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft — auch — 
durch einſeitiges eigenhändiges Teſtament des 
Ehemannes ausgeſchloſſen werden. KO.: DR W. 
1939, 249 Nr. 22 

Art. 213 EG BGB.; Gemeines Recht; 88 23, 
25 REG; $$ 2197 ff. BER. 

Nach gemeinem Recht iſt die Einſetzung auf 
ein beſtimmtes Vermögensſtück (z. B. auf einen 
Hof) kein Erbſchaftsvermächtnis, ſondern ein 
Einzelvermächtnis, das unter Umſtänden ding⸗ 
liche Wirkung haben und ferner als ſukzeſſives 
Vermächtnis (fideikommiſſariſche Subſtitution) 
begründet werden kann. 

Ein Bauer kann in ſeiner Verfügung von 
Todes wegen innerhalb der Grenzen des § 25 
REG die Anerben für die einzelnen Erbhöfe 
ſelbſt beſtimmen und dadurch das Wahlrecht 
des § 23 NEG ausſchließen. 

Für einen Erbhof kann eine Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung nicht angeordnet werden. KG.: DA, 
1939, 250 Nr. 23 

Patentrecht, 

Urheberrecht und gewerblicher Rechtsſchutz 

88 1 ff. Patz. i 

Wenn innerhalb einer zuſammengeſetzten, im 
gegenfeitigen Wirkungszuſammenhang ſtehen⸗ 
den Vorrichtung geſchützte Teile notwendig mit 
anderen, den geſchützten Erfindungsgedanken 
nicht verwirklichenden Teilen zuſammenwirken 
müſſen, fallen die letzteren gemäß ſtändiger 
Rechtſprechung des NG. nicht in den Patent 
ſchutz der geſchützten Teile, ſelbſt wenn beide 
lungeſchützte wie geſchützte Teile) in engem 
techniſchen Zuſammenhang ſtehen. 

Der Erwerber einer patentierten Geſamt⸗ 
vorrichtung darf kraft ſeines Gebrauchsrechts 
einen verhältnismäßig untergeordneten — vom 
Erfindungsgedanken ergriffenen — Einzelteil, 
deſſen wiederholte Auswechſlung während der 
normalen Lebensdauer der Geſamtvorrichtung 
notwendig und von vornherein vorgeſehen iſt, 
erneuern. Dies iſt als zuläſſige Ausbeſſerung 
anzuſehen. Daher begeht auch derjenige keine 
Patentverletzung, der ihm den Erſatzteil liefert. 
RG.: DRW. 1939, 251 Nr. 24 

$ 15 Liturhcß. Die im Zeitpunkt der Vor⸗ 
nahme der Vervielfältigung gemäß $ 15 Lit 
Uhr. zuläſſige Handlung wird nicht nachträg⸗ 


lich unzuläſſig, falls der perſönliche Gebrauch 
überſchritten wird. OLG.: DRW, 1939, 252 


Nr. 25 (Hoffmann) 


88 4, 16, 25 WZ3G.; SS 1, 3 UWG. Ein 
dem allgemeinen Sprachgebrauch entnommenes 
Tätigkeitswort kann ſich im Verkehr als 
Kennzeichen durchſetzen, wenn es dem Verkehr 
mehr ſagt, als der Begriff im Allgemeinge⸗ 
brauch ausdrückt. Um ſo mehr kann ſich ein 
neuartiges Tätigleitsivort dem Lefer ein- 
prägen, ſelbſt wenn es in der Werbung nicht 
hervorgehoben iſt. — Der anſtändige Kauf⸗ 
mann lehnt es ab, ſich ohne Not der Waren⸗ 
bezeichnung eines Mitbewerbers ſo zu nähern, 
daß eine Verwechſlungsgefahr beſteht. RG.: 
DRAW, 1939, 253 Nr. 26 

§§ 24, 25, 31 W3G.; S 3 UnlWG. Das 
Verſehen der Ware mit dem geſchützten 
Zeichen eines anderen iſt für ſich allein ſchon 
eine Verletzung des Zeichenrechtes, wenn es mit 
dem Willen geſchieht, die ſo bezeichnete Ware 
in den Verkehr zu bringen. Unerheblich iſt es 
hierbei, daß die Ware im Ausland verkauft 
werden foll. Für die geſchützte Ausſtattung 
kaun nichts anderes gelten. — Zum Vorliegen 
einer Wiederholungsgefahr. RG.: DR W. 1939, 
255 Nr. 27 

§ 3 Unl WG. Vorausſetzungen der Wieder⸗ 
holungsgefahr unrichtiger Angaben i. S. des 
§ 3 UWO. NG: NTW. 1939, 256 Nr. 28 


Straßenverkehrsrecht 


§§ 823 Abſ. 2, 830, 840, 426, 254 BGB.; 
§ 17 Kraftfch. 

Gegen die Annahme des Haftungsausſchluſ⸗ 
ſes des Halters gegenüber ſeinem nahe ver⸗ 
wandten Inſaſſen bei nur leichter Fahrläſſig⸗ 
keit oder auf Grund Vereinbarung mit Wir- 
kung gegen den ausgleichungsberechtigten, vom 
Inſaſſen in Anſpruch genommenen Halter des 
anderen Fahrzeugs beſtehen Bedenken. 

Bei Zuſammenſtoß mehrerer Fahrzeuge hat 
der Halter des einen bei Verſtoß des anderen 
gegen die Verkehrsvorſchriften einen ſelbſtän⸗ 
digen, durch $ 17 Kraftfc. nicht beſchränkten 
Anſpruch auf völligen oder teilweiſen Erſatz 
der Aufwendungen, die er zur Befriedigung 
der Anſprüche des Inſaſſen des anderen Fabr- 
zeugs gehabt hat. KG.: DRAW. 1939, 256 
Nr. 29 (Carl) 

KraftfG.; § 823 BGB. Wer Verſtöße gegen 
die Regeln des Straßenverkehrs bei anderen 
bemerkt, muß ſich nach feſtſtehender Rechtſpre⸗ 
chung ſelbſt darauf einſtellen und darf nicht 
unbekümmert ſeine Fahrt, die bis dahin ein⸗ 
wandfrei war, fortſetzen. NG.: DRAW. 1939, 
259 Nr. 30 

§ 26 Abs. 6 Straß VerkO. a. F. Der Begriff 
des Uberholens i. S. des § 26 Abſ. 6 Straß⸗ 
VerkO. v. 28. Mai 1984 ſetzt voraus, daß es 
ſich um zwei in Bewegung befindliche Fahr⸗ 
zenge handelt. NRG.: DR W. 1939, 259 Nr. 31 


Offentliches Verſicherungsrecht 


§ 899 Abſ. 1 RVO. trifft, ſofern nicht im ein- 
zelnen Falle beſondere Umſtände vorliegen, auf 
die Tätigkeit des angeſtellten Kraftwagenfüh⸗ 
vers nicht zu. OLG.: DRAW. 1939, 260 Nr. 32 

$ 13 GG.; § 194 AugVerſch.; § 9 Ang- 
Verf. a. F.; § 1459 RVO. Durch die Beſtim⸗ 
mungen des § 1459 RVO., § 194 AngVerſch. 
wird der Rechtsweg ausgeſchloſſen für alle 
Streitigkeiten, deren Grundlage die Pflicht zur 
Entrichtung von Beiträgen für die ſoziale 
Verſicherung bildet. Der Rechtsweg ift daher 
auch ausgeſchloſſen, wenn jemand mit der Be⸗ 
gründung, ein anderer ſei zur Abführung von 
Beiträgen für die Angeſtelltenverſicherung ver⸗ 
pflichtet geweſen, von dieſem Erſtattung der 
Beträge verlangt, die er für eine andersartige 
Verſorgung an Stelle einer ſonſt notwendigen 
Angeſtelltenverſicherung gezahlt hat. NRG.: 
DRAW. 1939, 260 Nr. 33 (Kerſting) 


Schuldenbereinigungsgeſetz 


8 1 Abſ. 1 Schuld Bereinch. Wenn der Siche⸗ 
rungsnehmer auf Grund eines erwirkten Ur⸗ 
teils im Vollſtreckungswege dem Stcherungs⸗ 
geber den dieſem zunächſt verbliebenen unmit⸗ 
telbaren Beſitz an den Gegenſtänden des Siche⸗ 
rungsübereignungsvertrages entzieht, und wenn 


—— 


Offene Stellen 


Erſtklaſſige Stenotypiftin 
bei gutem Gehalt für ſofort oder 
J. Mai geſucht. 

Dr. Delbrück, 
Dr. Schierholt I 

und Pr. Carganico, 
Rechtsanwälte, 
Stettin, Kleine Domſtr. 20. 


Geſuchte Stellen 


2222222222222 
222222222222222222 222222272: 


Übernahme 
einer Anwaltspraxis 

bei Barauszahlung zu ſofort 
oder in einigen Monaten geſucht. 
Bevorzugt: oſtdeutſche Kleinſtadt. 
Angebote unter A. 561 an: Deutſcher 
Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Hildebrandſtraße 8. 27 9 


Anwalts aſſeſſor, — 7 


Fach 


ſich 
tende 
ſicher 


Anwaltspraxis 
mit Inventar uſw. 
inerheiniſcher Großſtadt 


Ber 


re 
22222 


zu übergeben. 
Wegen Sterbefall Eilangebote 
erbeten unter A. 556 an: 
Deutſcher Rechtsverlag, Ber⸗ 
lin W 35, Hildebrandſtraße 8. 


alt, I 
und 


Bank 


U. A. 
Ber 


Afleflor, 


mögl. Probeaſſ. od. Anw.⸗Aſſ. von RA 


28 J., verh., über 


in beiden Fächern firm, auch flotter 
Stenogr. u. Maſchinenſchr., w ünſcht 


u. A. 565 an: Deutſcher Rechtsverlag 


12 Jahre bei Anwalt und Notar in 
ungel. Stellung beſchäftigt, 28 Jahre 


Handel, Induſtrie, 


wandert. Sekundareife, Pg. Angebole 


Bürovorſteher, 
ve 13 J. ununterbr. im 
tätig, Oberſekundareife, ungek, 


Bürovorſteher, 
perfekt in Anwaltspraxis, etwas Er⸗ 
fahrung im Notariat, ſucht für 
ſofort anderw. Stellung, evil. 
in Handel od. Induſtrie. Angeb. erb.: 
Becken 
Frankfurt a M., Waſſerweg 30. 


—— 


Habe folgende 
Entscheidungen des RG. 
in Zivilsachen abzugeben: 
Band 100, 102, 103, 104, ferner 134—150 
einschl. Register, vollkommen neu. Preis- 
angeb. u A. 564 an: Deutscher Rechts- 
verlag, Berlin W 35, Hildebrandstr. 8 


= >. * 
Juristische Wochenschrift 
1916—20, 29 37, teils in Heften (9 Jahrg.). 
teils gebunden (5) u Komm. d. RGRäte 
zum BGB., 6. Auflage, billig zu ver- 
kaufen. Preisangebote unter A. 557 
an: Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35. 
Hilde brandstraße 8. 


zu verändern, evil. in [ei 
r Stellung in Induſtrie od. Ver⸗ 
ung od. als Sekretär. Angebote 


lin W 85, Hildebrandſtraße 8. 
Bürovorſteher, 


ebig, möchte ſich gern verändern 
ſucht daher Stellung bei 
Verſicherung oder 


Im Verkehr mit Publikum be- 


559 an: Deutscher Rechtsverlag, 
lin W 35, Hildebrandſtraße 8. 


Bürovorfteher, 


„ledig, firm im Ge 
, + PEOR in beiden Fächern, 
r Maſchinenſchreiber und Steno- 


in Mitteldeutſchland als Vertreter für fämtfiche g iff typiſt, w ün ſcht ſich zum 1. Juli Salach a Opo p f. 80 1 areon: 
mehrere Monate geſucht. Angebote beide Examina u. ſämtliche Zeugniſſe in eine autgehende Praxis ` obey | ERiSch.dOVG Ba.11-80n Ta 
unter A. 545 an: Deulſcher Rechts⸗ gut, ledig, flotter Arbeiter bisher als größeres Werk zu verändern. Ba. 20.08 deb 10077 er ee 
Verlag, Berlin W 35, Hildebrandſtr. 8. Richter am LG. ſeit 1938 bei Ober⸗ Mindeſtgehalt 200.— RM. netto, | Gesetzgeb.-Mat. von 1806-1943; Mugdan, 
> Fragen gerichtsanwalt tätig, fei e den Angebote unter A. 563 an: Deutſcher > Bern ee 
; ä i ar , ez. d. KG. - IW. vor 
volljuriſt ab Lobe 13. Aab Heat Bee 8 Ole ee geb Sam Werkes gut orts 
b RAN mA . . ebran Freise v. mu ._ „U. A. 554 
mit Wohnſit in Leipzig gung bei Anwalt. Angebote aus ltraĵe 8. an: Deutscher Rechtsverlag, Berlin W35, 
für juriſt.⸗wiſſenſchaftl. Weſtfalen oder Rheinland bevorzugt. Junger Hildebrandstraße 8. 
Arbei Angebote unter Zuſchriften mit Geha angeboten u. uristische Wochenschrift / Entsch. 
it geſucht. Ang ter Zuſchrif it Gehaltsangebot Anwalts angeſtellter 1 


A. 566 an: Deutſcher Rechtsverlag, 


8 i bun 7 s 
. 1000 an Lewitbowerbu 2 Berlin W 35, Hildebrandſtraße 8. 


Leipzig © 1, erbeten. 


bucht Stellung. 


des Reichsgerichts in Zivils. ab 193) 
Auch als 


Burovorſteher Sürovorfteher. Gute Zeugniſſe. Wachse. ne nn Stag n 

Jüngerer 39 Jahre alt, verh, dollt ſelöſt ee Angebote mit Gehaltsangabe unter | börigk., Int. Priv.-R., Formularbuch, 

Ja ae e aA A. 560 an: D tf R Karfeiausgaben v. Gesetzen u. Verord- 

Bürogehilfe oder Gehilfin wiſſenh. Arbeiter in beiden Fächern, A „Deutſcher echtsverlag, nungen. Angeb. m. Angade v. Jahrgang, 
A in ungek. Stellung, wünſcht ſich[ Verlin W 35, Hildebrandſtraße 8 Auflage, Preis unt A. 558 an: Deutsche‘ 

als erſte Kraft für fofort zum 1. In li, evtl. ſpäter, zu ver- | — ` | Rechtsverlag, Berlin W 35, Hildebrandsir 8 


geſucht. Angebote mit Zeugn., 
Bild und Gehaltsanſprüchen an 


ändern. Induſtrie, Handel, Verw., 
Pyp.⸗Bank od. Siedl.-Untern. bevorz. 
Angebote mit Gehaltsangabe unter 
Rechtsanwalt und Notar Dr. Kutz, 4 an: Deutſcher Rechtsverlag, 

Schloppe (Grenzmark P. W.). [Berlin W 35, Hildebraudſtraße 8. 


dieſe Gegenſtände die weſentliche wirtſchaftliche Ob Wohnſitz in der Schwe 
Grundlage der ſelbſtändigen Lebenshaltung des 
Schuldners bis zur Fortnahme bildeten, fo kaun 
hierin eine durch Vollſtreckung erzwungene Ver⸗ 
mögenshingabe zur Befriedigung der Gläubiger 
i. S. des Geſetzes erblickt werden. KG.: DR W. 
1939, 263 Nr. 34 rar 

81 Schuld Bereincz. Rechtsnachfolger ſind in 
der Regel nicht berechtigt, die Bereinigung der 
Schulden ihres Rechtsvorgängers zu verlangen. 
LG.: DRW. 1939, 264 Nr. 35 h y 

8 1 Abſ. 4 SchuldBereinG. Bei Verurteilung 
zu einer längeren Freiheitsſtrafe in einem Ge⸗ 
biet, das in einem inneren Zuſammenhang zur 
Schuldenbereinigung ſelbſt ſteht, ift der Schutz 
des Geſetzes nicht gegeben. LG.: DRW. 1939, 
264 Nr. 36 


1939, 267 Nr. 38 


§ 828 f. ZPO, 
Die Frage, ob 


auf Zahlung der 
oder ob das Weihnachtsgeld 


beſchluß nur „angebliche 


keit der klagbaren — W 
tion. Es entſpricht jedoch den 
Zivilprozeßordnung empfinden, ſie nicht in voll 


5 u 9, 80 pfändbar zu erklären. — 

s 599, 600 BPO; 88 64 Nr. 5, 79, Me 
5 kun⸗ rechnung des pfändbaren 
dente en e e en dc DNB. 1939, 


denprozeſſes ſind, ſolange ſie nicht auf Rechts⸗ 
eite a Unterlegenen hin aufgehoben wor⸗ 
den ſind, für die weitere Beurteilung des ſtrei⸗ 
tigen Rechtsverhältniſſes inſoweit bindend, 
als die in ihnen getroffene Entſcheidung nicht 
gerade auf der eigentümlichen Beſchränkung 
des Urkundenprozeſſes beruht. Dieſe Bindung 
erſtreckt ſich in&hel, auch auf die durch das Vor⸗ 
behaltsurteil bejahte Zuläſſigkeit des Rechts. 
weges ſowie auf alle diejenigen gegenftänd- 
lichen Anſpruchsvorausſetzungen, ohne deren 
Beurteilung zugunſten des Kl. das Vorbehalte. 
urteil nicht hätte 670 5 ee RG.: DNW, 
1939, 265 Nr. 37 (Schiedermaier è 

F 606 ZPO; Art. 3 Deutſch⸗Schweiz. Voll⸗ 
ſtrAbk. v. 2. Nov. 1929 (RG Bl. 1930, II, 1066 

d 1270). - 
"Ein 12 Schweiz über Reichsdeutſche er⸗ 
gangenes Scheidungsurteil tft in Deutſchland 
nur dann anzuerkennen, wenn nach der bent- 
ſchen ZuſtändigkeitsO. ein ſchweizeriſches Ge 
richt zuſtändig war. 


mer) 


8 4 Abf. 1 
ſchaftliche Geſchäftsbetriebe, 
Kriegsblindenverein zur Erfi 
forgeaufgaben unterhalten w 
von Körperſchaftſteuer befreit 


neferti 


gten Erzeugniſſe 
Vertrieb 


von 


weit er zur Erzielung eines 
der Hauptwaren 


1939, 270 Nr. 40 


8 6 den 
§ 2 Abf. 


aus dem letzten Wirtſcha 


(8 606 Abſ. 1 BPO), ift dann alſo ebenfalls 
nach deulſchem Recht zu beurteilen. KG.: DR W. 


der Schuldner 
Drittſchüldner einen Hagbaren 


Weihnachtsgratifikation hat 
zahlt wird, kann nicht im Vollſtreckungsverfah⸗ 
ren geprüft werden, da durch den Pfaändungs⸗ d 
Schuldners gepfändet werden. 

Die h. M. bejaht grundſatzlich die Pfändbar⸗ 


Zur Frage der Er⸗ 
Teils der Gratifi⸗ 
268 Nr. 39 (Som⸗ 


Reichsfinanzhof 
Bi 6 KörpCte, 1934. Wirt. 


a 
den Vertrieb der von den Kriegsblinden ſelbſt 


zugekauften 
kann dabei außer Betracht gelaſſen werden 


förderlich erſcheint und fih $ 
angemeſſenen Grenzen halt, ch 


1, 88 14, 15 Abſ. 1 Rör StG. : 
5. 5 5 eak 1934; 8 4 ig 
under 2. UmWSDurHVO, Bei 5 Pi i - - an 
mittlung des 10 2 Betrieb hen tung rer Re erf. 


tsjahr (Rumpſfwirt⸗ 


. 
Anzeigenaufträge einſchl. der Texte für Stellenangebote u. 


Niederlaſſungen, raxisänderungen an Anz-Nbtlg. 


Deutſcher Rechtsverlag, Berlin W 35, Hildebrandſtr.s 
Auzeigenſchluß: Donnerstag der Vorwoche 


ſchaftsjahr) einer umgewandelten oder aufge 
löften Kapitalgeſellſchaft nach & 7 Abſ. 3 der 
2. UmwetDurchfB O, darf ein Umwandlungs 
verluſt nur inſoweit abgezogen werden, als er 
auf die Herabſegung der Buchwerte der über⸗ 
tragenen Wirtſchaftsgüter auf den niedrigeren 
Teilwert zurückzuführen ift. NED.: DR W. 1939, 
270 Nr. 41 (Delbrück) 


$6 Sag 1, 8814,15 2 -1 KörpStch. 1934; 82 
Abi 2 EintSt@, 145178 7 Abf. 1 Kiji. 1 15 
er 2 UmwandlSt Durchf. Bei der Ermitt⸗ 
lung des „ſteuerpflichtſgen Umwandlungsge⸗ 
winnes i. S. des $ 7 Abſ. 1 Ziff. 1 der 2. Um⸗ 
wandlSt Durchf. darf ein ſteuerlich anzuer⸗ 
kennender Betriebsverluſt des letzten Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs (Rumpfwirtſchaftsjahrs) abgejegt 
werden. RFH.: DRW. 1939, 272 Nr. 42 


Reichsverſicherungsamt 


.$ 384 Abſ. 1 RBO, Eine erhöhte betriebs- 
eigene Erxtrankungsgefahr kann bei Reichsauto⸗ 
bahn⸗ und Heeresbauten unter Umſtänden darin 
erblickt werden, daß dieſe unter erſchwerten Ar- 
beitsbedingungen zum Wohle der Volksgeſamt⸗ 
heit möglichſt beſchleunigt fertiggeſtellt und bei 
her ı Beruckſichtigung der heuti⸗ 
gen Verhältniſſe im Arbeitseinſatz auch körper⸗ 
uf A parn. am fih nicht voll geeignete 
k } T verwendet werden mii en, die vielfach 
beschranken. Der | den beforderen an ihre Beten fm zu 
Snfahwaren ſtellenden Anforderungen des Betriebes nicht 
beſſeren Umfa leg genügen. RVerſzl.: Din, 1939, 272 Nr. 43 
S| 87205 RRO. n, 3:5 88 18, 117 Abſ. 1 NAus- 
bauch. Einem Verſicherten, der nach eingetrete⸗ 
ner Invalidität vor dem Jahre 1936 mit fei- 
nem Anſpruch auf Invalidenrente wegen Ana 
wartſchaftsverluſtes abgewieſen worden iſt, kann 
die Altersinvalidenrente wegen vorhandener 


gegen den 
Rechtsanspruch 


ihm freimiflig ge⸗ 


Anſprüche“ des 


eihnachtsgratifika⸗ 
U gefunden Volks. 
em Umfange für 


die von einem 
illung feiner Für⸗ 
erden nrüſſen, ſind 
„wenn ſie ich 


RFD.: DRY, 


7 Abf. 1 Ziff. 1 


ſchen vag 65. ebensjahr vollendet hat. RVerſ al. 
DW 1939, 272 Nr. 44 


HAMBURG 


Aktiva RM RM 
Barteaerve: 5 5 Pr 
a) Kassenbestand (deutache und ausländische 
A 15 816 764,74 
TTT 
Fällige Zins- und Dividendenscheine (ein- J 
schließlich Fälligkeiten per 2. |. 39). . « 2 320 739,92 
Schecks e ke e “ 24 338 594,78 
Wechsel . 398 418 342,66 
Darin alind enthalten; RM 8835 231 869,22 
Wechsel, die dem § 21, Abs I, Nr. 2 des 
Bankgesetzes entsprachen (llandelawechset 
nach § 1A, Abs. 2 dea Relchsgeuatzes Uber 
das Kreditwesen) 
Schatzwechsel und unverzinaliche Schatz- 
anweisungen des Reichs und der Länder 140 983 977,55 
Darin sind enthalten: RM 140 288 947,85 
Bchatzwechsel und Schutzanwelrungen, die 
dia Reichahnnk belelhen darf 
Eigene Wertpapiere: 
a) Anleihen u. verzinnliche Sohatzanwalaungen 
des Raicha und der Länder 101 328 655,88 
b) sonatige verzinnliche Wertpaplere . » 19 203 816,32 
6) bürsengling!ge Dlvldenden werte 31 295 188,15 
a) sonstige Wertpaplerr ss. 9 173 594.29 161 001 154,64 
In der Gesamtsumme siod enthalten: 
RM 118657 267,10 Wertpaplere, dle dle 
Relchabank belelhen darf 
Konsoralbeteiligungen. . a...n -- v2... 16 534 919,72 
Kurzfällige Forderungen unzweifelhafter 
Bonität und Liquidität gegen Kredit- 
re Rn a eo 14 554 342,63 
Davon sind HM 12 586 B64,78 täglich fällig 
(Nostroguthaben) 
Forderungen aua Report- und Lombard- 
geschälten gegen börsengängige Wert- 
et He A S TEN T 2974 075,72 
Vorschüsse auf verfrachtete oder ein- 
gelagerte Waren: 
a) Rembourskredite „on con rauen 31 955 972,15 
b) sonstige kurzfristige Kredite gegen Verpfün- 
dung bestimmt bezelchnetar marktgüngizer 
N 2 EM a E 16 732 494,31 48 688 466,46 
Schuldner: 
een 10 344 259,69 
b) sonstige Schuldue r. 618 64 164. 628 993 424,51 
In der Gessmtaumme sind enthalten: 
an) RM 92867 160,90 gedeckt durch börsen- 
gingive Wertpnplere 
bb) RM 874 885 024,68 gedeckt durch aonatige 
SIcherhelten 
Hypotheken, Grund- und Rentenschulden 10811 194,58 
Durchlaufende Kredite. 30 763,90 
Beteiligungen „2. 2ce seo... 8 067 681,71 
(Zugänge RM 524 042, 50, 
Abginze RM 789 968.—) 
Davon sind RM # 222 080,71 Beteillgungen bat 
anderen Kreditiustituten 
Grundstücke und Gebäude: 
a) dem elgenen Genchiftsbetrieb dienende 39 800 000,— 
b) sonstige (Zugänge RM 82 272,46, Abgänge 
RM 2 869 680,08) . .. . . 8 11 725 509.78] 51525 509,78 
Verrechnungsposten der Geschäftsstellen 
untereinander See E E 123 877,97 
Posten. die d. Rechnungsabcrenzung diene 450 085.50 
1553 648 902,88 
Angaben gemäß der eraten Durchführungsverordoung zum Aktlen- RM 
geaata: In den Aktiven siod enthalten: 
Forderungen an Konzern unternehmen 3044 291,65 
Forderungen an Vorstandzmitglleder e er e e —.— 
Sonstige Forderungen gemilſ & 14, Aba. 1 und KWG. und Artikel ig 
der Durchführungaverorduung zum KM W. * 7353 056,35 
Anlagen nach § 17, Abs. I K WM -W... 58 815 849,69 
Anlagen nach § 17, Ab. 2 KW W. 59 593 191,49 


Berlin, den 27. Februar 1939. 


Eugen Bandel 


Berlin, den 28. Februnr 1989. 


Dr. HELMUT SCHWABE 


RICHTER IM WERDEN 


ICommerz- und Privat-Bank 


Aktlengesellschaft 


BERLIN 


Passiva RM 
Gläubiger: 
n) saltena der Kundschaft bel Dritten benutzte 
U a a E 52 444 196,43 


b) saustiga Im In- und Auslaud anſzenommone 
Gelder u, Kredito (Nastroverpilichtungen) . » 
o) Einlagen deutscher Kreditinstitute 
RM 95 572 094,00 
d) sonstige Glliuhlger „ . RM 940 140 476,05 
Von der Summe o) + d) ontfullan uuf: 
1. jederzeit Aliga Gelder RM 028 084 691,76 
2. foste Gelder und Gelder 
auf Kündigung.. RM 411 768 878,00 
Von 2. werden durch Kündigung oder 
alud flig: 
a) lunerhalb 7 Tagen RM 82289 020,66 
b) darüber hinaus bis 
zuf Monaten.. . 
o) darüner hiunua blu 
zu 12 Monnteu .. RM 109 808 5AA,RA 
d) über 14 Konnte hinaus RM 8 5 464, 
Verpflichtungen aus der Annahme ge- 
zorener und der Ausstellung eiuener 


Wechsel (Akzepte und Solo wechsel) 


Spareinlagen: 


23 802 295,80 


1035718 570.71 11111965 062,94 


RM 208 810 281,75 


152 919 191,74 


a) mit gewotellober Kündieuogafelat |... 135 976 010,45 

b) mit besonders vereinbarter Kündiguugafriat 47.362 650,06 | 183 329 267,11 
Hypotheken e 68 713,19 
Dorchlaulende Kredits. 30 763,90 
Unerhobene Dividenden. 58 951.50 
rer Se 80 000 000,— 
Gesetzliche Reserve nach § ! 1 des Reichs- 

gesetzes über das Kreditwesen 10 000 000, — 
Pensionnlondn s 2... scan rn. E 5 250 000, — 
RAe on Narea 2 328 497,38 
Posten. die d. Rechnungsab. renzung dienen 1182 328,61 


Reingewinn: 
Oewlunvorteng aus dem Vorjahr 
FT De Eee 
Verbindlichkeiten aus Bürgschalten, 
Wechsel- und Scheckbürgschalten sowie 
aus Gewährleistungaverträgen ($ 131, 
Abs, 7 des Aktiongenetäe#) . .. >». .- » 
Eigene Indossamentsverbindlichkeiten: 
a) aus weltarhegehenen 


1 703 106,08 
4 812 990,43 


6 516 096,51 


83071 561,85 


Nankakzapten .,. sao RM 6889 189,— 
b) aus elgenan Wachzeln der 
Kuuden an dle Order der Bank —.— 
o) aus sonstigen Raulakoutle- 
ruaa a ee RM 74005 809,42 74 644 798,42 


Eu 


Angaben gemilß der ersten Durchführungsverordnung zum Aktlen- 
gesetz: In den P’aanlven alind enıhalfen: 


3 KAN 902,88 
RM 


Verbiudlichkollen regen d har Kousernuntarnehmeenn . 11 101 627,44 
Gesanıtverpfllohtungen nach 5 11, Aba. IK WC.. 1448 282 234,98 
Gesammverpfliohtungen naoh N 16 KW WUũWW.W ... 1 264 952 967,87 
Gesamter nftenden Eigenkapital nach g 11, A bu. 2 K W. 90 000 000, — 


Gewinn- und Verlust-Rechnung, 
abgeschlossen am 31. Dezember 1938 


Aufwendungen RM 
Personalaufwendungen ... 2... + 31 484 892,73 
Ausgaben lür aoziale Zwecke, Wohlfahrts- 

einrichtungen und Pensionen 5 192 338,38 
Sonstige Aufwendungen. 8 814 094,14 
Steuern und ähnliche Absaben 8570 483,33 
Zulührung an den Pensionslonds ...... 1.000 000,— 
Gewinn: 

Vortrag 1703 106,08 

r 4812 900,43 6 516 098,61 

500 

Erträge RM 
Vanir T ˙ V 1703 106,08 
Zinsen und Disken t.... 08 28 703 387,71 
Provisionen und Gebühren R 31 122 311,30 
61 678 805,09 


Der Vorstand 
Eugen Boode Paul Marx Joseph Schilling; 


Nach dem abschließenden Ergebnls unserer pfliohtmüßigen Prüfung auf Grund der Bucher und Achriften der Bunk sowla der vom Vorstands ertellten Aufkliirungen und Nach- 
wolte entsprechen die Buchführung, der Jahresabschluß und der Geschüftsberloht, sowalt ar den Jahresahzchlul erlhutert, den genetzilchen Vorschriften. 


stellv.: Harry Kühne Ernst Lincke 


Deutsche Revisions- und Treuhand-Aktiengesellschaft 
Henze, Wirtschafieprüfer ppa. Braun, Wirtschnftaprüfer 


Dem Aufsichtsrat gehörten am Schlusse des Geschäftsjahres an: 
Friedrich Reinhart, Vorsitzer; Hans Harney, Ewald Hecker, Franz Heinrich Witthoefft, stellv. Voraltzar, 
Albert Bannwarth, Bruno Claussen, Heinrich Diederichsen, Heinrich Theodor Fleitmann, Heinrich Glesbert, Theo Goldschmidt, Alex Haffner, Carl Harter, 


Adolf Koehler, Carl Ludwig Nottebohm, Gustav Pilster, Ernst Friedrich Rechberg, Paul Rohde, 
i Wilhelm Tengelmann, Paul Wesenfeld, 


Robert Schoepf, 
Kurt Woermann 


Moritz Schultze, Helnrich von Stein, 


nn 


Dieses Buch llest sich wie ein Roman! 


Bei jeder Buchhandlung erhältlich 


Tagebuch elnes Amtsrichters Preis des gut ausgestatteten Ganzleinenbandes: RM 3.— 
Moabit + Friedensrichter im Arbeltsgericht 
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